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Vorwort von Staatssekretärin Margit Gottstein, 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Liebe Leser*innen, 

wir alle haben das Recht auf gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe: Unsere Demokratie lebt davon, 
dass wir alle gleichermaßen die Chance haben, selbstbestimmt zu leben und unsere unterschiedlichen 
Erfahrungen, Perspektiven und Potenziale einzubringen. 

Leider ist unsere Gesellschaft längst nicht frei von Diskriminierung – sei es durch bewusste oder unbe-
wusste Stereotypen und Vorurteile; sei es, weil sich Ungleichbehandlungen über Jahrhunderte in unseren 
gesellschaftlichen Strukturen und Institutionen eingeschrieben haben. Dies trifft auch auf die öffentliche 
Verwaltung zu. Deshalb brauchen wir dringend einen ambitionierten Prozess, um Ungleichbehandlung 
abzubauen, Chancengleichheit herzustellen und zu einem erlebbar wertschätzenden Umgang zu kommen – 
in einer Gesellschaft der Vielen. 

Auf diesem Weg lernen wir täglich hinzu. Es ist ein hohes Gut – und ein demokratisches Grundrecht –, dass 
keine Person wegen ihres Geschlechts, ihres Alters, ihrer Abstammung, ihrer Weltanschauung, einer Behin-
derung, ihres Glaubens oder ihrer sexuellen Identität benachteiligt oder gar rassistisch oder antisemitisch be-
nachteiligt oder angegriffen werden darf. So steht es in unserem Grundgesetz und in der Europäischen Grund-
rechtecharta – und so verlangt es auch das 2006 verabschiedete Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG). 

Wir stehen für Vielfalt und Teilhabe, Geschlechtergerechtigkeit, Familienfreundlichkeit, Generationen-
gerechtigkeit und Antidiskriminierung. Diese Themen wollen wir auch im eigenen Haus zusammenbringen 
und in der Personalentwicklung mit Leben füllen: Gesellschaftliche Veränderungen gehen uns alle an – das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) will und muss sich an seinen eigenen 
Ansprüchen messen lassen.

Darum hat das Deutsche Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM) [gefördert durch 
das BMFSFJ] das Forschungsprojekt „Diversität in der Bundesverwaltung am Beispiel des BMFSFJ“ durchge-
führt. Auch wenn wir schon viel erreicht haben, zeigen die Befunde, dass wir bei der Diversitätsförderung 
und Antidiskriminierung noch einiges zu tun haben. So wurde deutlich, dass es auch im BMFSFJ Diskrimi-
nierungserfahrungen geben kann – und dass in unserer Beschäftigtenstruktur Gruppen unterrepräsentiert 
sind, die besonders diskriminierungsgefährdet sind. Aus diesen Erkenntnissen wollen und müssen wir zügig 
die richtigen Schlüsse ziehen. Zumal die Ergebnisse der Studie belegen, dass wir mit unserer Expertise und 
Offenheit für Veränderung gute Voraussetzungen bieten, Vielfalt und Chancengleichheit im BMFSFJ stärker 
voranzubringen. Das werden wir nutzen! 

Um die Diversität des BMFSFJ tatsächlich zielgerichtet zu fördern, entwickeln wir eine eigene Diversitäts-
strategie für unser Haus. Denn wir müssen uns als Organisation und Bundesbehörde diversitätsorientiert 
weiter ausbauen. Erst dann wird sich die Vielfalt der Gesellschaft auch in der Verwaltung widerspiegeln. Wir 
wollen den Horizont weiten, die Perspektiven schärfen und die Potenziale 
nutzen – und im besten Fall setzen wir Maßstäbe und liefern wertvolle Einbli-
cke auch für andere Behörden und Institutionen. Es geht um die Gesellschaft 
der Vielen auch in der Bundesverwaltung – diese wollen wir weiter voran-
bringen und ein Beispiel geben. Täglich gelebte Vielfalt macht uns auch hier 
widerstandsfähiger und unsere Demokratie stärker und zukunftsfest.

Ihre Margit Gottstein

Vorwort

Margit Gottstein, Staatssekretärin 
im Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend
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Zur Verwendung von Sprache in dieser Studie

In dieser Studie verwenden wir eine möglichst diskriminierungsfreie Sprache, um keine abwertenden 
Handlungen oder Machtkonstruktionen zu reproduzieren. Daher nutzen wir eine geschlechtergerechte und 
gendersensible Schreibweise mit Sternchen.

Zudem nutzen wir im Bericht zentrale Konzepte der Diskriminierungs- und Rassismusforschung und da-
mit verbundene Bezeichnungen, die so vielleicht nicht geläufig sind. Die wichtigsten davon werden bereits 
in diesem Teil kurz definiert. Es findet sich aber am Ende des Berichts ein umfangreiches Glossar, welches 
noch einmal gesondert auf verwendete Begriffe und Konzepte eingeht. Im Text sind die im Glossar erklärten 
Worte und Konzepte bei Erstnennung mit [G] gekennzeichnet. 

Der Migrationshintergrund [G] ist eine zunehmend unscharfe Kategorie, die für eine differenzierte Be-
trachtung von Vielfalt immer weniger geeignet ist und es aufgrund ihrer Breite und Unschärfe nicht er-
möglicht, zum Beispiel zwischen Herkunft und dem Erleben rassistischer Diskriminierung [G] zu unterschei-
den. Da der Migrationshintergrund nach der zweiten Generation nicht mehr erhoben wird, wächst die Zahl 
derjenigen beständig, die Diskriminierung [G] in Bezug auf „ethnische“ Herkunft / rassistische Zuschrei-
bung erfahren, jedoch statistisch nicht mehr erfasst werden. Auch die neuere statistische Kategorie der 
„Einwanderungsgeschichte“ [G] die auf Empfehlung der Fachkommission der Bundesregierung zu den Rah-
menbedingungen der Integrationsfähigkeit entwickelt wurde (Fachkommission der Bundesregierung zu den 
Rahmenbedingungen der Integrationsfähigkeit 2020), berücksichtigt in ihrer Definition nur selbst Eingewan-
derte oder Personen, deren beide Eltern eingewandert sind, und trägt dabei nicht zur Unterscheidung von 
Menschen mit Migrationshintergrund und rassismusvulnerablen Personen bei. So sind sowohl der Migra-
tionshintergrund als auch die Kategorie der „Einwanderungsgeschichte“ als Analysekategorien im Kontext 
von Diversitätsstudien nur bedingt hilfreich. In unserer Erhebung haben wir deshalb auch die Kategorien 
„Diskriminierungsvulnerabilität“ und „Rassismusvulnerabilität“ eingeführt. 

Zu den diskriminierungsvulnerablen Gruppen [G] zählen in dieser Studie Befragte, die in Bezug auf 
eine bestimmte Vielfaltsdimension potenziell eher Diskriminierung oder Benachteiligung erleben. In An-
lehnung an die Schutzgründe des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) stehen hier die folgenden 
Vielfaltsdimensionen im Fokus: Lebensalter, Behinderung/Beeinträchtigung [G], „ethnische“ Herkunft / 
rassistische Zuschreibung, Geschlecht/Geschlechtsidentität [G], Religion/Weltanschauung, sexuelle Ori-
entierung/Identität [G]. Ergänzt wurden zudem soziale Herkunft [G], familiäre Fürsorgeverantwortung [G] 
(Elternschaft, pflegende Angehörige) und Geburtsort bezüglich Ost-/Westdeutschland. Rassismusvulner-
able Personen [G] sind Personen, die aufgrund rassistischer Zuschreibungen besonders durch rassistische 
Diskriminierung gefährdet sind.
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ZUSAMMENFASSUNG

1. Hintergrund 

Die Studie setzt sich mit Diversität [G] und Antidiskriminierung in der Bundesverwaltung am 
Beispiel des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) auseinan-
der. Das Forschungsvorhaben wurde von 2021 bis 2023 mittels Zuwendung an das Deutsche 
Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM) durch das BMFSFJ gefördert.1  
Ziel des Projekts ist es, die Diversität und den Umgang mit ihr im Arbeitsalltag einer obersten 
Bundesbehörde umfassend entlang verschiedener Vielfaltsdimensionen zu erheben. Dabei 
geht das Verständnis von Vielfalt in dieser Studie erstmals über die bisher in Studien verwen-
deten Dimensionen hinaus und bezieht alle im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
geschützten Diskriminierungsgründe (Geschlecht, Behinderung und Beeinträchtigung, „eth-
nische“ Herkunft, sexuelle Identität, Alter, Religion und Weltanschauung) mit ein. Zusätzlich 
werden auch die Dimensionen soziale Herkunft, familiäre Fürsorgeverantwortung [G] und der 
Geburtsort in Bezug auf Ost-/Westdeutschland berücksichtigt. Damit ist das BMFSFJ das ers-
te Ministerium, das an einer umfangreichen Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsstudie 
teilgenommen hat, in der die Schwachstellen und Kritikpunkte bisheriger Diversitätsstudien 
aufgegriffen werden. Die empirischen Ergebnisse ermöglichen es, Handlungsbedarfe zu iden-
tifizieren und darauf basierend Handlungsempfehlungen zu formulieren, die zur Gestaltung 
der Diversitätsstrategie und einer diversitätssensiblen Organisationsentwicklung genutzt wer-
den können. Dabei geben die empirischen Ergebnisse Aufschluss zu den Bereichen Organisa-
tionskultur und -struktur, Personalentwicklung und Außenwahrnehmung des BMFSFJ durch 
potenzielle Arbeitnehmer*innen, Rekrutierung und Personalgewinnung. 

2. Methoden 

Der Studie liegt ein multimethodisches Forschungsdesign zugrunde, das eine qualitati-
ve Beschäftigtenbefragung, eine anonyme quantitative Beschäftigtenbefragung und eine 
quantitative Befragung potenzieller Bewerber*innen (Bevölkerungsbefragung) beinhaltet. 
Zur Durchführung der qualitativen Beschäftigtenbefragung wurden 50 leitfadengestützte, 
semistrukturierte Einzelinterviews durchgeführt und thematisch ausgewertet. Die Stichpro-
be für die quantitative Online-Beschäftigtenbefragung umfasste 317 Mitarbeiter*innen  des 
BMFSFJ (Rücklaufquote von 33,5 Prozent). Um die selbstselektive Stichprobe an die tatsäch-
liche Verteilung in der Grundgesamtheit der Organisation anzupassen, wurde sie hinsicht-
lich der Merkmale Geschlecht, Laufbahngruppe, Anstellungsverhältnis und Schwerbehin-
derung gewichtet. Die gewichtete Stichprobe kann somit in Bezug auf diese Merkmale als 
repräsentativ betrachtet werden. Die quantitative Befragung potenzieller Bewerber*innen 
(N=3.724) wurde mittels eines Online-Access-Panels durchgeführt. Die Befragung konzen-
trierte sich auf Personen im Alter von 16 bis 60 Jahren, die potenziell als Bewerber*innen 
für eine Stelle in der Bundesverwaltung in Frage kommen. 

Zusammenfassung

1	 Das DeZIM kooperierte mit der community-orientierten Organisation Citizens For Europe (CFE).
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3. Diversität im Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend: Kernergebnisse der qualitativen und 
quantitativen Beschäftigtenbefragung 

Es gibt vielfältige Verständnisse von Diversität und Diskriminierung unter den Beschäf-
tigten des BMFSFJ: Die Beschäftigten bringen unterschiedliche Verständnisse von Diversität 
[G] und Diskriminierung [G] mit, messen aber beiden Themen große Relevanz zu. Es unter-
scheiden sich allerdings die Begründungen dafür, warum eine Erhöhung von Diversität im 
Arbeitskontext relevant und wünschenswert ist. Diese Perspektivenvielfalt anzuerkennen, 
ist wichtig. Ein geteiltes Verständnis der Relevanz, welches über ökonomische Begründun-
gen hinausgeht, ist allerdings notwendig, um intern alle Beschäftigten an der Umsetzung zu 
beteiligen und extern Legitimität zu erzeugen. 

In der Beschäftigtenstruktur des BMFSFJ sind diskriminierungsvulnerable Gruppen 
sowohl unter- als auch überrepräsentiert: Beschäftigte mit Migrationshintergrund (17,2 
Prozent im BMFSFJ; 30,6 Prozent in der Bevölkerung), mit Einwanderungsgeschichte (7,4 
Prozent im BMFSFJ; 27,5 Prozent in der Bevölkerung) und insbesondere rassismusvulnerab-
le Beschäftigte2 (4,2 Prozent im BMFSFJ; 18,7 Prozent in der Bevölkerung) sind im BMFSFJ  
im Vergleich zu ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung Deutschlands unterrepräsen-
tiert. Im Vergleich mit Daten zum Anteil von Beschäftigten mit Migrationshintergrund in 
Bundesbehörden insgesamt (Ette et al. 2020) zeigt sich jedoch, dass das BMFSFJ in Bezug 
auf diese Gruppe einen höheren Anteil verzeichnen kann als andere Bundesbehörden. 
Auch Beschäftigte aus nichtakademischen Elternhäusern sind im Vergleich mit ihrem Anteil 
an der Gesamtgesellschaft unterrepräsentiert (27,1 Prozent im BMFSFJ; 76 Prozent in der 
Bevölkerung). Demgegenüber sind weibliche (72,6 Prozent im BMFSFJ; 46,8 Prozent in der 
Bevölkerung), queere (14,1 Prozent im BMFSFJ; 9 Prozent in der Bevölkerung) und ostdeut-
sche Beschäftigte (32,9 Prozent im BMFSFJ; 20 Prozent in der Bevölkerung) im Vergleich zu 
ihrem Anteil an der erwerbsfähigen Gesamtbevölkerung im BMFSFJ stärker repräsentiert. 
Schwerbehinderte Beschäftigte (6,3 Prozent im BMFSFJ; 6 Prozent in der Bevölkerung) und 
Beschäftigte, die einer nichtchristlichen Religion angehören (4,7 Prozent im BMFSFJ; 5,5 
Prozent in der Bevölkerung), sind im BMFSFJ (annähernd) entsprechend ihrem Anteil in der 
erwerbsfähigen Bevölkerung vertreten. 

2	 �Rassismusvulnerable Personen sind Personen, die aufgrund rassistischer Zuschreibungen besonders durch rassistische Diskriminierung 
gefährdet sind.
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Geschlecht hat einen Effekt auf die Ausübung von Führungspositionen bei Elternschaft: 
Frauen sind am BMFSFJ insgesamt überrepräsentiert (mit 72,6 Prozent), wenn auch nicht in 
gleichem Maße auf Leitungsebenen. Insgesamt scheinen somit bisherige Gleichstellungs-
politiken für Frauen positive Effekte erzeugt zu haben. Ein gewisser Glasdeckeneffekt [G] 
bleibt allerdings bestehen, da auf Leitungsebene der Frauenanteil (64,2 Prozent) niedriger 
ist als die Geschlechterverteilung unter allen Beschäftigten. Elterliche Fürsorgeverantwor-
tung scheint zunächst gut mit Führungsverantwortung vereinbar zu sein. Allerdings zeigen 
sich Unterschiede, wenn man den Anteil der Beschäftigten mit Fürsorgeverantwortung für 
Kinder unter den Führungskräften nach Geschlecht betrachtet: Der Anteil von Beschäftig-
ten mit Fürsorgeverantwortung für Kinder liegt unter männlichen Führungskräften bei 75 
Prozent, während er unter weiblichen Führungskräften mit 57,7 Prozent fast 20 Prozent-
punkte niedriger ist. Die qualitativen Einblicke zeigen zudem, dass sich die Erwartungen 
an Führungspositionen eher schwer mit Anstellungsverhältnissen in Teilzeit vereinbaren 
lassen. Diese Umstände werden zumindest von Einzelnen als Benachteiligung wahrgenom-
men und auf Diskriminierung zurückgeführt. Dabei bezieht sich die formulierte Kritik vor 
allem auf die Anwendungspraxis der Beurteilungsrichtlinien. 

Das Arbeitsklima wird grundsätzlich positiv bewertet, es finden jedoch auch Ausschlüs-
se und Diskriminierung statt: Insgesamt herrscht unter den Beschäftigten des BMFSFJ eine 
hohe Arbeitszufriedenheit: 78,4 Prozent der Beschäftigten gaben in der Befragung an, ihre 
Arbeit gern zu machen. 76,8 Prozent gaben an, stolz darauf zu sein, ihren Beruf auszuüben. 
Das Arbeitsklima scheint von Wertschätzung, Akzeptanz und Respekt geprägt. Dennoch 
gaben 16,2 Prozent der Beschäftigten an, in den letzten fünf Jahren Diskriminierungser-
fahrungen im BMFSFJ gemacht zu haben. Dieser Wert liegt unter dem in früheren Studien 
für die gesamte Bundesverwaltung festgestellten Anteil von 33,2 Prozent (Ette et al. 2021).

Diskriminierungserfahrungen sind ungleich verteilt. Beschäftigte mit Behinderung/Be-
einträchtigung, Beschäftigte mit Einwanderungsgeschichte und rassismusvulnerable sowie 
nichtchristliche Beschäftigte sind besonders stark vertreten. Auch Beschäftigte mit Fürsor-
geverantwortung, insbesondere weibliche Beschäftigte mit Fürsorgeverantwortung für Kin-
der, queere Beschäftigte und Beschäftigte mit Migrationshintergrund berichten häufiger 
von Diskriminierungserfahrungen. Die Mehrzahl der Diskriminierungssituationen bezieht 
sich auf Fragen der Leistungsbewertung und Beförderung. Am zweithäufigsten werden so-
zial herabwürdigende Situationen genannt. Etwa 13 Prozent der Befragten gaben an, schon 
einmal unerwünschte Bedrängung/Berührung erfahren zu haben. 

Diskriminierende Situationen werden nicht als an- und besprechbar wahrgenommen. 
Institutionelle Maßnahmen und Angebote für Diskriminierungsfälle sind nicht hinrei-
chend bekannt: Rund 64 Prozent der Befragten kennen die AGG-Beschwerdestelle. Al-
lerdings haben sich nur sehr wenige der Beschäftigten, die angaben, in den letzten fünf 
Jahren im BMFSFJ Diskriminierung erlebt zu haben (16,2 Prozent), bei Vorfällen beraten 

Zusammenfassung
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lassen oder den Vorfall gemeldet: Von denen, die dies taten, suchten die meisten Hilfe bei 
Anwält*innen/Rechtsberatungsstellen oder dem Personalrat. Der am häufigsten genannte 
Grund, den Vorfall nicht zu melden, war die Einschätzung, dass dies keine positiven Verän-
derungen bewirken würde. Zudem wurden die weitere Beschäftigung mit dem Vorfall als 
belastend empfunden und negative Konsequenzen befürchtet. Darüber hinaus wissen viele 
Beschäftigte nicht, an wen sie sich im Falle einer Diskriminierung wenden können. Die im 
Intranet des BMFSFJ einsehbare Übersicht über Anlaufstellen bei diskriminierendem Ver-
halten im Arbeitskontext ist 40 Prozent der Befragten nicht bekannt. Gleiches gilt auch für 
die interne Beschwerdestelle nach § 13 AGG, die 33,5 Prozent der Befragten nicht kennen, 
sowie für die Hilfestellungen bei sexueller Belästigung und anderen Formen von Belästi-
gung und Mobbing, die 31,6 Prozent der Befragen nicht bekannt ist. 

Es herrscht mangelndes Problembewusstsein für Unterrepräsentationen. Die Wirk-
samkeit von Maßnahmen wird unterschiedlich bewertet: Das größte Hindernis für die 
Förderung von Vielfalt und den Abbau von Diskriminierung [G] ist nach Ansicht von über 
52,9 Prozent der Beschäftigten des BMFSFJ ein mangelndes Problembewusstsein für die 
fehlende Repräsentation diskriminierungsvulnerabler Gruppen. Die authentische Haltung 
und Verkörperung von Diversität auf Leitungsebene werden von 88,4 Prozent der Füh-
rungskräfte als wichtigste Rahmenbedingungen gesehen. Die Wirksamkeit bestehender 
Maßnahmen wird unterschiedlich bewertet: Mehr als die Hälfte der Beschäftigten hat 
schon einmal von den bestehenden Maßnahmen und Angeboten im BMFSFJ gehört. Be-
schäftigte, die zu den jeweiligen Zielgruppen von Gesetzen und Aktionsplänen zum Abbau 
von Benachteiligungen verschiedener Personengruppen gehören, schätzen die Zielerrei-
chung im BMFSFJ jedoch als durchweg geringer ein als Beschäftigte der nicht adressierten 
Gruppen. Die größte Abweichung zeigt sich hier im Mittelwertvergleich von Beschäftigten 
mit und ohne Behinderung/Beeinträchtigung. Beschäftigte mit Behinderung/Beeinträch-
tigung beurteilen die Zielerreichung mit einem Mittelwert von 2,5 als eher nicht erreicht. 
Während Beschäftigte ohne Behinderung/Beeinträchtigung die Ziele als teilweise erreicht 
(Mittelwert 3,6) einschätzen.

Die Beschäftigten des BMFSFJ sind generell sehr offen für Veränderungen bezüglich 
Vielfaltsförderung [G] und Diskriminierungsabbau: Generell stehen die Beschäftigten des 
BMFSFJ dem Ausbau bestehender Maßnahmen zur Förderung von Vielfalt (wie Austausch- 
und Vernetzungsangeboten, hauseigenen Workshops zu unterschiedlichen Diversitätsdi-
mensionen und Angeboten zur Vereinbarkeit von Lohnarbeit und Fürsorgepflichten) sehr 
aufgeschlossen gegenüber. Auch alle Maßnahmen zum Abbau von Diskriminierung, wie 
zum Beispiel die Sicherstellung der Anwendung von Diskriminierungsfreiheit in den Beur-
teilungsrichtlinien, werden von der Mehrheit der Beschäftigten als wichtig bis sehr wichtig 
eingestuft. Insbesondere Maßnahmen und Angebote zur Sensibilisierung für Diversität und 
Diskriminierung werden als sehr wichtig erachtet. 
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Die Beschäftigten des BMFSFJ bringen viele inhaltliche Kompetenzen zu diversitäts-
bezogenen Themen mit und haben auch konkrete Ideen für Veränderungen: Viele Be-
schäftigte bringen ein hohes Maß an Wissen und Sensibilisierung für einzelne diversitäts-
bezogene Themen, aber auch für Diversität im Allgemeinen mit. Darüber hinaus haben die 
Beschäftigten eigene Ideen und Vorschläge, wie Veränderungen im Ministerium erreicht 
werden können. Dazu gehören unter anderem die Einführung verpflichtender Schulungen, 
die Etablierung eines transparenten Beschwerdemanagements, der Austausch und die Ver-
netzung von Beschäftigten, die (potenziell) von Diskriminierung betroffen sind, sowie eine 
Öffentlichkeitsarbeit, die Vielfalt berücksichtigt. 

Basierend auf den empirischen Ergebnissen lassen sich zusammenfassend Handlungsop-
tionen für eine diversitätsorientierte Weiterentwicklung sowohl der Organisationskultur 
und der Organisationsstruktur als auch der Personalentwicklung benennen: 

Organisationskulturelle Elemente können umfassen:	  

a.	eine kontinuierliche Verständigung zum Thema Diversität im BMFSFJ, wie etwa die 
Schaffung von hausinternen Austausch- und Diskussionsformaten, zum Beispiel zu 
den Ergebnissen dieser Studie, 

b.	die Schaffung eines einheitlichen Verständnisses von Diskriminierung, zum Beispiel 
in Form einer schriftlichen Ausformulierung in Kooperation mit diskriminierungs-
vulnerablen Gruppen und der Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS),

c.	 bessere Verbreitung von Wissen über Maßnahmen und Angebote, wie die Etablie-
rung einer transparenten Angebotskommunikation an Beschäftigte,

d.	die Etablierung und Verstetigung eines wertschätzenden Arbeitsklimas, basierend 
auf den Grundsätzen „Führung & Zusammenarbeit“ und einer lernenden Fehlerkul-
tur, die die Einrichtung niedrigschwelliger Feedbackformate für Beschäftigte bein-
halten sollte,

e.	die Stärkung von Führungskräften in ihrer Verantwortung für die Förderung von 
Vielfalt und Chancengleichheit, beispielsweise durch Trainings- und Sensibilisie-
rungsangebote,

f.	 die Stärkung der Handlungskompetenz zur Vielfaltsgestaltung für alle Beschäftigten 
durch die Etablierung von Feedbackschleifen und die Anwendung der Trainings
inhalte in den Abteilungsstrukturen und Teams, 

g.	die Schaffung von (Empowerment-)Räumen für diskriminierungsvulnerable Grup-
pen/Personen zum Austausch, zur Reflexion und zum Zuhören,

h.	die Stärkung von Beteiligungsmöglichkeiten für Beschäftigte an Prozessen der Orga
nisationsentwicklung, zum Beispiel über die Schaffung von Feedbackformaten und 
eine regelmäßige transparente Kommunikation der laufenden Prozesse.

Zusammenfassung
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Eine diversitätsorientierte Organisationsstruktur kann weiterentwickelt werden durch:
 
a.	die Ausweitung und Weiterentwicklung bestehender Strukturen und Partizipa

tionsmöglichkeiten, indem etwa das Amt der Diversitätsbeauftragten und die be-
stehenden Beschäftigtennetzwerke gestärkt werden,

b.	die übergreifende Verankerung von Diversitätsgestaltung, indem etwa eine Arbeits-
gruppe zur Koordination, Begleitung und Steuerung des Organisationsentwick-
lungsprozesses eingerichtet wird,

c.	 die Stärkung von Antidiskriminierungsmaßnahmen, zum Beispiel durch bessere 
Sichtbarkeit der AGG-Beschwerdestelle und konkreteren Verfahren im Falle einer 
Diskriminierung,

d.	die Verankerung von kontinuierlichen Monitoring- und Reportingmechanismen 
durch ein flexibles und integriertes System von internem Reporting und externem 
Monitoring.

In der Personalentwicklung sollten folgende Bereiche ausgeweitet und weiterentwickelt 
werden:

a.	der Einbezug verschiedener Kompetenzen einschließlich der Gleichstellungs-, Viel-
falts- und Antidiskriminierungskompetenz bei der Leistungsbewertung mit dem Ziel 
der Diversitätsförderung, vor allem in Leitungs- und Führungspositionen,

b.	die Sicherstellung der Anwendung von Diskriminierungsfreiheit in den Beurteilun-
gen, indem unbewusste Denkmuster in den Beurteilungsprozessen reflektiert und 
reduziert werden,

c.	 die Verbesserung der Fördermöglichkeiten einschließlich passender Fortbildungs-
angebote und zielgruppenspezifischer Personalentwicklungsinstrumente.

4. Die Bundesverwaltung und das BMFSFJ als potenzielle 
Arbeitgeber: Kernergebnisse der potenziellen Bewerber*-
innenbefragung 

Die Bundesverwaltung ist durchschnittlich bekannt, sie ist eine attraktive Arbeitgeber
in für bestimmte diskriminierungsvulnerable Gruppen: Im Zuge der Befragung wurde die 
Bekanntheit von insgesamt sechs Bundesministerien abgefragt. Dabei lag der Bekanntheits-
grad aller sechs Ministerien etwa in der Skalenmitte. Das BMFSFJ ist aber das einzige der 
sechs abgefragten Ministerien, bei dem es keinen Unterschied in der Bekanntheit zwischen 
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der Gruppe der diskriminierungsvulnerablen Menschen und der Referenzgruppe [G] gab. 
Die Bundesverwaltung wird als besonders attraktive Arbeitgeberin von Personen bewer-
tet, die nichtchristlichen Religionen angehören, und jenen, die rassistische Zuschreibungen 
erfahren. Auch Menschen mit Fürsorgeverantwortung sehen die Bundesverwaltung eher 
als attraktive Arbeitgeberin als Befragte, die keiner diskriminierungsvulnerablen Gruppe 
angehören. 

Spezielle Stellenportale des öffentlichen Dienstes spielen bei der Stellensuche nur eine 
untergeordnete Rolle: Dagegen werden eine Vielzahl von anderen Ausschreibungs- und 
Kommunikationskanälen bei der Stellensuche genutzt. Unabhängig von Gruppenmerk-
malen nutzen viele Menschen multiple Informationskanäle, um sich über potenzielle Ar-
beitgeber und offene Stellen zu informieren. Zu den wichtigsten gehören Jobportale (z. B. 
Stepstone, Indeed) mit 54 Prozent und die Website der Bundesagentur für Arbeit mit 41 
Prozent. Die Stellenportale des öffentlichen Dienstes, wie interamt.de mit 6 Prozent und 
service.bund.de mit 5 Prozent, spielen bei der Stellensuche unter den Befragten dagegen 
kaum eine Rolle. 

Menschen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen antizipieren Diskriminierung und 
machen Ausschlusserfahrungen: Menschen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen be-
fürchten häufiger, diskriminiert zu werden. Besonders relevant ist dies für Menschen mit 
nichtchristlicher Religionszugehörigkeit [G] und für rassismusvulnerable Personen. Darü-
ber hinaus zeigt sich, dass Menschen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen häufiger 
negative Erfahrungen im Bewerbungsprozess für Stellen in der Kommunal-, Landes- und 
Bundesverwaltung machen. Von den 17 Prozent des Samples, die sich bereits auf Stellen 
in den Verwaltungen beworben hatten, geben insbesondere Menschen mit Behinderung, 
mit nichtchristlicher Religionszugehörigkeit sowie einkommensarme und queere Menschen 
an, seltener zu Bewerbungsgesprächen eingeladen oder angestellt worden zu sein als Men-
schen aus der Mehrheitsgesellschaft. Während knapp 40 Prozent der Bewerber*innen der 
Referenzgruppe zu einem Bewerbungsgespräch eingeladen wurden (wobei der Anteil der 
eingeladenen männlichen Bewerber mit 43,4 Prozent deutlich höher ist als der Anteil der 
anderen eingeladenen Bewerber*innen mit 29,4 Prozent), galt dies nur für etwa 30 Prozent 
der trans*geschlechtlichen und nichtbinären Befragten. Ähnliche Unterschiede ergaben 
sich beim Eintritt in ein Beschäftigungsverhältnis: Während etwa 45 Prozent der Referenz-
gruppe angaben, eingestellt worden zu sein, galt dies nur für etwa 35 Prozent der queeren 
Bewerber*innen. In den qualitativen Interviews mit Beschäftigten des BMFSFJ zeigt sich 
weiterhin, dass ein gewisses Vorwissen sowie gute Kontakte in die Bundesverwaltung für 
eine erfolgreiche Bewerbung vorteilhaft sein können. Besonders wichtige Voraussetzungen 
für eine erfolgreiche Bewerbung waren dabei berufliche und persönliche Netzwerke ins 
Ministerium oder in die Bundesverwaltung sowie Praktika und Brückenprogramme.

Zusammenfassung
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Fehlwahrnehmungen bezüglich der Bewerbungsvoraussetzungen betreffen vor allem 
Personen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen: Die Annahme, dass sowohl ein aka-
demischer Abschluss als auch die deutsche Staatsangehörigkeit Voraussetzungen für eine 
Tätigkeit in der Bundesverwaltung sind, ist weit verbreitet. Dabei ist die falsche Annahme, 
dass Staatsangehörigkeit eine Zugangsvoraussetzung darstellt, mit 38 Prozent insgesamt ver-
breitet. Bei Personen ohne deutschen Pass glaubte dies sogar über die Hälfte der Befragten.

Maßnahmen, die Diversitätsorientierung sichtbar machen, werden positiv bewertet, rei-
chen jedoch nicht aus: Personen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen bewerten ano-
nymisierte Bewerbungsverfahren zwar positiv, gehen aber nur in geringem Maße davon aus, 
dass sie die Einstellungswahrscheinlichkeit erhöhen. In ihrer Wirkung auf die Wahrnehmung 
potenzieller Bewerber*innen sind sie daher primär als positives Signal anzusehen. Die geziel-
te Ansprache unterrepräsentierter Gruppen in Stellenanzeigen und eine in der Außendarstel-
lung als Arbeitgeber explizit angesprochene Wertschätzung von Diversität am Arbeitsplatz 
werden von diskriminierungsvulnerablen Personen positiv bewertet. 

Eine diversitätsorientierte und diskriminierungskritische Organisationsentwicklung sollte 
für die Außenwahrnehmung, Rekrutierung und Personalgewinnung folgende Maßnahmen 
beinhalten: 

a.	 die Weiterentwicklung von zielgruppenspezifischen Kommunikationskampagnen 
und Veranstaltungen, beispielsweise über die Prüfung und Erweiterung bestehen-
der Partnerschaften und Netzwerke, 

b.	 die transparente Kommunikation von Informationen, beispielsweise indem mehr 
Informationen zum Bewerbungsprozess des BMFSFJ zur Verfügung gestellt werden,

c.	 die Ermöglichung von „Schnupperprogrammen“ und Kontakten ins Ministerium für 
bestimmte Zielgruppen, zum Beispiel die Weiternutzung von Hospitationsprogram-
men wie „Vielfalt im Amt“ der Deutschlandstiftung Integration,

d.	 die Etablierung niedrigschwelliger Bewerbungsangebote, beispielsweise indem Be-
werbungshilfen angeboten werden,

e.	 die diskriminierungssensible Gestaltung der Bewerbungsprozesse, die in einem ers-
ten Schritt die Prüfung der bisherigen Einstellungs- und Bewerbungsverfahren auf 
mögliche (implizite) Hürden beinhaltet,

f.	 die Kommunikation relevanter Informationen zum Organisationsentwicklungspro-
zess an potenzielle Bewerber*innen, beispielsweise indem der Hinweis auf anony-
misierte Bewerbungsverfahren in den Stellenausschreibungen noch erweitert wird 
– um weitere Schlüsselmaßnahmen der diversitätsorientierten Organisationsent-
wicklung [G].
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Die gesellschaftliche Vielfalt in Deutschland wächst stetig. Da der Umgang mit Vielfalt auch über gesell-
schaftliche Teilhabechancen entscheidet, schützt das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) vor Diskri-
minierung in Bezug auf Geschlecht/Geschlechtsidentität [G], Behinderung und Beeinträchtigung [G], „ethni-
sche“ Herkunft, sexuelle Identität [G], Religion und Alter. Zugleich erlangen auch andere Dimensionen wie 
soziale Herkunft [G], Herkunft in Bezug auf Ost-/Westdeutschland oder familiäre Fürsorgeverantwortung mehr 
Sichtbarkeit in der öffentlichen Wahrnehmung (vgl. Bündnis AGG Reform – Jetzt! 2023; Der Beauftragte der 
Bundesregierung für Ostdeutschland 2023; Bartsch & Aalders 2023; Foroutan et al. 2023a). Öffentliche Ver-
waltungen werden, ebenso wie andere Organisationen, zunehmend mit gesellschaftlichen Forderungen nach 
Repräsentanz und Teilhabe marginalisierter Gruppen konfrontiert. Dennoch spiegelt sich die Vielfalt einer plu-
ralen, postmigrantischen Gesellschaft bisher nur unzureichend in zentralen gesellschaftlichen Organisationen 
wider (Ette et al. 2020; Ette et al. 2021; Vogel & Zajak 2020). Dabei erhebt die Theorie der repräsentativen Bü-
rokratie den Anspruch, dass Verwaltung ein „Mikrokosmos“ der Gesellschaft sein soll (Kim 1994; Derlien et al. 
2011; Strader et al. 2023). Denn so werde die Ansprechbarkeit und Empfänglichkeit der Verwaltung gegenüber 
den Bürger*innen gesteigert (Bishu & Kennedy 2020; Cingolani 2023). Dabei sind Ansprechbarkeit und Emp-
fänglichkeit gegenüber den Bürger*innen in demokratischen Gesellschaften zentrale Merkmale der öffentli-
chen Verwaltung. Sie bewahren deren öffentliche Identität, stärken die Legitimität der Verwaltung, legen ihre 
ethischen Standards fest und bestimmen ihre Rollen und Pflichten (Groeneveld & van de Walle 2010; Selden 
& Selden 2001). Dadurch unterschiedet sich öffentliche Verwaltung auch von Unternehmen im Privatsektor 
(Haque 1999).

In diesem Sinne hat sich die Bundesregierung in ihrem Koalitionsvertrag 2021 vorgenommen, Diversität in 
verschiedenen Bereichen von Politik und Gesellschaft zu fördern (Bundesregierung 2021). Die Notwendigkeit 
einer Diversifizierung des öffentlichen Dienstes wird auf Bundesebene bereits an unterschiedlichen Stellen und 
in unterschiedlichen Kontexten explizit benannt: 

a.	 Der Maßnahmenkatalog des Kabinettausschusses zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Ras-
sismus fordert unter anderem wissenschaftliche Studien zur Bestandsaufnahme und Ausgestaltung 
einer Diversitätsstrategie in Bundesbehörden (Maßnahme 66). 

b.	 Der Nationale Aktionsplan Integration (NAP-I) fordert unter anderem, den Anteil von Menschen mit 
sogenanntem Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst zu erhöhen.

c.	 Der Aktionsplan „Queer leben“ fordert eine Verbesserung des Diskriminierungs- und Anfeindungs-
schutzes für LSBTIQ* [G] durch eine Verbesserung des Diversity Managements, insbesondere im öf-
fentlichen Dienst.

d.	 Das Zweite Führungspositionen-Gesetz (FüPoG II) setzt die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen in 
Führungspositionen im öffentlichen Dienst bis 2025 zum Ziel.

e.	 Das Bundeskonzept „Ostdeutsche in Führungspositionen“ fordert die Steigerung des Anteils Ostdeut-
scher [G] in Führungspositionen der Bundesverwaltung.

Dabei kommt vor allem der Bundesverwaltung mit ihren obersten öffentlichen Behörden eine besondere 
Rolle in der Repräsentation von Vielfalt zu, da sie zentrale bundespolitische Vorhaben umsetzt und dabei viel-
fältige gesellschaftliche Interessen berücksichtigt und die Nähe zu Bürger*innen leben soll. Vielfaltsgestaltung 
in öffentlichen Verwaltungen ist Demokratiegestaltung par excellence. Allerdings stellt das Verwaltungen vor 
große Herausforderungen – denn es erfordert einen kontinuierlichen Dialog darüber, was Diversität in einer 
immer pluraler werdenden Gesellschaft bedeutet und wie dies in einen diversitätssensiblen Organisationsent-
wicklungsprozess Eingang finden kann. 

1. Einführung und Relevanz

1. Einführung und Relevanz
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3	 �Im Unterschied zu Diversity Management liegt der diversitätsorientierten Organisationsentwicklung (DOE) ein ganzheitlicheres Verständnis 
von Vielfalt zugrunde (AGG und weitere Dimensionen). Sie zielt darauf ab, Benachteiligungen in allen Bereichen abzubauen bzw. zu verhin-
dern, und ist prozess- und lernorientiert (Regionale Arbeitsstelle für Bildung, Integration und Demokratie 2017).

Mit dem Projekt „Diversität in der Bundesverwaltung am Beispiel des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)“ stellt sich das BMFSFJ dieser Herausforderung und geht modell-
haft für andere Behörden voran, indem Diversität und Antidiskriminierung differenziert erfasst werden, 
um die Ergebnisse für eine diversitätsorientierte Organisationsentwicklung (DOE)3 zu nutzen. Damit wird 
eine Grundlage geschaffen, Antidiskriminierung als Teil einer behördlichen Diversitätsstrategie zu begrei-
fen und einzubeziehen. 

Ziel des Projekts ist es somit, die Diversität und den Umgang mit ihr im Arbeitsalltag einer obersten Bun-
desbehörde entlang verschiedener Vielfaltsdimensionen umfassend zu erheben. Zusätzlich wird auch die 
Außenwahrnehmung als potenzieller Arbeitgeber, also wie die Behörde in der Bevölkerung wahrgenommen 
wird, beforscht. Auf Basis der empirischen Daten werden Handlungsempfehlungen formuliert, die auch für die 
Weiterentwicklung einer Diversitätsstrategie und einer diversitätsorientierten Organisationsentwicklung (DOE) 
verwendet werden können. So soll ein Beitrag dazu geleistet werden, die Diversität im öffentlichen Dienst zu 
steigern und zu gestalten. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)

Das BMFSFJ beschäftigt sich als oberste Bundesbehörde mit Grundsatz-, Koordinierungs- 
und Rechtssetzungsaufgaben in den folgenden Schwerpunktbereichen: Familie, Senioren, 
Gleichstellung, Kinder und Jugend, Demokratie und Vielfalt, freiwilliges Engagement, sowie 
internationale Politik mit Bezug zum BMFSFJ. Beispielsweise gestaltet das BMFSJ die Fami-
lienleistungen und informiert darüber. Zu den zahlreichen Förderungen des BMFSFJ gehört 
unter anderem das Bundesprogramm „Demokratie leben!“, in dessen Rahmen im Jahr 2023 
über 700 Projekte in unterschiedlichen Bereichen gefördert wurden (Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2023a).

Zur Realisierung dieser vielfältigen Aufgaben ist das derzeit von Bundesministerin Lisa Paus 
geleitete Ministerium in sechs Abteilungen gegliedert. Zusätzlich gehören zum Geschäftsbe-
reich des BMFSFJ vier unabhängige Beauftragte: die unabhängige Beauftragte für Fragen des 
sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM), die unabhängige Bundesbeauftragte für Antidiskrimi-
nierung (Antidiskriminierungsstelle des Bundes), seit 2022 auch der Antiziganismusbeauftrag-
te der Bundesregierung sowie der Queer-Beauftragte der Bundesregierung. Die UBSKM ist für 
die Sensibilisierung für sexualisierte Gewalt bei Kindern und Jugendlichen sowie deren Schutz 
zuständig und beschäftigt sich in diesem Zusammenhang mit dem gesetzlichen Handlungsbe-
darf und der Aufarbeitung sexualisierter Gewalt. Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
berät bei Diskriminierung auf der Grundlage des AGG, führt wissenschaftliche Untersuchun-
gen durch und berichtet dem Bundestag. 
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4	 �Spezifisch wird in der Studie Diversität anhand der Dimension Migrationshintergrund erhoben und operationalisiert, orientiert am 
Fragenkatalog des Mikrozensus. Für die Analysen wird diese Dimension in folgende Typisierung unterteilt: Staatsbürgerschaft, Migrations-
generation und Herkunftsregion, basierend auf dem Geburtsland (vgl. Ette et al. 2021: 83). Diese Dimension wurde im Zuge der Auswer-
tungen nach Geschlecht, Geburtskohorte und Beschäftigungsdauer (vgl. ebd.: 87) deskriptiv und in einer Korrelation im Zusammenhang 
mit Laufbahngruppe, Beamtenstatus und Führungsverantwortung ausgewertet (vgl. ebd.: 89–93). 

Konkret bearbeitet das Projekt drei Fragenkomplexe:						    
	

1.	 Status quo: Wie divers ist die Beschäftigtenstruktur im BMFSFJ im Hinblick auf die im AGG geschütz-
ten Dimensionen sowie soziale Herkunft, Herkunft in Bezug auf Ost-/Westdeutschland und familiäre 
Fürsorgeverantwortung? Welche Antidiskriminierungs- und diversitätsfördernden Maßnahmen sind 
bekannt und werden genutzt?

2.	 Innenperspektive: Wie werden Diversität und Diskriminierung im Berufsalltag erlebt? Welche Diskri-
minierungserfahrungen machen Beschäftigte? Wie beschreiben Beschäftigte die Diversitätskultur im 
Ministerium und dessen diversitätsorientiertes Handeln? 

3.	 Außenperspektive: Wie attraktiv ist das BMFSFJ als potenzieller Arbeitgeber für Menschen aus dis-
kriminierungsvulnerablen Gruppen außerhalb des Ministeriums? Welche strukturellen Hürden und 
Exklusionsmechanismen werden von Menschen mit diskriminierungsrelevanten Merkmalen im Ein-
stellungsprozess wahrgenommen? 

Durch die multimethodische Bearbeitung der Fragekomplexe setzt das Projekt einen Meilenstein in der 
Erhebung von Diversitäts-, Gleichstellungs- und Antidiskriminierungsdaten für die Bundesverwaltung im 
Spezifischen, aber auch für Diversitätsstudien im Allgemeinen. Konkret lässt sich der Beitrag des Studien-
designs auf fünf Ebenen verorten.

1. Bisher gibt es für die Bundesverwaltung eine maßgebliche Studie, „Diversität und Chancengleichheit 
in Organisationen des öffentlichen Dienstes“ – DuC (Ette et al. 2021; Ette et al. 2020; Ette & Weinmann 
2022), die wichtige Daten und Informationen zum Stand der Diversität in den Bundesverwaltungen, aber 
auch zu Faktoren wie dem Diversitätsklima oder der Arbeitszufriedenheit erhebt. Allerdings wird in dieser 
Studie nur ein Teil der Vielfaltsdimensionen erhoben.4 Die hier vorliegende Studie geht darüber hinaus 
und erlaubt erstmals einen Überblick zur Repräsentation von Diversität innerhalb eines Bundesminis-
teriums entlang mehrerer Vielfaltsdimensionen: Lebensalter, Behinderung/Beeinträchtigung, „ethnische“ 
Herkunft / rassistische Zuschreibung, Geschlecht/Geschlechtsidentität, Religion/Weltanschauung, sexu-
elle Orientierung/Identität, soziale Herkunft, familiäre Fürsorgeverantwortung und Geburtsort in Ost-/
Westdeutschland. Diese Dimensionen wurden in Anlehnung an den rechtlichen Rahmen des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes und der im derzeitigen Fachdiskurs besprochenen möglichen Erweiterungen 
definiert (für die genaueren Definitionen der Kategorien siehe auch Glossar und Anhang). Mit dieser dif-
ferenzierten Erhebung von Diversität geht die Studie über andere Erhebungen hinaus, die sich auf eine 
oder wenige Diversitätsdimensionen konzentrieren (zum Gleichstellungsindex vgl. z. B. Statistisches Bun-
desamt 2023a; zum Stand von Antidiskriminierungsdaten in repräsentativen Wiederholungsbefragungen 
vgl. auch Baumann et al. 2018; Horr et al. 2020).

Der Studie „Diversität und Chancengleichheit in der Bundesverwaltung“ fehlt zudem eine Ausdifferen-
zierung der analytisch unzureichenden Kategorie Migrationshintergrund. Der Migrationshintergrund als 
Analysekategorie ist im Kontext von Diversitätsstudien aufgrund seiner Breite und Unschärfe nur bedingt 
hilfreich, da er es nicht ermöglicht, zum Beispiel zwischen Herkunft und dem Erleben rassistischer Diskri-
minierung zu unterscheiden – weshalb die Kategorie in der empirischen Sozialforschung durchaus kritisch 
hinterfragt wird (Elrick & Farah-Schwartzman 2015; Petschel & Will 2020; Baumann et al. 2018; Kemper & 
Supik 2020; Oguzhan 2023). Um dies zu veranschaulichen: Die Kategorie Migrationshintergrund umfasst 
beispielsweise Österreicher*innen, die in Deutschland leben und sich als weiß [G] und mitteleuropäisch 

1. Einführung und Relevanz
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5	 �Auch die neuere statistische Kategorie der Einwanderungsgeschichte, die auf Empfehlung der Fachkommission der Bundesregierung  
zu den Rahmenbedingungen der Integrationsfähigkeit entwickelt wurde, berücksichtigt in ihrer Definition nur Personen, die selbst oder 
deren Eltern beide eingewandert sind, und bezieht dadurch nicht alle rassismusvulnerablen Menschen ein.

bezeichnen würden, ebenso wie Ghanaer*innen oder Inder*innen, die in Deutschland diskriminierungs- 
und rassismusvulnerabel sind. Die Kategorie berücksichtigt auch nicht weitere marginalisierte Gruppen mit 
Diskriminierungserfahrungen in Deutschland, wie beispielsweise Schwarze Menschen oder Sinti*zze und 
Rom*nja – wie eine Studie unter Führungskräften in der Berliner Verwaltung (Aikins et al. 2018) oder der 
Afrozensus deutlich machen (Aikins et al. 2022). Diese Unschärfe nimmt im Zeitverlauf sogar zu: Da der 
Migrationshintergrund zumeist nach der zweiten Generation nicht mehr erhoben wird, wächst die Anzahl 
derjenigen, die Diskriminierung aufgrund ihrer „ethnischen“ Herkunft bzw. rassistischer Zuschreibungen er-
fahren, jedoch statistisch nicht mehr als „Menschen mit Migrationshintergrund“ erfasst werden.5 In dieser 
Studie wird „ethnische“ Herkunft daher durch drei verwandte, aber nicht deckungsgleiche Konzepte erfasst: 
„rassistische Zuschreibung“, „Einwanderungsgeschichte“ und „Migrationshintergrund“. Dabei umfasst die Ka-
tegorie „rassistische Zuschreibung“ auch Selbstpositionierungen (Aikins & Supik 2018; Ahyoud et al. 2018). 
Insgesamt knüpft das Projekt so an laufende Debatten und an die Entwicklung von alternativen Erhebungsins-
trumenten des Migrationshintergrunds an (Gresch & Kristen 2011; Maciejewski et al. 2022; Roth 2016; Jacobs 
et al. 2009; Baumann et al. 2018).

2. Die Studie umfasst neben diversitätsbezogenen auch diskriminierungskritische Befragungselemente – 
wobei auch hier an gegenwärtige Debatten zur Messung und Erhebung von Diskriminierungserfahrungen 
angeknüpft wurde (vgl. z. B. Ahyoud et al. 2018; Aikins et al. 2022; Beigang et al. 2017; Kronenbitter et al. 
2023; siehe auch Infobox Diskriminierung). Dies geht über die Erfahrung von Diskriminierung und Mobbing, 
die im DuC-Survey 2019 (Ette et al. 2021) erhoben wurden, hinaus. Es ermöglicht, Diskriminierungserfahrun-
gen und den Umgang damit in der Organisation zu erfassen und die gewonnenen Erkenntnisse konstruktiv 
für eine diskriminierungskritische Verwaltungsentwicklung zu nutzen. 

3. Darüber hinaus besitzt die Studie weitere innovative Elemente, die für die Produktion relevanter Ergeb-
nisse maßgeblich sind. Hierzu zählen: a) die Anpassung an den spezifischen Organisationskontext: Durch die 
intensive Kooperation zwischen dem BMFSFJ und dem Forschungsteam konnte auch der Kenntnisstand der 
Beschäftigten zu internen Maßnahmen abgefragt werden – so war es möglich, Handlungsempfehlungen be-
züglich bestehender Maßnahmen, vorhandene Lücken und Weiterentwicklungspotenziale zu formulieren; b) 
der Kommunikations- und Begleitprozess der Studie: Das Projekt verfolgte eine breite Kommunikationsstrate-
gie, in der mit allen Abteilungen über die Durchführung dieser Studie diskutiert wurde und von der Staatsse-
kretärin ein Video sowie ein Schreiben mit Erläuterungen zur Studie und einem Aufruf zur Teilnahme erstellt 
wurden. Auch die Unterstützung der Studie durch das Leitungspersonal unterstrich die Relevanz der Erhebung 
von Diversitäts- und Gleichstellungsdaten; c) die Zusammenarbeit mit Expert*innen, die seit vielen Jahren ras-
sismuskritisch und communitys-orientiert zu Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsdaten forschen (siehe 
dazu exemplarisch auch Afrozensus 2020) und unter anderem das Zentrum für Data-driven Empowerment, 
Leadership und Advocacy gUG (zedela) gegründet haben. Dies leistete einen wichtigen Beitrag, die Studie und 
daraus resultierende Handlungsempfehlungen diskriminierungs- und rassismuskritisch zu gestalten. 

4. Auch die Einbindung qualitativer Daten in die Erforschung von Diversität im Kontext der Bundesverwal-
tung ist neu (vgl. Infobox Diskriminierung). Bisher gibt es qualitative Daten zum Umgang mit und Verständnis 
von Diversität nur auf Ebene der Landesverwaltung (vgl. Lang 2019). Mit der Einbindung von qualitativen 
Beschäftigteninterviews setzt diese Studie auch das Zeichen, dass Diversitätsgestaltung nicht nur eine Lei-
tungsangelegenheit ist. In den Interviews hatten Beschäftigte zudem die Chance ihre eigenen Wünsche, Be-
darfe und Vorschläge zur Diversitätsgestaltung einzubringen, die wiederum in die Darstellung der Ergebnisse 
eingeflossen sind. So können die Interviews auch zu einer besseren Akzeptanz von Maßnahmen, Strategien 
und Leitbildern beitragen. 
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Diskriminierung 

Begriffsbestimmungen
Je nach Kontext können unterschiedliche Begriffsbestimmungen von Diskriminierung exis-

tieren: zum Beispiel juristisch, sozialwissenschaftlich6 oder Alltagsdefinitionen – diese sind 
nicht immer trennscharf voneinander abzugrenzen, sondern weisen Überschneidungen auf. 
Das rechtliche Verständnis von Diskriminierung ist im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 
verankert. Darin wird Diskriminierung als (1) Benachteiligung, Schlechterbehandlung oder Be-
lästigung (2) anhand eines schützenwerten Merkmals oder der Zuschreibung eines solchen 
Merkmals (3) ohne sachlichen Rechtfertigungsgrund verstanden (§ 3 AGG). Als schützenswert 
definiert das AGG in §1 folgende Dimensionen: Lebensalter, Behinderung, „ethnische“ Herkunft 
/ rassistische Zuschreibung/Diskriminierung, Geschlecht, Religion und Weltanschauung sowie 
sexuelle Identität. Diese Dimensionen sind nicht beliebig ausgewählt, sondern leiten sich aus 
historisch begründeten gesellschaftlichen Machtverhältnissen und daraus bis heute resultie-
renden Ungleichbehandlungen ab (Antidiskriminierungsstelle des Bundes 2021a: 20). Diskrimi-
nierung findet statt, wenn Personen aufgrund wahrgenommener und zugeschriebener sozialer 
oder ethnischer Merkmale als ungleiche bzw. minderwertige Partner angesehen und entspre-
chend abwertend behandelt werden (Scherr et al. 2017). Ursachen der Diskriminierung können 
individuell sein, sich aber auch strukturell und institutionell einschreiben und verfestigen. Damit 
sind nicht alle Formen der Ungleichbehandlung Diskriminierung (u. a. Hormel & Scherr 2016). 

Das AGG legt ein formal-symmetrisches Diskriminierungsverständnis zugrunde. Es geht 
also davon aus, dass alle Personen den gleichen Diskriminierungsrisiken bezogen auf eine 
Dimension ausgesetzt sein können. Das heißt, alle Gruppen, egal ob sie gesellschaftlich privi-
legiert [G] sind oder nicht, sollen gleichermaßen vor Ungleichbehandlung geschützt werden 
– ungleiche Machtverhältnisse, Ungleichheitsstrukturen und institutionalisierte Formen von 
Diskriminierung werden hier also nicht mitberücksichtigt. 

In der Fachliteratur wird hingegen häufig ein materiell-asymmetrisches Verständnis zugrun-
de gelegt, das strukturelle Machtverhältnisse mitberücksichtigt (Lembke & Liebscher 2014). 
Das heißt, dass in diesem Verständnis Machtverhältnisse und neben der interpersonellen 
auch die institutionelle Diskriminierung mitgedacht werden (vgl. Scherr et al. 2017; Dovidio 
et al. 2013). So haben Frauen nach diesem Verständnis aufgrund historisch gewachsener Ge-
gebenheiten beispielweise ein höheres Diskriminierungsrisiko als Männer. Dieses Verständnis 
liegt auch dieser Studie zugrunde und findet seinen Ausdruck in den Gruppenvergleichen zwi-
schen diskriminierungsvulnerablen und privilegierten Gruppen einer Diskriminierungsdimen-
sion (siehe Anhang Tabelle A2). 

Diskriminierungstheorien der Intersektionalitätsforschung (Crenshaw 1989; Biele Mefebue 
et al. 2020) gehen davon aus, dass sich verschiedene Diskriminierungsformen überschneiden, 
verstärken und so auch zu ganz neuen Diskriminierungen führen können. Dies wird in diesem 
Bericht jedoch nur vereinzelt aufgegriffen.

6	 ��In der sozialwissenschaftlichen Forschung wird der enggefasste rechtliche Begriff von Diskriminierung oft durch weitere Dimensionen, 
bezüglich derer Menschen Diskriminierungserfahrungen machen können, erweitert. In dieser Studie sind dies die bereits genannten 
und im derzeitigen Fachdiskurs zur Aufnahme ins AGG diskutierten Vielfaltsdimensionen der sozialen Herkunft, der familiären Fürsorge-
verantwortung und die für den deutschen Kontext spezifische Herkunft in Bezug auf Ost-/Westdeutschland. Weitere Dimensionen, die 
in der sozialwissenschaftlichen Forschung zu Diskriminierung Eingang finden, sind aber beispielsweise auch das Körpergewicht oder die 
Staatsbürger*innenschaft (Lembke & Liebscher 2014).

1. Einführung und Relevanz
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7	 �In der Bevölkerungsbefragung wurden die folgenden Gruppen erhoben und analysiert: mit Migrationshintergrund, rassismusvulnerabel, 
nichtbinär und trans*geschlechtlich, Frauen, nichtchristliche Religionszugehörigkeit, mit Behinderung/Beeinträchtigung, queer, einkom-
mensarm, mit Fürsorgeverantwortung, ostdeutsche Herkunft. Für die Operationalisierung dieser Gruppen siehe Tabelle A2 im Appendix.

8	 �Auch mögliche Zugangshürden wurden bislang noch nicht untersucht (für Menschen mit Migrationsgeschichte bilden Arnu et al. 2023 
hier eine Ausnahme).

Subjektiv wahrgenommene Diskriminierungserfahrungen
Ebenso wie Diskriminierung unterschiedlich begrifflich bestimmt und kategorisiert wer-

den kann, kann sie auch unterschiedlich erfasst werden: beispielsweise über die Untersu-
chung statistisch messbarer Effekte von Ungleichheiten wie den Gender-Pay-Gap [G], die 
Analyse von Beratungs- und Beschwerdedaten von Betroffenen von Diskriminierung oder 
die Erhebung subjektiver Diskriminierungserfahrungen. Subjektiv wahrgenommene Diskri-
minierung bezieht sich auf die individuelle Erfahrung von Diskriminierung durch eine Per-
son in Bezug auf unterschiedliche Diskriminierungsgründe. Sie beruht auf den persönlichen 
Empfindungen, Überzeugungen und Interpretationen der betroffenen Person hinsichtlich 
ihres Erlebens von Benachteiligung. Diskriminierungen im rechtlichen Sinne und subjek-
tiv wahrgenommene Diskriminierungserfahrungen sind dabei nicht immer deckungsgleich 
(Beigang et al. 2017: 19–21 Scherr et al. 2017; Baumann et al. 2018: 65–66). So können 
Erfahrungen als Diskriminierung erlebt werden, die aus sozialwissenschaftlicher und/oder 
juristischer Perspektive keine Diskriminierung darstellen. Gleichzeitig werden Erfahrungen 
von Betroffenen oftmals auch nicht als diskriminierend erkannt und benannt, obwohl sie 
der rechtlichen Definition von Diskriminierung entsprechen. Hinsichtlich der Folgen für das 
Wohlbefinden von Personen ist es irrelevant, ob eine Diskriminierung von den Betroffenen 
nur angenommen wird oder tatsächlich real stattgefunden hat (Beigang et al. 2017). Dies 
spricht dafür, jeden berichteten Fall wahrgenommener Diskriminierung ernst zu nehmen 
und als für den Arbeitsalltag und das Wohlbefinden am Arbeitsplatz konstitutiv zu sehen.

5. Mit der Art und Weise, wie die Wahrnehmung der Bundesverwaltung als potenzielle Arbeitgeberin 
untersucht wurde, wird empirisch Neuland betreten. Bisherige Studien zur Arbeitgeberinnenattraktivität 
der Bundesverwaltung haben entweder bereits in der Bundesverwaltung Beschäftigte (Next:Public 2022) 
und Studierende, insbesondere der Verwaltungswissenschaften (Next:Public 2019), berücksichtigt oder die 
Daten eines Online-Portals ausgewertet (Fulde & Köppl 2020). Ein Fokus auf diskriminierungsvulnerable 
Gruppen6 [G] fehlt in der Literatur gänzlich.7 Die hier durchgeführte potenzielle Bewerber*innenbefragung 
leistet somit auch einen wichtigen Beitrag zur Forschung zu Ungleichheiten im Bewerbungsprozess, indem 
sie Unterschiede in der Wahrnehmung und Einschätzung der Bundesverwaltung als Arbeitgeberin herausar-
beitet und ein differenziertes Bild über mögliche Handlungsbedarfe zur Gewinnung von neuen Mitarbeiten-
den aus verschiedenen diskriminierungsvulnerablen Gruppen für die Bundesverwaltung aufzeigt.

Im Folgenden stellt Kapitel 2 das multimethodische Design der Studie vor und erläutert das methodische 
Vorgehen. In Kapitel 3 werden die Studienergebnisse im Hinblick auf Diversität im BMFSFJ dargestellt. Kapitel 4  
behandelt die Einschätzung bestehender Maßnahmen und Angebote zur Förderung von Vielfalt und zum Ab-
bau von Diskriminierung im BMFSFJ. In Kapitel 5 werden die Ergebnisse der Bevölkerungsbefragung zur Attrak-
tivität der Bundesverwaltung als Arbeitgeberin diskutiert. In Kapitel 6 werden auf Basis der Empirie Handlungs-
bedarfe formuliert und Handlungsempfehlungen entwickelt. 
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2. Methodisches Vorgehen

Um die übergeordnete Frage „Auf welche Weise können Vielfalt und Diversität im öffentlichen Dienst ge-
steigert und gestaltet werden?“ zu beantworten, wurde in der vorliegenden Studie ein multimethodisches 
Forschungsdesign gewählt, bestehend aus einer qualitativen Beschäftigtenbefragung, einer quantitativen 
Beschäftigtenbefragung und einer quantitativen Befragung potenzieller Bewerber*innen.

2. Methodisches Vorgehen

Zentral für die Konzeption des Forschungsdesigns war die Kombination klassischer Umfragemethoden 
mit Survey-Experimenten sowie qualitativen Analysen. Während quantitative Forschung vor allem das Aus-
maß erfassen kann (z. B. wie divers die Beschäftigtenstruktur ist), gibt die qualitative Forschung tiefere Ein-
blicke in zugrundeliegende Mechanismen (z. B. welche individuellen Wahrnehmungen und Verständnisse 
von Diversität vorliegen) und erlaubt eine kontextualisierte Interpretation der quantitativen Daten. Diese 
Kombination verschiedener empirischer Methoden, die nicht nur den Status quo, sondern neben der Innen-
perspektive auch die Außenperspektive erfassen, bietet daher eine erheblich bessere Datengrundlage als 
ähnliche vorhergehende Studien.

Um zum einen die Erhebungsinstrumente an den spezifischen Kontext des BMFSFJ anzupassen und zum 
anderen den Studienerfolg sicherzustellen, wurde zur Durchführung der Studie eine gemeinsame Partizipa-
tions-, Kooperations- und Kommunikationsstrategie für den Projektverlauf entwickeltet und angewendet 
(vgl. Unger 2014). In allen Phasen des Projektverlaufs (während der Vorbereitung, Durchführung, Auswer-
tung und Publikation) wurde den gesetzlichen Vorgaben (Datenschutz-Grundverordnung) und wissenschaft-
lich-ethischen Richtlinien (Deutsche Forschungsgemeinschaft) zum Datenschutz gefolgt.

Abbildung 1.  Übersicht über das multimethodische Forschungsdesign
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2.1 Qualitative Beschäftigtenbefragung

Zur Datensammlung werden leitfadengestützte, semistrukturierte Einzelinterviews, die sich an der Tech-
nik des „Responsive Interviews“ (Rubin & Rubin 2005) orientieren, genutzt.9 Die Wahrnehmung von Diver-
sität und Diskriminierung ist häufig situativ und kontextspezifisch und unter anderem auch von den eigenen 
Erfahrungen und Wissensbeständen der Personen abhängig. Daher konzentrierten sich die Interviews auf 
(1) das Diversitätsverständnis der Personen, aber auch auf Wahrnehmungen von Diversität und Diskriminie-
rung im Berufsalltag, Diskriminierungserfahrungen, die Wahrnehmung der Diversitätskultur und auf eigene 
Verbesserungsvorschläge und Wünsche der Mitarbeitenden in Hinblick auf die Diversitätsgestaltung. Um 
(2) ein Kontextverständnis für den Umgang mit Diversität im BMFSFJ zu erlangen, wurden die bestehenden 
Maßnahmen und Angebote sowie deren Rezeption und Einbindung im Ministerium untersucht. Zugleich 
standen bei den Interviews aber auch die Prozessentwicklungen zu einer diversitätsorientierten Organisa-
tion im Fokus (vor allem in den Interviews mit Beschäftigten aus den Bereichen der Personal- und Organi-
sationsentwicklung). Ferner dienten die qualitativen Interviews explorativ (3) der Instrumentenentwicklung 
für die quantitative Beschäftigtenbefragung. Hierbei stand hauptsächlich das Wissen über die diversitäts-
bezogenen Maßnahmen und Angebote im Vordergrund. Außerdem ermöglichten die qualitativen Daten (4) 
eine vertiefende Ergänzung der quantitativen Erhebung aus der Beschäftigtenperspektive. Damit dienen 
die qualitativen Interviews als komplementäres Verfahren zu den anderen Datenerhebungen der Studie, 
ermöglichen aber auch die Triangulation der Ergebnisse basierend auf unterschiedlichen Datentypen und 
Perspektiven auf den Forschungsgegenstand (vgl. Flick 2019). 

Die Leitfäden der Interviews wurden reflexiv und partizipativ in Zusammenarbeit aller Projektpartner*in-
nen sowie mit der Steuerungsgruppe des Ministeriums entwickelt. Für einige leitfadengestützte semistruk-
turierte Interviews wurden visuelle Medien (Fotos) genutzt, um im Interview alternative Gesprächsräume 
zum Austausch über die Wahrnehmung des Diversitätsklimas im BMFSFJ zu eröffnen, dadurch die Diskus-
sionsräume zu vertiefen und die eher abstrakten Themen zu konkretisieren (Miller-Idriss & Graefe-Geusch 
2021: 326). 

Methodische Auseinandersetzungen mit den Themen Diversität und Diskriminierung zeigen, dass die eigene 
Positionierung der Interviewenden, aber auch die Frage, wie die interviewende Person von den Teilnehmen-
den wahrgenommen wird, einen Einfluss darauf haben, wie und ob über gewisse Themen gesprochen wird 
(vgl. Archer 2002; Davis 1997; Ellison et al. 2011). So wird insbesondere in den qualitativen Methoden der Ras-
sismusforschung darauf hingewiesen, dass Gesprächssituationen mit rassismus- und anderweitig diskriminie-
rungsvulnerablen Teilnehmenden davon profitieren, wenn die Interviewenden ebenfalls zur Gruppe der ras-
sismus- und/oder anderweitig diskriminierungsvulnerablen Menschen gehören (vgl. Quraishi & Philburn 2015; 
Mathijssen et al. 2023). Dies eröffnet sicherere und einladendere Gesprächsräume für den Austausch über Dis-
kriminierungs- und Marginalisierungserfahrungen. Daher erhielten Teilnehmende nach der Anmeldung zum 
Interview Fragen zu ihrer Zugehörigkeit zu diskriminierungsvulnerablen Gruppen, die sie freiwillig beantworten 
konnten10. Wenn möglich, wurde in der Zusammensetzung der Interviewenden-Teilnehmenden-Konstellation 
die Gruppenzugehörigkeit berücksichtigt. 

9	 �In der Konzeption waren auch Fokusgruppen angedacht. Trotz der Bereitschaft zur Teilnahme von Mitarbeitenden kamen diese aber 
aufgrund von Terminkonflikten nicht zustande. Alle potenziellen Fokusgruppenteilnehmenden wurden daraufhin zu Einzelinterviews 
eingeladen.

10	 �Teilnehmende konnten außerdem angeben, ob sie zur Gruppe der Personal- und Organisationsentwicklung, der Führungskräfte oder  
der Beschäftigten gehören, und welcher Laufbahngruppe sie angehören.
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Insgesamt wurden 50 Interviews geführt,11 davon zwei mit Expert*innen und 48 mit Beschäftigten aus 
drei verschiedenen Gruppen: Personal- und Organisationsentwicklung (n=7),12 Führungskräfte (n=10),13 

Beschäftigte (n=31).14 In der Zusammensetzung der Stichprobe der qualitativen Interviews wurde darauf 
geachtet, dass Menschen aus verschiedenen diskriminierungsvulnerablen Gruppen beteiligt wurden. So ha-
ben Interviews stattgefunden mit Menschen mit Fürsorgeverantwortung für Kinder und/oder Angehörige, 
Menschen unterschiedlichen Geschlechts (wobei der Großteil der Teilnehmenden weiblich war), Menschen, 
die sich als LSBTIQ* identifizieren, rassismusvulnerablen Menschen, Menschen mit nichtchristlichen Reli-
gionszugehörigkeiten, Ost- und Westdeutschen und Menschen mit Behinderung/Beeinträchtigung. Auch 
Menschen aus unterschiedlichen Alterskohorten und unterschiedlichen Laufbahngruppen wurden inter-
viewt. Die Auswertung erfolgte in einem Team aus drei Projektmitarbeitenden und beinhaltete einerseits 
Themen, die auf Fragen der Forschungsliteratur basieren (deduktiv), und andererseits auf Themen, die in 
den Interviews von den Befragten angesprochen wurden (induktiv). Insgesamt wurden 3.685 Einzelpassagen 
aus allen Interviews ausgewertet und thematisch eingeordnet. Dabei wurden die MaxQDA-unterstützten 
Kodierungen immer wieder verglichen, bis die Übereinstimmung in der Zuordnung von Themen zu Textpas-
sagen aus den Interviews im Team nach wissenschaftlichen Standards ausreichend hoch war (Intercoder-
Reliabilität, weitere Ausführungen zu Methode und Anonymisierung siehe auch Appendix A1). 

2.2 Quantitative Beschäftigtenbefragung

Die quantitative Beschäftigtenbefragung wurde mittels einer Online-Umfrage (DSGVO-konform) durchge-
führt. Der Befragungszeitraum erstreckte sich von Ende Juni bis Mitte August 2023. Bei der Entwicklung des 
Fragebogens wurde an bestehende Instrumente15 zur Erhebung von differenzierten Antidiskriminierungs- 
und Gleichstellungsdaten, des Arbeits- und Diversitätsklimas und zur Erhebung von Diskriminierungserfah-
rungen angeknüpft und diese für Befragungskontext und -ziele angepasst. Durch die Zusammenarbeit mit Ex-
pert*innen, die seit vielen Jahren rassismuskritisch und communitys-orientiert zu Antidiskriminierungs- und 
Gleichstellungsdaten forschen (siehe dazu exemplarisch auch Aikins et al. 2021; Aikins et al. 2022), und un-
ter anderem das Zentrum für Data-driven Empowerment, Leadership und Advocacy gUG (zedela) gegründet 
haben, konnte diskriminierungskritische Expertise in den gesamten Forschungsprozess eingebracht werden. 

Der finale Fragebogen bestand – je nach Filterführung – aus insgesamt 37 bis 51 Fragen, die in fünf Themen-
bereiche aufgeteilt waren:

Fragebogenblock 1:  Anstellungs- und Beschäftigungsverhältnis am BMFSFJ (5 Fragen) 
	  Fragebogenblock 2:  Kenntnisse und Einschätzungen zu Maßnahmen und Angeboten zur Förderung  
	 	 	             von Vielfalt und Abbau von Diskriminierung (9–10 Fragen) 
	  Fragebogenblock 3:  Einschätzungen und Wahrnehmung des Arbeits- und Diversitätsklimas (4 Fragen) 
	  Fragebogenblock 4:  etwaige Diskriminierungserfahrungen (3–12 Fragen) 
	  Fragebogenblock 5:  soziodemografische Angaben (16–20 Fragen)

11	 �Insgesamt wurden vier der durchgeführten Interviews von der Datenanalyse wegen fehlender Einwilligungserklärungen ausgeschlossen.
12	 �Hierzu gehören Beschäftigte in den zuständigen Referaten Personalangelegenheiten, Personalentwicklung, Diversität, Aus- und Fort

bildung, der AGG-Beschwerdestelle und Gleichstellungs- und Diversitätsbeauftragte.
13	 �Führungskräfte verschiedener Abteilungen, Unterabteilungen und Referate. Führungskräfte werden hier als Beschäftigte mit Personal

verantwortung definiert.
14	 �Beschäftigte auf allen Ebenen des Ministeriums, die keine Personalverantwortung oder Verantwortung für antidiskriminierende oder 

diversitätssensible Maßnahmen tragen.
15	 �Siehe: „Diversität in öffentlichen Einrichtungen. Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsdaten in der Praxis“ (Aikins et al. 2018), Studie 

zu Diversität in Berliner Kulturinstitutionen (Yıldırım-Caliman et al. 2019), Vielfaltsstudie im Filmsektor (Yıldırım-Caliman et al. 2021) und 
Afrozensus 2020 (Aikins et al. 2022; Aikins et al. 2021), Collie et al. 2012, „Diskriminierungserfahrung in Sachsen“ (Kronenbitter et al. 
2022), „Diskriminierungserfahrungen in Deutschland“ (Beigang et al. 2017).

2. Methodisches Vorgehen
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Mit Ausnahme einer Pflichtfrage zum Beschäftigtenstatus, um Führungskräfte von Beschäftigten ohne Per-
sonalverantwortung unterscheiden zu können, war die Beantwortung aller Fragen freiwillig. Zudem konnten 
Fragen durch Weiterklicken oder durch das Anklicken des Feldes „keine Angabe“ unbeantwortet bleiben. 

2.2.1 Stichprobenziehung, Rücklaufquote und Güte der Stichprobe
Alle Beschäftigten des BMFSFJ16 wurden zur Teilnahme an der Online-Befragung eingeladen. Nach 

Bereinigung des Datensatzes haben insgesamt N = 317 Beschäftigte des BMFSFJ an der Online-Be-
fragung teilgenommen. Bei einer Grundgesamtheit im BMFSFJ von N = 946 beträgt die Rücklauf-
quote somit 33,5 Prozent.17 Aufgrund der Freiwilligkeit der Teilnahme kann das Risiko eines Selbst-
selektionsbias nicht ausgeschlossen werden. Selbstselektion bezieht sich auf die Verzerrung, die 
entsteht, wenn Personen, die sich für die Teilnahme an einer Studie entscheiden, sich systematisch von 
denen unterscheiden, welche nicht teilnehmen. Im Fall der quantitativen Beschäftigtenbefragung zur Di-
versität im BMFSFJ findet die Selbstselektion dadurch statt, dass sich die Beschäftigten freiwillig zur Teil-
nahme entscheiden konnten. Dadurch können Verzerrungen in unterschiedliche Richtungen erfolgen.  

1.	 Beschäftigte, die ein höheres Interesse am Thema haben, könnten sich eher dazu entschieden 
haben, an der Befragung teilzunehmen → gegebenenfalls Überrepräsentation von Beschäftigten, 
die für Diversität und entsprechende Diskurse sensibilisiert sind.

2.	 Beschäftigte, die diskriminierungsvulnerablen Gruppen angehören, könnten ein inhärent höheres 
Interesse am Thema und sich daher eher dazu entschieden haben, an der Befragung teilzunehmen  
→ gegebenenfalls Überrepräsentation diskriminierungsvulnerabler Beschäftigter.

3.	 Beschäftigte, die diskriminierungsvulnerablen Gruppen angehören, könnten sich aus Angst vor  
Deanonymisierung eher dazu entschieden haben, nicht an der Befragung teilzunehmen  
→ gegebenenfalls Unterrepräsentation diskriminierungsvulnerabler Beschäftigter.

Zur Bestimmung der Güte der Stichprobe wurde daher untersucht, inwiefern sich deren soziodemogra-
fische Zusammensetzung von jener der Grundgesamtheit (in diesem Fall die Gesamtzahl der Beschäftigten 
des BMFSFJ, N = 946) unterscheidet. Hierzu wurden vom BMFSFJ bereitgestellte anonymisierte interne Sta-
tistiken zu Geschlechterverteilung, Altersstruktur, zum Anteil von Beschäftigten mit Schwerbehinderung, 
zum Anstellungsverhältnis (Voll-/Teilzeit), Beschäftigtenstatus (Führungskraft / ohne Führungsverantwor-
tung) und Zugehörigkeit zu ADS/UBSKM genutzt. Auf dieser Grundlage ließ sich feststellen, dass Beschäftigte 
der Altersgruppe über 54 Jahre sowie des einfachen und mittleren Dienstes in der Stichprobe unterrepräsen-
tiert, Beschäftigte der Altersgruppe zwischen 34 und 42 Jahren sowie des höheren Dienstes hingegen über-
repräsentiert sind. Durch eine nachträgliche Gewichtung mithilfe der Poststratifizierungsmethode Raking 
wurde die Stichprobe entsprechend der Verteilung in der Grundgesamtheit entlang aller oben genannten 
Kennzahlen18 angepasst und bestmöglich angenähert. Die gewichtete Stichprobe kann somit in Bezug auf 
diese Merkmale als repräsentativ angesehen werden (für einen Vergleich der Anteile in der Stichprobe vor 
und nach Gewichtung siehe Tabelle 1). 

16	 �Dazu zählen Beamt*innen, Tarifbeschäftigte und Auszubildende aller Laufbahngruppen des BMFSFJ, inklusive der fachlich unabhängigen Ge-
schäftsbereiche der Antidiskriminierungsstelle des Bundes und der Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs.

17	 �Die Fallzahl von N = 317 ist über alle Fragen mit Schwankungen von maximal 4 Prozent relativ konstant (Ausnahme sind per definitionem 
Fragen mit vorgesetztem Filter). Das heißt, dass die meisten Teilnehmenden des bereinigten Datensatzes nahezu alle Fragen beantwortet 
haben (jede Frage – außer Folgefragen nach Filter – wurde von mindestens 96 Prozent der Befragten beantwortet). N/A (Weiterklicken, ohne 
eine Angabe zu machen) floss nicht in die Berechnungsgrundlagen mit ein. Die Berechnungen und Ausweisungen pro Frage bezogen sich 
somit stets auf die Beschäftigten, die die Frage gesehen und beantwortet haben. Die Option „keine Angabe“ zählte hierbei auch als Antwort.  
Bei Kreuztabellen bezog sich die Berechnungsgrundlage stets auf die Beschäftigten, die beide Fragen für die relevante Überkreuzung beant-
wortet haben. So wurden zum Beispiel bei der Analyse der Geschlechterverteilung in Führungspositionen im BMFSFJ alle Angaben von Be-
schäftigten ausgewertet, die sowohl die Frage zur Führungskraft als auch die Frage zur Erhebung der Geschlechtsidentität beantwortet hatten. 

18	 �Die Variable „Alter“ konnte als Gewicht nicht berücksichtigt werden, da die Erhebungskategorien für Alter zwischen BMFSFJ und 
Stichprobe leicht abwichen. Trotzdem wurden die Unter- und Überrepräsentationen durch die allgemeine Gewichtung reduziert und  
der Altersverteilung des BMFSFJ angenähert.
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19	 �Die Gewichtung erfolgte auf Basis von Kennzahlen, die das BMFSFJ aus seiner Personalstatistik bereitgestellt hat. Um die Abweichungen 
der Stichprobe von den Gesamtzahlen der Grundgesamtheit zu berücksichtigen, wurden mit Hilfe der Poststratifizierungsmethode Raking 
Gewichte erstellt. Um die Gewichte aus den marginalen Gesamtpopulationen zu erstellen, wurden kontinuierlich einheitliche Ausgangs-
gewichte angepasst, bis die Summe der Gewichte in den Rändern den Populationszahlen entsprach, wie im Iterativen Proportionalen 
Anpassungsalgorithmus (Meraner et al. 2016) beschrieben. Dabei konnte die Variable „Alter“ leider nicht berücksichtigt werden, da die 
Erhebungskategorien zwischen BMFSFJ und Stichprobe leicht abwichen. Trotzdem wurden die Unter- und Überrepräsentationen durch  
die allgemeine Gewichtung reduziert und der Altersverteilung des BMFSFJ angenähert. Die Gewichte konvergieren nicht, was zu einer 
leichten Überanpassung führt, die maximale Abweichung liegt unter 6 Prozent.

20	 �In der Personalstatistik des BMFSFJ ist diese Kategorie wie folgt definiert: Altersgruppe bis einschließlich 34 Jahre.
21	 �In der Personalstatistik des BMFSFJ ist diese Kategorie wie folgt definiert: Altersgruppe 35 bis 42 Jahre.

 

Tabelle 1.  Vergleichsdaten zur Güte der Stichprobe der quantitativen Beschäftigtenbefragung

Frauen 

Beschäftigte mit  
Schwerbehinderung
 

Altersgruppe: unter 3420 

 

Altersgruppe: 34–4221

 

Altersgruppe: 43–53

 

Altersgruppe: 54 und älter

 

einfacher oder mittlerer Dienst

 

gehobener Dienst

 

höherer Dienst

 

Führungskräfte

Beschäftigte ohne 
Personalverantwortung

In Vollzeit ab 90%

 

in vollzeitnaher Teilzeit 75–89%

 

In Teilzeit unter 75%

 

ADS & UBSKM

-0,7
 

0,1
 

3,7
 

5,5
 

-5,3
 

-5,6
 

0,4
 

0,0
 

-0,4
 

-2,0

2,0

0,2
 

-0,2
 

0,1 
 

0,0

71,9
 

6,4
 

25,9
 

31,8
 

20,8
 

19,8
 

28,3
 

23,0
 

48,7
 

10,9

89,1

74,1
 

16,3
 

9,6 
 

7,5

71,3
 

3,3
 

19,6
 

35,3
 

23,5
 

17,6
 

11,7
 

23,8
 

63,2
 

16,1

83,9

69,2
 

20,6 
 

8,9 
 

9,6

72,6
 

6,3
 

22,2
 

26,3
 

26,1
 

25,4
 

27,9
 

23,0
 

49,1
 

12,9

87,1

73,9
 

16,5

9,5
 

7,5

-1,30
 

-3,00
 

-2,60
 

9,00
 

-2,60
 

-7,80
 

-16,20
 

0,80
 

14,10
 

3,20

-3,20

-4,70

4,10

-0,60
 

2,10

Differenz aus (1) 
und (3)

Anteil (%) 
Stichprobe nach  

Gewichtung (3)19

Anteil (%) 
Stichprobe vor 
Gewichtung (2)

Anteil (%)  
Grundgesamtheit 

BMFSFJ (1)

Differenz aus (1) 
und (2)

�Grundgesamtheit BMFSFJ: N = 946. Grundgesamtheit Stichprobe: N = 317.

2. Methodisches Vorgehen
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Der Selbstselektionsbias in Bezug auf Merkmale, zu denen keine Daten aus der Grundgesamtheit vorliegen 
(„ethnische“ Herkunft, sexuelle Identität, Religion und Weltanschauung, soziale Herkunft, familiäre Fürsorge-
verantwortung, Geburtsort Ost-/Westdeutschland, aber auch Eigenschaften wie ein Interesse an den Themen 
des Surveys), kann auf diese Weise zwar nur indirekt adressiert werden. Es kann aber davon ausgegangen wer-
den, dass die gewichtete Stichprobe durchaus robuste Schlüsse auf die Grundgesamtheit erlaubt. 

2.2.2 Operationalisierung diskriminierungsvulnerabler Gruppen 					   
		  in der quantitativen Beschäftigtenbefragung

Die Studie hatte zum Ziel, den Status quo im Hinblick auf Diversität, in Bezug auf Kenntnisse und Einschät-
zungen zu bestehenden diversitätsbezogenen Maßnahmen und Angeboten zu weiteren Bedarfen diesbezüg-
lich zu erheben, ebenso wie Daten zum Arbeitsklima am BMFSFJ und zu etwaigen Diskriminierungserfahrungen 
zu liefern. Für alle diese Aspekte sollten die Einschätzungen und Erfahrungen aus der Perspektive unterschied-
licher diskriminierungsvulnerabler Gruppen erfasst und gegebenenfalls Unterschiede zu Beschäftigten aus pri-
vilegierten [G] Gruppen sichtbar gemacht werden. In den Analysen wurden teils die Verschränkungen von 
Dimensionen betrachtet (vgl. Intersektionalität [G]). In Anlehnung an das Allgemeine Gleichbehandlungs-
gesetz standen bei der Operationalisierung der Gruppen folgende Vielfaltsmerkmale im Fokus:22	  

•	 Lebensalter23

•	Behinderung/Beeinträchtigung
•	„ethnische“ Herkunft / rassistische Zuschreibung
•	Geschlecht/Geschlechtsidentität
•	Religion/Weltanschauung
•	sexuelle Orientierung/Identität 

 
Darüber hinaus wurden folgende Merkmale betrachtet, da sie ebenfalls bedeutsam für unterschiedliche 
Perspektiven und Erfahrungen sein können: 

•	 soziale Herkunft
•	 familiäre Fürsorgeverantwortung (Fürsorgeverantwortung für Kinder, pflegende An- und Zugehörige)
•	Geburtsort in Bezug auf Ost-/Westdeutschland

Die Erhebung der Vielfaltsdimensionen erfolgte in der quantitativen Beschäftigtenbefragung mittels Fra-
gen zu soziodemografischen Angaben. Für die Konzeption dieser Fragen wurde auf validierte Items aus Bevöl-
kerungsbefragungen zurückgegriffen. Auch Expert*innen aus unterschiedlichen diskriminierungsvulnerablen 
Communitys wurden konsultiert, um eine möglichst diskriminierungsarme Abfrage der Daten zu gewährleisten 
(siehe Kapitel 2.2). 

Tabelle A2 (siehe Anhang) gibt eine Übersicht wie die untersuchten Vielfaltsmerkmale und respektiven (Teil-)
Gruppen auf Basis der soziodemografischen Angaben der Befragten operationalisiert wurden. Wie bereits in der 
Einleitung erwähnt, wird „ethnische“ Herkunft in dieser Studie durch drei verwandte, aber nicht deckungsgleiche 
Konzepte operationalisiert und erfasst. Dies sind „rassistische Zuschreibung“24, „Einwanderungsgeschichte“25 

22	 �Aus Effizienzgründen werden im Bericht nur die Ergebnisse derjenigen Analysen dargestellt, die auf Grundlage der Datenauswertung  
als auffällig oder relevant eingeschätzt wurden.

23	 �Die Vielfaltsdimension Alter wurde zwar in der Beschäftigtenbefragung erhoben, jedoch ließen sich bei einem binären Gruppenvergleich 
keine relevanten Unterschiede feststellen. Eine Auswertung nach Alterskategorien konnte im Rahmen des Projektes nicht erfolgen.

24	 �Rassistische Zuschreibung bzw. Rassismusvulnerabilität wurde in dieser Studie über die Selbstbezeichnungen Schwarz, muslimisch, 
jüdisch, Sinti*zze und Rom*nja und weitere Selbstbezeichnungen von rassismusgefährdeten Communitys (z. B. People of Color oder asia-
tisch) erhoben.

25	 �Angelehnt an die Definition des Statistischen Bundesamts umfasst dies alle Beschäftigten, die entweder selbst (Eingewanderte) oder 
deren beide Elternteile (Nachkommen von Eingewanderten) nach Deutschland eingewandert sind.
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und „Migrationshintergrund“26. Diese Dreiteilung ist nötig, da der Migrationshintergrund als Analysekatego-
rie für rassistische Diskriminierung, die rassismusvulnerable [G] Personen erfahren, nur bedingt geeignet ist 
(vgl. dazu auch Ahyoud et al. 2018; Mediendienst Integration 2020; Aikins & Supik 2018). Um rassistische 
Zuschreibung erfassen zu können, wurden Selbstbezeichnungen [G] der Beschäftigten erhoben. Die geschlos-
senen Antwortkategorien für die Selbstbezeichnungen orientierten sich unter anderem an den im Nationalen 
Aktionsplan gegen Rassismus der Bundesregierung genannten Gruppen, die von rassistischer Diskriminierung 
betroffen sind: Schwarze Menschen, Juden und Jüdinnen, Sinti*zze und Rom*nja und muslimische Menschen 
(Bundesministerium des Innern 2017). Die Kategorie weiß [G] wurde, obgleich sie strenggenommen keine 
Selbstbezeichnung darstellt, als Antwortkategorie mitaufgeführt. So konnte eine Positionierung der Teilneh-
menden im Hinblick auf das Konzept Dominanzgesellschaft [G] sichtbar gemacht werden (Eggers et al. 2017).27 

Darüber hinaus war es den Befragten möglich, in einer offenen Angabe eigene Selbstbezeichnungen (z. B. Per-
son of Color [G]) zu nennen, die für die Operationalisierung der Gruppen anschließend händisch codiert wur-
den. Auf diese Weise kann in der vorliegenden Studie zwischen rassismusvulnerablen und weißen – also nicht 
von Rassismus betroffenen – Beschäftigten unterschieden werden, und zwar wesentlich genauer, als es die 
Kategorie Migrationshintergrund zulässt.28

2.2.3 Statistische Analysen, Gruppengrößen, Gewährleistung Datenschutz
Die statistischen Analysen der quantitativen Beschäftigtenbefragung konzentrierten sich hauptsächlich 

auf univariate und bivariate deskriptive Betrachtungen in Form von Häufigkeitsverteilungen und Mittelwert-
berechnungen. Für die Analysen wurden entlang ausgewählter Vielfaltsdimensionen [G] Gruppen gebildet. 
Pro Vielfaltsdimension wurden jeweils zwei Teilgruppen gebildet (siehe Anhang Tabelle A2): die diskrimi-
nierungsvulnerable Gruppe (z. B. Beschäftigte mit Behinderung) und die privilegierte bzw. nicht diskriminie-
rungsvulnerable Gruppe (z. B. Beschäftigte ohne Behinderung). Ziel des Vergleichs war es herauszufinden, 
ob und welche Unterschiede bei den Einschätzungen und im Erleben zwischen diskriminierungsvulnerablen 
und privilegierten Gruppen bestehen29. Das heißt, dass zum Beispiel verglichen wurde, ob Beschäftigte mit 
Behinderung Maßnahmen und Angebote zur Förderung von Vielfalt und zum Abbau von Diskriminierung 
anders einschätzen als Beschäftigte ohne Behinderung. 

Im Einklang mit dem in Zusammenarbeit mit dem BMFSFJ entwickelten Datenschutzkonzept zur Gewähr-
leistung der Anonymität der Befragten wurden bei der Datenbereinigung die Antwortkategorien soziodemo-
grafischer Fragen, bei denen die Fallzahl unter n=10 lagen, mit anderen passenden Antwortkategorien der-
selben Frage aggregiert, sodass für jede Antwortkategorie eine Fallzahl von mindestens 10 vorlag (z. B. fielen 
die Fallzahlen bei der Frage nach Religion/Weltanschauung jeweils für jüdische sowie muslimische Beschäf-
tigte unter 10 und wurden mit der Kategorie „andere Religion“ zu „nichtchristliche Religion“ zusammenge-
fasst.). Eine Ausnahme bilden trans*, inter* und nichtbinäre Beschäftigte, die aufgrund einer Fallzahl <10 
nicht gesondert ausgewiesen werden konnten und auch nicht den Kategorien „männlich“ oder „weiblich“  
zugeordnet wurden. Tabelle 2 bildet die jeweilige Größe30 der in den Analysen berücksichtigten diskriminie-
rungsvulnerablen Gruppen ab.

 26	�Angelehnt an die Definition des Statistischen Bundesamts umfasst dies alle Beschäftigten, die entweder selbst oder bei denen mindestens 
ein Elternteil nach Deutschland eingewandert ist. 

27	 �Der Begriff Dominanzgesellschaft benennt eine hierarchisierte Gesellschaftsform, in der sich Macht entlang von Differenzlinien (Frau/
Mann, weiß/Schwarz, deutsch/nichtdeutsch, arm/reich usw.) abbildet.

28	 �Hier soll auf die Vorarbeiten die Skalenentwicklung von Citizens For Europe verwiesen werden, die eine Skala zur Erfassung der (Selbst-)
Bezeichnung entwickelt haben (vgl. Citizens For Europe: Fragebogen zur Erhebung von Gleichstellungsdaten in der Berliner Verwaltung, 
siehe auch Landeshauptstadt München Fachstelle für Demokratie 2020: 13). Bei der hier verwendeten Skala handelt es sich um eine 
weiterentwickelte und kürzere Version der ursprünglichen Skala.

29	 �Inferenzstatistische Methoden lassen sich nur im Kontext von Zufallsstichproben anwenden. Es handelt sich bei der vorliegenden Stich-
probe nicht um eine Zufallsstichprobe, aus diesem Grund wurde auf inferenzstatistische Methoden verzichtet. (Es ist wichtig zu betonen, 
dass Gruppengröße und/oder Repräsentativität hierbei zweitrangig sind – auch eine große und/oder repräsentative Stichprobe ist nicht 
automatisch eine Zufallsstichprobe, und umgekehrt).

30	� Dies bezieht sich auf die Gruppengröße vor Randanpassung. 

2. Methodisches Vorgehen
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Tabelle 2.  Fallzahlen der diskriminierungsvulnerablen Gruppen in der quantitativen Beschäftigtenbefragung

Diskriminierungsvulnerable Gruppe 

mit Behinderung/Beeinträchtigung
 
mit Schwerbehinderung
 
mit Migrationshintergrund
 
mit Einwanderungsgeschichte
 
rassismusvulnerabel
 
weiblich
 
trans*, inter* und nichtbinäre
 
queer
 
nichtchristlich
 
ostdeutsch
 
nichtakademisches Elternhaus
 
mit familiärer Fürsorgeverantwortung (insgesamt)
 
mit familiärer Fürsorgeverantwortung für ein oder mehrere Kinder
 
mit familiärer Fürsorgeverantwortung als pflegende*r An- oder Zugehörige*r

N*

27

10

52

22

14

219

<10

38

14

83

78

169

139

47

�Die Daten der DiBu-Beschäftigtenbefragung basieren auf einer Umfrage mit einer Rücklaufquote von 33,5 Prozent, N=317. Aufgrund der vor-
genommenen Randanpassung (siehe Tabelle 1) können die in Tabelle 2 gelisteten absoluten Zahlen nicht direkt zu den in den Abbildungen 
dieses Berichts dargestellten Prozentangaben ins Verhältnis gesetzt werden.

2.3 Quantitative Befragung potenzieller Bewerber*innen

Um sich der Frage nach der Außenwahrnehmung der Bundesverwaltung als potenziellem Arbeitgeber an-
zunähern, wurde eine quantitative Bevölkerungsbefragung mithilfe eines Online-Access-Panels durchgeführt. 
Für die Befragung wurden Menschen ausgewählt, die potenziell als Bewerber*innen infrage kommen. Dafür 
wurde die Altersgruppe der 16- bis 60-Jährigen in den Fokus genommen. All diejenigen, die schon einmal in der 
Bundesverwaltung gearbeitet haben oder es noch tun, wurden von der Befragung ausgeschlossen. So befinden 
sich im Sample Personen mit klarer Bewerbungsabsicht, potenziellem Bewerbungsinteresse und solche, die 
kein Interesse an einer Bewerbung haben, aber gegebenenfalls die Bundesverwaltung als potenzielle Arbeitge-
berin weiterempfehlen würden. Im Fragebogen wurde sowohl nach der Bewerbungs- als auch nach der Wei-
terempfehlungswahrscheinlichkeit gefragt, um diesen unterschiedlichen Hintergründen gerecht zu werden. 
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Der Fragebogen für die Bevölkerungsbefragung wurde in enger Abstimmung mit dem Ministerium entwi-
ckelt. Hierfür wurden bewährte Items genutzt aus der Arbeits- und Sozialpsychologie, der Soziologie sowie aus 
langjährigen Befragungen wie der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) und 
dem Sozio-ökonomischen Panel (SOEP). Auch Fragen aus vorherigen Erhebungen des DeZIM-Instituts, wie dem 
Nationalen Diskriminierungs- und Rassismusmonitor (Deutsches Zentrum für Integrations- und Migrationsfor-
schung (DeZIM) 2022)) und dem Projekt „Vielfalt im Amt“ (Arnu et al. 2023) wurden im Fragebogen genutzt. Da 
einige Fragen aber spezifisch auf die Attraktivität der Bundesverwaltung ausgerichtet waren und auch wahrge-
nommene Bewerbungshürden abbilden sollten, wurden zum Teil neue Fragen für diese Erhebung entwickelt. 

Insgesamt gliedert sich der Fragebogen in sechs Themenblöcke.31 Die Befragung wurde mittels eines 
Online-Access-Panels32 von einem Befragungsinstitut (Norstat) durchgeführt. Es gab dabei keine Möglich-
keit, Fragen zu überspringen. Folglich haben alle Befragten alle Fragen beantwortet.

Frageblock 1:  Soziodemografie	 
	  Frageblock 2: 	Werte und Normen	  
	  Frageblock 3: 	Kenntnis Bundesverwaltung	  
	  Frageblock 4: 	Bewerbungs- und Anstellungspräferenzen	  
	  Frageblock 5: 	Bewerbungsverhalten	  
	  Frageblock 6: 	Diskriminierungserfahrungen

Der fünfte Block der Befragung enthielt ein Survey-Experiment, das im Rahmen dieses Berichts ausgewer-
tet wurde und sich an ein Experiment aus der quantitativen Befragung im Projekt „Vielfalt im Amt“ anlehnte 
(Arnu et al. 2023). Hier wurde den Befragten eine fiktive Stellenausschreibung des Ministeriums gezeigt, in 
der jeweils Sätze, die bestimmte diskriminierungsvulnerable Gruppen spezifisch zur Bewerbung aufrufen 
sollen, variiert wurden. 

2.3.1 Operationalisierung diskriminierungsvulnerabler Gruppen in der Bevölkerungsbefragung
Ebenso wie in der Beschäftigtenbefragung wurden auch in der Bevölkerungsbefragung die auf dem AGG be-

ruhenden Vielfaltsdimensionen Lebensalter, Behinderung/Beeinträchtigung, „ethnische“ Herkunft / rassisti-
sche Zuschreibung, Geschlecht/Geschlechtsidentität, Religion/Weltanschauung und sexuelle Orientierung/
Identität genutzt, ergänzt durch die Dimensionen sozialer Status, familiäre Fürsorgeverantwortung und Ge-
burtsort in Ost-/Westdeutschland, um diskriminierungsvulnerable Gruppen zu operationalisieren. Tabelle A2  
im Appendix listet die Operationalisierung der jeweiligen diskriminierungsvulnerablen Gruppen auf.33  

2.3.2 Oversampling bestimmter Gruppen und Bereinigung der Stichprobe 
Für die Befragung wurden entlang der Vielfaltsdimensionen bestimmte Gruppen überproportional zu ih-

rem Anteil in der Bevölkerung für die Befragung rekrutiert. Hierzu wurden in Zusammenarbeit mit dem 
Befragungsinstitut Quoten für insgesamt sechs Gruppen34 vereinbart. Für Frauen und Befragte unterschied-
lichen Alters wurden ebenso wie für Befragte aus Ostdeutschland und Befragte mit Fürsorgeverantwortung 
keine Quoten definiert, da davon auszugehen war, dass diese Gruppen im Rahmen der Stichprobenziehung 
auch ohne Quote angemessen berücksichtigt werden. 

31	 �Eine detaillierte Auflistung aller abgefragten Items findet sich im Codebuch der Bevölkerungsbefragung (Veröffentlichung auf DeZIM-Website).
32	 �Mithilfe von Online-Access-Paneln lassen sich kostengünstig Online-Befragungen realisieren. Dabei wird auf die Infrastruktur von 

Online-Access-Panel-Anbietern zurückgegriffen, die einen großen Befragtenpool haben, aus dem Befragte für die einzelnen Befragungen 
ausgewählt werden. In der Regel erhalten Teilnehmer*innen eine Entlohnung für die Teilnahme an einer Befragung.

33	 �Anders als in der Beschäftigtenbefragung ist in den Analysen die Vergleichsgruppe immer die Gruppe derjenigen, die auf allen erhobenen 
Dimensionen privilegiert sind.

34	 �Die mit dem Befragungsinstitut vereinbarten Quotierungen betreffen Befragte mit Migrationshintergrund, Befragte, die einer religiösen  
Minderheit angehören, Befragte mit Behinderungen und/oder Beeinträchtigungen, Befragte mit nichtbinärer oder Trans*identität, 
queere Befragte und einkommensarme Befragte.

2. Methodisches Vorgehen
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Von den insgesamt 4.039 Befragten konnten in der Analyse 3.724 Fälle berücksichtigt werden. 315 Perso-
nen wurden aufgrund ihres Antwortverhaltens, das auf eine geringe Motivation und Auskunftsbereitschaft 
schließen ließ, aus der Analyse ausgeschlossen. Ein Ausschluss von Befragten mit einer geringen Motivation 
und in der Folge geringer Auskunftsbereitschaft wird seitens der Forschung gerade bei webbasierten Befra-
gungen angeraten (Roßmann 2017). In dieser Studie wurden Befragte ausgeschlossen, die in mindestens 55 
Prozent der Fälle die in der Mitte der jeweiligen Skala gelegene Option auswählten. Es kann davon ausgegan-
gen werden, dass bei diesen 315 Personen der Abschluss der Befragung im Vordergrund stand und keine ehrli-
che und aufrichtige Auskunft gegeben wurde. Zudem bietet die überproportional häufige Auswahl der Mittel-
kategorie bei diesen Befragten keinen statistischen Mehrwert. Wie Tabelle A3 (siehe Anhang) zeigt, verteilen 
sich die Ausfälle relativ gleichmäßig über die einzelnen Gruppen, sodass diese Ausfälle als stichprobenneutral 
angesehen werden können. Tabelle 3 zeigt die Fallzahlen nach Diversitätsdimensionen nach Bereinigung. 

Aus Tabelle 3 lässt sich zudem lesen, dass Personen, die eine Behinderung/Beeinträchtigung aufweisen 
sowie Personen, die sich aufgrund eines geringen Haushaltseinkommens in einer finanziell prekären Lage 

 

Tabelle 3.  Fallzahlen nach Diversitätsdimensionen

Diskriminierungsvulnerable Gruppe 

mit Migrationshintergrund

rassismusvulnerabel

nichtbinär und trans*geschlechtlich

Frauen

nichtchristliche Religion 35

mit Behinderung/Beeinträchtigung

Lebensalter

queer

einkommensarm

mit Fürsorgeverantwortung

ostdeutsche Herkunft

Referenzgruppe 36

Anzahl

1.005
 

587
 

52

2.029

173

1.238

Mittelwert: 43,7 Jahre

650

1.378

821

770

555

35	 �Zu dieser Gruppe werden all jene Befragte gezählt, die einer nichtchristlichen Religion (u. a. Islam, Judentum) angehören. Christ*innen 
und Atheist*innen werden dagegen nicht zu dieser Gruppe gezählt. 

36	� Dies ist die Gruppe derjenigen, die auf allen erhobenen Dimensionen privilegiert sind.



| 29 

befinden, die größten Gruppen unter den Befragungsteilnehmer*innen darstellen, gefolgt von Personen mit 
Migrationshintergrund, Personen, die familiären Fürsorgepflichten nachgehen, also Kinder und/oder An- und 
Zugehörige betreuen, und Personen mit ostdeutscher Herkunft. 

Tabelle 4 verdeutlicht, dass viele Befragte nicht nur Merkmale einer der genannten diskriminierungsvulner-
ablen Gruppen aufweisen. Multiple Gruppenzugehörigkeiten stellen im Gegenteil keineswegs eine Ausnahme 
dar. Vielmehr gehört die Mehrheit der Befragten mehreren diskriminierungsvulnerablen Gruppen an: Von den 
4.039 Befragten lassen sich 2.348 Personen gleichzeitig mindestens zwei diskriminierungsvulnerablen Gruppen 
zuweisen. So können auch intersektionale Auswertungen durchgeführt werden.

 

Tabelle 4.  Anzahl diskriminierungsvulnerabler Gruppenzugehörigkeiten

Anzahl Diskriminierungsmerkmale

keins

1

2

3

mehr als 3

Anzahl Befragte

298
 

743
 

1108
 

868
 

707

2. Methodisches Vorgehen
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Einblick in die wissenschaftliche Diversitätsforschung 
und Forschung zur Organisationsentwicklung

In der internationalen Migrationsforschung wird Diversität als Produkt von Aushand-
lungsprozessen in sozialen Strukturen, Kategorien und Interaktionen gedacht und über 
diese konstruiert – sie kann also als soziale Organisation von Differenz verstanden wer-
den (Vertovec 2015, 2019, 2021). Damit ist Diversität historisch und kontext-spezifisch (Ye 
2015). Was unter Diversität in Deutschland verstanden wird, unterscheidet sich auch von 
anderen Ländern und Weltregionen. Konzepte unterscheiden sich in ihrer historischen 
Genese, der Verwendung in sozialen Räumen, den sozialen Wirkungen und Relevanzen, 
die den Diversitätsdimensionen zugeschrieben werden (vgl. auch Gräfe-Geusch & Sdun-
zik 2024). Welche Diversitätsdimensionen im Rahmen der Forschung genutzt werden, ist 
daher nicht einheitlich, sondern unterscheidet sich sehr nach konkretem Forschungsinte-
resse und Fragestellung. 

Sozialpsychologische Ansätze fokussieren hauptsächlich auf Gruppen und interperso-
nelle Interaktionen und daraus entstehende Vorteile oder Nachteile für Teamarbeit. Dabei 
steht auch eine Vielzahl an Merkmalen zur Disposition. Eine häufig rezipierte Typologie 
teilt Diversitätsdimensionen in a) trennende Diversität (separation diversity) – hierzu zäh-
len Unterschiede in Werten und Einstellungen, b) Diversität in der Auswahl (variety diver-
sity) – die sich auf Unterschiede in Wissen, Netzwerken und Erfahrungen ausdrückt, und 
c) Diversität im Zugang (access diversity), die Unterschiede in Privilegien, Statuspositionen 
und Vergütung beinhaltet (vgl. Roberson et al. 2017; Roberson 2019). Hierbei rücken vor 
allem interpersonelle Faktoren im Umgang mit Diversität in den Vordergrund, weniger 
wichtig sind sozial- und gesellschaftspolitischen Einflüsse.

In der Forschung zur Organisationsentwicklung wird häufig das Ringmodel von Loden 
und Rosener (1990) zitiert und adaptiert, welches Diversität in unterschiedliche Ringe ein-
teilt: angefangen bei der Persönlichkeit, über die innere Dimension (z. B. Alter, Geschlechts
identität, soziale und nationale Herkunft), eine äußere Dimension (z. B. Familienstand, 
Elternschaft, Aussehen, Einkommen) bis zu einer organisationalen Dimension (Art des Ar-
beitsverhältnisses, Netzwerke etc.). Diversitätsdimensionen stehen also in einer wechsel-
seitigen Verbindung zueinander (vgl. Regionale Arbeitsstelle für Bildung, Integration und 
Demokratie 2017: 4). Hier liegt das Forschungsinteresse eher im Zusammenspiel der Di-
mensionen untereinander und innerhalb von Organisationen. 

Greifbar kann das Konzept Diversität auch über rechtliche Rahmensetzungen oder den 
Fokus auf bestimmte gesellschaftliche Ungleichbehandlungen werden. In einem diskrimi-
nierungskritischen Verständnis von Diversität stehen vor allem diejenigen Diversitätsdimen-
sionen im Vordergrund, die strukturelle Benachteiligungen für Betroffene bedeuten. Einen 
Anhaltspunkt kann hier zum Beispiel das AGG liefern, das für Deutschland einen rechtlichen 
Rahmen zu besonders schützenswerten Diskriminierungskategorien vorgibt. In einer dis-
kriminierungskritischen Diversitätsforschung geht es zudem um eine machtkritische Aus-
einandersetzung mit den Dimensionen sowie deren sozialer und politischer Wirkung – sie 
orientiert sich also am Recht, beschränkt sich aber nicht auf dessen Kategorien, denn in 
einer postmigrantischen Gesellschaft werden die Relevanzen von Kategorien und deren Be-



| 31 

deutungen immer wieder, teils auch konflikthaft, neu verhandelt (Foroutan 2019; Foroutan 
et al. 2023b; El-Mafaalani 2020) – beispielhaft seien hier die derzeitigen Verhandlungen um 
die Novellierung des AGG genannt (Bündnis AGG Reform – Jetzt! 2023; Bartsch & Aalders 
2023). Dabei sind auch intersektionale Verschränkungen von Benachteiligung entscheidende 
Analyseinstrumente (vgl. Crenshaw 1989; Biele Mefebue et al. 2020). 

Hinzu kommt, dass vor allem in Organisationskontexten dieses Verhandeln über Diver-
sität eng mit der Begründung der Relevanz von Diversität für die Organisation selbst, aber 
auch für jede*n Einzelne*n und die Teams verbunden ist. Diese Relevanzbegründungen 
spielen nicht nur im Konzept, das einer Organisationsentwicklung zugrunde gelegt wird, 
eine Rolle (vgl. Gräfe-Geusch & Sdunzik 2024). Dabei wird häufig auf Organisationsebene 
von einem Spannungsfeld zwischen „Werte- und Nutzenorientierungen“ gesprochen (vgl. 
Eberherr 2020; Tomlinson & Schwabenland 2010; Weisinger 2017). Werteorientierung legt 
dabei – in Anlehnung an machtkritische Theorien – die Betonung auf soziale Gerechtigkeit. 
Nutzenorientierung wird demgegenüber entlang von Management- und Ökonomielogiken 
im sogenannten business case for diversity gefasst, das heißt zum Beispiel, dass eine Stei-
gerung der Effizienz und Kreativität durch diverse Teams in den Vordergrund gestellt wird.

So liefert die aktuelle Forschungsliteratur eine Reihe wichtiger Anhaltspunkte für die 
Auseinandersetzung mit Diversität in Organisationen. Erstens ist Diversität kein gegebe-
nes, stabiles Konzept. Was Diversität bedeutet, ist in unterschiedlichen Kontexten also 
von Organisation zu Organisation, aber auch für einzelne Personen unterschiedlich. In der 
Forschung müssen jedoch Schwerpunkte gesetzt werden. Eine diskriminierungskritische 
Diversitätsforschung orientiert sich an Dimensionen, die soziale Ungleichheit hervorrufen. 
Aber auch wie eine Steigerung und Auseinandersetzung mit Diversität (z. B. im Arbeitskon-
text) begründet wird, ist wichtig und liegt meist zwischen Werte- und Nutzenorientierung. 
Eine diversitätsorientierte und diskriminierungskritische Organisationsentwicklung muss 
zuerst verstehen, was Diversität in der eigenen Organisation (für die Beschäftigten) be-
deutet, warum Diversität für Beschäftigte wichtig ist, und wie sich soziale Ungleichheit und 
Ungleichbehandlung in der Organisation darstellen.

2. Methodisches Vorgehen
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37	 �Die Vielfaltsdimension „Alter“ wurde zwar in der Beschäftigtenbefragung erhoben, jedoch ließen sich bei einem binären Gruppenver-
gleich keine relevanten Unterschiede feststellen. Eine Auswertung nach Alterskategorien konnte im Rahmen des Projektes nicht erfolgen.

38	 �Die folgenden Analysen betrachten Gruppenunterschiede zwischen weiblichen und männlichen befragten Beschäftigten. Die Erhebung 
der Vielfaltsdimension „Geschlechtsidentität“ in der quantitativen Beschäftigtenbefragung ermöglichte zwar eine dritte Option „trans*, 
inter*, nichtbinär, (gender-)queer“ anzugeben, jedoch war die Fallzahl in dieser Gruppe zu klein, um sie auszuwerten, und gleichzeitig 
die Anonymität der Befragten zu gewährleisten. Sie tauchen daher bei Repräsentationsangaben (siehe Kapitel 3.2) und vergleichenden 
Analysen nicht als eigenständige Gruppe auf. Die Angaben dieser Gruppe zu allen anderen Teilen des Fragebogens (z. B. Kenntnisse zu 
Maßnahmen, vgl. Kapitel 4) wurden in der Datenauswertung selbstverständlich berücksichtigt.

Das vorliegende Kapitel präsentiert und diskutiert die Ergebnisse der quantitativen und qualitativen Be-
schäftigtenbefragung rund um den Status quo im BMFSFJ zu Diversität und Diskriminierung. Die Ergebnis-
se der quantitativen Beschäftigtenbefragung beruhen auf einer Online-Befragung (freiwillige Teilnahme,  
N=317, Rücklaufquote 33,5 Prozent). Dem Risiko der Selbstselektivität wurde mit Hilfe einer Randanpassung 
entgegengewirkt (siehe auch Glossar zu Selbstselektionsbias in der Stichprobe). Die gewichtete Stichprobe 
kann in Bezug auf die Merkmale Geschlecht, Alter, Schwerbehinderung, Anstellungsverhältnis (Voll-/Teil-
zeit), Beschäftigtenstatus (Führungskraft / ohne Führungsverantwortung) und Zugehörigkeit zu ADS/UBSKM 
als repräsentativ angesehen werden (siehe Kapitel 2.2 und Tabelle 1) und erlaubt Schlüsse auf die Grundge-
samtheit. Die Erkenntnisse aus der qualitativen Beschäftigtenbefragung speisen sich aus 50 Einzelinterviews, 
die mit Beschäftigten mit unterschiedlichen Anstellungsverhältnissen und Abteilungen des BMFSFJ geführt 
wurden (siehe Kapitel 2.1).

Konkret behandelt werden in diesem Kapitel folgende Forschungsfragen:				  
	

1.	 Welches Verständnis von Diversität haben die Beschäftigten des BMFSFJ (siehe Kapitel 3.1)?
2.	 Wie spiegelt sich gesellschaftliche Vielfalt in der Beschäftigtenstruktur des BMFSFJ wider und wie wird 

die Repräsentation durch die Beschäftigten wahrgenommen (siehe Kapitel 3.2)?
3.	 Wie wird das Arbeitsklima im BMFSFJ eingeschätzt und wahrgenommen? Was kann daraus für die 

Diversitätsgestaltung abgeleitet werden (siehe Kapitel 3.3)?
4.	 Welche Diskriminierungserfahrungen haben die Beschäftigten in den letzten 5 Jahren im Arbeits

kontext des BMFSFJ gemacht? Wie sind sie damit umgegangen (siehe Kapitel 3.4)?

Die Konzeption der quantitativen Beschäftigtenbefragung und die Analyse der Daten basiert auf einer 
Erweiterung eines an den rechtlichen Rahmen des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) ange-
lehnten Verständnisses von Diversität. Das Forschungsteam stützte sich auf die im AGG benannten Viel-
faltsdimensionen [G]: Lebensalter,37 Behinderung/Beeinträchtigung, Geschlecht/Geschlechtsidentität,38  
„ethnische“ Herkunft / rassistische Zuschreibung, Religion/Weltanschauung und sexuelle Orientierung/
Identität. Diese wurden ergänzt um die Dimensionen sozialer Status, familiäre Fürsorgeverantwortung 
und Geburtsort in Ost-/Westdeutschland (vgl. Bündnis AGG Reform – Jetzt! 2023; Bartsch & Aalders 2023). 
Im Gegensatz dazu wurde in den qualitativen Interviews keine Definition von Diversität vorgegeben. Dies 
erlaubt es genauer zu erheben, welche unterschiedlichen Verständnisse und Relevanzvorstellungen von 
Diversität die Beschäftigten haben. In Kombination lassen die qualitativen und quantitativen Befragungen 
unter den Beschäftigten einen vielschichtigen Blick auf Diversität sowie deren Relevanz in der Arbeitswelt 
des BMFSFJ zu und erlauben einen ganzheitlicheren Blick auf mögliche Handlungsbedarfe für den Umgang 
mit Diversität im Ministerium (siehe Kapitel 6). 

3. Diversität und Diskriminierung im BMFSFJ: 
Status quo, Wahrnehmung und Umgang
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39	 �Die genannten Aspekte gehen zum Teil auch über die der Studie zugrundeliegenden Operationalisierungen von Diversität hinaus. 
Beispiele hierfür sind die sprachliche Vielfalt, kulturelle Hintergründe oder spezifische „ethnische“ Zugehörigkeiten, die sich in den Kate-
gorien „Migrationshintergrund“, „Einwanderungsgeschichte“ und „rassistische Zuschreibungen“ vermischen. Um die Heterogenität des 
Besprochenen und somit die Sprachrealität der Teilnehmenden abzubilden, wurde daher darauf verzichtet, in den Zitaten die Kategorien 
den Operationalisierungen der quantitativen Erhebungen anzupassen. 

40	 �„Migrationshintergrund“ war dabei das von den Teilnehmenden am häufigsten gewählte Wort. In den Ausführungen der Interviews 
vermischen sich hier allerdings Dinge wie sprachliche und kulturelle Vielfalt, Einwanderungsgeschichten, und ethnische und rassistische 
Zuschreibungen.

41	 �Die Systematisierung folgt der Konstruktion von Idealtypen (vgl. Weber 1968), die dazu dienen, die Komplexität der Realität zu verein
fachen und erfassbar zu machen. So wird empirische Realität zu einem Modell verdichtet und in Form von Idealtypen abstrakt gefasst. 
Das heißt auch, dass keine real existierende Person diese idealtypischen Kategorien in Gänze verkörpert.

3.1 Verständnis von und Begründung für Diversität

Was Diversität ist, welche Merkmale zu ihr zählen und warum sie in verschiedenen Kontexten relevant 
ist, wird gesellschaftlich breit und kontrovers diskutiert (vgl. auch Infobox Einblick in die wissenschaftliche 
Diversitätsforschung). Dabei geht es auch um Macht- und Ressourcenverteilungen, denn nur Merkmale, die 
wahrgenommen werden, erlangen auch gesellschaftliche, politische und/oder juristische Beachtung (vgl. 
Ahyoud et al. 2018). Wie fragil zum Beispiel die politische Anerkennung von Diversität sein kann, zeigt sich 
etwa in den Kämpfen um die Anerkennung der Rechte von Frauen und Schwarzen Menschen in Deutschland 
(Markle 2004; Milman et al. 2021; Zajak et al. 2023). Deshalb ist es nicht verwunderlich, dass auch in den 
wissenschaftlichen Auseinandersetzungen mit dem Thema Diversität keine Einigkeit besteht (vgl. Funder et 
al. 2023 und Infobox Einblick in die wissenschaftliche Diversitätsforschung).

Ebenso finden sich im alltäglichen und arbeitsweltlichen Umgang keine einheitlichen Definitionen von und 
Begründungen für Diversität – so auch im BMFSFJ. Um herauszufinden, was Beschäftigte des BMFSFJ unter 
Diversität verstehen und warum Diversität für sie im Arbeitskontext wichtig ist, wurde in den qualitativen In-
terviews eine sehr offene Herangehensweise gewählt (angelehnt an das Konzept von Vertovec 2015, vgl. In-
fobox Einblick in die wissenschaftliche Diversitätsforschung). Interviewteilnehmenden wurden keine Diver-
sitätsmerkmale oder Definitionen vorgegeben. Vielmehr wurde im Interview gefragt: „Was bedeutet für Sie 
Diversität bzw. Vielfalt im Arbeitsleben?“ Die Antworten auf diese Frage machen sichtbar, welche Relevanz die 
befragte Person dem Thema beimisst und zeigen so auf, welche Handlungsoptionen im Hinblick auf die Einbet-
tungen der unterschiedlichen Verständnisse es gibt. 

In den Interviews brachten die Beschäftigten eine Vielzahl an Dimensionen und verschiedenen Definitionen 
von Diversität zur Sprache,39 wobei einige Dimensionen sehr häufig und von sehr vielen Beschäftigten genannt 
wurden, andere hingegen weniger oft. Am häufigsten wurden binäre Geschlechtskonstruktionen (Mann/Frau), 
Migrationshintergrund40 und Alter von den Beschäftigten in den Interviews erwähnt. Weniger oft wurden 
nichtbinäre und trans*geschlechtliche Menschen, Geburtsort in Ost-/Westdeutschland, soziale Herkunft, sexu-
elle Orientierung/Identität, Religion/Weltanschauung, Behinderung/Beeinträchtigung, Bildungshintergrund, 
„ethnische“ und kulturelle Herkunft sowie rassistische Zuschreibungen angesprochen, wobei letztere oft in 
Gesprächen über den Migrationshintergrund impliziert wurden (siehe Kapitel 3.2). 

In den Interviews begründeten die Befragten zum Teil auch ihr jeweiliges Verständnis von Diversität. Diese 
Begründungen lassen sich in vier unterschiedliche Kategorien idealtypisch vereinfacht einteilen. In der Realität 
überlappen sie sich häufig oder existieren gleichzeitig in den Konzeptionen der Teilnehmenden:41  		

1.	 funktionale Diversitätsbegründung 
2.	 Begründung Ziel Abbau von Ausgrenzung und Diskriminierung
3.	 Begründung Ziel soziale Gerechtigkeit 
4.	 Begründung Rechte von Einzelperson unabhängig von Diversitätsdimensionen

3. Diversität und Diskriminierung im BMFSFJ: Status quo, Wahrnehmung und Umgang
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Für Menschen, die eine funktionale Begründung für Diversität nutzen, steht die wahrgenommene Steige-
rung der Produktivität, die sich aus Diversität für die Arbeit im Team oder der Organisation ergibt, im Vorder-
grund, wie das folgende Beispiel zeigt: 

„Ethnische Herkunft, aber auch der Sprachhintergrund. […] ich bin in einer deutsch- [anderes Land] 
Arbeitsgruppe. […], aber es ist total hilfreich, wenn mal ein Text kommt, dass ich zwei Kolleg*innen 
[…] habe, die ich mal bitten kann, wenn der Text nur auf [andere Sprache] ist, mal drüber zu gucken, 
mir zu sagen, das steht drin. [...] Und gerade fürs Internationale ist diese interkulturelle Kompetenz 
halt wahnsinnig wichtig.“ (Interview 23) 42

Im Fokus stehen Kompetenzen, die Menschen mit einer anderen „ethnischen“ Herkunft und Herkunftsspra-
che zur Arbeit im Team beisteuern können. Ähnliche Muster tauchten in verschiedenen Interviews auf und 
spiegeln das in der Argumentation des „Diversity Management“ verbreitete Narrativ von Produktivitätssteige-
rung durch Diversität wider. Befragte, deren Diversitätsverständnis in diese Kategorie fällt, thematisierten am 
häufigsten die Migrationsbiografie. Aber auch Aspekte wie soziale Herkunft und ostdeutsche Herkunft wurden 
im Rahmen einer funktionalen Diversitätsbegründung häufig genannt. 

Andere Teilnehmende begründen die Notwendigkeit einer Auseinandersetzung mit Diversität über den 
Abbau von Diskriminierung und Ausschlüssen. Diversität wird von diesen Befragten hauptsächlich entlang der 
rechtlichen Rahmung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes thematisiert. Dies ist nicht verwunder-
lich, da die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) als fachlich unabhängige Stelle innerhalb des BMFSFJ 
verankert ist, und in Ministerien allgemein viele Jurist*innen arbeiten, beziehungsweise Rechtssicherheit in 
vielen Arbeitsbereichen des Ministeriums von Relevanz ist. Die folgende Interviewpassage illustriert diesen 
Begründungszusammenhang besonders deutlich: 

„[Dass] das AGG bestimmte Foki [sic] geben muss, die sich auf bestimmte Hintergründe von Erfah-
rungen oder auch Lebenschancen [beziehen …]. Es gibt sicherlich noch mehr Faktoren, die das be-
stimmen […] Dass Vielfalt dann eben auch … und ja Diversität dann eben auch besonders Gruppen 
in den Fokus nimmt, die eher ausgegrenzt sind oder werden von – vom Mainstream, Durchschnitts-
bürger/Bürgerinnen.“ (Interview 1)

Zwar ist das AGG in dieser Diversitätsbegründung oft prominent. Allerdings kann das Verständnis von 
Diversität auch über die im AGG benannten Dimensionen hinausgehen, wenn auch andere „Faktoren“ Aus-
grenzungen produzieren. 

Eine dritte Art der Begründung bezieht sich vor allem auf soziale Gerechtigkeit. Die Notwendigkeit der 
Steigerung von Diversität im Ministerium wird in diesem Kontext oft mit wahrgenommener Unterrepräsenta-
tionen begründet, wie das folgende Beispiel zeigt: 

„Auf jeden Fall sind sehr viele verschiedene Perspektiven mitzuhören, mitzunehmen und auch an 
die Perspektiven sozusagen zu denken, die nicht mit am Tisch sitzen und […] aber eben als nicht 
erfahrene Personen in diesem Kontext trotzdem sozusagen die anderen Perspektiven mitzudenken. 
[…] Aber ich glaube, es ist schon wichtig, dass man einfach alle Perspektiven oder sehr viele verschie-
dene Perspektiven mitzieht, weil ja immer irgendwas sonst runterfällt. […] Also einfach das, was die 
Gesellschaft eben abbildet.“ (Interview 45)

42	 �Um die Identität der Teilnehmenden der qualitativen Interviews zu schützen, wurden nach Ende der Feldphase allen durchgeführten 
Interviews zufällig Zahlen zugeordnet. Die Zahlen geben also weder Rückschluss auf die Gruppe, zu der die teilnehmenden Personen 
gehörten, noch auf den Zeitpunkt des Interviews. Als Referenz nach Interviewzitaten im Text werden diese Zufallszahlen angegeben.
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Auffällig ist, dass es in diesem Beispiel ganz explizit darum geht, die Vielfalt der Gesellschaft auch in der 
Arbeit des Ministeriums möglichst gut abbilden zu können, und zwar nicht nur entlang einer Dimension, 
sondern vieler verschiedener Dimensionen. Die Beschäftigtenzusammensetzung des Ministeriums nimmt die 
Person, die in der oben zitierten Passage zu Wort kommt, wie folgt wahr: „Es sind sehr viele Frauen, […] 
Mitte 30, äh, schlank, groß, gesund und weiß.“ Die Person thematisiert Diversität also entlang der eigenen 
Wahrnehmung von Homogenität und Unterrepräsentanzen in ihrem Arbeitsumfeld. Anders als im Kontext 
der funktionalen Begründung für die Relevanz von Vielfalt, geht es hier explizit um Fragen der Repräsentation 
– das heißt um soziale Gerechtigkeit.

Eine vierte Begründung für die Notwendigkeit von Diversität zielt auf die Rechte von Einzelpersonen ab. Dem 
liegt oftmals ein breites, mehrdimensionales Vielfaltsverständnis zugrunde, wie diese Ausführungen zeigen: 

„Also sexuelle Orientierung, Alter, also alles diese ganzen Diskriminierungsmerkmale spielen natür-
lich eine Rolle bei der Diversität, so wie ich sie verstehe, aber dann geht das für mich, glaube ich, so 
im Alltag auch noch weiter, dass es einfach eine Unterschiedlichkeit geben kann an Einstellungen, 
Werthaltungen, ähm, an Vorstellungen, wie man Familienleben gestalten möchte, also dieses Ver-
einbarkeitsthema [...] Also es ist eigentlich insofern eine ganze Fülle an unterschiedlichen Wertvor-
stellungen, Einstellungen, die so eine Vielfalt und Diversität ausmachen.“ (Interview 11)

Diese Interviewpassage verdeutlicht exemplarisch, dass vor allem der Vielfaltsbegriff sehr weit gefasst wer-
den kann und damit Gefahr läuft, beliebig zu werden. Dies vor allem, wenn Merkmale, die in Deutschland reale 
Benachteiligungen im Bildungsverlauf (Gomolla 2002; Fereidooni 2016; Bostancı et al. 2022; Gogolin 2008) 
oder auf dem Arbeitsmarkt (Koopmans et al. 2018; Di Stasio et al. 2021; Fossati et al. 2020; Heath & Di Stasio 
2019; Veit & Thijsen 2021) verursachen, in ihrer Relevanz für die Interaktion im Arbeitsleben negiert werden: 

„Ja, Diversität bedeutet für mich aber auch jung, alt, mittelalt, also alles Mögliche. Mein Versuch ist 
immer… ja, den Menschen im Vordergrund zu haben. Eigentlich ist es mir egal, welches Geschlecht 
oder wo derjenige herkommt […] Wir sind ja auch nur Menschen oder ich – auch den Menschen im 
Blick zu haben, und die Hintergründe sind mir egal. Dennoch nehme ich auch wahr, dass es bei jedem 
Menschen Unterschiede gibt, und versuche, da möglichst neutral immer in alle Situationen hinein-
zugehen und erstmal wahrzunehmen ‚Was will mir derjenige sagen und was bewegt ihn vielleicht 
auch dazu, so zu handeln, so zu denken?‘ Das ist so mein Blick auf Diversität oder meine Herange-
hensweise.“ (Interview 32)

In diesem Beispiel kommt deutlich zum Ausdruck, wie versucht wird, in der Zusammenarbeit den gesam-
ten Menschen mit all seinen Facetten mitzudenken. 

Dass auf diese Weise aber Hürden und Benachteiligungen, die in der Gesellschaft relevant sind, aus dem 
Blickfeld geraten könnten, ist durchaus ein Punkt, der von Mitarbeitenden im Ministerium bereits reflektiert 
wird. In der folgenden Interviewpassage berichtet eine Person von den eigenen Überlegungen zur Einschät-
zung von zwei Mitarbeitenden im Beurteilungsprozess und der schwierigen Entscheidung darüber, ob Diskri-
minierungsvulnerabilität in diesem Fall mitgedacht werden sollte: 

Man könnte bei [Kolleg*in A], [der*die] jetzt nicht befördert wird, sagen, [der*die] hat einen schwie-
rigeren Bildungsweg gehabt. Ähm. Ne [der*die] hat irgendwie ja, sozusagen also, ist nicht, ich sage 
mal, nicht in einem Akademikerhaushalt groß geworden. Das habe ich auch eine ganze Weile be-
rücksichtigt und dann aber doch gesagt, die Unterschiede zwischen [Kolleg*in A] und [Kolleg*in B] 
sind so gravierend, ich kann das jetzt nicht einfach ausgleichen, weil ich da ein Herz für habe. Meine 
Eltern waren ja auch Arbeiterkinder usw., also ich kenne das auch alles und ich habe mich gefragt, 
ist das sozusagen gerade Diskriminierung ...“ (Interview 40)

3. Diversität und Diskriminierung im BMFSFJ: Status quo, Wahrnehmung und Umgang
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Wie diese Überlegungen zeigen, kann der Einbezug von diskriminierungsrelevanten Merkmalen etwa in 
Beurteilungsverfahren (siehe Kapitel 4) zu einer Kollision von Leistungs- und Gerechtigkeitsanspruch führen.43

Insgesamt lässt sich feststellen, dass es unter den Befragten eine Vielzahl an Konzeptionen dazu gibt, was 
Diversität alles beinhalten kann. Der Schwerpunkt der von den Teilnehmenden thematisierten Dimensionen 
liegt allerdings auf jenen, die für die gesetzlichen Vorgaben (AGG und BGleiG) und im gesellschaftlichen Dis-
kurs der postmigrantischen Gesellschaft am relevantesten sind. Auch im Hinblick auf die Begründungen einer 
Steigerung von Diversität zeigt sich eine große Breite an Ansätzen unter den Beschäftigten des BMFSFJ, die das 
ganze Spannungsfeld zwischen Werte- und Nutzenorientierung abdecken. 

3.2 Repräsentation im BMFSFJ

Eines der Hauptziele der quantitativen Beschäftigtenbefragung war die Beantwortung der Frage, inwie-
weit die Personalstruktur des BMFSFJ die gesellschaftliche Vielfalt widerspiegelt. Im Idealfall sollte die Ver-
waltung ein „Mikrokosmos“ der Gesellschaft sein (Kim 1994). Dem öffentlichen Dienst kommt unter ande-
rem deshalb eine besondere Vorbildfunktion in Bezug auf die Repräsentation aller Bevölkerungsgruppen zu, 
da Repräsentation ein Weg ist, um Akzeptanz gegenüber dem Staat und Identifikation mit ihm herzustellen 
(Groeneveld & van de Walle 2010; Selden & Selden 2001). Daher ist ein gutes Verständnis der vorhandenen 
Repräsentation innerhalb der Beschäftigtenstruktur essenziell. 

Abbildung 2 zeigt die Anteile diskriminierungsvulnerabler Gruppen an den Beschäftigten im BMFSFJ ins-
gesamt (basierend auf den Personalstatistiken des BMFSFJ und der vorliegenden Stichprobe)44, verglichen 
mit den Anteilen dieser Gruppen an der erwerbsfähigen Gesamtbevölkerung Deutschlands. Die herange-
zogenen Referenzdaten aus der Gesamtbevölkerung beziehen sich – soweit Daten vorhanden waren – auf 
Personen im erwerbsfähigen Alter zwischen 15 und unter 65 Jahren. Hierfür wurde eine Reihe verschiedener 
Quellen zusammengeführt. Alle Referenzquellen werden unter Abbildung 2 genannt. 

Zusammengefasst sind im Vergleich zur erwerbsfähigen Gesamtbevölkerung Deutschlands weibliche, 
queere und ostdeutsche Beschäftigte im BMFSFJ überdurchschnittlich repräsentiert. Beschäftigte mit 
Schwerbehinderung45 sowie Beschäftigte, die einer nichtchristlichen Religion angehören, sind (fast) ent-
sprechend ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung repräsentiert. Beschäftigte mit Migrationshintergrund, 
Einwanderungsgeschichte, rassismusvulnerable Beschäftigte und Beschäftigte aus nichtakademischen 
Elternhäusern sind jeweils, verglichen mit ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung in Deutschland, im 
BMFSFJ unterrepräsentiert.

43	 �Trotz gleicher Leistungen werden diskriminierungsvulnerable Personen häufig schlechter bewertet oder seltener berücksichtigt. Dies wird 
von ihnen auch so wahrgenommen (vgl. Arnu 2023: 50). Daher sind eine gute Begleitung dieser Prozesse sowie eine Identifikation und Re-
duktion von Diskriminierungsrisiken in Beurteilungsprozessen eine wichtige Aufgabe der diversitätsorientierten Organisationsentwicklung 
(vgl. Kapitel 6.1.3 b).

44	 �Für die Ausweisung der Repräsentation wurden zunächst die Kennzahlen für Gruppen verwendet, für die das BMFSFJ interne Statistiken vor-
liegen hat (Frauenanteil und Anteil von Beschäftigten mit Schwerbehinderung). Die Anteile der Gruppen, für die das Ministerium keine eige-
nen Zahlen bereitstellen konnte, wurden der hier vorliegenden Stichprobe entnommen. So ermöglicht die Studie erstmalig eine umfassende 
Übersicht von Repräsentationsdaten über mehrere Vielfaltsdimensionen hinweg. 

45	 �Für die Vergleichbarkeit mit der Gesamtbevölkerung in Deutschland wurde für die Darstellung der Repräsentation im BMFSFJ die Variable 
„Schwerbehinderung“ ausgewählt. Darüber hinaus geben 11,9 Prozent der befragten Beschäftigten an, in Bezug auf eine Behinderung/Be-
einträchtigung Barrieren zu erfahren und in ihrer gesellschaftlichen Teilhabe eingeschränkt zu werden – unabhängig davon, ob diese amtlich 
festgestellt wurde.
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Das BMFSFJ weist mit 72,6 Prozent einen überdurchschnittlich hohen Anteil weiblicher Beschäftigter auf –  
sowohl verglichen mit der erwerbsfähigen Bevölkerung in Deutschland (46,8 Prozent), aber auch verglichen 
mit anderen obersten Bundesbehörden und Ministerien (39,3 Prozent) (Ette et al. 2021: 60; siehe auch 
Meißmer 2023; Statistisches Bundesamt 2023a). Die in der vorliegenden Studie erhobenen Daten zeigen 
allerdings, dass der Frauenanteil im BMFSFJ auf Ebene der Führungskräfte 47 um 8,4 Prozentpunkte auf 64,2 
Prozent sinkt (siehe Abbildung 3). 

Dies deutet darauf hin, dass im Ministerium ein sogenannter Glasdeckeneffekt [G] wirkt. Dieser be-
schreibt metaphorisch die strukturellen Barrieren, die Frauen und andere Gruppen davon abhalten, in 
Führungspositionen von Organisationen aufzusteigen. Der Effekt ist in der wissenschaftlichen Literatur be-
sonders für den Aufstieg von Frauen in Führungspositionen belegt, wird aber auch bereits intersektional 
und auf andere Vielfaltsdimensionen ausgeweitet (vgl. Akpinar-Sposito 2013; Bloch et al. 2021; Littmann-
Wernli & Schubert 2001).48 

46	 �Hierbei handelt es sich um eine unveröffentlichte Sonderauswertung eines Datensatzes, der u. a. für die Erstellung des Berichtes 
„Rassismus und seine Symptome“ (Deutsches Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM) 2023a) genutzt wurde.

47	 �Führungskraft meint eine Tätigkeit mit Personalverantwortung. Vertrauenspersonen oder Beauftragte (z. B. für Datenschutz, Diversität, 
Gleichstellung oder Vertrauensperson der schwerbehinderten Menschen) sind miteingeschlossen. Stellvertretende Referatsleitungen 
zählten in dieser Befragung nicht dazu.

48	 �Auch andere Forschungszweige belegen die Benachteiligung von Frauen bei Aufstiegsmöglichkeiten. Hierzu zählt beispielsweise Literatur 
zum Gender-Pay-Gap [G] (vgl. Bishu & Alkadry 2017; Jarrell & Stanley 2004; Stanley & Jarrell 1998; Weichselbaumer & Winter-Ebmer 2005), 
aber auch Literatur, die den Gender-Care-Gap betrachtet (vgl. Abendroth et al. 2022; Kohlrausch & Zucco 2020; Schäper et al. 2023).

Abbildung 2.  Repräsentation diskriminierungsvulnerabler Gruppen (im erwerbsfähigen Alter)  
	 im BMFSFJ und in der Gesamtbevölkerung Deutschlands (in Prozent)

�Lesebeispiel: Im BMFSFJ liegt der Anteil von Beschäftigten mit Migrationshintergrund mit 17,2 Prozent deutlich niedriger als der Anteil 
von Menschen mit Migrationshintergrund in der erwerbsfähigen Gesamtbevölkerung in Deutschland mit 30,6 Prozent. Anmerkung:  
Die Daten der DiBu-Beschäftigtenbefragung basieren auf einer Umfrage mit der Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. Aufgrund der vorge-
nommenen Randanpassung (siehe Tabelle 1) können absolute Zahlen nicht direkt aus den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben 
abgeleitet werden. Quellen: weiblich: Personalstatistik BMFSFJ 2023; Statistik der Bundesagentur für Arbeit 2023a, 2023b | queer: 
DiBu-Beschäftigtenbefragung 2023; Ipsos 2023 | ostdeutsch: DiBu-Beschäftigtenbefragung 2023; Foroutan et al. 2023b | Schwerbehin-
derung: Personalstatistik BMFSFJ 2023; Statistik der Bundesagentur für Arbeit 2023 | Migrationshintergrund: DiBu-Beschäftigten
befragung 2023; Statistisches Bundesamt 2022 | Einwanderungsgeschichte: DiBu-Beschäftigtenbefragung 2023; Statistisches Bundesamt 
2023c | rassismusvulnerabel: DiBu-Beschäftigtenbefragung 2023; NaDiRa.panel Welle 0 (Sonderauswertung)  | nichtchristliche Religion: 
DiBu-Beschäftigtenbefragung 2023; Forschungsgruppe Weltanschauungen in Deutschland 2023 | nichtakademisches Elternhaus: DiBu-
Beschäftigtenbefragung 2023; Goebel et al. 2023.

©
De

ZI
M

72,6

14,1

32,9

6,3

17,2

7,4

4,2

4,7

27,1

46,8

9,0

20,0

6,0

30,6

27,5

18,7

5,5

76,0nichtakademisches Elternhaus

nichtchristliche Religion

rassismusvulnerabel

mit Einwanderungsgeschichte

mit Migrationshintergrund

mit Schwerbehinderung

ostdeutsch

queer/homosexuell

weiblich

0% 25% 50% 75% 100%

Deutschland BMFSFJ

3. Diversität und Diskriminierung im BMFSFJ: Status quo, Wahrnehmung und Umgang



38 |

Project Report #11|24

Aussagen aus den qualitativen Interviews machen deutlich, dass diese gläserne Decke von den Beschäf-
tigten bewusst wahrgenommen und auch als diskriminierend benannt wird. So sagt ein*e Beschäftigte*r 
zum Beispiel: 

„Die aktuellen Zahlen weiß ich nicht, aber dass [das BMFSFJ] insgesamt deutlich mehr Frauen hat als 
Männer […], da stehen wir immer im Rahmen, im Vergleich zu den anderen Ministerien, gut da. Aber 
im Vergleich zu dem Frauenanteil unseres Ministeriums haben wir nicht so viele Frauen in Führungs-
positionen wie Männer. Das stelle ich fest als Diskriminierung.“ (Interview 12)

Eine weitere befragte Person beschreibt auch, dass diese Ungleichheit aus ihrer Sicht mit der Organisa-
tionskultur des Ministeriums zusammenhängt. Sie beschreibt, dass die Erwartungen an Personen in einer 
Führungsposition aus ihrer Sicht nicht mit der Arbeit in Teilzeit vereinbar seien: 

„Dann auch dieses Suggerieren ‚Referatsleitung in Teilzeit kein Problem,‘ aber wenn wir uns die 
Realität [anschauen], alles unter 85 Prozent kann ich nur sagen, Finger weg von der Führungsposition  
in diesem Haus, weil Sie müssen einfach erreichbar sein, Sie müssen präsent sein.“ (Interview 23)

Da Frauen unter den Teilzeitbeschäftigten mit 91,6 Prozent deutlich überrepräsentiert sind, ist davon aus-
zugehen, dass diese Problematik sie im Schnitt häufiger betrifft und so den Aufstieg besonders für Frauen 
erschwert. Dieses und ähnliche Probleme, die die Realität von Arbeit in Teilzeit betreffen, werden in vielen 
Interviews angesprochen, vor allem von Beschäftigten mit Fürsorgeverantwortung für Kinder.

In den quantitativen Ergebnissen zeigt sich weiterhin, dass die Vielfaltsdimension „Geschlecht“ einen Effekt 
auf die Vereinbarkeit von Führungspositionen und Fürsorgeverantwortung für Kinder hat. Während elterliche 

Abbildung 3.  Repräsentation diskriminierungsvulnerabler Gruppen in Führungspositionen 
	 im Vergleich zur Gesamtbelegschaft des BMFSFJ (in Prozent) 49

�Lesebeispiel: Der Anteil ostdeutscher Führungskräfte im BMFSFJ ist mit 22,8 Prozent deutlich niedriger als der Anteil ostdeutscher Perso-
nen unter den Beschäftigten insgesamt mit 32,9 Prozent. Anmerkung: Die Abbildung basiert auf Daten aus einer Beschäftigtenbefragung, 
Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. Aufgrund der vorgenommenen Randanpassung (siehe Tabelle 1) können absolute Zahlen nicht direkt 
aus den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden.
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49	 �Die Gruppen rassismusvulnerabler Beschäftigter, schwerbehinderter Beschäftigter und Beschäftigter nichtchristlichen Glaubens wurden  
in dieser Abbildung nicht mehr mit ausgewiesen, da ihre Fallzahlen nicht ausreichend waren für die Bildung von Kreuztabellen und die Wah-
rung der Anonymität der Befragten.
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Fürsorgeverantwortung an sich zunächst sehr gut mit einer Führungsverantwortung vereinbar scheint (über 
60 Prozent der Führungskräfte im BMFSFJ haben laut Befragung Fürsorgeverantwortung für Kinder gegenüber 
einem Anteil von 37,9 Prozent Beschäftigten mit Fürsorgeverantwortung für Kinder unter der Belegschaft 
ohne Führungsverantwortung), zeigt sich jedoch ein Unterschied, wenn man den Anteil von Personen mit Für-
sorgeverantwortung für Kinder unter den Führungskräften nach Geschlecht betrachtet (siehe Abbildung 4).  
Bei Beschäftigten ohne Führungsverantwortung liegt der Anteil von Personen mit elterlicher Fürsorgever-
antwortung für Männer bei 34,0 und für Frauen bei 39,2 Prozent. Unter den Führungskräften liegt der Anteil 
männlicher Personen mit Fürsorgeverantwortung für Kinder allerdings bei 75,0 Prozent, wohingegen er bei 
weiblichen Personen mit Fürsorgeverantwortung für Kinder nur bei knapp 58,0 Prozent liegt. Dies deutet 
darauf hin, dass Fürsorgeverantwortung für Kinder und Führungsverantwortung für männliche Beschäftigte 
leichter vereinbar zu sein scheinen, als dies für Frauen der Fall ist. Dies könnte wiederum dadurch erklärt wer-
den, dass sich auch im BMFSFJ die gesellschaftliche Realität widerspiegelt, dass Frauen häufig mehr Zeit für 
Hausarbeit und Kinderbetreuung aufwenden als Männer – dies gilt auch, wenn beide Elternteile berufstätig 
sind. In Familien, in denen Sorgearbeit nicht gleichberechtigt aufgeteilt ist (Gender-Care-Gap), profitieren 
zumeist Väter mit Kindern karrieretechnisch davon. Letztere haben dadurch eher die Möglichkeit, in Vollzeit 
zu arbeiten und zeitlich intensivere Führungspositionen zu übernehmen (Europäisches Institut für Gleichstel-
lungsfragen 2020; Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2018).

Knapp ein Drittel (32,9 Prozent) der Beschäftigten im BMFSFJ wurde in Ostdeutschland geboren. Dieser An-
teil sinkt auf der Ebene der Führungskräfte um 10,1 Prozentpunkte auf 22,8 Prozent (siehe Abbildung 3). Da-
mit weist das BMFSFJ jedoch immer noch einen um 8,9 Prozentpunkte deutlich höheren Anteil ostdeutscher 
Führungskräfte auf als der Durchschnitt der obersten Bundesbehörden und Ministerien (13,9 Prozent)50 

(Der Beauftragte der Bundesregierung für Ostdeutschland 2023: 20). In den qualitativen Einzelinterviews 
äußern die befragten Beschäftigten dennoch den Wunsch, dass der Anteil von Personen mit einem ostdeut-
schen Hintergrund im Ministerium steigt. Dabei wird oft auch die besondere Relevanz der ostdeutschen 
Perspektive für die Arbeit des BMFSFJ betont. So sagt eine interviewte Person: 

Abbildung 4.  Anteile von Beschäftigten mit Fürsorgeverantwortung für Kinder auf unterschiedlichen 	
	 Ebenen im BMFSFJ nach Geschlecht (in Prozent)

�Lesebeispiel: Der Anteil von Beschäftigten mit Fürsorgeverantwortung für ein oder mehrere Kinder ist unter männlichen Führungskräften 
mit 75,0 Prozent um 17,3 Prozentpunkte höher als unter weiblichen Führungskräften. Anmerkung: Die Abbildung basiert auf Daten aus 
einer Beschäftigtenbefragung, Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. Aufgrund der vorgenommenen Randanpassung (siehe Tabelle 1) kön-
nen absolute Zahlen nicht direkt aus den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden.
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50	 Führungskräfte mit Geburtsort in Ostdeutschland inklusive Berlin.
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„Und ich stelle überhaupt bei uns im Haus doch eine sehr starke westdeutsche Biografie fest. Wir 
haben vor allen Dingen kaum Leute, die eine ostdeutsche Biografie haben, die schon richtig vor der 
Wendezeit losgelegt hat. Bei den Jüngeren ist das anders, aber so die, die die Schulzeit noch in der 
DDR hatten und das Studium, da sind wir ganz schwach drin, ganz schwach. Und das wären eben 
gerade auch Menschen, die Erfahrungen reinbringen, wie man mit großen Brüchen umgeht, die 
auch für die Politikgestaltung sehr wichtig werden.“ (Interview 23)

Diese Interviewpassage bezieht sich auf die besondere Umbrucherfahrung von ostdeutschen Personen, 
die noch zu DDR-Zeiten ihre Bildung durchlaufen haben, es wird aber auch die Perspektive von jüngeren ost-
deutschen Menschen für die Gestaltung der Themen Erwerbstätigkeit von Frauen oder Kinderbetreuung be-
tont, denn „was man so in der Kindheit erlebt hat oder was so die Normalitätsvorstellung ist, [da] sind die 
Unterschiede [zwischen Ost- und Westdeutschen] schon ganz groß“ (Interview 17). Nach Ansicht mancher 
Beschäftigten fehlen wertvolle Impulse aus einer ostdeutschen Perspektive. Diese Fehlwahrnehmung unter 
den Beschäftigten zeigt, dass Beschäftigte mit ostdeutscher Herkunft trotz ihrer überdurchschnittlichen Reprä-
sentation im BMFSFJ bislang offenbar wenig sichtbar sind. Auch strukturell hat sich diese Gruppe noch nicht 
verankert, etwa in Beschäftigtennetzwerken.

Neben weiblichen und ostdeutschen Beschäftigten sind laut der Befragungsergebnisse auch queere Be-
schäftigte im BMFSFJ überdurchschnittlich repräsentiert (siehe Abbildung 2). Ihr Anteil ist in der Stichprobe mit 
14,1 Prozent höher als der bundesweite Anteil von 9,0 Prozent und spiegelt sich auch auf Ebene der Führungs-
kräfte weitgehend wider (siehe Abbildung 3). Die Sichtbarkeit von queeren Beschäftigten wird immer wieder in 
den Interviews betont, oft auch als Gegenbeispiel zu Gruppen, die noch als unterrepräsentiert wahrgenommen 
werden. So sagt ein*e Beschäftigte*r: 

„Also so und ich würde auch aus meiner persönlichen Perspektive… würde ich zumindest sagen, dass 
jetzt LGBTIQ [sic] ist relativ gut vertreten bei uns, […] ist sicherlich höher als […] vielleicht irgendwas 
zwischen acht und zehn Prozent [in] der Normalbevölkerung oder so, also dann haben wir sicherlich 
einen sehr viel höheren Anteil da und […] also die Herausforderung liegt da glaube ich nicht unbe-
dingt.“ (Interview 35)

Ein*e weitere*r Beschäftigte*r beschreibt den Wandel, den der Umgang mit queeren Beschäftigten  
im Ministerium durchlaufen hat:

„Mir ist aufgefallen, wenn ich das mit Mitte der 90er-Jahre vergleiche, wir haben viel mehr Kollegin-
nen und Kollegen, die ihre sexuelle Orientierung offen stellen, die das nicht mehr verstecken. Das war 
in den 90er-Jahren überhaupt nicht der Fall. Da gab es dann immer Getuschel und Gerüchte. Das ist 
heutzutage anders, [da] wird auch anders mit umgegangen. Nicht jeder macht das offen, aber es ist 
für die, die es offenbaren, kein Problem mehr im Haus.“ (Interview 23)

Dieses Zitat deutet nicht nur an, dass queere Beschäftigte im Ministerium repräsentiert und sichtbar sind, 
sondern auch, dass es im Vergleich zur Vergangenheit diesbezüglich eine positive Entwicklung gegeben hat. 

Die Beschäftigten sehen in den Interviews nicht nur queere Beschäftigte als Kolleg*innen repräsentiert, son-
dern das Thema „sexuelle Vielfalt“ als solches in der inhaltlichen Arbeit im BMFSFJ strukturell gut vertreten – so 
sagt eine Person in den Interviews:

„Besonders für ein Thema, für sexuelle Vielfalt und was da alles dranhängt, da haben wir jetzt einen 
Beauftragten. Es gibt ein Referat, was sich darum kümmert. Ich würde sagen, das hat einen großen 
Stellenwert, auch im Haus.“ (Interview 37) 
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Die hohe Relevanz und die inhaltliche Bearbeitung des Themas, die Ansiedlung des Queer-Beauftragten im 
Ministerium sowie die Existenz der queeren Beschäftigtengruppe als Austauschnetzwerk könnten neben einer 
insgesamt in den letzten Jahrzehnten gewachsenen gesellschaftlichen Akzeptanz Gründe darstellen, warum 
die Gruppe queerer Beschäftigter personell gut im BMFSFJ vertreten ist und auch von anderen Beschäftigten 
wahrgenommen wird (siehe auch Kapitel 4).

Im Gegensatz dazu sind Beschäftigte aus nichtakademischem Elternhaus verglichen mit ihrem Anteil an der 
erwerbsfähigen Bevölkerung Deutschlands stark unterrepräsentiert (siehe Abbildung 2).51 Im BMFSFJ arbeiten 
laut den Befragungsergebnissen 27,1 Prozent Beschäftigte, die aus einem nichtakademischen Elternhaus stam-
men, während ihr Anteil in der erwerbsfähigen Bevölkerung Deutschlands bei 76,0 Prozent liegt. 

Obwohl das BMFSFJ mit 17,2 Prozent im Vergleich zum Anteil von 12,0 Prozent in der deutschen Bundesverwal-
tung einen um 5,2 Prozentpunkte höheren Anteil an Beschäftigten mit Migrationshintergrund aufweist (Ette et al. 
2020), sind Beschäftigte mit Migrationshintergrund und Beschäftigte mit Einwanderungsgeschichte im BMFSFJ im 
Vergleich zu ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung Deutschlands im erwerbsfähigen Alter unterrepräsentiert52 
(siehe Abbildung 2). Die Unterrepräsentation ist noch deutlich stärker, wenn die Kategorie rassismusvulnerable 
Beschäftigte betrachtet wird.53 Diese Gruppe ist laut den Befragungsdaten mit nur 4,2 Prozent im BMFSFJ vertre-
ten. Vergleicht man diesen Wert mit den Erhebungsdaten der Welle 0 des Nationalen Diskriminierungs- und Ras-
sismusmonitor-Panels (NaDiRa.panel, Welle 0, (2023)), die einen Anteil von 18,7 Prozent rassismusvulnerabler 
Menschen in Deutschland ausweisen, so liegen die Werte in der Gesellschaft um ein Vielfaches höher. Hier liegt 
somit eine relevante Unterrepräsentanz54 vor, die mit bisherigen Messmethoden nicht sichtbar wurde. 

Dem gegenüber identifizieren sich 84,1 Prozent der befragten Beschäftigten als weiß.55 Allgemein besteht 
eine Tendenz, dass weiße Menschen sich ihrer eigenen Positionierung bezüglich „ethnischer“ Herkunft inner-
halb der (deutschen) Gesellschaft nicht bewusst sind, da diese als Norm gesetzt wird (Arndt 2017). Bei Fra-
gen zur Positionierung wird daher weiß als Kategorie teils abgelehnt und es werden entweder keine Angaben 
gemacht oder ausweichende Begrifflichkeiten wie „europäisch“, „deutsch“ oder „christlich“ angegeben (DFG 
Netzwerk Antidiskriminierungsdaten i.E.; Deutsches Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (De-
ZIM) 2022; Kronenbitter et al. 2023). Die Tatsache, dass sich über 80 Prozent der befragten Beschäftigten expli-
zit als weiß positionieren, deutet daraufhin, dass sie für den Diskurs um zum Beispiel weiße Privilegien sensibi-
lisiert sind und die Kategorie als solche in der Befragung angenommen haben. Dabei zeigen auch Aussagen aus 
den qualitativen Interviews, dass viele Beschäftigte das Ministerium selbst als weiß wahrnehmen und so die 
Unterrepräsentanz rassismusvulnerabler Personen im BMFSFJ reflektieren und problematisieren56 – folgendes 
Zitat soll dies veranschaulichen:

51	 �Die soziale Herkunft der Beschäftigten wurde in dieser Studie mithilfe der subjektiven Selbsteinschätzung zur gesellschaftlichen Position der 
Eltern erhoben (siehe Glossar). Die Referenzdaten entstammen dem SOEP (Socio-Economic Panel 2023; IAB-SOEP o.J.; IAB-BAMF-SOEP o.J.) 
und beziehen sich auf den Bildungsabschluss der Eltern aller erwerbsfähiger Personen in Deutschland zwischen 18 und 65 Jahren.  
Die Operationalisierungen sind somit nicht deckungsgleich, aber die beste Annäherung, die im Rahmen dieser Studie erreicht werden konnte.

52	 �Die Referenzkategorie der Sonderauswertung der NaDiRa.panel-Daten beschreibt eine Annäherung, da die Kategorien der vorliegenden 
Befragung und des NaDiRa.panel nicht vollständig deckungsgleich sind. Beide Operationalisierungen beinhalten jedoch Schwarze Menschen, 
jüdische Menschen, Sinti*zze und Rom*nja, muslimische Menschen sowie asiatische Menschen. Person of Color (PoC) war im NaDiRa.
panel keine Antwortoption – in der vorliegenden Befragung wurden „PoC“ und „asiatisch“ als halboffene Angaben zu „rassismusvulnerabel“ 
rückkodiert. Das erwerbsfähige Alter ist im NaDiRa.panel bei 18 bis 65 Jahren angesetzt. Der hier ausgewiesene Anteil wurde DeZIM-intern 
berechnet und zur Verfügung gestellt.

53	 �Die Gruppen können sich zwar überschneiden, sie sind jedoch nicht deckungsgleich – in der Stichprobe sind nur 15,1 Prozent der Beschäftig-
ten mit Migrationshintergrund auch rassismusvulnerabel.

54	 �Auch hier gilt es anzumerken, dass Menschen mit Migrationshintergrund in der Gruppe der Menschen mit Abitur und Studienabschluss 
unterrepräsentiert sind (SOEP 2021, eigene Berechnung). Das Problem einer Unterrepräsentation kann also nicht ausschließlich im BMFSFJ 
selbst verortet werden, sondern ist bereits über eine Unterrepräsentation unter den Bewerber*innen vorgelagert.

55	 �In der Erhebung wurden Befragte, die als Selbstbezeichnung ausschließlich weiß angegeben, sowie Befragte, welche als Selbstbezeichnung 
weiß plus eine andere nicht-weiße Kategorie und darüber hinaus für die Fremdwahrnehmungsvariable angegeben hatten, nicht als fremd 
wahrgenommen zu werden, in der Dimension weiß zusammengefasst.  

56	 �Inwiefern die Einschätzungen zur Selbstwahrnehmung als „weißes Haus“ (Interview 15) und die Problematik darum von allen  
Beschäftigten des BMFSFJ geteilt werden, bleibt offen, da anzunehmen ist, dass Beschäftigte, die an der quantitativen und qualitativen 
Beschäftigtenbefragung der Studie teilgenommen haben, bereits ein größeres Interesse an Diversität und dementsprechend auch  
an damit verbundenen Diskursen mitbringen.

3. Diversität und Diskriminierung im BMFSFJ: Status quo, Wahrnehmung und Umgang
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„Also ich finde, es ist ein sehr weißes Haus, das, das fällt schon auf. Es ist ..., nicht ausschließlich, aber 
auch gerade im, im höheren Dienst.“ (Interview 15) 

Auch das folgende Beispiel greift die wahrgenommene Repräsentation von rassismusvulnerablen Menschen 
in höheren Laufbahngruppen gegenüber weniger prestigeträchtigen Stellen nochmal auf:

„Im Ministerium falle ich auf. Okay. Also da werde ich doch, ich werde angeschaut, auch in der Men-
sa und so, das ist immer wieder so ‚und was macht die?‘ oder so. Wir haben eine Frau mit Kopftuch, 
[…] die das Essen holt und abholt, […] und dann haben wir die Küchenhilfe, die ist natürlich Schwarz, 
also in der Mensa und ansonsten ist […] da nichts von Vielfalt. Mittlerweile vielleicht eine Sekretärin 
mit türkischem Namen […].“ (Interview 33)

Mit diesem Beispiel problematisiert die befragte Person, dass „Vielfalt“ im Ministerium aus ihrer Sicht vor 
allem im Kontext von Berufsfeldern mit weniger Prestige sichtbar wird. Formulierungen wie „natürlich“ verwei-
sen darauf, dass die antwortende Person die Szene als Beispiel für ein Muster benennt, das für sie einen hohen 
Wiedererkennungswert hat. Die Person beschreibt mit der Wahl des Begriffs „natürlich“ gerade keine naturge-
gebenen Verhältnisse, sondern solche, die sich aus strukturell verankerten Hierarchien ergeben, in denen ras-
sismusvulnerable Personen eher in weniger prestigeträchtigen, weniger gut entlohnten Service-Jobs sichtbar 
werden. Die interviewte Person, die sich selbst innerhalb der Gruppe der rassismusvulnerablen Beschäftigten 
positioniert, beschreibt zudem, dass sie selbst in diese Hierarchisierungen einsortiert werde. Teils geschehe 
dies unterschwellig oder gar unbewusst, etwa mit fragenden Blicken, teils werde sie gefragt „was sie denn hier 
arbeitet“. Die Implikation ist, dass sich allein aus ihrem Erscheinungsbild eine „Auffälligkeit“ und damit eine 
Notwendigkeit zur Rechtfertigung ihrer Präsenz in prestigeträchtigeren Positionen des Ministeriums ergibt.

Die kritische Auseinandersetzung wird aber auch von Beschäftigten geleistet, die nicht zur Gruppe der ras-
sismusvulnerablen Beschäftigten gehören, wie das folgende Zitat zeigt. So stellt diese interviewte Person die 
Vermutung auf, dass die Unterrepräsentanz rassismusvulnerabler Personen eine abschreckende Wirkung auf 
diese haben könnte:

„Ich meine, wenn ich jetzt Schwarz wäre, ich weiß gar nicht, ob ich das attraktiv fände, in unser Haus 
zu kommen, wo ich denke so ‚Oh Gott, da bin ich ja irgendwie mit 99 Prozent weißen Leuten zusam-
men.‘ Vielleicht ist es gar kein Umfeld, was ich mir persönlich aussuchen würde.“ (Interview 40)

Diese Vermutung deckt sich mit den Ergebnissen vorhergehender Studien, die zeigen, dass die Befürchtung, 
in einer mehrheitlich weißen Organisation diskriminiert zu werden, tatsächlich ein Grund für das Absehen von 
einer Bewerbung sein kann (vgl. Arnu et al. 2023). Diese Beispiele verdeutlichen eindrücklich, dass die existie-
rende Unterrepräsentanz von Beschäftigten aus rassismusvulnerablen Gruppen sowohl von Betroffenen als 
auch von weißen Beschäftigten wahrgenommen und kritisch hinterfragt wird. 

Die Unterschiede zwischen dem Anteil der Beschäftigten und dem Anteil von Führungskräften mit Migrati-
onshintergrund bzw. Einwanderungsgeschichte sind relativ ähnlich und deuten nicht auf einen starken Glasde-
ckeneffekt hin (siehe Abbildung 3) – da beide Gruppen jedoch bereits unter den Beschäftigten unterrepräsen-
tiert sind, liegt auch der Anteil unter Führungskräften deutlich unter dem Anteil in der Gesamtbevölkerung. Die 
Fallzahlen für rassismusvulnerable Beschäftigte sind zu klein, um zu prüfen, wie diese Gruppe in Führungsposi-
tionen vertreten ist. In den qualitativen Interviews zumindest wird eine generelle Unterrepräsentation durch-
aus von den Beschäftigten problematisiert. Viele Beschäftigte berichten in den qualitativen Interviews, dass 
aus ihrer Sicht die Anzahl von Personen „mit Migrationshintergrund“ im Ministerium verschwindend gering ist. 
Einige Befragte zählen auf, welche Personen ihnen bereits im Ministerium begegnet sind, und kommen hierbei 
selten auf mehr als zwei bis drei Personen. Aus den Beschreibungen dieser Personen wird allerdings deutlich, 
dass die Befragten, obwohl sie meist die Bezeichnung „Personen mit Migrationshintergrund“ verwenden, ei-
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gentlich von Personen aus rassismusvulnerablen Gruppen sprechen. So nennen sie beispielsweise die Anzahl 
der Frauen mit Kopftuch oder der Schwarzen Kolleg*innen, die sie bisher im Ministerium gesehen haben. Per-
sonen, die beispielsweise aus einem anderen EU-Land eingewandert sind, nennen sie jedoch nicht. Dies könnte 
auch erklären, warum – obwohl Beschäftigte mit Migrationshintergrund entsprechend ihrem Anteil im BMFSFJ 
auch unter den Führungskräften repräsentiert sind – die qualitativen Interviews eine wahrgenommene Unter-
repräsentanz dieser Personengruppe unter Führungskräften feststellen:

„Also wir haben sowieso keine Abteilungsleitung oder Unterabteilungsleitung mit Migrationsbio-
grafie. Aber ich muss scharf überlegen, ob wir überhaupt eine Referatsleitung haben mit einem 
Migrationshintergrund – fällt mir nicht ein.“ (Interview 12)

Dieses Zitat und weitere Ausführungen aus den qualitativen Interviews lassen vermuten, dass weiße Beschäftig-
te mit Migrationshintergrund nicht zwingend als Menschen mit Migrationshintergrund wahrgenommen werden. 
Sie scheinen für die Beschäftigten hinsichtlich der Repräsentationsfrage weniger relevant zu sein, da diese sich in 
ihren Beschreibungen bezüglich „ethnischer“ Diversität im Haus stets auf rassismusvulnerable Personen bezie-
hen. Die Tatsache, dass nicht alle Personen mit Migrationshintergrund als solche wahrgenommen werden bzw. 
gleichzeitig auch rassismusvulnerabel sind, stärkt den in dieser Studie vertretenen Standpunkt, dass der Migra
tionshintergrund nicht ausreicht, um die Repräsentation rassismusvulnerabler Personen angemessen abzubilden.

3.3 Arbeitsklima und Diversität 

Das Kapitel 2.3 hat deutlich gemacht, dass unter den Beschäftigten des BMFSFJ einige diskriminierungs-
vulnerable Gruppen überrepräsentiert, andere unterrepräsentiert sind. Nachfolgend wird untersucht, ob 
es im Ministerium im Hinblick auf das wahrgenommene Arbeitsklima Unterschiede zwischen diskriminie-
rungsvulnerablen Beschäftigten und Beschäftigten ohne Diskriminierungsvulnerabilität gibt. Das Arbeitskli-
ma ist – auch unabhängig von Gruppenunterschieden – ein wichtiger Faktor für den Umgang mit Diversität 
im Arbeitsalltag. So hängen die erfolgreiche Durchführung und Eingliederung von diversitätsorientierten 
Maßnahmen in Organisationen allgemein auch davon ab, ob sich Beschäftigte bei ihrer Arbeit wohlfühlen. 
Denn wenn sich Beschäftigte allgemein nicht wohlfühlen, haben sie auch weniger Kapazitäten, um eine 
diversitätsorientierte Organisationsentwicklung zu unterstützen. Besonders Studien aus dem US-amerikani-
schen Kontext zeigen diesen Zusammenhang (vgl. Dobbin & Kalev 2022; auch Findler et al. 2007). Zusätzlich 
fördert ein gutes Arbeitsklima das eigene Gefühl der Zugehörigkeit zur Organisation (sense of belonging) und 
kann auch so zur besseren Voraussetzung für die Schaffung eines diversitätsorientierten und diskriminie-
rungsfreien Arbeitsumfeldes für alle beitragen (vgl. Barak & Levin 2002).57 Studien aus anderen Kontexten 
und Branchen zeigen aber auch ganz allgemein einen Zusammenhang zwischen gutem Arbeitsklima und 
Bleibeambitionen der Beschäftigten (Kumar & Giri 2007; Lu et al. 2007; Caricati et al. 2014). Niedrige Werte 
in der Arbeitszufriedenheit und bei den Bleibeabsichten von Beschäftigten können weiterhin ein Anzeichen 
für Konkurrenzverhalten, Mobbing und Diskriminierung sein (Cerci & Dumludag 2019; Nielsen & Einarsen 
2012; Hershcovis & Barling 2010). 

Darauf aufbauend wird in dieser Studie ein Fokus auf die persönlichen Erfahrungen der Beschäftigten gelegt. 
Untersucht werden die individuelle Arbeitszufriedenheit und Wahrnehmung von Wertschätzung und Akzep-
tanz am Arbeitsplatz auf Basis persönlicher Erfahrungen und Perspektiven der Beschäftigten. 

57	 �Sense of belonging und ein gutes Arbeitsklima für alle sind auch entscheidende Aspekte einer Organisationsentwicklung, die sich am so-
genannten DEIB-Konzept (diversity, equity, inclusion and belonging) orientiert (Fredette et al. 2016; Ferdman 2014; Nentwich & Biswanger 
2020). Indem es um die Beleuchtung der „grundlegenden Annahmen, die in einer bestimmten Kultur ‚Normalität‘ und damit verbundene 
Machtpositionen bestimmen“ geht, ermöglicht das Konzept die Hinterfragung struktureller Exklusions- und Diskriminierungsmechanismen 
(Nkomo 2014) und stellt dadurch eine Abkehr von der instrumentellen Begründung für diversitätssensible und diskriminierungskritische 
Maßnahmen innerhalb von Organisationen und von ihrer ökonomischen Indienstnahme dar (Ferdman 2014).

3. Diversität und Diskriminierung im BMFSFJ: Status quo, Wahrnehmung und Umgang
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Abbildung 5 zeigt Einschätzungen zur Situation am Arbeitsplatz. Um Gruppenunterschiede feststellen zu 
können, wurden für die Daten jeweils die Mittelwerte für die Stichprobe als ganze sowie für diskriminierungs-
vulnerable und privilegierte Gruppe berechnet. Im Stichprobendurchschnitt fühlten sich die Befragten (auf 
einer Skala von 1 = nie bis 5 = immer) in den letzten vier Wochen oft gehetzt oder unter Zeitdruck (Mittelwert 
3,5) und manchmal niedergeschlagen und trübsinnig (Mittelwert 2,8). Etwa genauso häufig haben sich die 
Beschäftigten aber auch ruhig und ausgeglichen (Mittelwert 3,1) oder voller Energie gefühlt (Mittelwert 3,0).

Vergleicht man die Mittelwerte verschiedener Gruppen, so zeigt sich, dass Beschäftigte mit Einwanderungs-
geschichte (Mittelwert 4,1) und rassismusvulnerable Beschäftigte (Mittelwert 4,2) auffällig häufiger angeben, 
dass sie sich gehetzt oder unter Zeitdruck gefühlt haben. Im Vergleich: Bei Beschäftigten ohne Einwanderungs-
geschichte liegt der Mittelwert bei 3,4 und bei weißen Beschäftigten bei 2,9. Auch im Hinblick auf Niederge-
schlagenheit weisen Beschäftigte mit Einwanderungsgeschichte (Mittelwert 3,6; bei Beschäftigten ohne Ein-
wanderungsgeschichte 2,8) und rassismusvulnerable Beschäftigte (Mittelwert 3,6; bei weißen Beschäftigten 
2,8) höhere Werte auf.58 Eine mögliche Erklärung könnte unter anderem ein wahrgenommener höherer Leis-
tungsdruck sein. So belegen andere Studien, dass sich Beschäftigte aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen 
häufig fühlten, als müssten sie doppelt so viel leisten wie Beschäftigte aus nicht diskriminierungsvulnerablen 
Gruppen, um die gleiche Anerkennung ihrer Arbeit zu erfahren (vgl. Arnu et al. 2023: 49–50). 

Obwohl sich über die Hälfte der Befragten (56,4 Prozent) oft oder immer gehetzt oder unter Zeitdruck fühl-
ten, scheint dies jedoch keinen negativen Einfluss auf die allgemeine Einschätzung zu ihrem Beruf und ihrer 
Arbeit zu haben: Abbildung 6 zeigt, dass über drei Viertel der Beschäftigten ihre Arbeit gern machen (78,4 
Prozent) und stolz darauf sind, ihren Beruf auszuüben (76,8 Prozent). Auch im Stichprobendurchschnitt (4,1 
bzw. 4,0) treffen beide Aussagen auf die Beschäftigten zu. Nur für zwei der untersuchten diskriminierungsvul-
nerablen Gruppen zeigen sich hier Unterschiede zum Stichprobenmittel. Beschäftigte mit Einwanderungsge-

58	 �Es zeigt sich in einer Kreuztabelle, dass diese Unterschiede nicht auf Effekte der Laufbahngruppe, Beamt*innenstatus oder Vollzeit/Teilzeit-
Beschäftigung zurückzuführen sind. 

Abbildung 5.  Frage „Bitte denken Sie einmal an die letzten vier Wochen.  
	 Wie oft kam es in dieser Zeit vor, …“ (in Prozent)

�Lesebeispiel: 12,9 Prozent der Beschäftigten geben an, sich in den letzten vier Wochen immer gehetzt oder unter Zeitdruck gefühlt  
zu haben. Anmerkung: Skala der Mittelwertberechnung: 1 = nie, 2 = fast nie, 3 = manchmal, 4 = oft, 5 = immer. Die Abbildung basiert 
auf Daten aus einer Beschäftigtenbefragung, Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. Gültige Antworten hier für N=311. Aufgrund der 
vorgenommenen Randanpassung (siehe Tabelle 1) können absolute Zahlen nicht direkt aus den in der Abbildung dargestellten Prozent
angaben abgeleitet werden.
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schichte (Mittelwert 4,5) und rassismusvulnerable Menschen (Mittelwert 4,7) stimmen der Aussage stärker 
als andere Beschäftigte zu, stolz auf die Ausübung ihres Berufes zu sein. Möglicherweise hängt dies mit den 
für diese Gruppen belegten hohen Aufstiegsambitionen zusammen (vgl. Salikutluk 2016; Kristen & Dollmann 
2010; Relikowski et al. 2012; vgl. auch Teney et al. 2013), die in der Literatur vor allem im Bildungsbereich auf-
gezeigt werden.59 Der Einstieg in eine der obersten Bundesbehörden vermittelt unter Umständen das Gefühl, 
„es geschafft zu haben“ und auf den eigenen Aufstieg stolz sein zu können.

Die Beschäftigten wurden weiterhin gefragt, für wie wahrscheinlich sie es halten, dass für sie innerhalb der 
nächsten zwei Jahre berufliche Veränderungen eintreten (siehe Abbildung 7). Dabei waren die Beschäftigten 
eingeladen, auf einer Skala von 0 („wird mit Sicherheit nicht eintreten“) bis 100 („wird mit Sicherheit eintre-
ten“) zu antworten. Die Antworten der Beschäftigten wurden dann in 20er-Schritten umkodiert in 1 (sehr ge-
ring) bis 5 (sehr hoch). 

Zu der hohen Zufriedenheit der Befragten passt, dass 81,4 Prozent der Beschäftigten die Wahrscheinlich-
keit für sehr gering halten, dass sie von sich aus eine neue Stelle in einem anderen Kontext wie zum Beispiel 
Zivilgesellschaft, Wissenschaft, Nichtregierungsorganisation (Mittelwert 1,7) oder in der freien Wirtschaft 
(Mittelwert 1,8) suchen werden. Auch die Wahrscheinlichkeit, nach einer neuen Stelle in einer anderen 
Bundesverwaltung zu suchen, wird von 70,1 Prozent der Befragten als ziemlich gering oder sehr gering ein-
geschätzt (Mittelwert 2,0). Gleichzeitig geben 45,8 Prozent der Beschäftigten an, dass sie mit hoher oder 
sehr hoher Wahrscheinlichkeit eine neue Stelle im BMFSFJ suchen werden (Mittelwert 2,8). Insbesondere 
Beschäftigte mit Migrationshintergrund (3,4), Beschäftigte mit Einwanderungsgeschichte (3,4) und rassis-
musvulnerable Beschäftigte (3,0) schätzen die Wahrscheinlichkeit, sich in den nächsten zwei Jahren eine 
neue Stelle im BMFSFJ zu suchen, auffällig höher ein als Beschäftigte ohne Migrationshintergrund (2,7), ohne 
Einwanderungsgeschichte (2,8) und weiße Beschäftigte (1,9). 

Abbildung 6.  Frage „Inwieweit treffen folgende Aussagen auf Sie und Ihre Arbeit zu?“ (in Prozent)

�Lesebeispiel: 34,6 Prozent der Beschäftigten geben an, dass die Aussage „Ich mache meine Arbeit gern“ voll und ganz auf sie zutrifft. 
Anmerkung: Skala der Mittelwertberechnung: 1 = trifft gar nicht zu, 2 = trifft eher nicht zu, 3 = teils/teils, 4 = trifft eher zu, 5 = trifft voll 
und ganz zu. Die Abbildung basiert auf Daten aus einer Beschäftigtenbefragung, Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. Gültige Antworten 
hier für N=311. Aufgrund der vorgenommenen Randanpassung (siehe Tabelle 1) können absolute Zahlen nicht direkt aus den in der 
Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden.
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59	 �Unter Aufstiegsambitionen wird in der Forschungsliteratur das Phänomen diskutiert, dass Menschen in ihren Bildungsaspirationen eine 
bessere berufliche und gesellschaftliche Stellung anstreben als die ihres sozioökonomischen Hintergrundes (vgl. Salikutluk 2016).
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In Bezug auf einen beruflichen Aufstieg schätzt fast ein Drittel (30,8 Prozent) der Befragten die Wahrschein-
lichkeit als hoch oder sehr hoch ein, dass ein solcher innerhalb der nächsten zwei Jahre für sie eintreten würde.60  
Im Stichprobendurchschnitt schätzen die Befragten einen beruflichen Aufstieg in den nächsten zwei Jahren mit 
einem Mittelwert von 2,4 jedoch als eher gering ein. Einige diskriminierungsvulnerable Gruppen schätzen ei-
nen (weiteren) beruflichen Aufstieg sogar als sehr gering ein. Dies betrifft pflegende An- und Zugehörige (1,8), 
Beschäftigte mit einer Behinderung oder Beeinträchtigung (1,6) und Beschäftigte in Teilzeit (1,8). 

Insgesamt sind die Beschäftigten trotz des empfundenen Zeitdrucks stolz auf ihren Beruf, machen ihre 
Arbeit gerne und planen in den nächsten zwei Jahren eher selten eine aktive Veränderung ihrer beruflichen 
Situation. Es gibt allerdings Hinweise, dass Beschäftigte mit Einwanderungsgeschichte und rassismusvulner-
able Beschäftigte eine stärkere Belastung wahrnehmen. Um mögliche Gruppenunterschiede genauer erfas-
sen zu können, wurde anhand der Frage „Wie oft haben Sie in den letzten fünf Jahren folgende Situationen 
selbst im BMFSFJ erlebt?“ genauer untersucht, in welchem Maße die Beschäftigten des BMFSFJ ein Gefühl 
der Akzeptanz, Wertschätzung und des Respekts erfahren. Die Beschäftigten wurden gebeten, auf einer 
Skala von 1 (nie) bis 5 ([fast] immer) anzugeben, wie oft sie in den letzten fünf Jahren unterschiedliche Ar-
beitssituationen selbst erlebt haben. 

Auch Abbildung 8 zeigt, dass insgesamt ein gutes Arbeitsklima zu herrschen scheint. 85,4 Prozent der Be-
schäftigten geben an, dass sie sich oft oder (fast) immer im Arbeitsbereich/Team anerkannt und akzeptiert 
fühlten. Bezüglich der Einrichtung ihres Arbeitsplatzes geben 72,5 Prozent der Beschäftigten an, dass ihre Be-
darfe in den letzten fünf Jahren (fast) immer oder oft angemessen berücksichtigt wurden. Für beide Items 

Abbildung 7.  Frage „Wie wahrscheinlich ist es, dass innerhalb der nächsten zwei Jahre  
	 die folgenden beruflichen Veränderungen für Sie eintreten?“ (in Prozent)

�Lesebeispiel: 73,1 Prozent der Beschäftigten geben an, die Wahrscheinlichkeit, dass sie von sich aus in den nächsten zwei Jahren eine 
neue Stelle in der freien Wirtschaft suchen, für sehr gering zu halten. Anmerkung: Skala der Mittelwertberechnung: 1 = sehr gering, 2 = 
gering, 3 = mittel, 4 = hoch, 5 = sehr hoch. Die Abbildung basiert auf Daten aus einer Beschäftigtenbefragung, Rücklaufquote 33,5 Pro-
zent, N=317. Gültige Antworten hier für N=310. Aufgrund der vorgenommenen Randanpassung (siehe Tabelle 1) können absolute Zahlen 
nicht direkt aus den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden.
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60	 �Für die Einordnung der Ergebnisse muss an dieser Stelle angemerkt werden, dass nicht erfasst wurde, ob die Beschäftigten überhaupt einen 
Aufstieg anstreben. Diese Aufstiegsambitionen haben wiederum einen Einfluss darauf, wie die Wahrscheinlichkeit eines beruflichen Auf-
stiegs eingeschätzt wird.
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fanden sich keine nennenswerten Gruppenunterschiede. Anders verhält es sich bei den restlichen Aussagen. 
Die Aussage „Ich konnte meine Fähigkeiten angemessen einbringen“ trifft auf drei Viertel der Befragten (75,3 
Prozent) oft oder (fast) immer zu. Allerdings ist dieser Eindruck nicht gleich verteilt: Der Mittelwert für diese 
Frage liegt bei nichtchristlichen Beschäftigten mit 2,8 deutlich unter dem von christlichen Beschäftigten und 
Beschäftigten ohne Religionszugehörigkeit/Weltanschauung (Mittelwert 4,0). 

Deutliche Gruppenunterschiede zeigen sich auch in Bezug auf die Frage „Ich wurde in meiner beruflichen 
Entwicklung gefördert“. Aber auch insgesamt ist die Zustimmung zu diesem Item im Vergleich zu anderen Items 
geringer. Nur 36,0 Prozent der Beschäftigten geben an, dass sie in ihrer beruflichen Entwicklung oft oder fast 
immer gefördert wurden – 24,0 Prozent der Beschäftigten geben an, dass dies nie oder selten auf sie zutraf. Der 
Eindruck, gefördert zu werden, ist dabei für eine Reihe von diskriminierungsvulnerablen Gruppen niedriger. Be-
schäftigte mit Fürsorgeverantwortung (für Kinder und/oder pflegende An- oder Zugehörige) geben im Schnitt 
an, dass sie selten (Mittelwert 2,8) in ihrer beruflichen Entwicklung gefördert wurden, während Beschäftigte 
ohne Fürsorgeverantwortung im Schnitt angeben, dies gelegentlich (Mittelwert 3,6) erfahren zu haben. Den 
niedrigsten Wert in Bezug auf Förderung der beruflichen Entwicklung geben nichtchristliche Beschäftigte an 
(Mittelwert 2,4) – im Gruppenvergleich stehen ihnen christliche und Beschäftigte ohne Religionszugehörigkeit/
Weltanschauung mit einem Mittelwert von 3,2 gegenüber.

Dass bei Dienstbesprechungen/Terminen die Bedürfnisse der Beschäftigten nicht berücksichtigt wurden, 
kam laut 64,0 Prozent der Beschäftigten selten oder nie vor. Allerdings wird im Vergleich zwischen Beschäftig-
ten in unterschiedlichen Anstellungsverhältnissen deutlich, dass dies für Beschäftigte in Teilzeit im Durchschnitt 
(Mittelwert 2,6) häufiger vorkommt als für Beschäftigte, die in Vollzeit arbeiten (Mittelwert 2,0). Zuletzt zeigt 
sich, dass 81,2 Prozent der Befragten ihr Privatleben im Arbeitskontext nie verstecken mussten (Mittelwert 
1,4). Zwar geben im Gruppenvergleich queere Beschäftigte im Schnitt (1,7) häufiger als heterosexuelle Be-
schäftigte an (1,2), ihr Privatleben im Arbeitskontext verstecken zu müssen. Auch Beschäftigte mit Schwerbe-
hinderung (1,8) geben dies häufiger als Beschäftigte ohne Schwerbehinderung (1,3) an – jedoch befinden sich 

Abbildung 8.  Frage „Wie oft haben Sie in den letzten fünf Jahren folgende Situationen selbst 
	 im BMFSFJ erlebt?“ (in Prozent)

�Lesebeispiel: 26,2 Prozent der Beschäftigten geben an, dass sie ihre Fähigkeiten (fast) immer angemessen einbringen konnten. Anmer-
kung: Skala der Mittelwertberechnung: 1 = nie, 2 = selten, 3 = gelegentlich, 4 = oft, 5 = (fast) immer. Die Abbildung basiert auf Daten aus 
einer Beschäftigtenbefragung, Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. Gültige Antworten hier für N=311. Aufgrund der vorgenommenen 
Randanpassung (siehe Tabelle 1) können absolute Zahlen nicht direkt aus den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet 
werden.
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alle Mittelwerte dieser Gruppen im sehr niedrigen Bereich. Lediglich zwischen nichtchristlichen Beschäftigten 
(Mittelwert 2,2) und Beschäftigten, die christlich sind oder keiner Religion angehören (Mittelwert 1,3), gibt es 
einen deutlich höheren Unterschied. 

Insgesamt zeigt sich, dass das Arbeitsklima im BMFSFJ von den meisten Beschäftigten als wertschätzend, 
bedarfsorientiert und offen wahrgenommen wird. Es zeigen sich zwar Gruppenunterschiede, trotzdem kann je-
doch festgehalten werden, dass die Zufriedenheit auch für diskriminierungsvulnerable Gruppen auf allen Items 
relativ hoch ist. Eine insgesamt hohe Zufriedenheit bei der Arbeit, das Gefühl von Wertschätzung, Akzeptanz 
und Respekt durch das Arbeitsklima unter den Beschäftigten sind gute Voraussetzungen, dass organisationale 
Veränderungen – wie diversitätsorientierte Organisationsentwicklung – positiv von Beschäftigten aufgenom-
men, mitgetragen und mitgestaltet werden.

3.4 Diskriminierungserfahrungen am BMFSFJ

Die in Kapitel 3.3 dargestellten Ergebnisse zeigen, dass nahezu alle befragten Beschäftigten des BMFSFJ 
das Arbeitsklima als überwiegend positiv einschätzen. Auch in einem positiven Arbeitsklima kann es aller-
dings zu Diskriminierung kommen – ein erster Hinweis darauf findet sich in der Tatsache, dass es in der Ein-
schätzung des Arbeitsklimas Unterschiede zwischen diskriminierungsvulnerablen und privilegierten Grup-
pen gibt. Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz verbietet Diskriminierung im Arbeitsleben aufgrund der 
in § 1 AGG genannten Gründe – auch die Bundesverwaltung ist in ihrer Funktion als Arbeitgeberin dazu 
verpflichtet, ihre Beschäftigten vor Diskriminierung zu schützen. Und dennoch ist der Arbeitsplatz der Ort, 
an dem Menschen am häufigsten mit Diskriminierung konfrontiert sind (vgl. Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes 2021a: 41; Beigang et al. 2017). So ist es nicht verwunderlich, dass es auch Diskriminierung in der 
Bundesverwaltung gibt. So kam der Diversitäts- und Chancengleichheit-Survey (DuCS 2019 – Ette et al. 2021) 
für die gesamte Bundesverwaltung zu dem Ergebnis, dass 33,2 Prozent aller Befragten in der Bundesverwal-
tung in den letzten zwei Jahren Diskriminierung erlebt haben. Kommt es zu Diskriminierung am Arbeitsplatz, 
hat dies sowohl individuelle als auch institutionelle Folgen. Betroffene Beschäftigte können dadurch Selbst-
zweifel, Unzufriedenheit und Ärger erfahren. Beschäftigte ziehen sich dann zurück, ihre beruflichen Entfal-
tungsmöglichkeiten werden eingeschränkt. Im schlimmsten Fall kann Diskriminierung am Arbeitsplatz zu 
psychischen Erkrankungen oder der Aufgabe des Arbeitsplatzes führen (Deutsches Zentrum für Integrations- 
und Migrationsforschung (DeZIM) 2023b; Nienhaus et al. 2016). Dies hat auch Folgen für die Organisation 
selbst: Bleiben Konflikte ungelöst und herrscht ein mangelnder Umgang mit Diskriminierungsvorfällen, wird 
das Arbeitsklima negativ beeinflusst. Es werden schlechtere Arbeitsergebnisse erzielt und der Zusammen-
halt in der Organisation ist gefährdet (Uslucan & Yalcin 2012). 

Deshalb wurde in dieser Studie sowohl in der quantitativen Beschäftigtenbefragung als auch in den qualitati-
ven Interviews nach selbst erlebten und beobachteten Diskriminierungserfahrungen im Arbeitskontext gefragt. 
Quantitativ wurden (mögliche) Diskriminierungserfahrungen auf zwei Arten erhoben:	 	 	 	

1.	 die Erfahrungswerte der Beschäftigten in Bezug auf konkrete Situationen im Alltag, die (potenziell) 
Diskriminierung darstellen (können) (siehe Abbildung 9), 

2.	 subjektiv wahrgenommene Diskriminierung über die Frage „Wurden Sie in den letzten fünf Jahren in 
Ihrer Arbeit im BMFSFJ diskriminiert?“.

Dies wurde in den qualitativen Interviews ergänzt, indem Befragte zu eigenen oder beobachteten Diskri-
minierungssituationen sowie zu ihrem generellen Verständnis von Diskriminierung befragt wurden. Dabei 
wurde ähnlich wie schon beim Diversitätsverständnis (vgl. Kapitel 3.1) sehr offen gefragt: „Was verstehen Sie 
unter Diskriminierung im Arbeitskontext?“. Diese offene Herangehensweise diente auch hier der Entwick-
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lung eines allgemeinen Verständnisses davon, was unter Diskriminierung verstanden und erlebt wird und 
kann sich deutlich von dem unterscheiden, was rechtlich als Diskriminierung gilt. Dabei wurden die Aussa-
gen abstrahiert und idealtypisch in vier Kategorien eingeteilt, die sich aber in der Realität überschneiden und 
ergänzen können.

In der Gesamtschau der qualitativen Ergebnisse lassen sich folgende vier Verständnisse von Diskriminierung 
unter den Beschäftigten identifizieren:	 	 	 	 	 	 	 	 	

1.	 Diskriminierung als allgemeine interpersonelle Benachteiligung
2.	 symmetrisches Verständnis von Diskriminierung
3.	 machtkritisches/asymmetrisches Verständnis von Diskriminierung
4.	 Diskriminierung als Benachteiligung laut/angelehnt an AGG

Ein Verständnis von Diskriminierung als allgemeine interpersonelle Benachteiligung bezieht sich in den Inter-
views oft nur auf eine Dimension und/oder vermutet Diskriminierung potenziell in jeder Situation, in der sich 
eine Person ungerecht behandelt fühlt. Beispielhaft hierfür kann folgende Passage gesehen werden: 

„Äh, dass auf Grund von persönlichen Aspekten, die eine Person mitbringt, Ablehnung vorherrscht 
auf irgendwelchen Ebenen, also entweder privat, arbeitstechnisch oder vielleicht auch einfach im 
Umgang in so alltäglichen Sachen. Und wenn man da jemanden ablehnt und dem so Steine in [den 
Weg] legt.“ (Interview 36)

 Wie in diesem Zitat klar wird, bleiben die Benachteiligungen, die stattfinden, eher allgemein benannt 
als „Ablehnung […] auf irgendwelchen Ebenen“. Auch die Dimensionen, aufgrund derer Personen diese Ab-
lehnung erfahren, werden breit als „persönliche Aspekte“ benannt. Nach diesem Verständnis kann es sich 
potenziell bei jeder Situation, die von einer negativen Interaktion oder von Unwohlsein geprägt ist, um Dis-
kriminierung handeln.

Ein symmetrisches Verständnis von Diskriminierung geht davon aus, dass das Diskriminierungsrisiko bezo-
gen auf Dimensionen in alle Richtungen gleichermaßen besteht. So können nach diesem Verständnis Männer 
beispielsweise in gleicher Weise von Diskriminierung betroffen sein wie Frauen. Als weiteres Beispiel für ein 
symmetrisches Verständnis sei folgende Passage aufgeführt, in der die interviewte Person die mögliche Dis-
kriminierung einer Person mit deutschem Namen in einem hypothetischen Bewerbungsprozess bespricht: 

„Also ich [...] empfinde es auch durchaus als ungerecht, [...] – Ich meine, das ist halt dann Diskrimi-
nierung in die andere Richtung, […] zu sagen okay, wir nehmen jetzt die Person mit dem indischen 
Namen, weil das haben wir noch nicht, statt die Person mit dem deutschen Namen, obwohl die viel-
leicht besser geeignet wäre.“ (Interview 18)

Dabei wird hier in einem fiktiven Beispiel Diskriminierung für eine Person mit „deutschem Namen“ statu-
iert, entgegen der gesamtgesellschaftlich höheren Diskriminierungsvulnerabilität der Person mit „indischem 
Namen“.

Eher vereinzelt wurde ein machtkritisches/asymmetrisches Verständnis von Diskriminierung artikuliert. 
Bei diesem Verständnis wird davon ausgegangen, dass Diskriminierung in gesellschaftliche Machtverhält-
nisse eingebettet ist und neben der interpersonellen auch die institutionelle Diskriminierung umfasst (vgl. 
Scherr et al. 2017; Dovidio et al. 2013) – Frauen haben nach diesem Verständnis beispielweise aufgrund his-
torisch gewachsener und auf dem Patriarchat fußender Gegebenheiten ein höheres Diskriminierungsrisiko 
als Männer. Ein Beispiel für dieses Verständnis liefert das folgende Zitat: 

3. Diversität und Diskriminierung im BMFSFJ: Status quo, Wahrnehmung und Umgang
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„Also Diskriminierung geht für mich von so Mikroaggressionen und Ungleichbehandlungen zu ‚wie 
viel Raum jemand bekommt‘, zu ‚wer befördert wird‘, Beurteilung, das Regelbeurteilungsverfahren, 
das gerade läuft, solche Dinge. […] Also äquivalent zu Rassismus, institutioneller Rassismus oder 
struktureller Rassismus. So ähnlich … halt einfach dieses Systemische. Das heißt also, ich würde schon 
sagen, dass der Bewerbungsprozess diskriminierend ist, weil er eben durch diese formell oder an der 
Oberfläche neutralen Prozesse oder auch sogar an auf Neutralität hinzielenden Prozessen dazu führt, 
dass bestimmte Personen Vorteile haben und andere nicht. Und das empfinde ich als diskriminierend. 
Ein Gleichheitsprozess bedeutet für mich nicht Gleichheit, vor allem, wenn vielleicht unterschiedliche 
Personen unterschiedliche Voraussetzungen haben, um gleich zu sein.“ (Interview 28)

Die Person betont die institutionelle und systemische Ebene von Diskriminierung und leitet hieraus 
ab, dass zur Herstellung von Gleichheit, hier beispielhaft an Bewerbungsprozessen besprochen, mögliche 
unterschiedliche Voraussetzungen anerkannt werden müssen und gegebenenfalls einer unterschiedlichen 
Behandlung bedürfen. 

Auch eher selten wurde zuletzt in den Antworten der Beschäftigten Diskriminierung als Benachteiligung 
angelehnt an das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) und den darin enthaltenen Schutzgründen 
genannt. 

Die in den qualitativen Interviews formulierten unterschiedlichen Verständnisse von Diskriminierung der 
Befragten spiegeln wider, dass unterschiedliche Begriffsbestimmungen von Diskriminierung existieren: zum 
Beispiel rechtliche, sozialwissenschaftliche oder Alltagsdefinitionen (siehe auch Infobox Diskriminierung in 
Kapitel 1) – diese sind nicht immer trennscharf voneinander abzugrenzen. Von Diskriminierung im rechtli-
chen Sinne kann dann gesprochen werden, wenn sich die Benachteiligung bei vergleichbarer Leistung nach-
weislich an ein im AGG geschütztes Merkmal knüpft. In dieser Studie geht es nicht um rechtliche Nachweise, 
sondern um subjektiv wahrgenommene Benachteiligung der Beschäftigten in verschiedenen Situationen 
(vgl. auch Infobox Diskriminierung). Im Folgenden soll untersucht werden, ob sich Gruppenunterschiede 
in Bezug auf eine Reihe von potenziell diskriminierenden Situationen finden. In Abbildung 9 werden die 
Ergebnisse mit Bezug auf spezifische Situationen im Arbeitskontext beschrieben, die unterschiedliche Arten 
von Benachteiligungen beinhalten, und aufgeschlüsselt, wie häufig Befragte angegeben haben, diese Situa-
tionen in den letzten fünf Jahren im BMFSFJ selbst erlebt zu haben. 

Am häufigsten berichten die Beschäftigten von Situationen in Form von materieller Benachteiligung: Fast 
zwei Drittel (62,9 Prozent, Stichprobenmittel 2,5) der Beschäftigten geben an, dass sie in den letzten fünf 
Jahren bei vergleichbarer Leistung bei der Beförderung übergangen worden seien. Mehr als die Hälfte (66,3 
Prozent, Stichprobenmittel 2,2) der Beschäftigten gibt an, dass ihre Leistungen vergleichsweise schlechter 
bewertet oder herabgesetzt wurden. Es ist naheliegend, dass sich Personen im Arbeitskontext vor allem bei 
Fragen der Leistungsbewertung und Beförderung benachteiligt fühlen – diese sind jedoch laut der Studie Dis-
kriminierungserfahrung in Deutschland auch die häufigsten erfahrenen Diskriminierungen am Arbeitsplatz 
(Beigang et al. 2017: 163). Allerdings lässt sich wahrgenommene Benachteiligung bei der Beförderung erst 
dann als Diskriminierungserfahrung erfassen, wenn Unterschiede zwischen diskriminierungsvulnerablen und 
nichtdiskriminierungsvulnerablen Gruppen aufzeigt werden können. Betrachtet man die Antworten diskrimi-
nierungsvulnerabler Befragter genauer, zeigt sich, dass Beschäftigte mit zu pflegenden An- oder Zugehörigen 
(Mittelwert 3,0 Beförderung), Beschäftigte mit Behinderung/Beeinträchtigung (Mittelwert 2,8 Beförderung) 
und weibliche Beschäftigte mit Fürsorgeverantwortung für Kinder (Mittelwert 2,7 Beförderung; Mittelwert 2,3 
Leistungsbewertung) jeweils auffällig häufiger angeben, übergangen bzw. schlechter bewertet worden zu sein.

Sozial herabwürdigende Situationen wie „Mir wurden unangebrachte Fragen zu meinem Privatleben 
gestellt“ (39,5 Prozent, Stichprobenmittel 1,5), „Ich habe sexualisierte Kommentare oder ‚Witze‘ erfahren“  
(29,8 Prozent, Stichprobenmittel 1,4), „Personen behandelten mich als weniger intelligent oder fähig“ 
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Abbildung 9.	 Frage „Wie oft haben Sie in den letzten fünf Jahren folgende Situationen selbst 
	 im BMFSFJ erlebt?“ (in Prozent)

�Lesebeispiel: 9 Prozent der Beschäftigten geben an, dass ihnen in den letzten fünf Jahren im Arbeitskontext des BMFSFJ gelegentlich un-
angebrachte Fragen zu ihrem Privatleben gestellt wurden. Anmerkung: Skala der Mittelwertberechnung: 1 = nie, 2 = selten, 3 = gelegent-
lich, 4 = oft, 5 = (fast) immer. Die Abbildung basiert auf Daten aus einer Beschäftigtenbefragung, Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. Gül-
tige Antworten hier für N=311. Aufgrund der vorgenommenen Randanpassung (siehe Tabelle 1) können absolute Zahlen nicht direkt aus 
den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden.
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(645,4Prozent, Stichprobenmittel 2,1) und „Ich wurde beleidigt oder lächerlich gemacht“ (38,5 Prozent, Stich-
probenmittel 1,5) werden von den Beschäftigten in der Befragung am zweithäufigsten berichtet. Hierbei 
lassen sich für die ersten drei der genannten Items Gruppenunterschiede feststellen: Nichtchristliche Be-
schäftigte geben im Schnitt (2,8) häufiger als christliche und Beschäftigte ohne Religionszugehörigkeit/Wel-
tanschauung (2,1) an, dass Personen sich ihnen gegenüber so verhalten hätten, als würden sie sie für weniger 
intelligent oder fähig halten. Sie geben ebenfalls durchschnittlich häufiger an (2,0 vs. 1,5) unangebrachte 
Fragen zu ihrem Privatleben gestellt zu bekommen. Auch Beschäftigte mit Einwanderungsgeschichte geben 
dies im Gruppenvergleich im Schnitt häufiger an (2,1) als Beschäftigte ohne Einwanderungsgeschichte (1,5). 
Beschäftigte mit Einwanderungsgeschichte sind auch diejenige Gruppe, die als einzige einen Mittelwert von 
über 2 aufweist in Bezug auf die Situation, in den letzten fünf Jahren sexualisierte Kommentare oder „Witze“ 
erfahren zu haben (Beschäftigte ohne Einwanderungsgeschichte weisen einen Mittelwert von 1,3 auf).

In Bezug auf Situationen, in denen ein körperlicher Übergriff stattfand („Ich habe unerwünschte Bedrängung/
Berührung erfahren“), geben 13,2 Prozent (Stichprobenmittel 1,1) der Befragten an, dass ihnen das in den letzten 
fünf Jahren im BMFSFJ bereits widerfahren sei. Hierbei zeigen sich ebenfalls Gruppenunterschiede: Sowohl rassis-
musvulnerable Beschäftigte als auch Beschäftigte aus nichtakademischem Elternhaus sind unter den Personen, 
die angeben, in den letzten fünf Jahren unerwünschte Bedrängung/Berührung erfahren zu haben, überreprä-
sentiert. Auch wenn das Stichprobenmittel in beiden Fällen sehr gering ausfällt, muss gerade bei diesen Items, 
insbesondere vor dem Hintergrund der Gruppenunterschiede, betont werden, dass jeder Vorfall einer zu viel ist. 

Die quantitativen Daten zeigen, dass einige der in Abbildung 9 beschriebenen Situationen von diskriminie-
rungsvulnerablen Gruppen häufiger erlebt werden. Bezüglich der Wahrnehmung von Vorfällen im BMFSFJ zeigt 
sich in den qualitativen Interviews ein ähnliches Spannungsfeld. Einerseits werden Berichte und Analysen von 
Diskriminierung im Ministerium zumeist mit dem Hinweis versehen, dass man sich „auf hohem Niveau“ bekla-
ge, dass das eigene Team in Bezug auf dieses Themenfeld motiviert und zumeist frei von Vorfällen sei. Auf der 
anderen Seite sei das Ministerium selbstverständlich kein diskriminierungsfreier Ort. Das folgende Zitat bringt 
dieses Spannungsfeld zum Ausdruck:

3. Diversität und Diskriminierung im BMFSFJ: Status quo, Wahrnehmung und Umgang
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61	 �Diese vereinfachte Definition legt ein formal-symmetrisches Diskriminierungsverständnis zugrunde, das heißt, dass alle Personen bezogen 
auf eine Dimension diskriminiert werden können. In der Fachliteratur wird hingegen häufig ein materiell-asymmetrisches Verständnis 
zugrunde gelegt, das strukturelle Machtverhältnisse mitberücksichtigt (Lembke & Liebscher 2014), und das in dieser Studie seinen Ausdruck 
in der Operationalisierung der Gruppen für die Gruppenvergleiche findet (siehe Anhang Tabelle A2).

62	 �Um den Umgang mit Diskriminierungserfahrungen näher zu untersuchen, wurde den Beschäftigten eine Reihe von Fragen vorgelegt. Dabei 
sollten sich die Befragten auf die für sie bedeutsamste Diskriminierungssituation beziehen, die sie im BMFSFJ in den letzten fünf Jahren er-
lebt haben. Die Analyse der Umgangsstrategien und Konsequenzen im Fall von Diskriminierung betreffen also stets diese eine individuelle, 
konkrete Situation, die im Detail aber aus datenschutzrechtlichen Gründen im Rahmen dieser Studie nicht erhoben werden konnte. Die Fol-
gefragen wurden nur von Beschäftigten beantwortet, die zuvor angegeben haben, in den letzten fünf Jahren im BMFSFJ Diskriminierung er-
lebt zu haben (n=60). Alle ausgewiesenen Prozentangaben beziehen sich auf diese Gruppe und nicht auf die Stichprobe insgesamt. Aufgrund 
der vorgenommenen Randanpassung ist es nicht direkt möglich, aus den Prozentangaben Rückschlüsse auf absolute Zahlen zu ziehen.

63	 �6,1 Prozent geben „fast nie“ an; 39,1 Prozent geben „selten“ an; 7,3 Prozent geben „oft“ an und 0,1 Prozent geben „sehr oft“ an.
64	 �Wenn alle Beschäftigten die gleiche Wahrscheinlichkeit hätten, Diskriminierung zu erfahren, müssten die Anteile unterschiedlicher Gruppen 

an der Stichprobe genauso groß sein wie die Anteile dieser Gruppen an den Beschäftigten mit Diskriminierungserfahrung.

„Ich glaube, oft denkt man ja so: ‚Nee, aber wir sind doch hier alle und wir haben ein Bewusstsein 
und so und wir wollen das doch alle nicht.‘ Und es findet aber trotzdem statt. Genauso wie Sexismus 
stattfindet, auch wenn man das vielleicht eigentlich gar nicht möchte […].“ (Interview 15)

Um wahrgenommene Diskriminierungserfahrungen noch genauer zu untersuchen, wurden die Beschäftig-
ten gefragt: „Wurden Sie in den letzten fünf Jahren im Arbeitskontext im BMFSFJ diskriminiert?“. Diese Frage 
gibt also keine konkrete Situation vor, sondern ermöglicht es den Befragten, ihre subjektive Einschätzung an-
zugeben. Angelehnt an die juristische Begriffsbestimmung wurde den Befragten der quantitativen Beschäf-
tigtenbefragung eine Definition von Diskriminierung als Stütze für die Beantwortung der Frage zu subjektiv 
wahrgenommenen Diskriminierungserfahrungen zur Verfügung gestellt. Diese lautete: 

Diskriminierung bedeutet, dass eine Person in Bezug auf [die in dieser Studie untersuchten] Vielfalts-
merkmale schlechter behandelt wird als andere Personen, ohne dass es dafür eine sachliche Recht-
fertigung gibt. Dabei kommt es nicht auf ein absichtsvolles Handeln an: Auch vermeintlich neutrale 
Regeln und Gesetze können zu Benachteiligung führen.61

16,2 Prozent aller Befragten in der quantitativen Beschäftigtenbefragung geben an, in den letzten fünf 
Jahren am BMFSFJ Diskriminierung erlebt zu haben.62 Von diesen Beschäftigten geben die meisten (47,6 
Prozent) auf einer Skala von 1 (fast nie) bis 5 (sehr oft) an, diese gelegentlich erfahren zu haben.63 Aufgrund 
unterschiedlicher Forschungsdesigns und Erhebungsmethoden lassen sich diese Zahlen nicht unmittelbar 
mit den Ergebnissen anderer Befragungen zur Diskriminierung am Arbeitsplatz vergleichen, diese seien hier 
aber zur Orientierung genannt: Laut der europäischen Erhebung zu Arbeitsbedingungen 2021 haben 10 
Prozent der befragten Beschäftigen im Alter über 15 Jahre in den letzten zwölf Monaten Diskriminierung er-
lebt bzw. wurden aufgrund ihrer Person oder bestimmter Eigenschaften benachteiligt oder unfair behandelt 
(Botey Gaude et al. 2022). Für den spezifischen Kontext der Bundesverwaltung berichten Ette et al. (2021: 
138) einen Anteil von 33,2 Prozent Beschäftigten mit Diskriminierungserfahrungen. 

Unter den 16,2 Prozent der Beschäftigten mit Diskriminierungserfahrungen, das heißt unter allen Be-
fragten, die angegeben haben, in den letzten fünf Jahren im BMFSFJ diskriminiert worden zu sein (n=60), 
sind bestimmte Gruppen überdurchschnittlich repräsentiert. Das heißt, dass ihr Anteil an den Beschäftigten 
mit Diskriminierungserfahrung größer ist als ihr Anteil an der Stichprobe insgesamt.64 Abbildung 10 zeigt, 
dass dies besonders eklatant bei Beschäftigten mit Behinderung/Beeinträchtigung ist. Diese machen einen 
Anteil von 11,9 Prozent an der gesamten Stichprobe aus, in Bezug auf Beschäftigte, die angeben, in den 
letzten fünf Jahren im BMFSFJ Diskriminierung erlebt zu haben, sind es aber mehr als ein Viertel (28,0 Pro-
zent). Deutlich überrepräsentiert in der Gruppe der Befragten mit Diskriminierungserfahrung sind zudem 
Beschäftigte mit Einwanderungsgeschichte, rassismusvulnerable Beschäftigte und nichtchristliche Beschäf-
tigte. Ebenfalls überrepräsentiert unter den Beschäftigten, die angeben, Diskriminierung erlebt zu haben, 
sind queere Beschäftigte, Beschäftigte mit Migrationshintergrund und Beschäftigte mit Fürsorgeverantwor-
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Abbildung 10.  Beschäftigte mit Diskriminierungserfahrung nach Gruppen, verglichen mit ihrem Anteil  
	   in der Stichprobe (in Prozent)

�Lesebeispiel: Rassismusvulnerable Personen sind unter Beschäftigten mit Diskriminierungserfahrung (n=60) mit 7,1 Prozent deutlich 
häufiger vertreten als unter den Beschäftigten im BMFSFJ insgesamt (4,2 Prozent). Anmerkung: Die Abbildung basiert auf Daten aus einer 
Beschäftigtenbefragung, Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. Aufgrund der vorgenommenen Randanpassung (siehe Tabelle 1) können 
absolute Zahlen nicht direkt aus den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden.
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65	 �Befragte können zu mehr als einer Gruppe gehören (also zum Beispiel queer und in Fürsorgeverantwortung sein). Folglich lassen sich  
die Anteile nicht auf 100 Prozent aufsummieren.

66	� Dieser Befund deckt sich mit dem in Kapitel 3.2 berichteten Befund zu Ungleichheit in Bezug auf Vereinbarkeit von Elternschaft und 
Führungsposition. 

tung.65 Unter den Beschäftigten mit Fürsorgeverantwortung für Kinder wird allerdings ein Unterschied zwi-
schen weiblichen und männlichen Beschäftigten deutlich: Weibliche Beschäftigte mit Fürsorgeverantwor-
tung für Kinder machen einen Anteil von 29,4 Prozent der gesamten Stichprobe aus, aber 34,6 Prozent der 
Beschäftigten mit Diskriminierungserfahrung. Unter männlichen Beschäftigten mit Fürsorgeverantwortung 
für Kinder ist der Anteil über beide Gruppen fast gleich.66

Personen vereinen stets mehrere Merkmale auf sich, entlang derer sie jeweils diskriminierungsvulnerabel 
oder privilegiert sein können. Welche/s Vielfaltsmerkmal/e in einer diskriminierenden Situation im Vordergrund 
steht/stehen, hängt stark vom Kontext und den beteiligten Personen ab. Deswegen wurden die Beschäftigten 
zusätzlich gefragt, bezüglich welcher tatsächlichen oder ihnen zugeschriebenen Eigenschaften sie einschätzen, 
diskriminiert worden zu sein. Während bei weiblichen Beschäftigten familiäre Fürsorgeverantwortung in Bezug 
auf Elternschaft sowie Geschlecht/Geschlechtsidentität die am häufigsten genannten Eigenschaften sind, bezüg-
lich derer sie einschätzen, Diskriminierung erlebt zu haben, nennen männliche Beschäftigten hingegen andere 
Merkmale häufiger (z. B. „ethnische“ Herkunft / rassistische Zuschreibung und Behinderung/Beeinträchtigung). 

Unter Beschäftigten mit Behinderung/Beeinträchtigung wird als häufigste Eigenschaft, bezüglich derer sie 
einschätzen, Diskriminierung erlebt zu haben, „Behinderung/Beeinträchtigung“ genannt. In Bezug darauf 
werden in den qualitativen Interviews und in den offenen Angaben der Beschäftigtenbefragung strukturelle 
Barrieren und ein problematischer Umgang mit Beschäftigten mit Behinderung attestiert, da angemessene 
Rahmenbedingungen fehlten: 

3. Diversität und Diskriminierung im BMFSFJ: Status quo, Wahrnehmung und Umgang
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„Wer auf seine Grenzen hinweist, bekommt einen Schonarbeitsplatz anstatt guter Rahmenbedin-
gungen für gute Leistungen (trotz/mit) Behinderung. Und bei Beurteilungen wird nicht gesehen, 
dass es auch eine herausragende Leistung darstellt, als schwerbehinderte Person mit verminder-
ter Leistungsfähigkeit eine im Vergleich zu nicht behinderten Menschen tolle Arbeit abzuliefern.“ 
(Beschäftigtenbefragung, offenen Angabe)

In dieser offenen Angabe wird der Wunsch geäußert, dass der Arbeitgeber insgesamt das Thema Behinde-
rung und Inklusion „ernst nehmen sollte“. 

Unter rassismusvulnerablen Beschäftigten ist „ethnische“ Herkunft / rassistische Zuschreibung die 
Eigenschaft, bezüglich derer sie am häufigsten einschätzen, Diskriminierung erlebt zu haben – unter weißen 
Beschäftigten wird diese Eigenschaft in Bezug auf Diskriminierung gar nicht genannt. In den Interviews illus
trieren Beschreibungen aus dem Arbeitsalltag subtile Formen des ungleichen Umgangs mit Beschäftigten 
aus rassismusvulnerablen Gruppen:

„Wir haben noch [einige wenige Kolleg*innen, die sichtbaren Minderheiten angehören, dann], 
haben wir noch Homosexuelle, einige. Und das war’s auch wieder. Okay. […] Und ich wurde auch 
… am Anfang war’s auch komisch. Und die damalige Chefin, ich … kannte das nicht so, also die 
wusste jetzt mit mir auch nicht so viel anzufangen. […] Kam so was … Ja, ‚Verstehen Sie das?‘ Und 
hier und da und ja … ich bin eigentlich ziemlich locker, dachte ich mir, ‚Ja okay, gut‘. Wissen Sie, 
was ich meine? So dieses unterschwellige ‚Kann man ihm/ihr das zutrauen?‘, auch so von Kollegen 
teilweise. […] Aber es war so ein bisschen ganz komisch, also etwas komisch, das meinte[n] auch 
meine [migrantischen] Kollegin[nen], nach dem Motto ‚Okay, irgendwie wird uns jetzt nicht so viel 
zugetraut‘ oder so, aber es war so unterschwellig.“ (Interview 33)

So beschreibt die interviewte Person hier, wie ihr mehrmals in Fragen durch ihre Vorgesetzten suggeriert 
wurde, ihr würde etwas nicht zugetraut. Im Gespräch mit anderen rassismusvulnerablen Personen wurde dies 
dann als geteilte Erfahrung wahrgenommen.

Um die Wechselwirkungen und das Zusammenspiel von Differenzkategorien (z. B. zwischen Geschlecht und 
„ethnischer“ Herkunft) zu berücksichtigen (Esposito & Evans-Winters 2021; Ganz & Hausotter 2020), müsste 
zusätzlich eine intersektionale Analyse erfolgen. Sie könnte die hier bereits angedeutete Verwobenheit von 
Hierarchien und Diskriminierung sichtbar machen, um allgemeingültigere Aussagen zu treffen und Handlungs-
perspektiven zu entwickeln. Im Kontext dieser Studie ist dies aufgrund zu geringer Fallzahlen und fehlender 
Informationen zur genauen Diskriminierungssituation allerdings nicht möglich. Dies hängt unter anderem mit 
dem in Kapitel 3.2 angesprochenen Problem der Unterrepräsentation bestimmter Gruppen im BMFSFJ zusam-
men und führte bei einzelnen Befragten auch zu der Befürchtung – trotz strikter Anwendung und Umsetzung 
von hohen Datenschutzvorkehrungen (siehe Kapitel 2) –, identifizierbar zu sein. In einer offenen Angabe zu 
Diskriminierungserfahrungen in der Online-Befragung wird das wie folgt reflektiert:

„Ich mache hier bewusst keine Angaben. Bei der kleinen Anzahl an Menschen, auf die bestimm-
te Merkmale in der Kombination im Hause zutreffen, ist die Anonymität der Befragung ziemlich 
schnell dahin. Alleine das ist eine Aussage zur Diversität im Hause.“ (Beschäftigtenbefragung, 
offene Angabe)

Als nächstes wurden die Befragten gebeten, auf die Frage „Von wem oder was ist diese konkrete Diskrimi-
nierung aus Ihrer Sicht ausgegangen?“ (Abbildung 11) zu antworten. Mehr als drei Viertel (78,3 Prozent) der 
Beschäftigten, die angeben, in den letzten fünf Jahren im BMFSFJ diskriminiert worden zu sein, berichten, dass 
die Diskriminierung von ihrer*m Vorgesetzten ausgegangen sei. 40,6 Prozent geben an, durch ihre Kolleg*in-
nen diskriminiert worden zu sein, und 20,5 Prozent geben das Arbeitsumfeld an. Die wenigsten Beschäftigten 
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Abbildung 11.  Frage „Von wem oder was ist die Diskriminierung aus Ihrer Sicht ausgegangen?“  
	   (in Prozent, Mehrfachantworten möglich)

�Lesebeispiel: 78,3 Prozent der Beschäftigten, die angegeben haben, in den letzten fünf Jahren im BMFSFJ diskriminiert worden zu sein, 
geben an, dass die Diskriminierung unter anderem von ihrem*r Vorgesetzten ausging. Anmerkung: Die Abbildung basiert auf Daten aus 
einer Beschäftigtenbefragung, Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. In dieser Abbildung sind Antworten von Befragten ausgewertet, die 
angegeben hatten, Diskriminierung erfahren zu haben (N=60). Aufgrund der vorgenommenen Randanpassung (siehe Tabelle 1) können 
absolute Zahlen nicht direkt aus den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden.
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67	 �Aufgrund zu geringer Fallzahlen (n<10) bei der Beantwortung dieser Fragen, wurden die Ergebnisse an dieser Stelle stark zusammengefasst 
und ohne Prozentangaben ausgegeben, um die Anonymität der Befragten sicherzustellen.

(3,3 Prozent) berichten, dass die Diskriminierung von externen Personen ausgegangen sei. Mehrfachantwor-
ten waren möglich, jedoch gaben die meisten Beschäftigten an, in Bezug auf die für sie bedeutsamste Diskri-
minierungssituation der letzten fünf Jahre im BMFSFJ nur durch ihre*n Vorgesetzten Diskriminierung erfah-
ren zu haben. Dieses Ergebnis ist für die Erhebung von Diskriminierungserfahrungen am Arbeitsplatz in einer 
stark hierarchisierten Organisation wie dem BMFSFJ zu erwarten, da an dieser Stelle die Verschränkung von 
strukturellen Hierarchien und Diskriminierung wirkt. Dieser Befund wird unterstützt durch Eindrücke aus den 
qualitativen Analysen der Einzelinterviews und den in der Online-Befragung gemachten offenen Angaben. 

Abbildung 12 zeigt die Antworten der Beschäftigten auf die Frage „Wie sind Sie mit der Diskriminierung um-
gegangen?“. Obwohl Mehrfachantworten möglich waren, nennen die meisten Beschäftigten nur eine einzelne 
Strategie im Umgang mit der diskriminierenden Situation. Am häufigsten geben die Befragten an, die diskri-
minierende Aussage/Handlung in der unmittelbaren Situation ignoriert zu haben (33,9 Prozent), die Person 
oder die Stelle, von der die Diskriminierung ausging, direkt angesprochen zu haben (32,7 Prozent) und/oder 
eine Ausstiegsstrategie (z. B. Wechsel des Referats) gewählt zu haben (30,1 Prozent). Keine*r der befragten Be-
schäftigten berichtet davon, rechtliche Schritte eingeleitet zu haben. Nicht einmal ein Fünftel (17,4 Prozent) der 
Beschäftigten, die angaben, in den letzten fünf Jahren im BMFSFJ Diskriminierung erlebt zu haben, nahm eine 
Beratung in Anspruch. Von diesen Personen suchten die meisten bei Anwält*innen/Rechtsberatung oder beim 
Personalrat Hilfe. Am häufigsten wird berichtet, dass es keine Konsequenzen für die verursachende Person 
gegeben hat. In keinem der Fälle gab es eine Entschuldigung oder wurden disziplinarische Maßnahmen gegen 
die verursachende Person eingeleitet.67 

3. Diversität und Diskriminierung im BMFSFJ: Status quo, Wahrnehmung und Umgang
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Die Mehrzahl der Beschäftigten, die davon berichten, in den letzten fünf Jahren im BMFSFJ diskriminiert wor-
den zu sein, gibt an, die Diskriminierung weder gemeldet noch eine Beratung in Anspruch genommen zu haben. 
Auf die Frage „Warum haben Sie den Vorfall nicht gemeldet/Beschwerde eingereicht oder sich beraten lassen?“ 
(siehe Abbildung 13) geben die meisten dieser Beschäftigten an, dass sie dachten, dass es nichts bringen würde 
(73,9 Prozent) – Mehrfachantworten waren möglich. Über die Hälfte (52,0 Prozent) der Beschäftigten, die den 
Vorfall nicht gemeldet oder keine Beratung in Anspruch genommen haben, gibt an, dass sie es belastend fand, 
sich weiter damit auseinanderzusetzen, und 46,9 Prozent, dass sie Angst vor negativen Folgen hatten. 

Befragte machen auch in den offenen Angaben der quantitativen Befragung deutlich, dass der Umgang mit 
Diskriminierung im Ministerium ein An- und Besprechen von diskriminierenden Situationen sehr erschwert, so 
beschreibt ein*e Teilnehmende*r die bestehenden Notwendigkeiten im BMFSFJ und führt dazu genauer aus:

„Es sind einige Vorfälle unter den Mitarbeitenden in der Vergangenheit bekannt oder wurden ver-
mutlich sogar miterlebt, werden jedoch nur hinter vorgehaltener Hand ausgetauscht, aber eine […] 
Solidarität mit Betroffenen (Opfern) ist nicht gegeben […] es gilt sicherlich weiterhin als Nestbe-
schmutzung und schützt somit die Täter*innen; ich persönlich halte die Organisation für strukturell – 
nennen wir es – reserviert gegenüber Neuerungen (bspw. im Bereich von Sanktionen/arbeitsrechtli-
chen Konsequenzen, Beurteilungswesen etc.), sodass ich nicht mit weitreichenden Fortschritten beim 
Abbau von Diskriminierungen rechne, sollten sie vermehrt auftreten, obwohl das Haus sicherlich viel 
im Bereich Sensibilisierung investiert / investieren könnte.“ (Beschäftigtenbefragung, offene Angabe)

Die quantitativen Ergebnisse, die Abbildung 13 zu entnehmen sind, und das obige Zitat verdeutlichen, dass 
von Diskriminierung betroffene Beschäftigte zum einen nicht davon ausgehen, dass die Meldung ihres Vorfalls 
zu einem professionellen und zufriedenstellenden Umgang führt. Sie fühlen sich nicht wohl, das Erlebte anzu-
sprechen bzw. weitere Schritte einzuleiten. Im Gegenteil, sie befürchten sogar, dass eine Meldung des diskrimi-
nierenden Vorfalls einen Nachteil für sie mit sich bringen könnte. Weiterführende Schritte müssten demnach 
darin bestehen, herauszufinden, welche Maßnahmen implementiert werden müssten, damit Beschäftigte sich 
sicher darin fühlen, ihre Diskriminierungserfahrungen im Ministerium anzusprechen.

Abbildung 12.  Frage „Wie sind Sie mit der Diskriminierung umgegangen?“  
	   (in Prozent, Mehrfachantworten möglich)

�Lesebeispiel: Fast ein Drittel (30,1 Prozent) der Beschäftigten, die angegeben haben, in den letzten fünf Jahren Diskriminierung im BMFSFJ 
erlebt zu haben, wählte u. a. eine Ausstiegsstrategie (z. B. Wechsel des Referats) als Umgang mit der Diskriminierung. Anmerkung: Die Ab-
bildung basiert auf Daten aus einer Beschäftigtenbefragung, Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. In dieser Abbildung ausgewertet werden 
Antworten von Befragten, die angegeben hatten, Diskriminierung erfahren zu haben (N=60). Aufgrund der vorgenommenen Randan
passung (siehe Tabelle 1) können absolute Zahlen nicht direkt aus den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden.
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Auf die Frage, ob sie wüssten, wohin sie sich im Fall von Diskriminierung wenden würden, antwortet von 
allen Befragten der Stichprobe (n=305) mehr als ein Drittel (35,7 Prozent) mit „nein“. Dieses Ergebnis deckt sich 
mit Erkenntnissen aus Kapitel 4: Unter allen Angeboten und Maßnahmen zur Förderung von Vielfalt und zum 
Abbau von Diskriminierung sind strukturelle Maßnahmen und Angebote für den Fall von Diskriminierung am 
wenigsten bekannt. 

Abbildung 13.	  Frage „Warum haben Sie den Vorfall nicht gemeldet / Beschwerde eingereicht oder  
	   sich beraten lassen?“ (in Prozent, Mehrfachantworten möglich)

�Lesebeispiel: Fast die Hälfte (46,9 Prozent) der Beschäftigten, die angegeben haben, in den letzten fünf Jahren Diskriminierung im  
BMFSFJ erlebt zu haben, verzichtete auf die Meldung des Vorfalls oder auf eine Beratung, weil sie Angst vor negativen Folgen hatte. 
Anmerkung: Die Abbildung basiert auf Daten aus einer Beschäftigtenbefragung, Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. In dieser Abbildung 
sind Antworten von Befragten ausgewertet, die angegeben hatten, Diskriminierung erfahren und sich nicht beraten lassen oder den 
Vorfall gemeldet zu haben (N=49). Aufgrund der vorgenommenen Randanpassung (siehe Tabelle 1) können absolute Zahlen nicht direkt 
aus den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden.
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Abbildung 14.  Frage „An welche Stelle würden Sie sich im Falle von Diskriminierung 
	   im BMFSFJ am ehesten wenden?“ (in Prozent, Einfachauswahl)

�Lesebeispiel: Fast ein Fünftel (19,1 Prozent) der Beschäftigten gibt an, dass sie sich im Falle von Diskriminierung im BMFSFJ am ehesten 
an die Gleichstellungsbeauftragte wenden würden. Anmerkung: Die Abbildung basiert auf Daten aus einer Beschäftigtenbefragung, 
Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. In dieser Abbildung sind Antworten von Befragten ausgewertet, die angegeben hatten, Diskriminie-
rung erfahren zu haben (N=60). Aufgrund der vorgenommenen Randanpassung (siehe Tabelle 1) können absolute Zahlen nicht direkt  
aus den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden.
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Abbildung 14 zeigt, dass die meisten Beschäftigten sich im Falle von Diskriminierung am ehesten an den 
Personalrat (29,8 Prozent), an den*die Vorgesetzten (22,1 Prozent) oder den*die Gleichstellungsbeauftragte*n 
(19,1 Prozent) wenden würden, die wenigsten an die*den Diversitätsbeauftragte*n (0,8 Prozent).

3.5 Zwischenfazit 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass es unter den Befragten eine Vielzahl an Verständnissen dazu gibt, was 
Diversität alles beinhalten und warum Diversität im Haus gesteigert werden sollte. Dabei liegt der Schwerpunkt 
der von den Teilnehmenden thematisierten Dimensionen auf jenen, die für die gesetzlichen Vorgaben (AGG 
und BGleiG) und im gesellschaftlichen Diskurs der postmigrantischen Gesellschaft am relevantesten sind. Auch 
im Hinblick auf die Begründungen einer Steigerung von Diversität zeigt sich eine große Breite an Verständnis-
sen. Diese reichen von einer Werteorientierung, wie sie sich in Menschenrechts- und demokratietheoretischen 
Ansätzen findet, hin zu Nutzenorientierungen, die sich im sogenannten business case for diversity bewegen.

Betrachtet man die Zusammensetzung der Beschäftigtenstruktur im Ministerium, so lässt sich zusammen-
fassend sagen, dass – im Vergleich zur Gesamtbevölkerung Deutschlands – weibliche, queere und ostdeut-
sche Beschäftigte im BMFSFJ überdurchschnittlich repräsentiert sind. Beschäftigte mit Schwerbehinderung68 

sowie Beschäftigte, die einer nichtchristlichen Religion angehören, sind (fast) entsprechend ihrem Anteil an der 
Gesamtbevölkerung repräsentiert. Beschäftigte mit Migrationshintergrund, Einwanderungsgeschichte, rassis-
musvulnerable Beschäftigte und Beschäftigte aus nichtakademischen Elternhäusern sind jeweils, verglichen 
mit ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung in Deutschland, im BMFSFJ unterrepräsentiert. Diese Unterre-
präsentation lässt sich dabei teils mit gesamtgesellschaftlichen Ausschlussmechanismen, wie sie etwa für das 
deutsche Bildungssystem belegt sind (vgl. Gomolla 2002; Fereidooni 2016; Bostancı et al. 2022; Gogolin 2008), 
begründen. 

Auf den Führungsebenen sind Frauen und Ostdeutsche im Vergleich zu ihrem Anteil unter den Beschäf-
tigten unterrepräsentiert. Angemessen repräsentiert auf Führungsebenen sind hingegen queere Beschäftig-
te. Auch Beschäftigte mit Migrationshintergrund und Einwanderungsgeschichte sind, im Vergleich zu ihrem 
Anteil unter den Beschäftigten, in Führungspositionen angemessen repräsentiert. Für rassismusvulnerable 
Personen konnte aufgrund der kleinen Fallzahl die Repräsentation auf Führungseben nicht geprüft werden, 
jedoch deuten Befunde aus den qualitativen Interviews auf eine fehlende Repräsentation hin. Für die Unter-
repräsentation weiblicher Beschäftigter in Führungsverantwortung lässt sich in den Daten ein Effekt für die 
Vereinbarkeit von Führungspositionen und Elternschaft darstellen. Dieser deutet daraufhin, dass Elternschaft 
und Führungsverantwortung für männliche Beschäftigte leichter vereinbar zu sein scheinen, als dies für Frau-
en der Fall ist. Somit sehen wir im BMFSFJ vergleichbar zu anderen Arbeitgebern einen Glasdeckeneffekt.

Empirisch lässt sich festhalten, dass sich der Anteil von Beschäftigten mit Migrationshintergrund und 
Einwanderungsgeschichte deutlich vom Anteil der rassismusvulnerablen Beschäftigten unterscheidet. 
Diese Gruppen können sich zwar überschneiden, sie sind jedoch nicht deckungsgleich – auch nicht in der 
Wahrnehmung der Beschäftigten, die zwar oft von „Migrationshintergrund“ sprechen, dabei jedoch meist 
rassismusvulnerable Menschen meinen. Die Ergebnisse stärken somit den in dieser Studie vertretenen 
Standpunkt, dass der Migrationshintergrund nicht ausreicht, um die Repräsentation rassismusvulnerabler 
Personen angemessen abzubilden. 

68	 �Für die Vergleichbarkeit mit der Gesamtbevölkerung in Deutschland wurde für die Darstellung der Repräsentation im BMFSFJ die Variable 
„Schwerbehinderung“ ausgewählt. Darüber hinaus geben 11,9 Prozent der befragten Beschäftigten an, in Bezug auf eine Behinderung/Be-
einträchtigung Barrieren zu erfahren und in ihrer gesellschaftlichen Teilhabe eingeschränkt zu werden – unabhängig davon, ob diese amtlich 
festgestellt wurde. In den Analysen der folgenden Kapitel wird sich stets auf diese Gruppe bezogen.
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Im Allgemeinen zeigen die Ergebnisse der Befragung, dass im BMFSFJ bereits gute Bedingungen für ei-
nen diversitätsorientierten und diskriminierungskritischen Organisationsentwicklungsprozess herrschen. 
Sie sind Voraussetzung dafür, dass organisationale Veränderungen positiv von Beschäftigten aufgenom-
men, mitgetragen und mitgestaltet werden (vgl. hierzu auch Kapitel 4). Denn das Arbeitsklima im BMFSFJ, 
das sich auch in einem Gefühl von Wertschätzung, Akzeptanz und Respekt widerspiegelt, wird von den 
Beschäftigten insgesamt als gut eingeschätzt. Trotz des empfundenen Zeitdrucks sind sie stolz auf ihren Be-
ruf, machen ihre Arbeit gerne und planen in den nächsten zwei Jahren eher selten eine aktive Veränderung 
ihrer beruflichen Situation. Jedoch gibt es auch in diesem Bereich Gruppenunterschiede, die bei einer di-
versitätsorientierten und diskriminierungskritischen Organisationsentwicklung mitgedacht werden sollten. 
Denn besonders Beschäftigte mit Einwanderungsgeschichte und rassismusvulnerable Beschäftigte fühlen 
sich häufiger gehetzt, niedergeschlagen und beabsichtigen häufiger, in den nächsten zwei Jahren innerhalb 
des BMFSFJ eine neue Stelle zu suchen. 

Nicht überraschend zeigen die Daten daher auch, dass es Situationen gibt, in denen sich Personen un-
gerecht benachteiligt fühlten. Beschäftigte mit zu pflegenden An- oder Zugehörigen, Beschäftigte mit Be-
hinderung/Beeinträchtigung und weibliche Beschäftigte mit Fürsorgeverantwortung für Kinder geben auf-
fällig häufiger an, übergangen bzw. schlechter bewertet worden zu sein. Weiterhin geben 16,2 Prozent der 
Beschäftigten an, bereits Diskriminierungserfahrungen im BMFSFJ gemacht zu haben. Deutlich überreprä-
sentiert in der Gruppe der Befragten mit Diskriminierungserfahrung sind Beschäftigte mit Behinderung/
Beeinträchtigung, Beschäftigte mit Einwanderungsgeschichte, rassismusvulnerable Beschäftigte und nicht-
christliche Beschäftigte. Ebenfalls überrepräsentiert unter den Beschäftigten, die angeben, Diskriminierung 
erlebt zu haben, sind queere Beschäftigte, Beschäftigte mit Migrationshintergrund und Beschäftigte mit Für-
sorgeverantwortung, darunter insbesondere weibliche Beschäftigte mit Fürsorgeverantwortung für Kinder.

3. Diversität und Diskriminierung im BMFSFJ: Status quo, Wahrnehmung und Umgang
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Verwaltungen stehen vor großen Herausforderungen, geeignete Maßnahmen und Angebote zu im-
plementieren, um die gesellschaftliche Vielfalt in der Personalstruktur widerzuspiegeln. Gleichzeitig sind 
Maßnahmen zur Förderung von Vielfalt und Abbau von Diskriminierung zentral für eine diversitätsorien-
tierte Organisationsentwicklung. Um diese sinnvoll gestalten zu können und so den Entwicklungsprozess 
voranzutreiben, brauchen Organisationen zunächst ein Verständnis dafür, wie bekannt Maßnahmen und 
Angebote sind, wie relevant sie eingeschätzt und von wem sie genutzt werden. Es braucht auch Kenntnisse 
darüber, welche weiteren Bedarfe/Leerstellen von den Beschäftigten gesehen werden. Wenn es um die 
Umsetzung von Maßnahmen und Angeboten geht, stellen sich somit ganz praktische Fragen, zum Beispiel 
welche Rahmenbedingungen notwendig sind und welche institutionellen Hürden erschwerend oder gar hin-
derlich wirken. Konkret behandelt werden in diesem Kapitel folgende Forschungsfragen:			 
	

1.	 Wie schätzen die Beschäftigten die Zielerreichung unterschiedlicher Gesetze und Aktionspläne zur 
Förderung von Vielfalt und zum Abbau von Diskriminierung ein (Kapitel 4.1)?

2.	 Wie bekannt sind ihnen bestehende Maßnahmen und Angebote (Kapitel 4.2)?
3.	 Welche Maßnahmen und Angebote zu Diversität sollten aus Perspektive der Beschäftigten ausgebaut 

werden (Kapitel 4.3)?
4.	 Welche weiteren Maßnahmen und Angebote wünschen sich die Beschäftigten (Kapitel 4.4)?
5.	 Wo sehen die Beschäftigten die größten Hürden bei der Umsetzung von Maßnahmen und Angeboten 

(Kapitel 4.5)? 
6.	 Welche Rahmenbedingungen sind aus Sicht der Führungskräfte für die Umsetzung notwendig  

(Kapitel 4.6)?

4.1 Einschätzung der allgemeinen Handlungsbedarfe im BMFSFJ

Um herauszufinden, wie die Handlungsbedarfe für verschiedene diskriminierungsvulnerable Gruppen 
von den Beschäftigten eingeschätzt werden und inwieweit Ziele als bereits erreicht angesehen werden, 
wurden die Befragten darum gebeten, einzuschätzen, inwiefern die in verschiedenen Gesetzen, Aktions-
plänen und dem Koalitionsvertrag formulierten Ziele erreicht wurden. Dabei ging es spezifisch um die 
Gleichstellung der Geschlechter (BGleiG), die Vereinbarkeit von Familie und Beruf (BGleiG), die Gleich-
stellung von Menschen mit Behinderung/Beeinträchtigung (BGG), die Verbesserung der Repräsentation 
von Menschen mit Einwanderungsgeschichte (NAP-I), die Repräsentation von Ostdeutschen in Führungs-
positionen (Bundesregierung 2021) und den Abbau der Benachteiligung von lesbischen, schwulen, bise-
xuellen, trans*, inter* und queeren Menschen (LSBTIQ* [G]) (Bundesregierung 2022).69 Abbildung 15 
zeigt zunächst die subjektive Einschätzung der Beschäftigten im Hinblick auf die Erreichung dieser Ziele 
im BMFSFJ.

69	 �Spezifisch wurden Einschätzungen hinsichtlich der folgenden Forderungen der Gesetze, Aktionspläne und des Koalitionsvertrages abge-
fragt: a) „Bestehende Benachteiligungen aufgrund des Geschlechts, insbesondere Benachteiligungen von Frauen, werden beseitigt und 
künftige Benachteiligungen werden verhindert“ (aus: Bundesgleichstellungsgesetz BGleiG 2016); b) „Die Familienfreundlichkeit sowie die 
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Berufstätigkeit werden für die Beschäftigten verbessert“ (aus: Bundesgleichstellungsgesetz BGl-
eiG 2016); c) „Die Benachteiligungen von Menschen mit Behinderung werden verhindert und bestehende Benachteiligungen beseitigt“ 
(aus: Behindertengleichstellungsgesetz BGG 2021); d) „Auch im öffentlichen Dienst spiegelt sich die Vielfalt der Gesellschaft wider. Mehr 
Menschen mit familiärer Einwanderungsgeschichte sind im öffentlichen Dienst beschäftigt“ (aus: Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration 2021); e) „Die Benachteiligung beim Zugang zum Arbeitsmarkt wurde für LSBTIQ* beseitigt und 
Diskriminierung und Anfeindungen am Arbeitsplatz abgebaut“ (aus: Bundesregierung 2022); f) „Die Repräsentation Ostdeutscher in Füh-
rungspositionen und Entscheidungsgremien werden in allen Bereichen verbessert“ (aus: Bundesregierung 2021).

4. Förderung von Vielfalt und Abbau von Diskriminierung
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Die Ziele des Bundesgleichstellungsgesetzes (Bundesministerium der Justiz 2015) werden für die Gleichstel-
lung von Frauen sowie die Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf als eher erreicht eingeschätzt (mit je-
weils 3,9 als Mittelwert). Auch der Aktionsplan „Queer leben“ (Bundesregierung 2022), in dem das Ziel formu-
liert wird, die Benachteiligung beim Zugang zum Arbeitsmarkt für LSBTIQ* zu beseitigen und Diskriminierung 
sowie Anfeindungen am Arbeitsplatz zu verringern, wird als eher erreicht eingestuft (ebenfalls Mittelwert von 
3,9). Die Wahrnehmung der Zielerreichung deckt sich damit auch mit der in Kapitel 3.2 besprochenen statis-
tischen und wahrgenommenen Repräsentation dieser Gruppen im BMFSFJ. Etwas geringer ist der Mittelwert 
(3,4) hingegen für die Gleichstellung von Menschen mit Behinderung (Behindertengleichstellungsgesetz 2021), 
das unter anderem zum Ziel hat, die Benachteiligung für Menschen mit Behinderung zu verhindern und beste-
hende Benachteiligungen zu beseitigen. Auch die Ziele des Nationalen Aktionsplans Integration (NAP-I 2021), 
der das Ziel formuliert, die Unterrepräsentation von Menschen mit familiärer Einwanderungsgeschichte im 
öffentlichen Dienst abzubauen, erreichen einen niedrigeren Mittelwert (3,0). Ebenso wird die Repräsentation 
von in Ostdeutschland geborenen Personen in Führungspositionen als nur in Teilen erreicht wahrgenommen 
(Mittelwert von 2,9) (was auch den Realitäten des Ministeriums entspricht, siehe dazu auch Kapitel 3.2). Somit 
werden besonders Frauen und queere Beschäftigte im BMFSFJ als bereits repräsentiert wahrgenommen. Die 
im Behindertengleichstellungsgesetz, dem Nationalen Aktionsplan Integration sowie die im Koalitionsvertrag 
zur Repräsentation ostdeutscher Personen (Bundesregierung 2021) festgehaltenen Ziele werden hingegen von 
den Beschäftigten im Schnitt als teilweise erreicht eingestuft.

Diese Einschätzungen fallen jedoch anders aus, wenn das Antwortverhalten der jeweiligen Zielgruppe 
gesondert betrachtet wird. So zeigt sich, dass in Ostdeutschland geborene Beschäftigte die Ziele aus dem Ko-
alitionsvertrag zur Repräsentation Ostdeutscher in Führungspositionen als eher nicht erreicht (2,3) ansehen 
und somit als weniger erreicht als Beschäftigte mit westdeutschem Hintergrund (3,4). Weibliche Beschäftig-
te schätzen die Ziele zur Gleichstellung der Frau und zur Familienvereinbarkeit als teilweise erreicht ein (3,8) 
und somit als weniger erreicht als männliche Beschäftigte (4,3 für die Gleichstellung der Frau sowie 4,2 für 
die Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf). 

4. Förderung von Vielfalt und Abbau von Diskriminierung

Abbildung 15.  Frage „In verschiedenen Bundesgesetzen und Aktionsplänen werden Ziele und Grundsätze 	
	   zum Abbau von Benachteiligung für unterschiedliche Personengruppen formuliert.  
	   Inwiefern schätzen Sie die folgenden Ziele im BMFSFJ als erreicht ein?“ (in Prozent)

�Lesebeispiel: Von den Beschäftigten geben 10,6 Prozent an, dass sie die Zielerreichung des Behindertengleichstellungsgesetztes (BGG 
2022) im BMFSFJ für voll und ganz erreicht einschätzen. Anmerkung: Skala der Mittelwertberechnung: 1 = gar nicht erreicht, 2 = eher 
nicht erreicht, 3 = teilweise erreicht, 4 = eher erreicht, 5 = voll und ganz erreicht. Die Abbildung basiert auf Daten aus einer Beschäftig-
tenbefragung, Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. Gültige Antworten für dieses Item N=312. Aufgrund der vorgenommenen Randanpas-
sung (siehe Tabelle 1) können absolute Zahlen nicht direkt aus den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden.
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Vergleicht man weibliche Beschäftigte mit Fürsorgeverantwortung für Kinder mit männlichen Beschäftig-
ten mit Fürsorgeverantwortung für Kinder zeigt sich, dass die weiblichen Beschäftigten dieser Gruppe die 
Zielerreichung zur Gleichstellung von Frauen im Mittelwert als deutlich weniger erreicht einschätzen (3,6) 
als die männlichen Beschäftigten mit Fürsorgeverantwortung für Kinder (4,2). Zudem schätzen Beschäftigte 
in Teilzeit (von denen 91,6 Prozent in der Stichprobe weiblich sind) die Zielerreichung zur Familienvereinbar-
keit im BMFSFJ mit einem Mittelwert von 3,3 durchschnittlich geringer ein als Beschäftigte in Vollzeit (4,0). 

Der größte Mittelwertunterschied in der Einschätzung der Zielerreichung zeigt sich im Gruppenvergleich 
zwischen Beschäftigten mit und ohne Behinderung/Beeinträchtigung in Bezug auf die Erreichung der Ziele 
des Gesetzes zur Gleichstellung für Menschen mit Behinderung (Behindertengleichstellungsgesetz 2021). 
Beschäftigte mit Behinderung/Beeinträchtigung beurteilen die Zielerreichung mit einem Mittelwert von 
2,5 als eher nicht erreicht. Während Beschäftigte ohne Behinderung/Beeinträchtigung die Ziele als teil-
weise erreicht (3,6) einschätzen. Ähnlich verhält es sich beim Vergleich zwischen rassismusvulnerablen 
Beschäftigten und weißen Beschäftigten im Hinblick auf die Erreichung der Repräsentation von Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte in der öffentlichen Verwaltung (NAP-I 2021). Während rassismusvulnerable 
Beschäftigte die Ziele als eher nicht erreicht einschätzen (2,1), beurteilen weiße Beschäftigte die Ziele als 
teilweise erreicht (3,0). 

Die einzige Ausnahme bilden hier queere Beschäftigte. Sie schätzen mit einem Mittelwert von 3,7 die im 
Aktionsplan „Queer leben“ formulierten Ziele im BMFSJ als eher erreicht ein und unterscheiden sich damit 
kaum von heterosexuellen Beschäftigten (3,9). Jedoch schätzen queere Beschäftigte die Zielerreichung für 
andere Zielgruppen als weniger erreicht ein als heterosexuelle Beschäftigte. Damit zeigen die queeren Be-
schäftigten im BMFSFJ eine besondere Sensibilität und Solidarität auch für die Belange anderer diskriminie-
rungsvulnerabler Gruppen im BMFSFJ. 

Damit wird deutlich, dass Beschäftigte, die der jeweiligen Zielgruppe der Gesetze und Aktionspläne zum 
Abbau von Benachteiligung für unterschiedliche Personengruppen angehören, die Zielerreichung im BMFS-
FJ durchgehend als weniger erreicht einschätzen als Beschäftigte der nichtadressierten Gruppen. Von der 
Maßnahme nichtadressierte Beschäftigte überschätzen womöglich die Erreichung von Zielen, da sie selbst 
in ihrem Arbeitsalltag nicht direkt damit konfrontiert sind.

4.2 Bekanntheit von Maßnahmen und Angeboten im BMFSFJ

Die Beschäftigten wurden als nächstes gefragt, inwieweit ihnen bestehende Maßnahmen und Angebote 
im BMFSFJ bekannt sind. Dabei hatten sie die Möglichkeit anzugeben, ob sie von einer Maßnahme / einem 
Angebot schon einmal gehört haben, ob sie Angebote oder Maßnahmen bereits besucht oder genutzt ha-
ben oder ob ihnen diese nicht bekannt sind. Bei der Interpretation der Antworten ist zu beachten, dass 
gerade die Kategorie „schon einmal gehört“ unterschiedliches bedeuten kann und sich davon nicht ableiten 
lässt, dass das Wissen in irgendeiner Form genutzt wird.

Abbildung 16 zeigt, dass mehr als die Hälfte der Beschäftigten schon einmal von den bestehenden Maß-
nahmen und Angeboten im BMFSFJ gehört hat. In der Auswertung der qualitativen Interviews wurde anhand 
der Beschreibungen der Beschäftigten allerdings deutlich, dass es innerhalb der Gruppe derer, die von einer 
Maßnahme schon einmal gehört haben, große Unterschiede im Wissensstand gibt. An einigen Stellen wurden 
Maßnahmen sehr detailliert beschrieben. An vielen anderen Stellen tauchten aber auch Formulierungen auf 
wie „ich glaube, es gibt da […]“ oder auch „ich wüsste jetzt gerade nicht genau, wo ich das finden würde“. 
Dies verweist darauf, dass nicht alle Personen, die bereits von einer Maßnahme gehört haben, auch von ihr 
Gebrauch machen. Häufig besucht und benutzt wurden von knapp einem Drittel der Beschäftigten hingegen: 
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Abbildung 16.  Frage „Von welchen der folgenden Maßnahmen und Angebote zur Förderung von Vielfalt  
	   und zum Abbau von Diskriminierung innerhalb des BMFSFJ haben Sie schon einmal gehört 	
	   oder haben diese bereits selbst besucht oder genutzt?“ (in Prozent)

�Lesebeispiel: Über die Hälfte (52,5 Prozent) der Beschäftigten hat angegeben, schon einmal von der Übersicht über die Anlaufstellen  
bei Diskriminierung gehört zu haben. Anmerkung: Die Abbildung basiert auf Daten aus einer Beschäftigtenbefragung, Rücklaufquote 
33,5 Prozent, N=317. Aufgrund der vorgenommenen Randanpassung (siehe Tabelle 1) können absolute Zahlen nicht direkt aus den in  
der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden.
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4. Förderung von Vielfalt und Abbau von Diskriminierung

1.	 Schulungen zum Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG) und Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG), zum Beispiel (verpflichtende) Führungskräfteschulungen oder seit 2019 Einführungsprogram-
me (30,2 Prozent der Befragten); 

2.	 interne Austausch- und Vernetzungsangebote, darunter Angebote wie beispielsweise die Frauenver-
sammlung, Treffen der Beschäftigtengruppe „Queer“ oder der Austausch zwischen pflegenden Ange-
hörigen (29,2 Prozent der Befragten);

3.	 hauseigene Workshops und Weiterbildungen zu unterschiedlichen Diversitätsdimensionen, zum Bei-
spiel zur Zusammenarbeit in altersgemischten Teams, zum Erstellen barrierefreier Dokumente oder 
zur „Rolle von Männern“ (28,3 Prozent der Befragten).

Den geringsten Bekanntheitsgrad hat die im Intranet einsehbare Übersicht über die Anlaufstellen bei dis-
kriminierendem Verhalten im Arbeitskontext. 40,0 Prozent der Befragten geben an, diese nicht zu kennen. 
Auch die interne Beschwerdestelle nach § 13 AGG und die Hilfestellung für Betroffene bei sexuellen/sexuali-
sierten Belästigungen und anderen Formen der Belästigung sowie Mobbing im Arbeitskontext sind mit 33,5 
Prozent und 31,6 Prozent etwa einem Drittel der Befragten nicht bekannt. Diese Ergebnisse spiegeln sich 
auch in den qualitativen Interviews wider, da diese Maßnahmen von den Beschäftigten selbst relativ selten 
genannt werden. 

Damit wird deutlich, dass institutionelle Maßnahmen und Angebote für Diskriminierungsfälle im BMFSFJ 
den Beschäftigten nicht hinreichend bekannt sind. Dieses Ergebnis ist robust, auch wenn man die Aussa-
gen unterschiedlicher Personengruppen betrachtet. Die bisherigen Maßnahmen zur Bekanntmachung der 
AGG-Beschwerdestelle muss vor dem Hintergrund der Informationspflicht des Arbeitgebers nach § 12 AGG 
als nicht hinreichend wirkungsvoll gewertet werden.



64 |

Project Report #11|24

4.3 Ausbau bestehender Maßnahmen und Angebote zur Förderung  
	  von Diversität

Bezüglich der Beurteilung bestehender Maßnahmen wurden die Beschäftigten gefragt, welche Maßnah-
men und Angebote zur Förderung von Vielfalt aus ihrer Sicht ausgebaut werden sollen. 

Abbildung 17 zeigt, dass die Beschäftigten des BMFSFJ dem Ausbau bestehender vielfaltsfördernder 
Maßnahmen im Allgemeinen positiv gegenüber eingestellt sind. Fast alle bestehenden vielfaltsfördernden 
Maßnahmen sollen demnach teilweise oder eher ausgebaut werden, darunter Personalgewinnungsmaß-
nahmen für mehr Diversität, Maßnahmen zur Diversitätsförderung im Arbeitskontext (z. B. Austausch- und 
Vernetzungsangebote, hauseigene Workshops zu unterschiedlichen Diversitätsdimensionen und Angebo-
te zur Vereinbarkeit von Lohnarbeit und Fürsorgepflichten) sowie Maßnahmen zur diversitätsfördernden 
Organisationsentwicklung. 

Einzige Ausnahme bilden die Fortbildungsangebote der Bundesakademie für öffentliche Verwaltungen 
(BAköV), die die zentrale Fortbildungseinrichtung der Bundesverwaltung ist. Die Beschäftigten würden 
im Durchschnitt das Angebot der BAköV eher nicht ausbauen (2,9). Die geringe Zustimmung zum Ausbau 
könnte möglicherweise darauf zurückzuführen sein, dass die BAköV nicht in erster Linie als Fortbildungs-
einrichtung in Bezug auf Vielfaltsförderung [G] wahrgenommen wird. Dieser Eindruck wird durch einen 
Blick in das Jahresprogramm 2023 bestätigt, in dem nur eine geringe Anzahl an vielfaltsfördernden An-
geboten identifiziert werden konnte. Zu den wenigen Angeboten gehören beispielsweise Schulungen zur 
„kultursensiblen Personalauswahl“ sowie Module, die sich mit dem Bundesgleichstellungsgesetz befassen. 
Aussagen aus den qualitativen Interviews unterstützen diese Auffassung ebenfalls. Viele der Befragten be-
schreiben auf Nachfrage, dass ihnen nur wenige oder häufig auch keine Angebote der BAköV bekannt sind, 
die einen Diversitätsbezug haben. Hinzu kommt, dass die Befragten häufiger hauseigene Fortbildungsan-
gebote als ihnen bekannte Maßnahme nennen und diese, wenn sie genannt werden, positiver einschätzen 
als die Angebote der BAköV.  

Interessant ist außerdem, dass es bei der Einschätzung des Ausbaus der Maßnahmen ebenfalls darauf 
ankommt, wer gefragt wird: Es zeigt sich, dass rassismusvulnerable Beschäftigte (im Mittelwert 4,6), Be-
schäftigte mit Einwanderungsgeschichte (im Mittelwert 4,4) und queere Beschäftigte (im Mittelwert 4,3) 
Personalgewinnungsmaßnahmen für mehr Diversität als ausbaufähiger bewerten (im Vergleich zu einem 
Mittelwert von 3,9 in der Gesamtstichprobe). Auch Diversitätsmaßnahmen zur Organisationsentwicklung 
werden von rassismusvulnerablen Beschäftigten eher befürwortet (im Mittelwert 4,1 im Vergleich zu 3,5 der 
Gesamtstichprobe). Queere Beschäftigte (im Mittelwert 4,1) stimmen dem Ausbau von Diversitätsmaßnah-
men zu Förderung der Arbeitskultur stärker zu als der Gesamtdurchschnitt der Stichprobe (3,5). Beschäftigte 
mit Einwanderungsgeschichte (im Mittelwert 4,4) und queere Beschäftigte (im Mittelwert 4,3) befürwor-
ten den Ausbau von Personalgewinnungsmaßnahmen für mehr Diversität stärker (im Vergleich zu einem 
Mittelwert von 3,9 in der Gesamtstichprobe). Auch Diversitätsmaßnahmen zur Organisationsentwicklung 
werden von rassismusvulnerablen Beschäftigten eher befürwortet (im Mittelwert 4,1 im Vergleich zu 3,5 
der Gesamtstichprobe). Besonders prägnant sind aber die Gruppenunterschiede zu Austausch- und Ver-
netzungsangeboten. Es gibt zwar bereits eine Reihe bestehender Austausch- und Vernetzungsangebote im 
BMFSFJ – darunter die Frauenversammlung, das Netzwerk für pflegende Angehörige sowie die queere Be-
schäftigtengruppe. Diese Angebote sind den meisten Beschäftigten bekannt und werden von knapp einem 
Drittel der Beschäftigten genutzt (siehe Abbildung 16). Dennoch zeigen die Ergebnisse, dass bestimmte dis-
kriminierungsvulnerable Gruppen eher für eine Ausweitung sind, selbst wenn es entsprechende Netzwerke 
gibt. Zum Beispiel sprechen sich queere Beschäftigte (mit einem Mittelwert von 4,3), Mitarbeitende mit 
Behinderungen/Beeinträchtigungen (Mittelwert von 4,3) ebenso wie rassismusvulnerable Beschäftigte (Mit-
telwert von 4,1) für einen weiteren Ausbau von Austausch- und Vernetzungsangeboten aus. 
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Abbildung 17.  Frage „Was meinen Sie, welche Maßnahmen und Angebote zur Förderung von Vielfalt 	
	  sollte das BMFSFJ zukünftig ausbauen?“ (in Prozent)

�Lesebeispiel: Nur 1,4 Prozent der Beschäftigten meinen, dass Vereinbarkeitsangebote (Angebote zur Vereinbarkeit von Fürsorgeverpflich-
tung und Arbeit) gar nicht ausgebaut werden sollen. Anmerkung: Skala der Mittelwertberechnung: 1 = gar nicht ausbauen, 2 = eher nicht 
ausbauen, 3 = teilweise ausbauen, 4 = eher ausbauen, 5 = voll und ganz ausbauen. Die Abbildung basiert auf Daten aus einer Beschäftig-
tenbefragung, Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. Gültige Antworten für dieses Item N=312. Aufgrund der vorgenommenen Randanpas-
sung (siehe Tabelle 1) können absolute Zahlen nicht direkt aus den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden.
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4. Förderung von Vielfalt und Abbau von Diskriminierung

Anders als bei der Vielfaltsförderung, handelt es sich bei den Maßnahmen und Angeboten zum Abbau 
von Diskriminierung weitestgehend um gesetzliche Verpflichtungen. Daher wurden die Beschäftigten außer-
dem danach gefragt, wie wichtig die bestehenden Angebote und Maßnahmen ihrer Einschätzung nach sind. 
Die Befragten hatten die Möglichkeit, auf einer Skala von 1 (überhaupt nicht wichtig) bis 5 (äußerst wichtig) 
ihre Einschätzung abzugeben. Am höchsten wurde von den Beschäftigten die Bedeutung der Sicherstellung 
der Anwendung von Diskriminierungsfreiheit in den Beurteilungsrichtlinien eingeschätzt: Sie wird von den 
Beschäftigten als sehr wichtig angesehen (im Mittelwert 4,3) (siehe Abbildung 18). Für die Beschäftigten 
der öffentlichen Verwaltung sind die Beurteilungen von entscheidender Bedeutung für ihren beruflichen 
Aufstieg, da sie die Grundlage für Auswahlentscheidungen bei Beförderungen bilden. Maßgeblich dafür soll 
das Leistungsprinzip sein: Beförderungen sollen nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung erfolgen. 
Auch dabei gilt natürlich das Antidiskriminierungsgebot. 

An den Aussagen der qualitativen Interviews lässt sich ableiten, wie die vermeintlich neutralen Beurteilungs-
richtlinien von den Beschäftigten wahrgenommen werden: 

„Das sind ja so sehr typische Dinge, die sehr, naja, also Willkür ist auch ein starkes Wort, aber halt 
nicht objektiv … vergeben werden. Das muss einfach klar sein. Wenn man lange genug da ist, weiß 
man das auch. Und man weiß, also sowohl bei den Leistungsprämien als auch bei den Beurteilun-
gen, wenn soundso viel Prozent nur eine gute Bewertung haben können, können es halt nicht alle 
sein.“ (Interview 38) 

In der Interviewpassage wird deutlich, dass die Beurteilungen nicht als objektiv eingeschätzt werden. Die 
hier artikulierte Einschätzung, dass dies unter den Beschäftigten Allgemeinwissen sei („wenn man lange genug 
da ist, weiß man das auch“), wird in vielen weiteren Interviews bestätigt. Auch wird deutlich, dass es aufgrund 
der vorgegebenen Quotierung der besten Bewertungen – das heißt, dass nur eine bestimmte Prozentzahl eine 
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Abbildung 18.  Frage „Wie wichtig sind Ihnen folgende Maßnahmen und Angebote zum Abbau  
	   von Diskriminierung im BMFSFJ?“ (in Prozent)

�Lesebeispiel: Über ein Drittel (36,2 Prozent) der Beschäftigten findet die Beibehaltung anonymisierter Bewerbungsverfahren äußerst 
wichtig. Anmerkung: Skala der Mittelwertberechnung: 1 = überhaupt nicht wichtig, 2 = etwas wichtig, 3 = relativ wichtig, 4 = sehr wich-
tig, 5 = äußerst wichtig. Die Abbildung basiert auf Daten aus einer Beschäftigtenbefragung, Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. Gültige 
Antworten für dieses Item N=312. Aufgrund der vorgenommenen Randanpassung (siehe Tabelle 1) können absolute Zahlen nicht direkt 
aus den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden.
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Bestnote erreichen kann und somit berechtigt ist, befördert zu werden oder Leistungsprämien zu erhalten – zu 
Aushandlungen in den Vergabeentscheidungen kommen kann. Aber auch für Führungskräfte sind Entschei-
dungen darüber, welche Kriterien einbezogen werden sollten, schwierige Abwägungen zwischen einem Leis-
tungs- und einem Gerechtigkeitsanspruch (siehe Kapitel 3.1 zum Einbezug von Diskriminierungsvulnerabilität 
in diese Aushandlungen). 

Am zweitwichtigsten ist den Beschäftigten (Mittelwert von 4,3) die Hilfestellung für Betroffene bei sexuellen/
sexualisierten Belästigungen und anderen Formen der Belästigung sowie Mobbing im Arbeitskontext. Dabei 
wird die Bedeutung unabhängig von den eigenen Kenntnissen eingeschätzt, wie der Vergleich zum Bekannt-
heitsgrad dieser Maßnahme zeigt. Dies wird auch durch die Einstufung der Wichtigkeit der internen AGG-Be-
schwerdestelle mit einem Mittelwert von 4,0 und die Einschätzung der Beschäftigten zur Übersicht über die 
Anlaufstellen bei diskriminierendem Verhalten mit einem Mittelwert von 4.1 deutlich (vgl. dazu Kapitel 4.2). 

Demgegenüber werden von den Beschäftigten Schulungen, unter anderem für Führungskräfte, zum Bun-
desgleichstellungsgesetz und zum Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz nur als relativ wichtig (3,7) einge-
stuft. Dies kann ein Hinweis darauf sein, dass – basierend auf den Erfahrungen der Beschäftigten – Schulungen 
allein nicht ausreichen und dass die benachteiligende Praxis im Beurteilungsverfahren von den Beschäftigten 
nicht auf individueller Ebene – also bei den direkten Vorgesetzten selbst – verortet, sondern als institutionelles 
Problem wahrgenommen wird, das auf institutioneller und struktureller Ebene gelöst werden sollte. 

In der Einschätzung zum Abbau von Diskriminierung im Bewerbungsverfahren zeigt sich, dass die Beibe-
haltung des anonymisierten Bewerbungsverfahrens von den Beschäftigten im Durchschnitt als relativ wichtig 
angesehen wird (im Mittelwert 3,7) (siehe Abbildung 18). Anonyme Bewerbungsverfahren haben zum Ziel, 
Diskriminierung zu minimieren, indem „objektive“ Qualifikationskriterien in den Vordergrund gestellt werden. 
Jedoch ist es wissenschaftlich umstritten, inwieweit diese Maßnahme zum Abbau von Diskriminierung in der 
Bewerbungsphase führt (vgl. für eine Übersicht Adamovic 2022). Vor dem Hintergrund, dass die Beschäftigten 
den „Ausbau von Personalgewinnungsmaßnahmen für mehr Diversität“ (vgl. Kapitel 4.3) am höchsten bewer-
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Abbildung 19.  Welche der folgenden, weiteren Maßnahmen und Angebote zur Förderung von
	   Vielfalt und zum Abbau von Diskriminierung im BMFSFJ würden Sie sich wünschen? 
 	   (in Prozent, Mehrfachantworten möglich)

�Lesebeispiel: Über die Hälfte (52,6 Prozent) der Beschäftigten wünschen sich die Einführung verpflichtender Schulungen, die z. B. Diskri-
minierungs-, Rassismus- und Sexismusrisiken thematisieren und verstehbar machen. Anmerkung: Die Abbildung basiert auf Daten aus 
der Beschäftigtenbefragung, Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. Aufgrund der vorgenommenen Randanpassung (siehe Tabelle 1) kön-
nen absolute Zahlen nicht direkt aus den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden.
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4. Förderung von Vielfalt und Abbau von Diskriminierung

tet haben, könnte die geringere Bewertung der Antidiskriminierungsmaßnahme „anonymisiertes Bewerbungs-
verfahren“ darauf hinweisen, dass zwar der Ausbau der Personalgewinnungsmaßnahmen unterstützt, dieses 
Instrument von den Beschäftigten aber als ambivalent wahrgenommen wird (vgl. auch Kapitel 5).

4.4 Gewünschte Maßnahmen- und Angebotsbedarfe aus Sicht  
	   der Beschäftigten des BMFSFJ 

Abbildung 19 zeigt weitere diversitätsbezogene Maßnahmen zur Vielfaltsförderung und zum Abbau von 
Diskriminierung, die von den Beschäftigten im BMFSFJ gewünscht werden.

Mehr als die Hälfte der Befragten (52,6 Prozent) befürwortet die Einführung verpflichtender Schulungen, 
die zum Beispiel Diskriminierungs-, Rassismus- und Sexismusrisiken thematisieren und verstehbar machen. 
Insbesondere rassismusvulnerable Beschäftigte (84,2 Prozent) und Beschäftigte mit Behinderung/Beeinträch-
tigung (72,2 Prozent) zeigen ein starkes Interesse an diesen Maßnahmen. Aussagen wie die folgende aus den 
qualitativen Interviews verdeutlichen diesen Bedarf: 

„Ich [habe] nicht das Gefühl, dass wir komplett als Ministerium viel für Vielfaltsförderung tun, son-
dern dass Menschen, die sich dafür interessieren, zusammenkommen und diskutieren, was auch 
wichtig ist, und sich in dem Bereich weiterbilden, weiter diskutieren können, aber nicht so als ge-
samtes: ‚Okay, wir nehmen alle Mitarbeiter*innen mit und schaffen da so ein Grundverständnis.‘ 
Ich glaube schon, dass da das Verständnis sehr unterschiedlich ist, je nachdem, wen man fragt.“ 
(Interview 45)

Die Person beschreibt, dass es bei den Beschäftigten durchaus ein Bewusstsein für Diversität gibt, allerdings 
sei dieses Bewusstsein sehr ungleichmäßig über die Belegschaft verteilt; Maßnahmen würden eher diejeni-
gen erreichen, die schon sensibilisiert sind, und es fehle ein Grundverständnis dafür (vgl. auch Kapitel 3.1).  



68 |

Project Report #11|24

Verpflichtende Schulungen können dabei ein Weg sein, um die Sensibilisierung im BMFSFJ zu erhöhen und 
der Selbstselektion in diese Art von Schulungen vorzubeugen. Dabei scheint es den Beschäftigten weniger 
darum zu gehen, mehr Fortbildungsangebote zu schaffen, sondern eher darum, die Qualität der Fortbildun-
gen und deren Wirkung anzupassen, wie diese Person reflektiert: 

„Aber das [die vorhandenen Fortbildungen zur Vielfaltsförderung] hat noch nicht zu dieser, ich 
sage mal, Routinehaftigkeit oder Regelmäßigkeit wie andere Fortbildungen zum Haushalt oder 
Protokolle-Schreiben oder ‚wie schreibe ich gut für die Öffentlichkeit‘ und so [geführt]. Ich glaube, 
da ist noch ein bisschen Luft nach oben, was man da alles machen kann.“ (Interview 11)

Ein Vorschlag ist demnach, in Zukunft Fortbildungen zu schaffen, die dabei unterstützen, nachhaltig Di-
versitätsförderung und Antidiskriminierung im Arbeitsalltag zu verankern und zur Routine werden zu lassen. 

Fast die Hälfte der Befragten (47,4 Prozent) wünscht sich die Einführung eines transparenten Beschwer-
demanagements, wobei sich keine relevanten Unterschiede zwischen verschiedenen Gruppen feststellen 
lassen. Das Beschwerdemanagement wird auch in den qualitativen Interviews häufig als wichtiges Hand-
lungsfeld genannt. Hierbei äußern die Beschäftigten vor allem den Wunsch, dass infolge von Beschwerden 
transparent mit den Betroffenen kommuniziert wird, sodass diese wissen, ob bzw. welche Folgen ihre Be-
schwerde hatte. 

44,1 Prozent der Stichprobe unterstützen den Austausch und die Vernetzung von Beschäftigen, die (po-
tenziell) von Diskriminierung betroffen sind. Unter Beschäftigten mit Einwanderungsgeschichte wünschen 
sich fast 60,0 Prozent der Beschäftigten diesen Austausch. In den offenen Antworten äußerte zudem eine 
befragte Person den Wunsch nach „mehr Unterstützung und Ressourcen für junge Beschäftigte“ und in den 
qualitativen Interviews wurde der Wunsch nach einer Vernetzungsgruppe insbesondere für Menschen mit 
Behinderung/Beeinträchtigung geäußert. Diese Räume können auch genutzt werden, um eine offene Kultur 
des Zuhörens zu schaffen, die Themen wie Diskriminierung an- und besprechbar macht, wie das folgende 
Zitat veranschaulicht (vgl. auch Kapitel 3.4): 

„Da komme ich nochmal auf das Thema von wegen, darf es in unserem Haus Diskriminierungs-
erfahrungen geben oder nicht. […] das nehme ich manchmal so wahr, man möchte es gar nicht 
hören und oder es gibt es gar nicht. Und das finde ich kritisch. Das stimmt auch nicht, kann ich mir 
nicht vorstellen.“ (Interview 1) 

43,1 Prozent der Befragten wünschen sich eine Öffentlichkeitsarbeit, die Vielfalt berücksichtigt (z. B. durch 
Social-Media-Auftritte, Homepage, Bewerbung von Veranstaltungen etc.). Dieser Bedarf ist bei queeren (63,9 
Prozent) und rassismusvulnerablen (61,7 Prozent) Beschäftigten deutlich höher (vgl. hierzu auch Kapitel 5.5).

Eine noch stärkere (systematische) Berücksichtigung von Diversität bei der Personalauswahl wird von 41,8 
Prozent der Beschäftigten gewünscht. Bei Beschäftigten mit Einwanderungsgeschichte sind es 63,2 Prozent, 
bei queeren Beschäftigten 62,3 Prozent und bei rassismusvulnerablen Beschäftigten 58,0 Prozent. Zudem 
wünschen sich nur 30,2 Prozent der Beschäftigten mehr Entscheidungsbefugnisse bei der Zusammenset-
zung der Teams. Der Gruppenvergleich zeigt keine relevanten Unterschiede. Diese Themen sind auch stark 
in den qualitativen Interviews vertreten. Hier spiegelt sich im Einklang mit den quantitativen Ergebnissen 
wider, dass die Befragten sich vor allem eine Veränderung in der Personalrekrutierung durch eine breitere 
Streuung von Ausschreibungen wünschen. Einige Beschäftigte wünschen sich zusätzlich die Einführung ver-
schiedener Praktikums- und Mentor*innenprogramme, um einen niedrigschwelligen Einblick in die Arbeit 
in der öffentlichen Verwaltung zu ermöglichen, vor allem für Personen, die nicht zu dem bisher „typischen“ 
Bewerber*innenpool gehören (vgl. Arnu et al. 2023). 
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4. Förderung von Vielfalt und Abbau von Diskriminierung

Nur ein Drittel der Beschäftigten (32,8 Prozent) befürwortet die Formulierung einer Zielvereinbarung zur 
Erhöhung der personellen Vielfalt in der quantitativen Befragung. Nur unter queeren Beschäftigten ist die 
Zustimmung höher (45,3 Prozent). Auch die Meinungen bei verbindlichen Maßnahmen wie der Einführung 
von Quoten zum Nachteilsausgleich sind gespalten. Einige Teilnehmende der qualitativen Interviews befür-
worten diese und sehen sie als wirksames und notwendiges Mittel. Andere Beschäftigte zweifeln an ihrer 
Wirksamkeit oder sehen die Einführung einer solchen Regelung im Konflikt mit dem Prinzip der Bestenaus-
lese. Eine befragte Person beschreibt diese Ambivalenzen wie folgt: 

„Ja, ich bin immer ein bisschen zwiegespalten, […] auf der einen Seite denke ich mir, sollten es na-
türlich auch die Leute mit Leistung schaffen, aber andererseits denke ich mir, wenn die aufgrund, 
obwohl sie die Leistung erbringen, trotzdem abgelehnt werden, dann muss man die Leute ja trotz-
dem verpflichten, weil die sind ja anscheinend zu blöd, die Leistung zu erkennen.“ (Interview 36)

Diese Aussage spiegelt auch einen in der öffentlichen Verwaltung verankerten, vermeintlich breiteren 
Zwiespalt zwischen Vielfaltsförderung und dem Leistungsprinzip in der Personalgewinnung wider (vgl. Arnu 
et al. 2023: 37–39). 

Die Verankerung von Diversität als Querschnittsthema wird von 37,3 Prozent der Beschäftigten befür
wortet, wobei queere Beschäftigte (47,6 Prozent), Beschäftigte mit Behinderung/Beeinträchtigung (51,1 
Prozent) und Beschäftigte mit Einwanderungsgeschichte (46,3 Prozent) dies stärker unterstützen. 

Folgendes Zitat verweist darauf, dass sich Mitarbeitende zum Teil ausgeschlossen fühlen, wenn es um 
Diversitätsentwicklung geht, und sich mehr Transparenz und Beteiligungsmöglichkeiten erhoffen: 

„Das Haus hat auch die Charta der Vielfalt unterschrieben. Aber da gehören ja auch nochmal so 
ein paar Sachen dazu. Man kann sich das jetzt nicht nur schön ins Foyer hängen und dann war's 
das. Also da muss man, glaube ich, noch ein bisschen was liefern als Haus und das vielleicht auch 
mal intern ein bisschen transparenter machen und mehr Beteiligung realisieren. Es passiert immer 
alles so hinter den Kulissen, deswegen weiß ich gar nicht, was man sich noch so großartig wün-
schen kann, was so ein Ministerium alles machen kann.“ (Interview 8)

Die diskriminierungsfreie Anwendung der Beurteilungsrichtlinien wird von den Beschäftigten als sehr 
wichtig beurteilt (siehe Abbildung 19). Konkret wünscht sich ein Drittel der Befragten auch, dass das BMFSFJ 
einen Impuls zur diversitätssensiblen Überarbeitung des Beurteilungssystems auf Bundesebene setzt (35,1 
Prozent). Größere Zustimmung hierzu findet sich bei weiblichen Beschäftigten mit Fürsorgeverantwortung 
für Kinder (47,9 Prozent), bei rassismusvulnerablen Beschäftigten (46,6 Prozent) und queeren Beschäftigten 
(44,7 Prozent).

Ein Code of Conduct, der Regeln und Richtlinien für eine diversitätsorientierte und diskriminierungskriti-
sche Arbeits- und Diversitätskultur festhält, wird von 28,3 Prozent der Beschäftigten gewünscht. Der Bedarf 
steigt bei queeren Beschäftigten (42,8 Prozent) und Beschäftigten mit Behinderung/Beeinträchtigung (44,8 
Prozent) deutlich an. Einen Gebets- und/oder Raum der Stille wünschen sich insgesamt nur 14,4 Prozent der 
Beschäftigten, hingegen über ein Drittel der Beschäftigten mit Einwanderungsgeschichte (39,2 Prozent), der 
rassismusvulnerablen Beschäftigten (38,1 Prozent) sowie 33,8 Prozent der Beschäftigten mit einer amtlich 
festgestellten Behinderung. Der stärkste Unterschied zwischen den Gruppen zeigt sich im Hinblick auf den 
Wunsch, bei Terminplanungen Rücksicht auf religiöse Vielfalt70 zu nehmen. Während dies lediglich von 28,1 

70	 �Aufgrund der geringen Fallzahl konnten in der quantitativen Beschäftigtenbefragung keine Analysen in Bezug auf die Vielfaltsdimension 
Religion/Weltanschauung vorgenommen werden.
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Prozent aller Befragten angegeben wird, wünschen sich diese Rücksicht 78,9 Prozent der rassismusvulne-
rablen Beschäftigten, 62,5 Prozent der Beschäftigten mit Einwanderungsgeschichte und 39,9 Prozent der 
queeren Beschäftigten. Auch wurde in den offenen Antworten der Wunsch geäußert, die „Einteilung in Herr/
Frau in Leitungsvorlagen oder auf Tischschildern ab[zu]schaffen“.

Aus den qualitativen Interviews geht ein weiteres Anliegen hervor, das so nicht in der quantitativen Befra-
gung abgefragt wurde. Die Beschäftigten wünschen sich einen grundlegenden Wandel im Selbstverständnis 
und in der Identität des BMFSFJ und betonen dabei vor allem, dass Diversität eine „gelebte“ und „sichtbare“ 
Praxis werden sollte, wie aus dem folgenden Zitat stellvertretend für andere hervorgeht: 

„Ich glaub‘, also tatsächlich ist es für mich eine Haltungsfrage und ob man wie jetzt in der Stra-
tegie, wenn die nicht gelebt ist, dann kann man sie eine Strategie schreiben und dann kann man 
das Papier gleich in diese Schublade stecken. Aber wirklich den Gedanken ‚Ja, wir machen es ja 
eigentlich ganz gut‘, den, finde ich, müssen wir schnell ablegen.“ (Interview 28)

Es brauche keine symbolischen Maßnahmen, die dann in einer Schublade verschwinden. Für viele der Inter-
viewten ist es klar, dass die hierfür benötigte Expertise durchaus im BMFSFJ vorhanden ist. So beschrieb eine 
interviewte Person:

„Wir besitzen in all diesen Themen ein unglaubliches ‚Know-how‘ an einzelnen Stellen, die sich 
politisch in der ganzen Welt [verknüpfen]. Und es gelingt uns aber nicht, das ins Haus reinzutra-
gen und hier zu einer Realität werden zu lassen. Und das wäre, glaube ich, ganz gut, wenn wir da 
wieder besser würden.“ (Interview 41)

Der Wunsch vieler Beschäftigter ist also, diese existierende Expertise in der gelebten Identität des Minis-
teriums stärker zu nutzen. Anknüpfend an den zuvor von 37,3 Prozent der Befragten befürworteten Wunsch, 
Diversität in Top-down-Prozessen zu verankern, wird der Wunsch laut, dass diese neue Identitätsbildung auch, 
und gerade aus der Ministeriumsleitungsebene heraus nach unten getragen wird:

„Also wenn man jetzt […] nochmal zurückgeht, ist das BMFSFJ das Frauenministerium. […] Wir 
sind ein Frauenministerium. Und das muss man überdenken. Sind wir wirklich noch ein Frauenmi-
nisterium? [...] Ministerin Paus sagt immer ‚das Gesellschaftsministerium‘. So kann man es auch 
formulieren. Und da fasst man dann sehr viel drunter. […] Ich glaube, dass insgesamt das Bild des 
BMFSFJ [sich] jetzt ja auch ein Stück weit wandeln muss.“ (Interview 16)

Basierend auf früheren Wandlungsprozessen in der Identität des BMFSFJ bespricht die Person einerseits 
neue Möglichkeiten für eine Weiterentwicklung der Identität des Ministeriums, gleichzeitig verortet sie eine 
gewisse Verantwortung für diesen Wandel auf der Leitungsebene selbst, indem die Idee des „Gesellschafts
ministeriums“ von Ministerin Paus hier herausgestellt wird. 

So zeigen sowohl quantitative als auch qualitative Befunde, dass die Beschäftigten des BMFSFJ bereits viele 
eigene Wünsche, Bedarfe und Vorstellungen für eine diversitätsorientierte und diskriminierungskritische 
Organisationsentwicklung mitbringen. 
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Abbildung 20.  Frage „Ihrer Einschätzung nach: Was erschwert die Förderung von Vielfalt und den Abbau 
	   von Diskriminierung im BMFSFJ?“ (in Prozent, Mehrfachantworten möglich)

�Lesebeispiel: Über die Hälfte (52,9 Prozent) der Beschäftigten schätzen, dass die Förderung von Vielfalt und der Abbau von Diskriminierung 
dadurch erschwert werden, dass die mangelnde Vielfalt unter den Beschäftigten nicht als Problem wahrgenommen wird. Anmerkung: Die 
Abbildung basiert auf Daten aus einer Beschäftigtenbefragung, Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317. Aufgrund der vorgenommenen Randan-
passung (Tabelle 1) können absolute Zahlen nicht direkt aus den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden. 
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4. Förderung von Vielfalt und Abbau von Diskriminierung

4.5  Einschätzungen zu Erschwernissen für die Förderung von Vielfalt und 	
	   den Abbau von Diskriminierung im BMFSFJ

Diversitätsorientierte und diskriminierungskritische Organisationsentwicklung braucht aber auch einen 
förderlichen Kontext, in dem Maßnahmen umgesetzt werden können. Deshalb wurden die Beschäftigten 
nach den Herausforderungen bei der Förderung von Vielfalt und dem Abbau von Diskriminierung gefragt 
(siehe Abbildung 20). Hierbei waren Mehrfachantworten und zusätzliche Anmerkungen in einem offenen 
Antwortfeld möglich. Zur besseren Ergebnisdarstellung wurden die Antworten in Oberkategorien zusam-
mengefasst.

Im Bereich der Problemeinschätzung zeigt sich, dass über die Hälfte der Beschäftigten (52,9 Prozent) in 
einem mangelnden Problembewusstsein – konkret: „Mangelnde Vielfalt unter Beschäftigten wird nicht als 
Problem wahrgenommen“ – das größte Hindernis für die Vielfaltsförderung und den Diskriminierungsabbau 
im BMFSFJ sieht. Auch hier finden sich Gruppenunterschiede. So wird diese Einschätzung von 79,5 Prozent 
der Beschäftigten mit einer Schwerbehinderung und 66,6 Prozent der rassismusvulnerablen Beschäftigten 
geteilt. Zusätzlich benennt ein Drittel (33,5 Prozent) der Beschäftigten die gesellschaftliche Priorisierung 
anderer Themen als eine bedeutende Hürde. Lediglich 1,9 Prozent der Beschäftigten sind der Meinung, 
dass keine Notwendigkeit für die Förderung von Vielfalt und den Abbau von Diskriminierung besteht.

Die qualitativen Interviews zeigen, dass es in der Problemeinschätzung nicht nur relevant ist, ob Personen die 
mangelnde Vielfalt grundsätzlich als Problem ansehen, sondern auch, wie sie ihre eigene Rolle in der Förderung 
von Vielfalt wahrnehmen. In mehreren Interviews wird besprochen, dass Personen Diversitätsförderung grund-
sätzlich für wichtig halten, aber der Meinung sind, dass dies wenig mit ihnen selbst zu tun hat. So erklärt bei-
spielsweise eine befragte Person, nachdem sie angab, keine diversitätsfördernden Maßnahmen zu kennen: „Das 
liegt vielleicht auch daran, dass ich nicht der natürliche Adressat von solchen Maßnahmen bin“ (Interview 10).  
Auf Nachfrage, weshalb sie kein „natürlicher Adressat“ von diversitätsfördernden Maßnahmen sei, erklärte die 
teilnehmende Person, dass dies daran läge, dass sie abgesehen von ihrem Geschlecht keiner diskriminierungs-
vulnerablen Gruppe angehöre. Hinter dieser Aussage verbirgt sich die Annahme, dass Maßnahmen zur Diver-
sitätsförderung in erster Linie für diskriminierungsvulnerable Gruppen da sind und nicht für Beschäftigte, die 
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nicht zu einer diskriminierungsvulnerablen Gruppe gehören. Die Aufgabe der Diversitätsförderung wird also von 
der Organisation als Ganzes auf Personen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen verlagert. Da es im BMFSFJ  
eine deutliche Unterrepräsentation von diskriminierungsvulnerablen Gruppen gibt (siehe Kapitel 3.2), kann die-
se Einstellung zusätzlich dazu führen, dass die Relevanz bestehender Maßnahmen deutlich unterschätzt und 
das Entwickeln von diversitätsfördernden Maßnahmen vertagt wird, bis mehr Diversität vorhanden ist.

In Bezug auf institutionelle und strukturelle Hindernisse geben insgesamt 41,1 Prozent der befragten Be-
schäftigten bürokratische Barrieren an. Davon unterscheiden sich allerdings die Einschätzungen der queeren 
Beschäftigten und der Beschäftigten mit Schwerbehinderung, die mit 59,0 und 62,2 Prozent bürokratische 
Barrieren als größeres Hindernis sehen. Knapp ein Viertel der Beschäftigten sieht zudem fehlende Leitlinien 
oder Vorgaben (25,3 Prozent), unzureichende Unterstützung höherer Leitungsebenen (23,3 Prozent) sowie 
fehlende gesetzliche Grundlagen (8,7 Prozent) als Erschwernisse an.

Ressourcenmangel, insbesondere in Form von Zeitknappheit, stellt für 31,4 Prozent der Beschäftigten 
eine Herausforderung dar, gefolgt von einem Mangel an finanziellen Ressourcen (19,0 Prozent).

Im Bereich der Personalrekrutierung geben 30,8 Prozent der Beschäftigten an, dass es nicht genügend 
Bewerber*innen aus unterrepräsentierten Gruppen gibt. 

Über diese quantitativ erfassten Hürden hinaus bieten die qualitativen Interviews einen Einblick in einige 
Interessenskonflikte und Konkurrenzen, die ebenfalls die Förderung von Diversität erschweren. So wird in 
einigen Interviews auf Interessenskonflikte bei der Förderung unterschiedlicher diskriminierungsvulnerabler 
Gruppen hingedeutet, wie folgendes Beispiel zeigt: 

„Muss man einfach auch sagen, wir haben eine starke Gleichstellungsabteilung, die die Gleich-
stellung vor allen Dingen noch als Gleichstellung von Mann und Frau versteht […].“ (Interview 16)

Die Wahrnehmung, dass unterschiedliche diversitätsbezogene Themen gegeneinander abgewogen wer-
den müssen, erschwert ohne Frage die Förderung von Diversität insgesamt. Diese Wahrnehmung kann auch 
eine Folge realer Konkurrenzen bei der Ressourcenverteilung sein. 

Zum anderen verschwimmt in den Beschreibungen der Interviewten häufig der Diversitätsbezug ihrer 
inhaltlichen Arbeit mit ihrer Einschätzung davon, wie viel im Ministerium bezüglich der Diversitätsförde-
rung passiert. Viele beziehen sich, wenn sie nach dem Stellenwert von Vielfaltsförderung im BMFSFJ gefragt 
werden, auf ihre nach außen gerichtete, inhaltliche Arbeit (z. B. mit zivilgesellschaftlichen Organisationen). 
Teilweise beziehen sie sich hierbei auf die spezifischen Inhalte ihrer Abteilung und teilweise, so wie hier, aber 
auch auf die Themen des Ministeriums insgesamt:

 „Ich glaube, dass unser Haus sich ganz schön dafür einsetzt. Wenn man sich die Abteilungen an-
guckt, dann sind das ja zum größten Teil auch Themen, die wir bearbeiten.“ (Interview 42)

Hinter dieser Vermischung versteckt sich sowohl eine große Ressource als auch eine große Hürde für das 
BMFSFJ in der Umsetzung diversitätsfördernder Maßnahmen. Einerseits ist nicht zu unterschätzen, dass in 
der Tat bereits eine Menge inhaltlicher Kompetenzen im Ministerium vorhanden ist. Viele Beschäftigte brin-
gen eine große Fülle an Wissen und an Sensibilisierung für einzelne diversitätsbezogene Themen, aber auch 
für Diversität im Allgemeinen mit. Andererseits kann diese Vermischung dazu führen, dass weniger Fokus 
auf das interne Diversitätsklima gelegt wird oder zusätzliche nach innen gerichtete Diversitätsmaßnahmen 
sogar für unnötig gehalten werden. Dies wird zum Beispiel im folgenden Zitat deutlich, das stellvertretend 
für eine Vielzahl ähnlicher Aussagen steht: 
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„Welchen Stellenwert diese Maßnahmen haben? Also ich würde mal sagen, man meint vielleicht, 
dass sie im Ministerium bei uns nicht so einen hohen Stellenwert haben, aber [ich] glaube das liegt 
eher daran, dass [wir] schon sehr viel machen. Hoffe ich mal! Also, ich bilde mir [das] ein, deshalb 
jetzt nicht so präsent diese Vielfaltsförderungsmaßnahmen [...] weil‘s eigentlich schon ganz gut 
läuft.“ (Interview 49) 

Die befragte Person nimmt an, dass die Themen einen recht hohen Stellenwert haben, gibt jedoch zu, 
dass sie konkret nur wenige Maßnahmen nennen könnte. Gleichzeitig zeigt diese Passage auch auf, wie weit 
die Einschätzungen hinsichtlich der Maßnahmen unter den Beschäftigten auseinandergehen, war doch in 
einem Zitat weiter oben eine Person der Auffassung, dass eben nicht „alles gut läuft“. So sind sich die Be-
schäftigten nicht einig darin, ob und inwieweit die Diversitätsförderung im Haus einen hohen Stellenwert 
hat. Daher sollte dieses Thema kontinuierlich reflektiert werden, da auch eine Überschätzung des Status quo 
zu einer Hürde werden kann, wenn sie dazu führt, dass (neue) diversitätsfördernde Maßnahmen nicht für 
notwendig gehalten werden. 

So zeigt sich in den quantitativen Daten, dass die Erschwernisse zur Förderung von Vielfalt und zum Abbau 
von Diskriminierung von den Beschäftigten eher in der fehlenden Sensibilisierung und Priorisierung gesehen 
werden als in strukturellen (z. B. bürokratischen Barrieren, fehlenden Leitlinien und Vorgaben) und institu-
tionellen Hürden (wie etwa fehlenden gesetzlichen Grundlagen). Aussagen aus den qualitativen Interviews 
zeigen aber, dass im Haus auch bereits über mögliche institutionelle und strukturelle Hindernisse zur Förde-
rung von Vielfalt reflektiert wird.

4.6  Rahmenbedingungen für die erfolgreiche Umsetzung von Maßnahmen 	
	   aus Sicht der Führungskräfte

Neben den identifizierten Hindernissen galt das Studieninteresse auch der Frage, welche Rahmenbedingun-
gen Führungskräfte als entscheidend für die erfolgreiche Umsetzung von Maßnahmen betrachten. Diese Frage 
wurde ausschließlich Führungskräften gestellt. Sie hatten die Möglichkeit, Mehrfachantworten zu wählen und 
für zusätzliche Anmerkungen ein offenes Antwortfeld zu nutzen.

Abbildung 21 verdeutlicht, dass Führungskräfte die „authentische Haltung und Verkörperung von Diver-
sität auf Leitungsebene“ als die wichtigste Rahmenbedingung für die Vielfaltsförderung betrachten. Dieser 
Einschätzung stimmen 88,4 Prozent der Führungskräfte zu. Bemerkenswerterweise werden die weiteren 
Rahmenbedingungen, die durchaus als integraler Bestandteil einer authentischen Haltung erachtet wer-
den können, als weniger wichtig eingestuft. Hierzu gehören die verbindliche Weiterqualifizierung (62,7 Pro-
zent), die Sensibilisierung für / Anerkennung von Vielfaltsmerkmalen (39,4 Prozent), Sensibilisierung für 
/ Anerkennung von Diskriminierungserfahrungen (38,4 Prozent) sowie die Verankerung von Diversität als 
Querschnittsthema (26,7 Prozent). Dieses Ergebnis weist auf ein mögliches Spannungsverhältnis zwischen 
Haltung und Professionalisierung hin, weil die recht vage Begrifflichkeit der Haltung als wichtiger eingestuft 
wird als das professionelle Handeln.
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Abbildung 21.  Frage „Welche Rahmenbedingungen sind Ihrer Einschätzung nach notwendig,  
	   um Maßnahmen und Angebote zur Förderung von Vielfalt und Abbau von Diskriminierung  
	   im BMFSFJ erfolgreich umzusetzen?“ (in Prozent, Mehrfachantworten möglich)

�Lesebeispiel: Von den Führungskräften gaben 88,4 Prozent an, dass die authentische Haltung und Verkörperung von Diversität auf Leitungsebe-
ne eine notwendige Rahmenbedingung für die erfolgreiche Umsetzung von Maßnahmen und Angeboten zur Förderung von Vielfalt und Abbau 
von Diskriminierung ist. Anmerkung: Die Abbildung basiert auf Daten aus einer Beschäftigten-Befragung, Rücklaufquote 33,5 Prozent, N=317.  
In dieser Abbildung ausgewertet werden Antworten von Befragten mit Führungsverantwortung (N=51). Aufgrund der vorgenommenen Randan-
passung (siehe Tabelle 1) können absolute Zahlen nicht direkt aus den in der Abbildung dargestellten Prozentangaben abgeleitet werden.
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4.7 Zwischenfazit 

Ganz allgemein schätzen viele Beschäftigte die Erfüllung gesetzlicher Vorgaben zu Antidiskriminierung 
bereits als erreicht oder teilweise erreicht ein. Besonders Gesetze, die den Schutz von Frauen und quee-
ren Menschen zum Ziel haben, werden bereits als weitgehend umgesetzt angesehen. Nur als teilweise 
erreicht werden Vorgaben für Menschen mit Behinderung/Beeinträchtigung, mit familiärer Einwande-
rungsgeschichte und für Ostdeutsche eingestuft. Diese Ergebnisse spiegeln so auch die statistischen und 
wahrgenommenen Repräsentationsverhältnisse im Haus wider. Jedoch zeigen sich auch Gruppenunter-
schiede. Die Zielgruppen der jeweiligen gesetzlichen Vorgaben schätzen deren Erreichen durchweg ne-
gativer ein. So zeigt sich, dass es auch bei der Bewertung von hausinternen Maßnahmen ratsam sein 
kann, darauf zu achten, wer gefragt wird, und gezielt das Feedback dieser Gruppen einzuholen. Es ist 
möglich, dass die nicht adressierten Beschäftigten das Erreichen von Zielen überschätzen, da sie in ihrem 
Arbeitsalltag nicht direkt damit konfrontiert sind.

Auch dem Ausbau bestehender Maßnahmen zur Förderung von Vielfalt stehen die Beschäftigten des 
BMFSFJ sehr aufgeschlossen gegenüber. So sollen fast alle Maßnahmen teilweise oder eher ausgebaut 
werden. Darunter fallen zum Beispiel Personalgewinnungsmaßnahmen für mehr Diversität, Maßnahmen 
zur Diversitätsförderung im Arbeitskontext (z. B. Austausch- und Vernetzungsangebote, hauseigene Work-
shops zu unterschiedlichen Diversitätsdimensionen sowie Angebote zur Vereinbarkeit von Lohnarbeit und 
Fürsorgepflichten) und Maßnahmen zur diversitätsfördernden Organisationsentwicklung. Auch werden 
alle Maßnahmen zum Abbau von Diskriminierung sowie Sensibilisierungsmaßnahmen von der Mehrheit 
der Beschäftigten als wichtig bis sehr wichtig eingestuft. Darüber hinaus haben die Beschäftigten viele 
eigene Ideen und Vorschläge, wie Veränderungen im Ministerium erreicht werden können. Dazu gehören 
unter anderem Maßnahmen und Angebote, die auf Sensibilisierung, Transparenz und Selbstbefähigung 
abzielen sowie die Entwicklung einer neuen Identität des BMFSFJ durch die Verankerung eines diskrimi-
nierungssensiblen Diversitätsverständnisses im Leitbild.
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Mehr als die Hälfte der Beschäftigten hat schon einmal von den bestehenden Maßnahmen und An-
geboten im BMFSFJ gehört. Dabei sei jedoch gesagt, dass dies nicht mit einer aktiven oder angestrebten 
Nutzung der Maßnahmen gleichzusetzen ist. Interne Schulungen gehören zum Beispiel zum AGG und dem 
Bundesgleichstellungsgesetz, Austausch und Vernetzungsangebote, aber auch hausinterne Schulungs- 
und Workshopformate zu den bekanntesten Maßnahmen. Am wenigsten bekannt hingegen sind die im 
Intranet einsehbare Übersicht über die Anlaufstellen bei diskriminierendem Verhalten im Arbeitskontext, 
die interne Beschwerdestelle nach § 13 AGG und die Hilfestellung für Betroffene bei sexuellen/sexualisier-
ten Belästigungen sowie anderen Formen der Belästigung oder Mobbing im Arbeitskontext. 

Das größte Hindernis für die Förderung von Vielfalt und den Abbau von Diskriminierung ist nach Ansicht 
der Beschäftigten des BMFSFJ jedoch ein mangelndes Problembewusstsein für die fehlende Repräsenta-
tion diskriminierungsvulnerabler Gruppen. Führungskräfte scheinen sich in einem Spannungsverhältnis 
zwischen Haltung und Professionalisierung zu befinden. Die authentische Haltung und die Verkörperung 
von Diversität auf Leitungsebene werden als wichtigste Rahmenbedingungen gesehen. Professionalisie-
rung und Sensibilisierung, zum Beispiel durch Weiterbildungen, werden dagegen von den Führungskräf-
ten als weniger wichtig eingestuft.
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Wie aus der Befragung der Beschäftigten des BMFSFJ hervorgeht, wird eine Verbesserung der Rekrutierungs- 
und Personalanwerbungsmaßnahmen von vielen als wichtiges Mittel zur Steigerung der Diversität identifiziert 
(vgl. Kapitel 4.3 und 4.4). Auch innerhalb der nationalen und internationalen Forschungsliteratur werden die Per-
sonalanwerbung und die Einstellungsprozesse einer Organisation als wichtige Stellschrauben in einer diversitäts-
orientierten und diskriminierungskritischen Organisationsentwicklung diskutiert (Lang 2019; Regionale Arbeits-
stelle für Bildung, Integration und Demokratie 2017; Anders et al. 2008; Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
2015; Merx et al. 2021; Medina 2019). Somit sollte im Projekt auch erhoben werden, wie das Ministerium von 
potenziellen Arbeitnehmer*innen wahrgenommen wird (siehe auch Kapitel 2.3). Mittels eines Online-Access-Pa-
nels wurden im Rahmen dieser Erhebung insgesamt 3.724 Teilnehmende zwischen 16 und 60 Jahren zu ihren 
Vorstellungen des Arbeitsalltags in der Bundesverwaltung und ihren Präferenzen im Bewerbungsprozess befragt.

Dieses Kapitel bearbeitet die in Fragenkomplex 3 enthaltenen Forschungsfragen: 

•	Wie attraktiv ist das BMFSFJ als Arbeitgeber für Menschen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen 	
		  außerhalb des Ministeriums? 

•	Welche strukturellen Hürden und Exklusionsmechanismen werden von Menschen aus diskriminierungs-	
		  vulnerablen Gruppen im Bewerbungsprozess wahrgenommen? 

Diskriminierungsvulnerable Gruppen wurden dabei in der Befragung bewusst überrepräsentiert. Diese 
Erhebungskonzeption ermöglicht es erstmals, potenzielle Bewerber*innen aus unterschiedlichen diskrimi-
nierungsvulnerablen Gruppen, die für eine Anstellung in der Bundesverwaltung und/oder im BMFSFJ infrage 
kommen, gruppenspezifisch zu analysieren. Damit kann für den bundesdeutschen Kontext zum ersten Mal 
ein differenziertes Bild über mögliche Handlungsbedarfe zur Gewinnung von neuen Mitarbeitenden aus dis-
kriminierungsvulnerablen Gruppen aufgezeigt werden. Denn bisherige Untersuchungen zur Attraktivität der 
Bundesverwaltung als potenzieller Arbeitgeberin sowie zu möglichen Zugangshürden berücksichtigen diskri-
minierungsvulnerable Gruppen nicht (vgl. Next:Public 2022, 2019; Fulde & Köppl 2020). Zudem wurden bei ei-
nigen Auswertungen dieser Studie die binären Geschlechter (m./w.) mit anderen diskriminierungsvulnerablen 
Merkmalen verschränkt. So können auch erste intersektionale Auswertungen vorgelegt werden. Damit leistet 
diese Erhebung einen wichtigen Beitrag zur Forschung zu Ungleichheiten im Bewerbungsprozess.

Um dem multimethodischen Ansatz des Projekts gerecht zu werden, wurden in der Diskussion um Bewer-
bungserfahrungen (siehe Kapitel 5.3) die quantitativen Ergebnisse der Bevölkerungsbefragung außerdem um 
Aussagen von Beschäftigten des BMFSFJ aus den qualitativen Interviews (siehe Kapitel 2.1) ergänzt. Die Be-
schäftigten des BMFSFJ wurden im Rahmen der Interviews zu ihren eigenen Wegen ins Ministerium und zu ih-
ren Erfahrungen im Bewerbungsprozess befragt. Somit kann aufgezeigt werden, wie erfolgreiche Bewerber*in-
nen den Bewerbungsprozess wahrgenommen haben. 

In der quantitativen Erhebung wurden, wo möglich, die potenziellen Bewerber*innen nach ihren spezifi-
schen Einschätzungen zum BMFSFJ befragt. Da das BMFSFJ nicht allen Menschen bekannt ist, wurde in ei-
ner Reihe von Fragen nach Einschätzungen zur Bundesverwaltung insgesamt gefragt.71 Allerdings können die 
Ergebnisse in Bezug auf die Bundesverwaltung als Ganzes als wichtige Indikatoren für Handlungsbedarfe im 
BMFSFJ interpretiert werden, denn was für die Einschätzungen zur Attraktivität der Bundesverwaltung im All-
gemeinen gilt, beeinflusst mit hoher Wahrscheinlichkeit auch potenzielle Bewerber*innen beim BMFSFJ. 

5. Die Bundesverwaltung und das BMFSFJ als potenzielle 
Arbeitgeber: Chancen, Hürden und Potenziale

71	 �Es wären weitere Ressourcen nötig gewesen, um für alle diskriminierungsvulnerablen Gruppen eine ausreichend große Stichprobe poten-
zieller Bewerber*innen zu erreichen, die das BMFSFJ hinreichend kennen.
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Im Hinblick auf den Renteneintritt der Babyboomer-Generation, aber auch auf den stetig wachsenden Fach-
kräftemangel in Deutschland können die hier vorgestellten Analysen dabei helfen, neue Gruppen von poten-
ziellen Arbeitnehmer*innen zu erschließen. Ferner geben diese Daten Hinweise darauf, an welchen Hürden 
eine Anwerbung, insbesondere von Personen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen, scheitern könnte. 
Denn entgegen der weit verbreiteten Auffassung, dass sich Menschen aus diskriminierungsvulnerablen Grup-
pen nicht bewerben würden (siehe Kapitel 4.5), zeigen die vorliegenden Daten, dass die Bundesverwaltung 
auch für diese Gruppen eine attraktive Arbeitgeberin ist, bei der sie sich bereits bewerben, dies allerdings teils 
mit mangelndem Erfolg (siehe Kapitel 5.3). Die Daten zeigen einerseits mögliche Benachteiligungen auf und 
erlauben es andererseits, Handlungsbedarfe in einer Reihe von Bereichen zu identifizieren. 

Nachfolgend werden in Kapitel 5.1 zunächst der Bekanntheitsgrad der Bundesverwaltung und des BMFSFJ 
dargestellt, gefolgt von Einschätzungen zur Attraktivität der Bundesverwaltung als potenzieller Arbeitgeberin. 
In den Kapiteln 5.2 und 5.3 stehen die Erfahrungen der Befragten mit bereits durchlaufenen Bewerbungspro-
zessen im Vordergrund, während es in Kapitel 5.4 um Fehlwahrnehmungen bezüglich der Bundesverwaltung, 
insbesondere im Hinblick auf Zugangsvoraussetzungen, geht. Nach der Untersuchung der Präferenzen diskri-
minierungsvulnerabler Gruppen im Bewerbungsprozess in Kapitel 5.5 werden im letzten Teil die Ergebnisse 
zusammengefasst (Kapitel 5.6).

5.1 Bekanntheit der Bundesverwaltung und des BMFSFJ 

Die Bekanntheit eines Arbeitgebers ist ein erster wichtiger Schritt hin zur Steigerung der Arbeitgeberattrakti-
vität und der Bewerbungsabsichten in den Zielgruppen, wie Studien aus dem US-amerikanischen Kontext bele-
gen (vgl. Lievens & Slaughter 2016; Cable & Graham 2000; Cable & Turban 2003). Daher wurden Teilnehmende 
in einer offenen Abfrage gefragt: „An welche spezifischen Behörden oder Einrichtungen denken Sie, wenn Sie 
den Begriff ‚Bundesverwaltung‘ hören?“. In der Befragung gab es eine Vielzahl an Vorstellungen darüber, wer 
oder was die Bundesverwaltung ist. Die Antworten reichten von Unkenntnis bis hin zu detaillierten Angaben zu 
verschiedenen Bundesbehörden. Es zeigten sich allerdings Schwierigkeiten bei der Zuordnung der politischen 
Ebene. So wurden neben zahlreichen Bundesministerien und Bundesbehörden auch kommunale oder Landes-
einrichtungen wie Einwohnermelde- und Finanzämter erwähnt. Auf Bundesebene wurden am häufigsten die 
Bundesministerien, die Agentur für Arbeit und das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF)72 explizit 
genannt. Auch Tätigkeiten wie das Ausstellen von Personalausweisen oder die Auszahlung von Arbeitslosen-
geld wurden erwähnt. Insgesamt verdeutlichen die Befunde, dass viele – wenn auch bei Weitem nicht alle – 
Befragte mit den staatlichen Institutionen grundsätzlich vertraut sind, es aber an spezifischen Informationen 
zur Arbeit der Bundesverwaltung und ihrer Organe fehlt. 

Anschließend wurden die Befragten gebeten, sechs Ministerien nach ihrem Bekanntheitsgrad auf einer Ska-
la von 0 (gar nicht bekannt) bis 10 (sehr bekannt) zu bewerten. Zu diesen Ministerien gehörten neben dem 
BMFSFJ auch das Bundesministerium der Finanzen (BMF), das Bundesministerium des Innern und für Heimat 
(BMI), das Auswärtige Amt (AA), das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz (BMUV) und das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB).

Das BMI weist einen Mittelwert von 4,9 auf und gehört mit dem BMWSB (Mittelwert 4,8) zur Gruppe der 
den potenziellen Bewerber*innen tendenziell unbekannteren Ministerien. Dagegen sind das AA (Mittelwert 
6,1) und das BMF (Mittelwert 6,3) am bekanntesten, was vermutlich durch die zum Zeitpunkt der Befragung 
im Sommer 2023 starke mediale Präsenz dieser beiden Ressorts begründet ist. Die Bekanntheit des BMFSFJ 

72	 �Um die Relevanz der Antworten zu Fragen zur Bundesverwaltung zu erhöhen, wurde nach der offenen Frage der Begriff für die Teilnehmen-
den wie folgt definiert: „Mit Bundesverwaltung sind beispielsweise die verschiedenen Bundesministerien, aber auch andere Behörden und 
Einrichtungen, die die Arbeit der Bundesregierung unterstützen und umsetzen, gemeint.“

5. Die Bundesverwaltung und das BMFSFJ als potenzielle Arbeitgeber: Chancen, Hürden und Potenziale
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(Mittelwert 5,6) liegt etwa dazwischen. Abbildung 22 stellt den Vergleich der Mittelwerte zwischen der Refe-
renzgruppe und der Gruppe der diskriminierungsvulnerablen Personen dar. 

Vergleicht man den Bekanntheitsgrad der Ministerien in der Referenzgruppe (gelb) mit dem in den diskrimi-
nierungsvulnerablen Gruppen (grün), fällt auf, dass das BMFSFJ als einziges der sechs Ministerien diskriminie-
rungsvulnerablen Gruppen etwa gleich gut bekannt ist wie der Referenzgruppe (Mittelwert diskriminierungs-
vulnerable Gruppen: 5,5; Mittelwert Referenzgruppe: 5,7). Dies deutet darauf hin, dass das BMFSFJ bereits 
verschiedene Personengruppen besser erreicht als andere Ministerien. Wichtig bleibt hier jedoch anzumerken, 
dass der Bekanntheitsgrad allein noch nichts darüber aussagt, ob die Ministerien positiv oder negativ bewertet 
werden. Wahrgenommene Attraktivität ist jedoch wichtig, um die Anzahl der Bewerber*innen zu steigern. Aus 
dem Grund wird dieser Aspekt im folgenden Abschnitt genauer beleuchtet.

5.2 Attraktivität der Bundesverwaltung als Arbeitgeberin

Um herauszufinden, wie attraktiv die Bundesverwaltung als potenzielle Arbeitgeberin ist, wird auf ein 
etabliertes Messinstrument aus der Organisationspsychologie zurückgegriffen (vgl. Highhouse et al. 2003), 
welches als wissenschaftlicher Standard zur Messung von Arbeitgeberattraktivität gesehen werden kann. 
Die Teilnehmenden bewerteten auf einer fünfstufigen Skala von 1 (stimme gar nicht zu) bis 5 (stimme voll 
und ganz zu) insgesamt acht Aussagen zur Bundesverwaltung, die jeweils eine andere Facette der Arbeit-

73	 �Da die beiden dargestellten Gruppen ungleich groß sind, lässt sich aus den Mittelwerten für die Referenzgruppe und für die diskriminie-
rungsvulnerable Gruppe der Mittelwert beider Gruppen nicht direkt ablesen. Aus demselben Grund unterscheiden sich die im Text wieder-
gegebenen Mittelwerte für die Gesamtstichprobe von dem Mittel der in der Abbildung dargestellten Mittelwerte für Referenz- und diskrimi-
nierungsvulnerable Gruppen. Vergleichbares gilt auch für die weiteren Darstellungen.

Abbildung 22.  Bekanntheit der Ministerien, aufgeschlüsselt entlang der Referenzgruppe und 
	   der diskriminierungsvulnerablen Gruppen

�Lesebeispiel: Im Vergleich des Bekanntheitsgrades der Ministerien weist das Bundesfinanzministerium (BMF) einen Mittelwert von 6,8 unter 
den Teilnehmenden der Referenzgruppe (gelb) im Vergleich zu einem Mittelwert von 6,3 unter den Teilnehmenden aus diskriminierungsvulne-
rablen Gruppen (grün) auf.73 Anmerkung: Abgebildet sind die Mittelwerte (mit Sicherheitsbereich) der Antworten der Referenzgruppe (gelb) 
und der diskriminierungsvulnerablen Gruppen (grün) auf die Frage „Wie bekannt sind Ihnen die folgenden Bundesministerien“ auf einer Skala 
von 0 (gar nicht bekannt) bis 10 (sehr bekannt). Abgefragt wurde die Bekanntheit für das Bundesministerium der Finanzen (BMF), das Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), das Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI), das Auswärtige Amt 
(AA), das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) und das Bundesministerium für 
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB). Quelle: DiBu-Bevölkerungsbefragung (nach Bereinigung), eigene Berechnungen.
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geberattraktivität abbilden.74 Im Anschluss wurden die Bewertungen der acht Aussagen zu einem Index 
zusammengefasst (ungewichteter Mittelwert). Dieses Maß berücksichtigt verschiedene Attraktivitätsdimen-
sionen und bildet die generelle Attraktivität eines Arbeitgebers ab. 

Die Bundesverwaltung wird von allen befragten Gruppen als durchschnittlich attraktive Arbeitgeberin 
angesehen (siehe Abbildung 23). Eine Ausnahme bildet die Gruppe der Anhänger*innen nichtchristlicher 
Religionen – hierzu zählen vor allem Muslim*innen, Jüdinnen und Juden, Hinduist*innen, Buddhist*innen 
sowie weitere anerkannte Religionen wie beispielsweise das Jesidentum. Sie schätzen die Bundesverwal-
tung als deutlich attraktiver ein (Mittelwert Frauen: 3,2; Mittelwert Männer: 3,4) als Menschen aus der Re-
ferenzgruppe. Ein möglicher Erklärungsansatz für dieses Ergebnis sind die hohen Aufstiegsaspirationen, die 
bereits vor allem für Muslim*innen und Menschen mit türkischer Migrationsgeschichte im Bildungskontext 
belegt worden sind (Salikutluk 2016; Kristen & Dollmann 2010; Relikowski et al. 2012; vgl. auch Teney et al. 
2013). Aber auch Menschen, die rassistische Zuschreibungen erfahren, liegen mit ihrer Einschätzung der 
Attraktivität der Bundesverwaltung als Arbeitgeberin über den Werten der Referenzgruppe. Es könnte sich 
also auszahlen, gezielt diese Gruppen mit Rekrutierungskampagnen, durch Kooperationen mit einschlägigen 
Migrant*innenselbstorganisationen und/oder Communitys und auf Messen anzusprechen.

74	 �Die einzelnen Items zur Attraktivität lauten „Die Bundesverwaltung als Arbeitgeberin käme für mich nur als letzter Ausweg infrage“,  
„Die Bundesverwaltung ist für mich ein attraktiver Arbeitsplatz“, „Ich bin daran interessiert, mehr über die Bundesverwaltung zu erfahren“, 
„Ich würde ein Jobangebot der Bundesverwaltung annehmen“, „Die Bundesverwaltung ist unter meinen bevorzugten Arbeitgebern“, „Wenn 
die Bundesverwaltung mich zu einem Vorstellungsgespräch einladen würde, würde ich diesen Termin wahrnehmen“, „Ich habe vor, mich für 
eine Stelle in der Bundesverwaltung zu bewerben“ und „Ich bin nicht an der Bundesverwaltung als Arbeitgeberin interessiert“.

75	� Hier und im Folgenden ist zu beachten, dass die Gruppe der nichtbinären und trans*geschlechtlichen Menschen unter den Befragten mit  
52 Personen sehr klein ist. Die Streuung der Antworten ist zudem groß, was am langen Sicherheitsbereich zu erkennen ist. 

76	 �Die Sicherheitsbereiche entsprechen aus statistischer Perspektive 95-prozentigen Konfidenzintervallen. Die Berechnung erfolgt somit,  
indem der Standardfehler der Mittelwerte multipliziert mit dem kritischen t-Wert von 1,96 von den jeweiligen Mittelwerten subtrahiert bzw. 
zu diesen addiert wird: Konfidenzintervall = Mittelwert ± 1,96 * Standardfehler. Diese Berechnungsgrundlage erlaubt es, die Sicherheits
bereiche ins Verhältnis zur Streuung zu setzen.

Abbildung 23.  Wahrgenommene Attraktivität der Bundesverwaltung nach Gruppenzugehörigkeit75 

�Lesebeispiel: Teilnehmende der Referenzgruppe schätzen die Attraktivität der Bundesverwaltung im Mittel mit 2,9 auf einer Skala von 1 (sehr 
unattraktiv) bis 5 (sehr attraktiv) ein. Anmerkung: Abgebildet sind die Mittelwerte (mit Sicherheitsbereich)76 der Antworten der Referenzgrup-
pe und der einzelnen diskriminierungsvulnerablen Gruppen für die allgemeine Arbeitgeberattraktivität nach Highhouse et al. (2003). Zur Be-
rechnung der allgemeinen Arbeitgeberattraktivität siehe auch Fußnote 76. Um Unterschiede zur Referenzgruppe sichtbar zu machen, bildet die 
gestrichelte Linie den Mittelwert für die Referenzgruppe ab. Quelle: DiBu-Bevölkerungsbefragung (nach Bereinigung), eigene Berechnungen.
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5.3 Antizipierte Diskriminierung und bereits erworbene 
	  Bewerbungserfahrungen in der Verwaltung 

In Bewerbungsverfahren, aber auch bereits bei der Entscheidung, sich überhaupt bei einer Organisation zu 
bewerben, kann antizipierte Diskriminierung, das heißt die Angst davor, in bestimmten Kontexten früher oder 
später Diskriminierung zu erleben, eine wichtige Rolle spielen (vgl. Arnu et al. 2023: 24–26). Dabei ist zu beach-
ten, dass es bei antizipierter Diskriminierung um subjektive Einschätzungen zu bestimmten Kontexten geht (vgl. 
Horr et al. 2020; Scheim & Bauer 2019; Kronenbitter et al. 2023). Auch die Daten dieser Befragung zeigen, dass 
antizipierte Diskriminierung ein wichtiger Faktor im Leben der Teilnehmenden ist. Auf die Frage zu Erwartun-
gen und Sorgen im Arbeitsalltag haben Teilnehmende auf einer Skala von 1 (stimme gar nicht zu) bis 5 (stimme 
voll und ganz zu) fünf unterschiedliche Aussagen, einmal für den Arbeitskontext allgemein und einmal für die 
Bundesverwaltung im Speziellen, bewertet.77 Für die Auswertung wurden die Ergebnisse der Aussagen für die 
Kontexte zusammengefasst und gebündelt dargestellt (Index mit ungewichtetem Mittelwert, vgl. Kapitel 5.2). 

So zeigen die Werte in Abbildung 24, dass in allen Gruppen die Gefahr, in der Bundesverwaltung diskrimi-
niert zu werden, geringer eingeschätzt wird als die Gefahr, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt diskriminiert zu 
werden. Zudem gibt es teils starke Unterschiede zwischen den Gruppen. So ist die Befürchtung, diskriminiert 
zu werden, am niedrigsten in der Referenzgruppe ausgeprägt. Menschen aus nichtchristlichen Religionsge-
meinschaften, die rassistische Zuschreibungen erfahren, oder trans*geschlechtliche und nichtbinäre Men-
schen haben dagegen die höchsten Mittelwerte, befürchten also im Vergleich zur Referenzgruppe stärker, im 
Arbeitskontext diskriminiert zu werden. Interessant ist an dem Befund, dass auch Menschen, denen über das 
Äußere oder den Namen keine Differenz zugeschrieben werden kann, deutlich größere Befürchtungen haben, 

77	 �Diese Aussagen wurden abgefragt: (1) „Ich könnte weniger Gehalt als eine andere Person mit einer vergleichbaren Tätigkeit bekommen“; 
(2) „Ich könnte bei Beförderungen oder Gehaltszulagen übergangen werden“; (3) „Meine Leistungen bei der Arbeit könnten vergleichsweise 
schlechter bewertet oder herabgesetzt werden“; (4) „Ich könnte von meinem*meiner Vorgesetzten oder Arbeitgeber*in ungerecht behandelt 
werden“; (5) „Personen könnten sich bei der Arbeit mir gegenüber so verhalten, als würden sie mich für weniger intelligent oder fähig halten.“

Abbildung 24.  Antizipierte Diskriminierung für Arbeitgeber allgemein und für die Bundesverwaltung 
	   als Arbeitgeberin

�Lesebeispiel: Einkommensarme Menschen befürchten mit einem Mittelwert von 3,2, im Arbeitskontext allgemein (orange), und einem 
Mittelwert von 3,0, im Kontext der Arbeit in der Bundesverwaltung (rot) diskriminiert zu werden. Anmerkung: Abgebildet sind die mittle-
ren Zustimmungswerte (mit Sicherheitsbereich) der Befragten aus der Referenzgruppe und aus den einzelnen diskriminierungsvulnerab-
len Gruppen zu Fragen der antizipierten Diskriminierung im Arbeitsalltag (orange) bzw. in der Bundesverwaltung (rot) auf einer Skala von 
1 (stimme gar nicht zu) bis 5 (stimme voll und ganz zu). Quelle: DiBu-Bevölkerungsbefragung (nach Bereinigung), eigene Berechnungen.
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diskriminiert zu werden, als die Referenzgruppe. Antizipierte Diskriminierung ist daher ein wichtiger Faktor im 
Bewerbungsprozess, der für alle diskriminierungsvulnerablen Gruppen relevant ist. 

Um besser einschätzen zu können, wer von den Befragten bereits konkrete Erfahrungen in Bewerbungspro-
zessen gesammelt hat, wurde außerdem erhoben, ob sich die Teilnehmenden schon einmal bei der Bundes-, 
Landes- oder Kommunalverwaltung beworben haben. Dies traf mit 649 Befragten auf immerhin 17 Prozent der 
Teilnehmenden zu (vgl. Abbildung 25). Dabei bestätigt ein Blick auf die Ergebnisse den vorherigen Befund (vgl. 
Kapitel 5.2), dass bestimmte diskriminierungsvulnerable Gruppen die Verwaltung als attraktive Arbeitgeberin 
wahrnehmen: Während sich etwa jede*r fünfte Befragte aus der Referenzgruppe in der Vergangenheit schon 
einmal in der Bundes-, der Landes- oder Kommunalverwaltung beworben hat, liegt dieser Anteil unter den Be-
fragten, die rassistische Zuschreibungen erfahren, einer nichtchristlichen Religion angehören oder familiären Für-
sorgeverpflichtungen nachgehen, bedeutend höher. Auffällig ist dabei aber auch, dass sich vor allem männliche 
Befragte aus diesen Gruppen im Laufe ihres Lebens in der öffentlichen Verwaltung beworben haben, während 
die Anteile der Bewerbungen von Männern und Frauen der Referenzgruppe fast gleich sind. Demgegenüber 
haben sich bisher Männer und Frauen mit geringem Einkommen am seltensten für Verwaltungsjobs beworben.

78	 �Aufgrund der sehr kleinen Fallzahl der Einzelgruppen, wurden hier zwei Gruppen zusammengefasst, die sich aber in ihren Identitäten durch-
aus unterscheiden. So wurde für die Gruppe von nichtbinären und trans*geschlechtlichen Menschen auf eine Ausdifferenzierung nach 
männlich und weiblich verzichtet. Während sich zwar einige Personen in dieser Gruppe mit den Kategorien identifizieren, trifft dies nicht auf 
alle Menschen der Gruppe zu.

Abbildung 25.  Anteil der Befragten, die sich in der Vergangenheit in der Bundes-, Landes- und/oder 
	   Kommunalverwaltung beworben haben (in Prozent)78
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�Lesebeispiel: Von den Teilnehmenden aus der Gruppe der Menschen, die einer nichtchristlichen Religionsgemeinschaft angehören, ha-
ben sich bereits 34,0 Prozent der Männer und 24,0 Prozent der Frauen bei der Bundes-, Landes- und/oder Kommunalverwaltung bewor-
ben. Anmerkung: Abgebildet ist jeweils der prozentuale Anteil (mit Sicherheitsbereich) der Referenzgruppe und der einzelnen diskrimi-
nierungsvulnerablen Gruppen, die angegeben haben, sich bereits in der öffentlichen Verwaltung beworben zu haben. Um Unterschiede 
zur Referenzgruppe sichtbar zu machen, bildet die gestrichelte Linie den Mittelwert für die Referenzgruppe ab. Quelle: DiBu-Bevölke-
rungsbefragung (nach Bereinigung), Teilstichprobe derjenigen, die sich bereits auf eine Stelle in der Bundes-, Landes- und/oder Kommu-
nalverwaltung beworben haben (N=649), eigene Berechnungen.

5. Die Bundesverwaltung und das BMFSFJ als potenzielle Arbeitgeber: Chancen, Hürden und Potenziale
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Abbildung 26 zeigt für alle diskriminierungsvulnerablen Gruppen den Anteil derjenigen, die zu einem Be-
werbungsgespräch eingeladen wurden. Während aus der Referenzgruppe knapp 40 Prozent der Bewerber*in-
nen zum Bewerbungsgespräch eingeladen wurden (wobei der Anteil der eingeladenen männlichen Bewerber 
mit 43,4 Prozent bedeutend höher ist als der Anteil der eingeladenen Bewerberinnen mit 29,4 Prozent), liegt 
der Anteil der Einladungen in den diskriminierungsvulnerablen Gruppen darunter, wobei sich die Anteile teil-
weise stark zwischen den einzelnen diskriminierungsvulnerablen Gruppen unterscheiden. 

Am seltensten werden Menschen mit einer Behinderung oder Beeinträchtigung,79 mit einer nichtchrist-
lichen Religionszugehörigkeit, einem geringen Einkommen sowie queere oder trans*geschlechtliche und 
nichtbinäre Menschen zu Bewerbungsgesprächen eingeladen: In diesen Gruppen liegt der Anteil derje-
nigen, die zum Bewerbungsgespräch eingeladen werden, unter 30 Prozent.80 Hier gibt es auch unterschied-

79	 �Da es eine Einladungsverpflichtung für öffentliche Arbeitgeber für Menschen mit Schwerbehinderung aus § 165 SGB IX gibt, ist dieser Be-
fund auf den ersten Blick überraschend. Jedoch haben wir in der Gruppe „mit Behinderung/Beeinträchtigung“ nicht nur jene Personen ein-
bezogen, die angaben, eine anerkannte Schwerbehinderung zu haben. Die Gruppe umfasst ebenso Personen, die in der Befragung angaben, 
eine langfristige Beeinträchtigung oder chronische Krankheit, wegen der Ausschlüsse oder Hürden im Berufsleben erfahren werden, zu ha-
ben (vgl. auch Tabelle A3). Die Gruppen der Befragten, die angaben, eine Schwerbehinderung oder eine langfristige Beeinträchtigung oder 
chronische Krankheit zu haben, sind nicht deckungsgleich. So haben in der Stichprobe 865 Befragte eine anerkannte Schwerbehinderung, 
die erweiterte Gruppe für Behinderung/Beeinträchtigung, die ausgewertet wurde, enthielt dagegen 1.238 Befragte. Diese Erweiterung der 
Dimension „Behinderung/Beeinträchtigung“ über die Schwerbehinderung hinaus entspricht aktuellen Forschungspraktiken der Diskriminie-
rungsforschung (vgl. Kronenbitter et al. 2023).

80	 Anzumerken ist, dass dem Arbeitgeber diese Gruppenzugehörigkeiten nicht bekannt sind.

Abbildung 26.  Anteil der Befragten, die nach einer Bewerbung in der Bundes-, Landes- und/oder  
	  Kommunalverwaltung zum Bewerbungsgespräch eingeladen wurden (in Prozent)

�Lesebeispiel: In der Gruppe der queeren Personen, die sich bei einer Kommunal-, Landes-, und/oder Bundesverwaltung beworben haben, 
gaben 27,4 Prozent der Männer und 25,4 Prozent der Frauen an, zu einem Bewerbungsgespräch eingeladen worden zu sein. Anmerkung: 
Abgebildet ist jeweils der prozentuale Anteil (mit Sicherheitsbereich) der Referenzgruppe und der einzelnen diskriminierungsvulnerablen 
Gruppen, der zu einem Bewerbungsgespräch eingeladen worden ist. Um Unterschiede zur Referenzgruppe sichtbar zu machen, bildet die 
gestrichelte Linie den Anteil für die Referenzgruppe ab. Quelle: DiBu-Bevölkerungsbefragung (nach Bereinigung), Teilstichprobe derjenigen, 
die sich bereits auf eine Stelle in der Bundes-, Landes- und/oder Kommunalverwaltung beworben haben (N=649), eigene Berechnungen.
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liche intersektionale Zusammenhänge: Während unter denjenigen Befragten, die einer nichtchristlichen 
Religion angehören, ebenso wie in der Referenzgruppe eher die männlichen Bewerber zum Bewerbungs-
gespräch eingeladen werden, ist dieser Zusammenhang für Menschen mit Behinderung/Beeinträchtigung 
oder einem geringen Einkommen umgekehrt: In diesen Gruppen haben Bewerberinnen bessere Chancen, 
zu einem Bewerbungsgespräch eingeladen zu werden. Bei queeren Menschen zeigen sich dagegen keine 
Geschlechterunterschiede – dies könnte ein mögliches Indiz darauf sein, dass das Geschlecht vor allem bei 
sichtbar diskriminierungsvulnerablen Merkmalen eine Rolle spielt.

Ein Blick auf die erfolgreichen Anstellungen derjenigen Befragten, die sich bereits bei Bundes-, Landes- 
und Kommunalverwaltungen beworben haben (siehe Abbildung 27), zeigt ein ähnliches Bild. Von den 
649 Befragten, die angaben, sich bei der Bundes-, Landes- und/oder Kommunalverwaltung beworben zu 
haben, geben im Mittel etwa 45 Prozent an, angestellt worden zu sein. Dabei wurden beispielsweise von 
den queeren Bewerber*innen nur 35 Prozent angestellt.

Insgesamt scheint es so, als würden nicht nur diejenigen Gruppen bei der Einladung zu Bewerbungsge-
sprächen und bei Einstellungen benachteiligt, denen tendenziell über das Aussehen oder den Namen eine 
Differenz zugeschrieben werden kann, sondern auch andere Gruppen, die zum Beispiel potenziell weni-
ger soziales Kapital mitbringen oder denen ein geringeres soziales Kapital zugeschrieben wird (Bourdieu 
2012).81 Hierzu gehört zum Beispiel die Gruppe der Teilnehmenden mit geringem Einkommen.

Abbildung 27.  Anteil der Befragten, die nach einer Bewerbung in der Bundes- und/oder Landesverwaltung 	
	  angestellt wurden (in Prozent)
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�Lesebeispiel: In der Gruppe der Menschen, die rassismusvulnerabel sind und die sich bereits auf eine Stelle in der Kommunal-, Landes 
und/oder Bundesverwaltung beworben haben, gaben jeweils 40,5 Prozent der Männer und Frauen an, angestellt worden zu sein. Anmer-
kung: Abgebildet ist jeweils der prozentuale Anteil (mit Sicherheitsbereich) der Referenzgruppe und der einzelnen diskriminierungsvulner-
ablen Gruppen, die nach einer Bewerbung angestellt worden sind. Um Unterschiede zur Referenzgruppe sichtbar zu machen, bildet die 
gestrichelte Linie den Anteil für die Referenzgruppe ab. Quelle: DiBu-Bevölkerungsbefragung (nach Bereinigung), Teilstichprobe derjenigen, 
die sich bereits auf eine Stelle in der Bundes-, Landes- und/oder Kommunalverwaltung beworben haben (N=649), eigene Berechnungen.

5. Die Bundesverwaltung und das BMFSFJ als potenzielle  Arbeitgeber: Chancen, Hürden und Potenziale
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Die Ergebnisse ergänzen damit empirische Experimentalstudien zu den Bewerbungserfolgen von Minder-
heiten in Deutschland. Diese belegen, dass Menschen mit Namen, die auf einen Migrationshintergrund oder 
eine muslimische Religionszugehörigkeit hindeuten, bei sonst gleichen Voraussetzungen seltener zu einem 
Bewerbungsgespräch eingeladen werden (Di Stasio et al. 2021; Koopmans et al. 2018; Veit & Thijsen 2021), 
und deuten auf die mögliche Rolle von impliziten Vorurteilen im Bewerbungsprozess hin.

So können im Kontext des Bewerbungsprozesses auch Phänomene wie stereotype threat beim Bewer-
bungsverhalten von Menschen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen eine wichtige Rolle spielen (Arnu 
et al. 2023). Der Begriff beschreibt das Phänomen, dass Menschen aus diskriminierungsvulnerablen Grup-
pen in bestimmten Situationen schlechtere Leistungen erbringen, weil sie befürchten, die Stereotype über 
die eigene Gruppe zu bestätigen (Bergeron et al. 2006; Hippel et al. 2011; Helmchen 2018; Froehlich et al. 
2022). Dies könnte ein Grund dafür sein, warum Menschen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen, die 
zum Gespräch eingeladen werden, im Verlauf des Bewerbungsverfahrens schlechtere Ergebnisse erzielen 
und deshalb nicht eingestellt werden. In diesem Sinne spielen neben den (impliziten) Stereotypen aufseiten 
der Personaler*innen auch die antizipierten Diskriminierungen seitens der Bewerber*innen eine entschei-
dende Rolle für den Bewerbungserfolg. Von diesem Phänomen können dabei nicht nur Menschen mit einer 
Migrationsgeschichte oder jene, die rassistische Zuschreibungen oder Zuschreibungen aufgrund äußerlicher 
Merkmale oder des Namens erfahren, betroffen sein. Wie oben gezeigt, spielt die Befürchtung, diskriminiert 
zu werden, für alle in der Erhebung untersuchten diskriminierungsvulnerablen Gruppen im Arbeitskontext 
eine wichtige Rolle (vgl. Abbildung 24). Auch andere Studien zeigen, dass antizipierte Diskriminierung ein 
wichtiger Faktor im Arbeitsleben und in Bewerbungssituationen (vgl. Frohn et al. 2017) für Menschen aus 
der LSBTIQ*-Community ist. Studien zeigen zudem das Ausmaß von erlebter Diskriminierung in diesem Be-
reich auf (vgl. Beigang et al. 2017: 159). So kann davon ausgegangen werden, dass sich möglicherweise auch 
für diese Gruppe (implizite) Vorurteile und antizipierte Diskriminierung auf die Bewerbungserfolge in der 
Verwaltung auswirken. 

Aus den qualitativen Interviews mit den Beschäftigten des BMFSFJ wird darüber hinaus deutlich, dass ein 
gewisses Vorwissen sowie gute Kontakte in die Bundesverwaltung für eine erfolgreiche Bewerbung vorteil-
haft sein können. Denn für fast alle Teilnehmenden an den qualitativen Interviews waren berufliche und 
persönliche Netzwerke ein wichtiger Ankerpunkt für die erfolgreiche Bewerbung im BMFSFJ. Auch Praktika 
und Brückenprogramme stellten für die Teilnehmenden wichtige Einstiegswege ins Ministerium dar (Arnu et 
al. 2023). Diese Vorteile des indirekten Arbeitsmarktes gibt es zwar in jeder Branche, sie bewirken jedoch, 
dass Menschen und Gruppen, die bisher über keine oder nur wenige Netzwerke und Beziehungen zur Bun-
desverwaltung verfügen, schlechtere Chancen auf eine Anstellung haben oder die Bundesverwaltung erst 
gar nicht als potenzielle Arbeitgeberin wahrnehmen, da ihnen wichtige Informationen fehlen. Erschwerend 
kommt hinzu, dass viele Befragte (teils gerade aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen) nur wenig über 
die Arbeit oder die Anforderungen an die Arbeit in der Bundesverwaltung wissen (vgl. Kapitel 5.1 und 5.4).

So waren Informationen über die Bewerbungsverfahren und deren Abläufe, die von den eigenen Netz-
werken über die Ministerialverwaltung geliefert werden können, wichtige Informationsquellen für den 
Bewerbungsprozess aktueller Beschäftigter im Ministerium. Dies beeinflusste den subjektiv erlebten Be-
werbungserfolg der Interviewten. So beschreibt ein*e Teilnehmende*r, dass eine Freundin, die sich bereits 
erfolgreich im BMFSFJ beworben hatte, gezielt zum Bewerbungsverfahren beraten hat: 

81	� Gerade die Ergebnisse zur Gruppe mit einem geringen Einkommen sind nur eingeschränkt als Ursache für eine geringere Wahrscheinlichkeit, 
zu einem Bewerbungsgespräch eingeladen zu werden, interpretierbar. Es ist nicht auszuschließen, dass das Haushaltsnettoeinkommen eine 
Konsequenz und nicht die Ursache für die (Nicht-)Einladung zum Bewerbungsgespräch ist. Die Erhebung erlaubt lediglich den Schluss, dass 
Menschen, die ein geringeres Haushaltsnettoeinkommen aufweisen, in der Vergangenheit seltener zu einem Bewerbungsgespräch in der 
öffentlichen Verwaltung eingeladen worden sind.
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 „Also, ich habe mit ihr [der Freundin] natürlich über ihre Gespräche gesprochen, wie die verlaufen 
sind usw. Sie hatte sehr viel mehr Kontakt zum Ministerium vorab, als ich es gehabt hatte. Und 
dann einfach mit ihr ein bisschen besseres Gefühl [entwickelt] über ‚Was ist eigentlich Arbeit im 
Ministerium‘ […] Das ist für Outsider wirklich so eine Blackbox und das kann man sich gar nicht 
vorstellen. Das heißt, ich wusste beim ersten Mal und wüsste ohne meine Freundin auch nicht 
beim zweiten Mal, was genau denn gewünscht oder gefragt ist.“ (Interview 28)

Auch wenn es schwer ist, den tatsächlichen Effekt dieser Hilfe zu messen, kann zumindest festgehalten 
werden, dass die daraus entstehende Sicherheit für den*die Bewerber*in zu einer zusätzlichen Chancener-
höhung beigetragen haben könnte. Deshalb sind einerseits Maßnahmen nötig, die das Gewicht abbauen, 
dem Vorwissen über den Bewerbungsprozess und die Arbeit der Bundesverwaltung zukommt, um Men-
schen, die bisher keine Berührungspunkte mit der Bundesverwaltung hatten, erfolgreich zu rekrutieren. 
Auch sind Programme, die gezielt Menschen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen einen niedrigschwel-
ligen Einstieg in die Behörden ermöglichen, wie das Programm „Vielfalt im Amt“ der Deutschlandstiftung 
Integration (vgl. Arnu et al. 2023), und dadurch bestehende Netzwerke erweitern und aufbrechen, ein guter 
Weg, die Beschäftigtenstruktur zu diversifizieren.

5.4 Fehlwahrnehmungen zur Bundesverwaltung als Arbeitgeberin

Wie aus den dargestellten Ergebnissen ersichtlich wird, gibt es viele Menschen, die sich gar nicht erst 
für eine Tätigkeit in der Bundesverwaltung bewerben (vgl. Kapitel 5.2). Neben dem eigenen (fehlenden) 
Interesse, antizipierter Diskriminierung oder dem eigenen Qualifikationsprofil können mögliche Fehlwahr-
nehmungen hinsichtlich der Arbeit in einer Verwaltungsbehörde ein Grund für die Entscheidung sein, sich 
nicht zu bewerben, und so zu Unterrepräsentation führen. Dies gilt insbesondere dann, wenn diese Fehl-
wahrnehmungen über Zugangsvoraussetzungen nur für bestimmte Gruppen in der Bevölkerung relevant 
sind, wie wir im Folgenden zeigen. 

So glauben 38 Prozent der Befragten, dass die deutsche Staatsangehörigkeit Voraussetzung für eine Tätig-
keit in der Bundesverwaltung sei. Besonders problematisch ist hierbei, dass dieser Irrglaube nicht gleichmä-
ßig über alle Befragten verteilt ist. Über die Hälfte der Befragten ohne deutsche Staatsangehörigkeit glaubt, 
dass eine deutsche Staatsangehörigkeit eine zwingende Voraussetzung für eine Tätigkeit in der Bundesver-
waltung darstellt. Damit ist die Vorstellung vor allem unter denjenigen verbreitet, die durch die wahrgenom-
mene Zugangsvoraussetzung von einer Bewerbung bzw. Anstellung ausgeschlossen wären.

Fehlvorstellungen bezüglich bestehender Zugangsvoraussetzungen sind jedoch nicht auf die Staats-
angehörigkeit beschränkt. Immerhin 20 Prozent der Befragten glauben, dass nur Personen mit einem 
Hochschulabschluss in der Bundesverwaltung arbeiten (dürfen). Anders als bei der Staatsbürger*innen-
schaft  betrifft dies aber nicht vornehmlich Menschen ohne akademischen Abschluss. Es zeigen sich hier 
keine Unterschiede zwischen Akademiker*innen und Nichtakademiker*innen. In beiden Gruppen glaubt 
jede*r fünfte Befragte, ein akademischer Abschluss sei Zugangsvoraussetzung für eine Arbeitsstelle in der 
Bundesverwaltung. 

Zusammenfassend wird die Bundesverwaltung von vielen Menschen als eine exklusive Arbeitsstelle 
wahrgenommen, zu der nur bestimmte Gruppen Zugang haben. Dies kann den Bewerber*innenpool dras-
tisch reduzieren. Auch hier ist also eine bessere Kommunikation über die Möglichkeiten und Vorausset-
zungen einer Tätigkeit in der Bundesverwaltung nötig. Dabei sollte auf die weitreichenden und inklusiven 
Betätigungsmöglichkeiten innerhalb der deutschen Bundesverwaltung aufmerksam gemacht werden. 

5. Die Bundesverwaltung und das BMFSFJ als potenzielle  Arbeitgeber: Chancen, Hürden und Potenziale
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5.5 Präferenzen diskriminierungsvulnerabler Gruppen bei der Stellensuche

Abschließend wird auf die Präferenzen bei der Stellensuche von Bewerber*innen eingegangen. Primäres 
Ziel der Befragung war es herauszufinden, welche Aspekte in Bewerbungsverfahren, aber auch beim Profil 
eines potenziellen Arbeitgebers von herausragender Bedeutung sind, um insbesondere Menschen aus dis-
kriminierungsvulnerablen Gruppen anzusprechen. Wie die Befragung zeigt, haben Menschen aus diskrimi-
nierungsvulnerablen Gruppen zum Teil deutlich andere Präferenzen. Diese bereits bei der Formulierung und 
Verbreitung von Stellenanzeigen zu berücksichtigen, kann die Wahrscheinlichkeit erhöhen, bisher unterre-
präsentierte Gruppen zu erreichen. 

Menschen nutzen auf ihrer Suche nach einer neuen Arbeitsstelle eine Vielzahl an unterschiedlichen Platt-
formen und Quellen (vgl. Arnu et al. 2023). Dabei gab es unter den Befragten keine Unterschiede zwischen 
Menschen aus diskriminierungsvulnerablen und aus nicht diskriminierungsvulnerablen Gruppen. Zu den 
wichtigsten Kanälen bei der Jobsuche zählen Jobportale wie Stepstone und Indeed sowie die Websites von 
Arbeitgebern (bzw. deren Karriereportale) und der Bundesagentur für Arbeit (siehe Abbildung 28). Jede*r 
vierte Befragte greift bei der Stellensuche auch auf Jobportale von Zeitungen und auf die sozialen Medien 
zurück, wobei 15 Prozent aller Befragten auf Facebook, 13 Prozent auf LinkedIn, 11 Prozent auf Xing und 9 
Prozent auf Instagram suchen. Andere soziale Medien wie Twitter bzw. X oder TikTok werden nur von einem 
kleinen Anteil an potenziellen Bewerber*innen zur Jobsuche genutzt. Die beiden Stellenportale des öffent-
lichen Dienstes interamt.de und service.bund.de spielen für die Befragten kaum eine Rolle. Zur Gewinnung 
neuen Personals ist es also unabdingbar, auf verschiedenen Plattformen als Arbeitgeber präsent zu sein, um 
möglichst viele relevante Arbeitsuchende zu erreichen. 

Um spezifischer auf mögliche Unterschiede in den Präferenzen für eine*n potenzielle*n Arbeitgeber*in, 
aber auch im Bewerbungsprozess selbst, einzugehen, wurden die Teilnehmer*innen gebeten, die Bedeu-
tung verschiedener Aspekte mit und ohne Diversitätsbezug einzuschätzen, auf die sie bei der Suche nach 
einem potenziellen Arbeitgebenden und im Bewerbungsprozess achten.

Abbildung 28.  Nutzungspräferenzen von Informationskanälen zu Stellenausschreibungen (in Prozent)

�Lesebeispiel: 40,0 Prozent der Teilnehmenden gaben an, in der Vergangenheit auf der Website der Agentur für Arbeit nach aktuellen 
Stellenangeboten gesucht zu haben. Anmerkung: Abgebildet ist der prozentuale Anteil der Befragten (mit Sicherheitsbereich), der auf 
die Frage „Wenn Sie in der Vergangenheit nach aktuellen Stellenausschreibungen gesucht haben, welche Kanäle bzw. Portale haben Sie 
dann genutzt?“ angegeben hat, den/das jeweilige/n Kanal/Portal genutzt zu haben. Quelle: DiBu-Bevölkerungsbefragung (nach Bereini-
gung), eigene Berechnungen.
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Betrachtet man die Aspekte, die eine Arbeitsstelle für potenzielle Bewerber*innen attraktiv machen, er-
geben sich durchaus Unterschiede zwischen diskriminierungsvulnerablen Gruppen und der Referenzgruppe. 
Das heißt, hier unterscheiden sich die Präferenzen. Zuerst lässt sich feststellen, dass Aspekte, die nichts mit 
Diversität zu tun haben,82 allen Gruppen wichtig sind (siehe Abbildung 29).

Aspekte, die einen direkten Bezug zu Diversität haben,83 werden von Menschen aus diskriminierungsvul-
nerablen Gruppen als wichtiger bewertet als von Menschen aus nicht diskriminierungsvulnerablen Gruppen 
(siehe Abbildung 30). Dabei sind die genannten Aspekte Frauen in fast allen Gruppen wichtiger als Män-
nern. Daher lässt sich feststellen, dass diversitätsbezogene Aspekte vor allem für diskriminierungsvulnerable 
Gruppen bedeutsam sind, während nicht diversitätsbezogene Aspekte allen gleichermaßen wichtig sind. 
Dieser Befund bleibt größtenteils für die einzelnen abgefragten Aspekte bestehen.

82	 �Abgefragt wurden die folgenden Aussagen: (1) „Der Arbeitsort ist für mich gut zu erreichen“; (2) „Die Tätigkeit bietet eine gute Vergütung“; 
(3) „Die Tätigkeit bietet berufliche Sicherheit“; (4) „Die Arbeit bietet Aufstiegsmöglichkeiten“; (5) „Die Arbeit lässt mich gesellschaftliche 
Verantwortung übernehmen“; (6) „Die Tätigkeit wird anerkannt und geachtet“; (7) „Die Tätigkeit ist interessant“; (8) „Ich kann selbstständig 
arbeiten“; (9) „Die Tätigkeit ermöglicht viel Kontakt zu anderen Menschen“; (10) „Man kann mit dieser Tätigkeit etwas bewirken“; (11) „Der 
Arbeitgeber bietet sichere und gesunde Arbeitsbedingungen“.

83	 �Abgefragt wurden folgende Aspekte: (1) „Eine Wertschätzung von Diversität wird beim Arbeitgebenden gelebt“; (2) „Es gibt eine für alle 
einsehbare Diversitätsstrategie des Arbeitgebenden“; (3) „Die Arbeit lässt sich mit Fürsorgepflichten (Kinder, Pflege von Angehörigen etc.) 
vereinbaren“; (4) „Ich sehe Menschen wie mich im Arbeitsumfeld ausreichend repräsentiert“; (5) „Der*die Arbeitgeber*in bietet allen 
Menschen die gleichen Chancen“.

Abbildung 29.  Einschätzung der Aspekte ohne Diversitätsbezug für die Attraktivität des Arbeitgebers  
	   nach Gruppen
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�Lesebeispiel: Bei der Wahl des Arbeitgebers schätzen männliche Befragte ostdeutscher Herkunft mit einem Mittelwert von 3,9 Aspekte 
ohne Diversitätsbezug als ein wenig unwichtiger ein als weibliche Befragte ostdeutscher Herkunft (Mittelwert von 4,0). Damit liegen 
männliche Befragte dieser Gruppe leicht unter dem Mittelwert der Referenzgruppe, weibliche leicht darüber. Anmerkung: Abgebildet 
sind die Mittelwerte (mit Sicherheitsbereich) der Antworten der Referenzgruppe und der einzelnen diskriminierungsvulnerablen Grup-
pen, getrennt nach Geschlecht, auf die in Fußnote 82 aufgeführten Fragen ohne Diversitätsbezug auf einer Skala von 1 (überhaupt nicht 
wichtig) bis 5 (äußerst wichtig). Um Unterschiede zur Referenzgruppe sichtbar zu machen, bildet die gestrichelte Linie den Mittelwert für 
die Referenzgruppe (unabhängig vom Geschlecht) ab. Quelle: DiBu-Bevölkerungsbefragung (nach Bereinigung), eigene Berechnungen.

5. Die Bundesverwaltung und das BMFSFJ als potenzielle  Arbeitgeber: Chancen, Hürden und Potenziale
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Auch bei der Betrachtung der Präferenzen für die Gestaltung des Bewerbungsprozesses gibt es Unter-
schiede zwischen den untersuchten Gruppen. Ähnlich wie bei den Vorlieben für potenzielle Arbeitgeber zei-
gen die Ergebnisse zu den Vorlieben bei der Gestaltung des Bewerbungsprozesses, dass Aspekte, die nichts 
mit Diversität zu tun haben, wie eine zeitnahe Zu- oder Absage oder eine wertschätzende Behandlung, allen 
Gruppen wichtig sind.84 So unterscheiden sich in diesem Punkt die Werte von diskriminierungsvulnerablen 
Gruppen kaum von denen der Referenzgruppe (siehe Abbildung 31). Dieser Befund lässt sich auch aufrecht-
erhalten, wenn die einzelnen Aspekte ohne Diversitätsbezug isoliert betrachtet werden.

Im Gegensatz hierzu verdeutlicht Abbildung 32, dass diversitätsbezogene Aspekte im Bewerbungspro-
zess, wie beispielsweise die gezielte Ansprache unterrepräsentierter Gruppen oder Jobmessen für bestimm-
te Zielgruppen, von Menschen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen als wichtiger eingeschätzt werden 
als von Befragten der Referenzgruppe.85 Vor allem Befragte, die rassistische Zuschreibungen erfahren und 
die einer nichtchristlichen Religion angehören, bewerten diversitätsbezogene Maßnahmen im Bewerbungs-
prozess als wichtig. Dieser Befund hält auch einer genaueren Betrachtung der einzelnen Aspekte stand.

84	 �Zusätzlich abgefragt wurden die folgenden Aspekte: Erklärung der Schritte im Bewerbungsprozess, Bewerbungsgespräch in kleiner Runde, 
Fähigkeitstests.

85	� Ebenso abgefragt wurde hier der diversitätsbezogene Aspekt „ein anonymisiertes Bewerbungsverfahren“. Hierauf wird weiter unten in 
diesem Kapitel noch einmal gesondert eingegangen.

�Lesebeispiel: Bei der Wahl des Arbeitgebers schätzen männliche Befragte mit Behinderung/Beeinträchtigung mit einem Mittelwert von 3,5 
Aspekte mit Diversitätsbezug als ein wenig unwichtiger ein als weibliche Befragte mit Behinderung/Beeinträchtigung (Mittelwert von 3,7). 
Damit liegen sowohl männliche als auch weibliche Befragte dieser Gruppe über dem Mittelwert der Referenzgruppe. Anmerkung: Abgebil-
det sind die Mittelwerte (mit Sicherheitsbereich) der Antworten der Referenzgruppe und der einzelnen diskriminierungsvulnerablen Grup-
pen, getrennt nach Geschlecht, auf die in Fußnote 83 aufgeführten Fragen mit Diversitätsbezug auf einer Skala von 1 (überhaupt nicht 
wichtig) bis 5 (äußerst wichtig). Um Unterschiede zur Referenzgruppe sichtbar zu machen, bildet die gestrichelte Linie den Mittelwert für 
die Referenzgruppe (unabhängig vom Geschlecht) ab. Quelle: DiBu-Bevölkerungsbefragung (nach Bereinigung), eigene Berechnungen.

Abbildung 30.  Einschätzung der Aspekte mit Diversitätsbezug für die Attraktivität des Arbeitgebers  
	   nach Gruppen
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Da besonders die Gestaltung des Bewerbungsprozesses für die Anwerbung neuer Zielgruppen von ent-
scheidender Bedeutung ist, werden im Folgenden zwei Aspekte dieses Prozesses, die besonders von diskrimi-
nierungsvulnerablen Gruppen als wichtig eingeschätzt werden, noch einmal detaillierter betrachtet: zielgrup-
penspezifische Ansprachepassagen in Stellenausschreibungen sowie anonymisierte Bewerbungsverfahren. 

In fast allen Stellenausschreibungen sind mittlerweile Passagen zu finden, die bestimmte Gruppen, wie 
Frauen, Schwerbehinderte, aber auch Menschen mit Migrationsgeschichte, explizit ansprechen und zur Be-
werbung auffordern. Um die Wirkung solcher Formulierungen zu testen, wurde den Teilnehmenden in der Be-
fragung folgende Passage mit der Bitte vorgelegt, all jene Worte zu markieren, die sie als positiv wahrnehmen: 

„Wir legen Wert auf Diversität am Arbeitsplatz und begrüßen Bewerbungen von Menschen jeder 
kultureller und sozialer Herkunft, jeden Alters, unabhängig von einer Behinderung, der Religion 
oder sexuellen Identität. Wir begrüßen Bewerbungen von Menschen mit Migrationsbiografie und 
schwerbehinderten Menschen. Bewerbende mit Schwerbehinderung werden nach Maßgabe des 
Sozialgesetzbuches – Neuntes Buch – (SGB IX) bei gleicher Eignung besonders berücksichtigt. Auch 
die berufliche Gleichstellung aller Geschlechter ist uns ein Anliegen, das wir auch in unserer Perso-
nalauswahl leben. Die Vorgaben zur Förderung von Frauen im vergleichbar mittleren/gehobenen/
höheren Dienst nach dem Bundesgleichstellungsgesetz sind im BMFSFJ bereits erfüllt.“ 

Abbildung 31.  Einschätzung der Aspekte ohne Diversitätsbezug für den Bewerbungsprozess  
	   nach Gruppenzugehörigkeit
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�Lesebeispiel: Männliche Befragte mit einem Migrationshintergrund schätzten die Wichtigkeit von Maßnahmen, die keinen Diversitätsbe-
zug haben, im Bewerbungsprozess mit einem Mittelwert von 3,7 als etwas weniger wichtig als weibliche Befragte mit Migrationshinter-
grund ein (Mittelwert von 3,9). Männliche Befragte mit Migrationshintergrund liegen damit unter dem Mittelwert der Referenzgruppe, 
weibliche dagegen darüber. Anmerkung: Abgebildet sind die Mittelwerte (mit Sicherheitsbereich) der Antworten der Referenzgruppe 
und der einzelnen diskriminierungsvulnerablen Gruppen, getrennt nach Geschlecht, auf die oben im Text und in Fußnote 82 aufgeführten 
Fragen ohne Diversitätsbezug auf einer Skala von 1 (überhaupt nicht wichtig) bis 5 (äußerst wichtig). Um Unterschiede zur Referenzgrup-
pe sichtbar zu machen, bildet die gestrichelte Linie den Mittelwert für die Referenzgruppe (unabhängig vom Geschlecht) ab. Quelle: Di-
Bu-Bevölkerungsbefragung (nach Bereinigung), eigene Berechnungen.

5. Die Bundesverwaltung und das BMFSFJ als potenzielle  Arbeitgeber: Chancen, Hürden und Potenziale
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Abbildung 33 bildet die am häufigsten positiv bewerteten Begriffe ab. Dabei zeigt sich, dass die Bewer-
tung größtenteils unabhängig davon ist, ob eine Person einer diskriminierungsvulnerablen Gruppe angehört. 
So werden zentrale Begriffe wie „Herkunft“, „Gleichstellung“ oder „Religion“ von etwa einem Drittel beider 
Befragtengruppen positiv bewertet. Die Erwähnung rechtlicher Rahmenbedingungen oder politischer Ziel-
setzungen, die etwa im SGB, im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz oder im Nationalen Integrationsplan 
formuliert sind, werden dagegen nur vereinzelt positiv wahrgenommen. 

Zusätzlich erhielten allen Befragten eine (fiktive) Stellenausschreibung des BMFSFJ, in der die Ansprache-
passage, die unterrepräsentierte Gruppen zur Bewerbung motivieren soll, zwischen den Befragten variiert 
wurde. Neben den aktuellen Ansprachepassagen des BMFSFJ wurden sieben weitere Formulierungen auf 
diese Weise experimentell überprüft. Im Gegensatz zu vorhergehenden Studien, die zeigen, dass solche 
Passagen vor allem hochqualifizierte Menschen mit Migrationsgeschichte von einer Bewerbung abhalten 
(Arnu et al. 2023), können in dieser Studie keine Unterschiede in der Wirkung der variierten Passagen auf 
die Bewerbungswahrscheinlichkeit gefunden werden. Während keine der getesteten Passagen geeignet zu 
sein scheint, die Bewerbungswahrscheinlichkeit diskriminierungsvulnerabler Gruppen zu erhöhen, so zeigt 
die positive Bewertung von diversitätsrelevanten Worten dennoch, dass sie eine wichtige Signalwirkung ha-
ben können. Dabei ist die Ansprache bestimmter Gruppen und die Verwendung bestimmter Worte wichtig, 
jedoch nicht der Bezug auf gesetzliche Vorgaben oder Aktionspläne.

Abbildung 32.  Einschätzung der Aspekte mit Diversitätsbezug für den Bewerbungsprozess nach Gruppen

©
De

ZI
M

�Lesebeispiel: Männliche Befragte mit familiärer Fürsorgeverantwortung schätzten die Wichtigkeit von diversitätsbezogenen Maßnahmen 
im Bewerbungsprozess mit einem Mittelwert von 3,1 als genauso wichtig wie weibliche Befragte mit familiärer Fürsorgeverantwortung 
ein. Beide Gruppen liegen damit über dem Mittelwert der Referenzgruppe. Anmerkung: Abgebildet sind die Mittelwerte (mit Sicherheits-
bereich) der Antworten der Referenzgruppe und der einzelnen diskriminierungsvulnerablen Gruppen, getrennt nach Geschlecht, auf die 
oben im Text und in Fußnote 83 aufgeführten Fragen mit Diversitätsbezug auf einer Skala von 1 (überhaupt nicht wichtig) bis 5 (äußerst 
wichtig). Um Unterschiede zur Referenzgruppe sichtbar zu machen, bildet die gestrichelte Linie den Mittelwert für die Referenzgruppe 
(unabhängig vom Geschlecht) ab. Quelle: DiBu-Bevölkerungsbefragung (nach Bereinigung), eigene Berechnungen.
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Zudem wurden anonymisierte Bewerbungsverfahren in der Befragung genauer untersucht. Sie werden 
im BMFSFJ bereits seit einigen Jahren eingesetzt (vgl. Krause et al. 2012). Bei diesen Verfahren wird auf die 
Angabe von Namen, Geburtsdatum, Familienstand, Geschlecht, Herkunft und allen anderen personenbe-
zogenen Daten verzichtet (vgl. Krause et al. 2012; Antidiskriminierungsstelle des Bundes 2010). Auf diese 
Weise sollen lediglich die Qualifikationen, Leistungen und die Eignung der Kandidat*innen zählen. Ob dieses 
Verfahren dazu beiträgt, Diskriminierungen zu minimieren, ist jedoch wissenschaftlich umstritten (Adamovic 
2022). So zeigen Untersuchungen aus dem deutschen und internationalen Kontext, dass diese Verfahren 
nicht alle Formen der Diskriminierung verhindern können oder Diskriminierung nur auf einen späteren Zeit-
punkt im Bewerbungsverfahren verschieben (Krause et al. 2012, 2010; Foley & Williamson 2018; Lacroux 
& Martin-Lacroux 2019). Andere Studien zeigen aber auch, dass anonymisierte Bewerbungsverfahren die 
Quote der Einladungen zum Bewerbungsgespräch für diskriminierungsvulnerable Gruppen erhöhen können 
(Åslund & Skans 2012). 

Im Rahmen der Online-Befragung wurden die Teilnehmenden gebeten, auf einer Skala von 1 (überhaupt 
nicht wichtig) bis 5 (äußerst wichtig) anzugeben, wie wichtig ihnen ein anonymisiertes Bewerbungsverfahren 
im Bewerbungsprozess ist, wenn sie sich auf eine neue Stelle bewerben (siehe Abbildung 34). Teilnehmende 
aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen schätzen dieses Verfahren insgesamt als eher positiv ein, während 
die Referenzgruppe anonymisierten Bewerbungsverfahren weder positiv noch negativ gegenübersteht.86 

Auch hier sind die Werte von Befragten aus der Gruppe der nichtchristlichen Religionsanhänger*innen und 
derjenigen, die rassistische Zuschreibungen erfahren, besonders hoch. Damit begrüßen gerade diejenigen 
Gruppen anonymisierte Bewerbungsverfahren, die nach einer Bewerbung bei der Bundes-, Landes- oder 
Kommunalverwaltung besonders selten zu Bewerbungsgesprächen eingeladen werden (vgl. Kapitel 5.3).

86	 �Da sich hinsichtlich der Bewertung anonymisierter Bewerbungsverfahren keine bedeutsamen Geschlechtsunterschiede finden ließen, wird 
hier auf eine nach Geschlecht aufgeschlüsselte Darstellung verzichtet.

Abbildung 33.  Positiv bewertete Begriffe in gruppenspezifischen Ansprachepassagen
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�Lesebeispiel: Personen, die mindestens einer diskriminierungsvulnerablen Gruppe angehören, bewerteten häufig Worte wie „schwerbe-
hindert“, „Religion“, „sozial“, und „Herkunft“ positiv in gruppenspezifischen Ansprachepassagen. Anmerkung: Abgebildet sind die positiven 
Bewertungen der jeweiligen Begriffe durch Personen, die (mindestens) einer diskriminierungsvulnerablen Gruppe angehören (links), und 
Personen, die zur Referenzgruppe gehören (rechts). Je größer und dunkler ein Begriff dargestellt ist, desto häufiger wird dieser Begriff von 
der jeweiligen Befragtengruppe positiv bewertet. Quelle: DiBu-Bevölkerungsbefragung (nach Bereinigung), eigene Berechnungen.

5. Die Bundesverwaltung und das BMFSFJ als potenzielle  Arbeitgeber: Chancen, Hürden und Potenziale
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Zusätzlich wurden die Gruppen nach einer Einschätzung der eigenen Chancen in anonymisierten Bewer-
bungsverfahren gefragt.87 Diskriminierungsvulnerable Gruppen beurteilen dabei ihre Chancen in anonymi-
sierten Bewerbungsverfahren – wenn überhaupt – nur geringfügig besser als die Referenzgruppe von Men-
schen aus nicht diskriminierungsvulnerablen Gruppen (siehe Abbildung 35). 

Ein Grund für den antizipierten geringen Effekt könnte sein, dass spätestens zum Bewerbungsgespräch eine 
Deanonymisierung der Bewerber*innen stattfindet und sich vor allem sichtbare Diskriminierungsmerkmale 
sowie potenzielle Stereotype, die sich zum Beispiel mit den Namen der Bewerber*innen verbinden, im Vor-
stellungsgespräch selbst oder bei der Einstellung negativ auswirken können (Buijsrogge et al. 2020; Goldin & 
Rouse 2000).

Im Ergebnis wird der im BMFSFJ vollzogene Schritt zu anonymisierten Bewerbungsverfahren von diskrimi-
nierungsvulnerablen Gruppen als wichtiges Signal für gerechtere Bewerbungsverfahren begrüßt. Die Anonymi-
sierung der Bewerbungsunterlagen allein reicht jedoch nicht aus, damit sich Bewerber*innen aus diskriminie-
rungsvulnerablen Gruppen höhere Chancen ausrechnen, angestellt zu werden. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass – sowohl bei der Wahl eines potenziellen Arbeitgebers als auch 
bei den Wünschen zur Gestaltung von Bewerbungsprozessen – Aspekte ohne Diversitätsbezug allen Gruppen 

Abbildung 34.  Einschätzung der Bedeutung von anonymisierten Bewerbungsverfahren 
	   nach Gruppenzugehörigkeit 
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�Lesebeispiel: Auf die Frage, wie wichtig ihnen anonymisierte Bewerbungsverfahren bei der Bewerbung auf eine neue Stelle sind, weisen 
nichtbinäre und trans*geschlechtliche Menschen auf einer Skala von 1 (überhaupt nicht wichtig) bis 5 (äußerst wichtig) mit 3,0 den glei-
chen Mittelwert wie die Referenzgruppe auf. Anmerkung: Abgebildet sind die Mittelwerte (mit Sicherheitsbereich) der Antworten der 
Referenzgruppe und der einzelnen diskriminierungsvulnerablen Gruppen auf die Frage „Wenn Sie sich für eine neue Stelle bewerben, wie 
wichtig ist Ihnen der folgende Punkt im Bewerbungsprozess? – ein anonymisiertes Bewerbungsverfahren“ auf einer Skala von 1 (über-
haupt nicht wichtig) bis 5 (äußerst wichtig). Um Unterschiede zur Referenzgruppe sichtbar zu machen, bildet die gestrichelte Linie den 
Mittelwert für die Referenzgruppe ab. Quelle: DiBu-Bevölkerungsbefragung (nach Bereinigung), eigene Berechnungen.

87	 �Die Frage lautete: „Wie schätzen Sie Ihre Chancen, in einem anonymisierten Bewerbungsverfahren ausgewählt zu werden, im Vergleich zu 
einem Standardverfahren ein? Ich schätze meine Chancen …“. Die Teilnehmenden sollten ihre Chancen auf einer Skala von 1 (viel besser) bis 
4 (viel schlechter) beurteilen, hatten aber auch die Möglichkeit, „weiß nicht“ zu wählen. Zusätzlich wurde den Teilnehmenden für diese Fra-
ge die folgende Definition von anonymisierten Bewerbungsverfahren zur Verfügung gestellt: „Bei einer anonymen Bewerbung wird auf die 
Angabe von Namen, Geburtsdatum, Familienstand, Geschlecht, Herkunft und allen anderen personenbezogenen Daten verzichtet. Damit 
soll der erste Eindruck, den Personaler*innen von den Bewerber*innen haben, komplett anonym sein. So stehen lediglich die Qualifikatio-
nen, Leistungen und die Eignung der Kandidat*innen im Fokus.“



| 93 

unabhängig von ihrer Diskriminierungsvulnerabilität wichtig sind. Jedoch sind diskriminierungsvulnerablen 
Gruppen – und dabei besonders Frauen – jene Aspekte wichtig, die gezielt auf Diversität abzielen, wie etwa die 
gelebte Wertschätzung von Diversität durch den Arbeitgeber oder die gezielte Ansprache bestimmter Gruppen 
in den Stellenausschreibungen. Diese Aspekte haben insbesondere bei diskriminierungsvulnerablen Gruppen 
eine hohe Signalwirkung und sollten von Arbeitgebern im Bewerbungsprozess, aber auch bei der Gestaltung 
des Arbeitsklimas, (siehe hierzu auch Kapitel 3.3) ernst genommen werden.

5.6 Zwischenfazit und Handlungsbedarfe

Die hier vorgestellten Ergebnisse lassen zum ersten Mal Einschätzungen zur Wahrnehmung der Bun-
desverwaltung und des BMFSFJ als potenzielle Arbeitgeber durch diskriminierungsvulnerable Gruppen in 
Deutschland zu. Sie geben erste Hinweise auf weitere Forschungsbedarfe und zeigen auf, welche Hand-
lungsbedarfe es zur Gewinnung eines diverseren Bewerber*innenpools gibt. Damit bieten sie erstmals die 
konkrete Chance, diskriminierungsvulnerable Gruppen in der Personalgewinnung gezielt mitzudenken. 

Zunächst ist festzuhalten, dass die Bundesverwaltung und ihre Aufgabenbereiche unter den Befragten 
mittelmäßig gut bekannt sind. Das gilt auch für die sechs abgefragten Ministerien, wobei das BMFSFJ als ein-
ziges Ministerium bei der Gruppe der diskriminierungsvulnerablen Menschen genauso bekannt ist wie bei 
der Gruppe derjenigen ohne Diskriminierungsvulnerabilität. Dabei zeigen die Ergebnisse, dass die Gruppe 
der Menschen, die nichtchristlichen Religionen angehören, sowie derjenigen, die rassistische Zuschreibun-
gen erfahren, als potenzielle Zielgruppen für die Anwerbungen von besonderer Relevanz sein können: Diese 
Gruppen finden die Bundesverwaltung als potenzielle Arbeitgeberin überdurchschnittlich attraktiv. Darüber 
hinaus zeigt die Befragung, dass diversitätsorientierte Maßnahmen im Bewerbungsprozess, aber auch in der 
Außendarstellung des Arbeitsklimas, von diskriminierungsvulnerablen Gruppen positiv eingeschätzt werden 

5. Die Bundesverwaltung und das BMFSFJ als potenzielle  Arbeitgeber: Chancen, Hürden und Potenziale

Abbildung 35.  Einschätzung der Chancenverbesserung durch anonymisierte Bewerbungsverfahren  
	   nach Gruppenzugehörigkeit
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�Lesebeispiel: Die Befragten, die rassistische Zuschreibungen erfahren, schätzten ihre Chancen in anonymisierten Bewerbungsverfahren 
ausgewählt zu werden, mit einem Mittelwert von 2,9 ein wenig besser ein als Befragte der Referenzgruppe (Mittelwert von 2,7). Anmer-
kung: Abgebildet sind die Mittelwerte (mit Sicherheitsbereich) der Einschätzungen der Referenzgruppe und der einzelnen diskriminie-
rungsvulnerablen Gruppen auf die Frage nach den Chancen, in einem anonymisierten Bewerbungsverfahren – gegenüber Standardver-
fahren – ausgewählt zu werden, auf einer Skala von 1 (viel schlechter) bis 4 (viel besser). Um Unterschiede zur Referenzgruppe sichtbar 
zu machen, bildet die gestrichelte Linie den Mittelwert für die Referenzgruppe ab. Quelle: DiBu-Bevölkerungsbefragung (nach Bereini-
gung), eigene Berechnungen.
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und damit eine Signalwirkung haben können. Sie reichen aber nicht aus, um diese Gruppen vollends von 
einer Bewerbung zu überzeugen, wie der tiefere Blick in das anonymisierte Bewerbungsverfahren und in die 
Ansprachepassagen der Ausschreibungstexte zeigt. 

Klares Ergebnis der Befragung ist, dass ein zentraler Handlungsbedarf im Bereich der Kommunikation und 
Informationsverbreitung besteht. Denn allgemein ist den Befragten nicht umfassend bekannt, was unter 
der Bundesverwaltung zu verstehen ist und welche Aufgaben sie hat. Dabei scheint das BMFSFJ diskrimi-
nierungsvulnerable Gruppen bereits besser zu erreichen als andere Ministerien. Trotzdem muss noch bes-
ser sichtbar gemacht werden, welche Aufgaben die Bundesverwaltung und das BMFSFJ haben und welche 
Arbeitsmöglichkeiten sie bieten. Es kann auch darüber nachgedacht werden, Gruppen, die die Bundesver-
waltung als überdurchschnittlich attraktiv einschätzen – wie Angehörige nichtchristlicher Religionen und 
Menschen, die rassistische Zuschreibungen erfahren –, gezielt in Kampagnen anzusprechen. 

Zudem ist es wichtig, die Kommunikation über den Bewerbungsprozess transparenter zu gestalten. Der-
zeit scheinen vor allem diejenigen Bewerber*innen im Vorteil zu sein, die bereits Berührungspunkte mit 
oder Kontakte in die Bundesverwaltung haben. Ferner gibt es gewisse Fehlwahrnehmungen über Bewer-
bungsvoraussetzungen, die Menschen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen von einer Bewerbung ab-
halten könnten. Dies ist insbesondere mit Blick auf die deutsche Staatsbürger*innenschaft relevant, da diese 
Fehlwahrnehmung vor allem diejenigen betrifft, für die diese falsch wahrgenommene Zugangsvorausset-
zung potenziell zur Hürde wird.

Mit den anonymisierten Bewerbungsverfahren hat das BMFSFJ bereits begonnen, die positive Signalwir-
kung von diversitätsorientierten Maßnahmen für sich zu nutzen. Die Ergebnisse dieser Studie verdeutlichen, 
dass Maßnahmen, die darauf ausgerichtet sind, Diversität in Organisationen ernst zu nehmen und zu leben, 
auch von potenziellen Bewerber*innen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen für wichtig erachtet wer-
den. Dabei ist aber hervorzuheben, dass zum Beispiel eine gezielte Ansprache von diskriminierungsvulnerab-
len Gruppen in Ausschreibungen allein nicht ausreicht, um die Bewerbungswahrscheinlichkeit zu erhöhen. 

Um Benachteiligungen im Bewerbungsprozess gezielt zu reduzieren, sollte weiterhin auf Sensibilisierung 
über implizite Vorurteile von Personaler*innen, aber auch von Beschäftigten im Allgemeinen gesetzt wer-
den. Denn Personalgewinnung findet auch dort statt, wo Menschen aus Abteilungen mit diskriminierungs-
vulnerablen Gruppen zusammenarbeiten und auf diese Weise neue und im besten Fall positive Verbindun-
gen zum Ministerium schaffen. Aus den artikulierten Wünschen der Befragten an potenzielle Arbeitgeber 
wird darüber hinaus klar, dass auch die gelebte Wertschätzung von Diversität durch den Arbeitgeber ein 
wichtiger Faktor für eine Entscheidung zur Bewerbung von diskriminierungsvulnerablen Gruppen sein kann.
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Die Bundesrepublik Deutschland ist eine diverse und plurale Demokratie. So hat in der deutschen Bevöl-
kerung fast jede*r Dritte einen Migrationshintergrund (Statistisches Bundesamt 2023b), 9,0 Prozent sind 
queer (Ipsos 2023), 6,0 Prozent im erwerbstätigen Alter haben eine Schwerbehinderung (Statistik der Bun-
desagentur für Arbeit 2023a) und 5,5 Prozent gehören einer nichtchristlichen Religion an (Forschungsgrup-
pe Weltanschauungen in Deutschland 2023). Diese Vielfalt macht unsere Gesellschaft aus – sie spiegelt 
sich jedoch nicht ausreichend in der Bundesverwaltung wider. Der Anteil der Beschäftigten mit Migrations-
hintergrund beträgt in den Bundesministerien, Bundesbehörden und bei den Bundesgerichten nur etwa 
12 Prozent (Ette et al. 2020). Vor allem unter Personen in Führungspositionen sind Frauen, Personen mit 
Migrationshintergrund, aber auch Ostdeutsche besonders unterrepräsentiert (Heger & Heft 2022; Koll-
morgen et al. 2024). Bisher lag keine Beschäftigtenbefragung in öffentlichen Verwaltungen in Deutschland 
vor, die differenzierte Informationen zu rassistischen Zuschreibungen, zur Geschlechtsidentität, Religion/
Weltanschauung, sexuellen Orientierung/Identität, sozialen Herkunft oder Herkunft in Bezug auf Ost-/
Westdeutschland erhebt und neben den genannten Aspekten auch Fragen zu Diskriminierungserfahrungen 
sowie zum Umgang damit umfasst. Die vorliegende Studie will diese Lücke schließen und basierend auf den 
empirischen Befunden einen Beitrag dazu leisten, Vielfalt zu fördern und Diskriminierungen abzubauen. 
Denn obwohl es ein rechtliches Diskriminierungsverbot gibt, finden Diskriminierungen in allen gesellschaft-
lichen Bereichen statt. 

Das BMFSFJ ist das erste Ministerium, das an einer umfangreichen Antidiskriminierungs- und Gleich-
stellungsstudie teilgenommen hat, die die Kritikpunkte bisheriger Diversitätsstudien aufgreift. Hierzu zählt 
insbesondere die Dekonstruktion der Kategorie Migrationshintergrund, die ein zu wenig differenzierter In-
dikator für Vielfalt ist und somit für die Abbildung der vorhandenen Diversität in einer Organisation wenig 
Aussagekraft besitzt – wie der Bericht ausführlich dargelegt hat. Zudem können die Befunde einen Beitrag 
dazu leisten, dass das BMFSFJ parallel zur Diversitätsstrategie des Bundes eine eigene, empirisch fundierte 
Strategie entwickeln kann.

Die obersten Bundesbehörden teilen als öffentliche Verwaltung bestimmte Eigenschaften des Bürokra-
tiemodells von Max Weber (wie Amtshierarchien, Kompetenzordnungen und Regelgebundenheit). Dies 
stellt Diversitätsgestaltung und damit verbundene strukturelle und organisationskulturelle Veränderungen 
vor besondere Herausforderungen, vor allem wenn es um größere Veränderungen und nicht nur kleinere 
Maßnahmen geht (Bogumil & Jann 2020). Gleichzeitig sind interne Strukturen und konkrete Abläufe für 
jede Behörde spezifisch. Damit alle Beschäftigten Verantwortung für einen diversitätsorientierten Organi-
sationsentwicklungsprozess übernehmen, muss er partizipativ gestaltet werden. Hierbei sollten Top-down- 
(Verankerung auf oberster Leitungsebene) und Bottom-up-Prozesse (z. B. durch Beschäftigtennetzwerke 
und Personalrat) miteinander verbunden werden, damit die unterschiedlichen Erfahrungen, Standpunkte 
und Qualifikationen der Mitarbeitenden als Innovations- und Veränderungsmotor mit einbezogen werden. 
Deshalb sollte das BMFSFJ die hier vorgeschlagenen Handlungsempfehlungen prüfen und für die spezifi-
schen Rahmenbedingungen weiter konkretisieren.

Im Folgenden sollen die Kernergebnisse der Studie zusammengefasst und daraus abgeleitete übergeord-
nete Handlungsempfehlungen vorgestellt werden.

6. Ausblicke, Handlungsbedarfe und Empfehlungen

6. Ausblicke, Handlungsbedarfe und Empfehlungen



96 |

Project Report #11|24

6.1 Diversitätsorientierte Organisationsentwicklung: 
	  Handlungsbedarfe und -möglichkeiten

In diesem Abschnitt gehen wir auf die Handlungsbedarfe und -möglichkeiten ein, die darauf abzielen, 
Diversität und Antidiskriminierung im Arbeitsalltag der Beschäftigten zu verankern. Hierzu gehört, die Sen-
sibilisierung und das Bewusstsein für Diversität und Antidiskriminierung zu erhöhen, Unterrepräsentation 
anzuerkennen und die Vielfalts- und Gleichstellungskompetenzen im BMFSFJ weiter zu stärken und für in-
terne Prozesse zu nutzen. Ziel dabei ist es, eine Organisationskultur zu schaffen, die die Vielfalt der Beschäf-
tigten anerkennt und respektiert. Um dies zu erreichen, braucht es strukturelle Maßnahmen für den Abbau 
von Diskriminierung und die Förderung von Vielfalt, die den Grundstein für eine ganzheitliche Diversitäts-
strategie legen. Die hier vorgeschlagenen Handlungsoptionen – schematisch unterteilt in Empfehlungen 
für die Organisationskultur, die Organisationsstruktur, die Personalentwicklung und die Personalgewinnung 
– können dazu dienen, einen ganzheitlichen diskriminierungssensiblen und diversitätsorientierten Orga-
nisationsentwicklungsprozess (DOE) zu beginnen88. Dementsprechend werden im Folgenden neben sehr 
konkreten Empfehlungen auch verschiedene Wege und Optionen aufgezeigt und der Prozesscharakter von 
DOE betont. 

6.1.1 Organisationskultur
Ein Verständnis der Relevanz von Diversitätsmaßnahmen ist wichtig, damit die Mehrzahl der Beschäf-

tigten und insbesondere Führungskräfte Maßnahmen befürworten, sich an der Umsetzung beteiligen und 
in ihren Bereichen dafür Verantwortung übernehmen. Die Ergebnisse der Beschäftigtenbefragung zeigen, 
dass die Mitarbeiter*innen des BMFSFJ dem Ausbau bestehender vielfaltsfördernder Maßnahmen eben-
so wie Antidiskriminierungsmaßnahmen sehr offen gegenüberüberstehen (vgl. Kapitel 4). Auch die allge-
meine Arbeitszufriedenheit ist recht hoch. Beides bildet eine gute Basis für diversitätsorientierte Organi-
sationsentwicklung (vgl. Kapitel 3.3). Gleichzeitig zeigen die Befunde der qualitativen Interviews, dass es 
Unterschiede zwischen Beschäftigten im BMFSFJ hinsichtlich des Verständnisses und Wissens über Diver-
sität und Unterrepräsentation gibt (vgl. Kapitel 3.1) und es einer kontinuierlichen Verständigung darüber 
bedarf, was Diversität im Arbeitsalltag für das BMFSFJ bedeutet. Als größte Hürde für Weiterentwicklung 
des diversitätsorientierten und diskriminierungskritischen Organisationsentwicklungsprozesses sehen die 
Beschäftigten mangelndes Problembewusstsein (52,9 Prozent, vgl. Kapitel 4.5). Dies deutet darauf hin, 
dass die Verantwortung und Handlungskompetenzen zur Vielfaltsgestaltung im Hinblick auf Problem- und 
Verantwortungsbewusstsein gestärkt werden und die Perspektiven von diskriminierungsvulnerablen Grup-
pen berücksichtigt werden sollten. Dass Veränderungswillen und Bereitschaft vorhanden sind, zeigen die 
Befunde. So können Ideen, Vorschläge und Handlungsbereitschaft der Beschäftigten in die Diversitätsge-
staltung einbezogen werden. 

a) Kontinuierliche Verständigung zum Thema Diversität und Entwicklung eines Leitbildes 
Am Anfang jedes diskriminierungskritischen und diversitätsorientierten Organisationsentwicklungs-

prozesses sollte die Frage nach dem „Warum?“ im Fokus stehen. Denn jeder Veränderungsprozess bringt 
prozessuale Widerstände mit sich, seien es Widerstände in Bezug auf mangelnden Willen, mangelndes 
Wissen oder strukturelle Hindernisse (Zeit, Ressourcen, mangelnde gesetzliche Rahmenbedingungen). Um 
diese Widerstände adressieren zu können und Ängste und Sorgen abzubauen, ist es sinnvoll, das jeweilige 
Warum zu adressieren (vgl. Camara 2023). Dabei gibt es keine einheitliche Begründungslogik für einen 
Veränderungsprozess. Die muss es auch nicht geben. Zentral ist jedoch ein stetiger Austausch- und Diskus

88	 �Diversitätsorientierte Organisationsentwicklung (DOE) ist prozess- und lernorientiert. Ihr liegt ein ganzheitliches Verständnis von Vielfalt zu-
grunde (AGG und weitere Dimensionen). Sie zielt darauf ab, Benachteiligungen in allen Bereichen abzubauen bzw. zu verhindern (Regionale 
Arbeitsstelle für Bildung, Integration und Demokratie 2017). Die von der RAA vorgeschlagenen Kerndimensionen – Entwicklungsprozess, 
Organisationskultur, Struktur, Personal, Kommunikation und Projekte – finden hier anknüpfend an die empirischen Befunde der Studie und 
angepasst an den spezifischen Kontext der Bundesverwaltung, konkret des BMFSFJ, Eingang.
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sionsprozess über die Gründe, der sowohl zwischen den Beschäftigten als auch mit den Führungspersonen 
im BMFSFJ stattfinden und verschiedene Perspektiven berücksichtigen sollte (vgl. Ortlieb & Stadler 2011; 
Dennissen et al. 2020). Erste niedrigschwellige Anknüpfungspunkte könnten der Austausch zu den Ergeb-
nissen der Studie und die Erarbeitung einer Diversitätsstrategie bieten, unter anderem anlassbezogen am 
jährlichen Diversity Day. Langfristiges Ziel sollte es sein, mit Hilfe einer Diversitätsstrategie auch ein diver-
sitätsorientiertes und diskriminierungskritisches Leitbild für die Organisation zu entwickeln, das Diversität 
und Vielfaltgestaltung im Selbstverständnis der gesamten Organisation und somit nachhaltig verankert.

b) Ein einheitliches Verständnis von Diskriminierung etablieren
Während die breite Spanne der Verständnisse von und Begründungen für Diversität aktiv in der Vielfalt-

gestaltung genutzt werden sollten und es hier keiner Vereinheitlichung bedarf, braucht es im Verständnis 
von und Umgang mit Diskriminierung einen Konsens im BMFSFJ. Derzeit gibt es eine Reihe verschiedener 
Verständnisse davon, was Diskriminierung im Arbeitskontext ist (vgl. Kapitel 3.4). So sollte besonders in Ko-
operation mit diskriminierungsvulnerablen Gruppen im Haus ein einheitliches Verständnis von Diskriminie-
rung festgeschrieben werden. Dies muss sowohl die gültige Rechtslage beinhalten, aber auch wissenschaft-
liche Auseinandersetzungen mit dem Thema einbeziehen (vgl. Scherr et al. 2017). Auch die Beteiligung und 
Einbindung der Expertise der ADS wäre hier wünschenswert. 

c) Wissen über Maßnahmen und Angebote besser verbreiten
Um eine Diversitätskultur im Arbeitsalltag des BMFSFJ zu etablieren, muss auch das Wissen über beste-

hende (und zukünftig geplante) Maßnahmen verbreitet werden. Dies ist besonders relevant für eben jene 
Maßnahmen, die besonders wenig Bekanntheit unter den Beschäftigten haben, wie die Übersicht über die 
Anlaufstellen bei Diskriminierung oder die Hilfestellungen für Betroffene bei sexualisierten Belästigungen 
(vgl. Kapitel 4.2). Es gibt verschiedene Ansatzpunkte, um den Kommunikationsfluss zu verbessern. So kön-
nen die Kontaktinformationen von Beauftragten und Vertrauenspersonen sichtbar physisch im BMFSFJ und 
ebenso im Intranet platziert werden. Eine gute Gestaltung der Intranet-Seite sowie deren Verbreitung kann 
die Sichtbarkeit weiter unterstützen. Hilfreich ist zudem eine transparente Angebotskommunikation – viel-
leicht über Poster im Haus oder über die Weiterbildungsmultiplikatoren der Abteilungen. Es wäre denk-
bar, die Kommunikation von Angebotsstrukturen über Beauftragte, Vertrauenspersonen sowie mögliche 
Vertreter*innen von Netzwerken und Gruppen (ggf. über Funktionsadressen der Netzwerke und Gruppen, 
um die Identitäten der involvierten Mitarbeitenden zu schützen) in Zukunft auszuweiten und so zielgrup-
penspezifischer zu kommunizieren. Räume (zeitlich und physisch) für den gemeinsamen Austausch über 
Organisationsentwicklungsmaßnahmen, für Reflexionen und/oder um Orte zu schaffen, an denen Beschäf-
tigte die Möglichkeit erhalten, gehört zu werden, können bereits sehr niedrigschwellig gebildet werden (vgl. 
Prümper et al. 2017). Das Thema könnte zukünftig regelmäßig in Referats- oder Abteilungsleitungsrunden 
eingebracht und vom Personalrat aufgegriffen werden, sodass alle Beschäftigten sich beteiligen können. 

d) Wertschätzendes Arbeitsklima, lernende Fehlerkultur etablieren 
Diversitätsgestaltung ist ein lernender Prozess, der immer wieder neu evaluiert und gegebenenfalls an-

gepasst werden muss. Zwar ist das Arbeitsklima im BMFSFJ allgemein gut, aber es gibt auch hier Gruppen-
unterschiede. So fühlen sich vor allem Beschäftigte mit Einwanderungsgeschichte und rassismusvulnerable 
Beschäftigte häufiger gehetzt, unter Zeitdruck und niedergeschlagen. Diese Gruppen und die Gruppe der 
Beschäftigten mit Migrationshintergrund geben weiterhin auffällig häufiger an, sich in den nächsten zwei 
Jahren eine neue Stelle im BMFSFJ suchen zu wollen (vgl. Kapitel 3.3). So könnten diese Gruppen trotz der 
Zufriedenheit mit der Arbeit im Ministerium allgemein mit der Situation in der derzeitigen Position unzu-
frieden sein. Um dieser Unzufriedenheit gezielt entgegenzusteuern, sollten niedrigschwellige Feedback-
formate für Beschäftigte mit Vertrauenspersonen, Beauftragten, Führungskräften und Gremien etabliert 
werden. Auch Kooperationsgespräche können hierfür genutzt werden. Dazu bietet es sich an, bereits be-
stehende Ansätze eines wertschätzendes Arbeitsklimas (vgl. Kapitel 3.3) und einer lernenden Fehlerkultur 
weiter zu verankern, die durch Führungskräfte vorgelebt werden (vgl. Loafman & Little 2014; Kennett 2013; 
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Regionale Arbeitsstelle für Bildung, Integration und Demokratie 2017). Hierzu können die Grundsätze „Füh-
rung & Zusammenarbeit“ genutzt werden, indem sie mit den Führungskräften und Beschäftigten mit Hand-
lungsbeispielen und (selbst erlebten) Praxisbezügen, beispielsweise in Workshopformaten, ausgestaltet 
und weiterentwickelt werden. Zukünftig kann die Anpassung und Anwendung von bestehenden Vielfalts-
kompetenzchecks, wie dem INQA-Check „Vielfaltskompetente Verwaltung“,89 eine Orientierung zum Stand 
des Prozessverlaufs liefern. 

e) Führungskräfte in ihrer Verantwortung stärken
Führungskräften kommt bei der Diversitätsgestaltung eine besondere Rolle zu. Sie fungieren nicht nur als 

Vorbilder, sondern spielen auch bei der Implementierung von diskriminierungskritischen und diversitätsorien-
tierten Prozessen eine zentrale Rolle. Sie steuern den Prozess der diskriminierungskritischen, diversitätsorien-
tierten Organisationsentwicklung (mit), müssen aber auch ein diskriminierungskritisches und diversitätssen-
sibles Arbeitsumfeld für ihre Beschäftigten schaffen und dafür ein gutes Verständnis von den Wirkungsweisen 
und Mechanismen von Diskriminierung haben (vgl. Antidiskriminierungsstelle des Bundes 2015; Regionale 
Arbeitsstelle für Bildung, Integration und Demokratie 2017; Baumann et al. 2017). So sollten Feedbackgesprä-
che für Führungskräfte etabliert werden, in denen der Führungsstil, aber auch die Zusammenarbeit innerhalb 
der Referate, Unterabteilungen und Abteilungen reflektiert werden kann. Hierzu sollte auch geprüft werden, 
ob sich Peer-Learning-Prozesse im Haus anbieten, in denen Führungskräfte untereinander ins Gespräch über 
mögliche Herausforderungen kommen, aber auch besondere Erfolgserlebnisse reflektieren können. Entspre-
chende Angebote und Trainings für eine kontinuierliche Professionalisierung und Sensibilisierung im Bereich 
Diversität und antidiskriminierungsrechtliche Grundlagen sollten für Führungskräfte (und Mitglieder der Ar-
beitsgruppe / des Steuerungsgremiums vgl. Kapitel 6.1.2 b) verpflichtend sein und stetigen Auffrischungen 
und neuen Reflexionen zum Thema unterliegen (vgl. Icks et al. 2021; Merx et al. 2021; Dobusch 2017; Regio-
nale Arbeitsstelle für Bildung, Integration und Demokratie 2017). Zukünftig bietet es sich auch an, Leitlinien 
für Führungskräfte für den Umgang mit Diversität und Diskriminierung im Arbeitskontext zu entwickeln. 

f) Handlungskompetenz zur Vielfaltgestaltung weiter stärken 
Diversitätsorientierte und diskriminierungskritische Organisationsprozesse sollten zwar Verantwor-

tungsstrukturen in den Führungspositionen stark fokussieren, dürfen dabei aber auch die Stärkung der 
Handlungskompetenzen unter den Beschäftigten nicht vernachlässigen. Dabei sollten das Wissen um und 
die Handlungskompetenz im Bereich Diversität und Antidiskriminierung für alle Beschäftigten zugänglich 
sein. So müsste der Organisationsentwicklungsprozess durch Fort- und Qualifizierungsangebote für die 
Beschäftigten flankiert werden, um die Professionalisierung im Bereich Diversität, Gleichstellung und An-
tidiskriminierung zu stärken und als Querschnittsthema zu verankern (vgl. Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes 2015; Gächter 2017; Lindau 2010; Dennissen et al. 2020; Dobusch 2017). Bestehende Angebote an 
Schulungen, Trainings und Sensibilisierungen sollten erweitert werden. Sinnvolle Ergänzungen sind Fortbil-
dungen zu unbewussten Denkmustern und zum Vorurteilsabbau (Anti-Bias-Trainings) oder spezifisch anti-
rassistische Trainings. Regelmäßige Auffrischungen und die Etablierung bedarfsorientierter Angebotsstruk-
turen in Zusammenarbeit mit den Vertrauenspersonen, Beauftragten und Vertreter*innen der Netzwerke 
sind dabei hilfreich. Dabei sollte die Beteiligung von Netzwerken und Beschäftigtengruppen auf freiwilliger 
Basis erfolgen. Auch die kommunikative Verbreitung des Gelernten sowie Feedbackschleifen in die Ab-
teilungsstrukturen hinein für deren Anwendung in den zusammenarbeitenden Teams sollten Anwendung 
finden.

g) (Empowerment-)Räume für diskriminierungsvulnerable Gruppen 
Beschäftigtennetzwerke und -gruppen (siehe auch Kapitel 6.1.2 a) können Empowerment-Räume sein, 

89	 �Siehe https://www.inqa-check-vielfalt-verwaltung.de/check-vielfalt-verwaltung/daten/mittelstand/pdf/Check_Vielfaltskompetente_
Verwaltung.pdf.

https://www.inqa-check-vielfalt-verwaltung.de/check-vielfalt-verwaltung/daten/mittelstand/pdf/Check_Vielfaltskompetente_­Verwaltung.pdf
https://www.inqa-check-vielfalt-verwaltung.de/check-vielfalt-verwaltung/daten/mittelstand/pdf/Check_Vielfaltskompetente_­Verwaltung.pdf
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die diskriminierungsvulnerablen Menschen die Möglichkeit geben, sich über ihre Erfahrungen im Arbeits-
kontext auszutauschen, gemeinsam zu reflektieren, zu organisieren und den diskriminierungskritischen und 
diversitätsorientierten Organisationsentwicklungsprozess mitzugestalten. Während Räume der Reflexion, 
des Austausches und Zuhörens allgemein für die gesamte Belegschaft wichtig sind, ist es sinnvoll, diese 
besonders für rassismus- und diskriminierungsvulnerable Gruppen gesondert zu denken. Denn in diesem 
Kontext fungieren sie nicht nur als ein Ort der Einbindung von Beschäftigten in den Organisationsentwick-
lungsprozess, sondern auch als ein Ort, der mögliche wahrgenommene Ausschlüsse und Diskriminierungen 
reflektierbar und in geschützten Kreisen an- und besprechbar macht. Diese Räume können also auch einen 
Beitrag zur Antidiskriminierungsarbeit im BMFSFJ leisten und zukünftig beispielsweise die Erarbeitung von 
Verfahren zum Umgang mit Diskriminierung im Ministerium unterstützen. Dazu können die bereits beste-
henden Netzwerke und Gruppen genutzt werden. Fortführend kann daran gearbeitet werden, diese um 
weitere diskriminierungsvulnerable Gruppen zu erweitern.

h) Beteiligung der Beschäftigten am Organisationsentwicklungsprozess ernst nehmen und stärken
Die Beschäftigten des BMFSFJ bringen bereits viel eigene Expertise und Wissen zu Diversitätsdimensi-

onen und der Antidiskriminierungsarbeit mit. So ist es nicht verwunderlich, dass bereits eine Vielzahl an 
Ideen, Vorschlägen und Handlungsbereitschaft zur Verbesserung der Vielfaltsförderung und Antidiskrimi-
nierungsarbeit besteht (vgl. Kapitel 4.3 und 4.4). Wie bereits erwähnt, ist eine diversitätsorientierte und 
diskriminierungskritische Organisationsentwicklung ein Bottom-up-Prozess, das heißt, er muss auch von 
Beschäftigten gelebt und getragen werden. So ist es umso wichtiger, niedrigschwellige Feedbackprozesse 
und Räume zu schaffen – wie sie in Kapitel 6.1.1 a und 6.1.1 e bereits diskutiert wurden –, um gezielte 
Formate der Einbindung zu entwickeln. Hier könnten auch die Beauftragten, Vertrauenspersonen, Netz-
werkvertreter*innen und andere Gremien eingebunden werden, damit Ideen direkt in die Entscheidungs-
prozesse einbezogen werden können (vgl. Kapitel 6.1.2 b). Hierfür ist es zudem ratsam, regelmäßige und 
transparente Kommunikationsprozesse über den Organisationsentwicklungsprozess zu etablieren. 
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Tabelle 5.  Übersicht über Handlungsbedarfe, dazugehörige Anknüpfungspunkte und 
                    weiterführende Handlungsoptionen im Bereich Organisationskultur

Handlungsbedarfe: 
Organisationskultur

Anknüpfungspunkte an bestehende  
Angebote, Maßnahmen und Strategien  
des BMFSF

Weiterführende 
Handlungsoptionen 

kontinuierliche Verständigung darüber,  
was Diversität im Arbeitsalltag für das 
BMFSFJ bedeutet 

Entwicklung eines Leitbildes 
 

 

 

Etablierung eines einheitlichen  
Verständnisses von Diskriminierung 

 

bessere Verbreitung von Wissen über 
Maßnahmen und Angebote 
 

Etablierung eines wertschätzenden 
Arbeitsklimas und einer lernenden 
Fehlerkultur 

Stärkung von Führungskräften in ihrer 
Verantwortung 
 

Stärkung der Handlungskompetenz  
zur Vielfaltgestaltung (Schaffung eines 
Problem- und Verantwortungsbewusstseins)  

 

Schaffung von (Empowerment-)Räumen  
für diskriminierungsvulnerable Gruppen

Austausch und Diskussion zu den Studien
ergebnissen in unterschiedlichen Formaten 
(z. B. Workshops, Webinare) 
 
 
 

 
sichtbare Platzierung von Kontaktinfor
mationen zu Beauftragten und Vertrauens-
personen im BMFSFJ, aber auch im Intranet  
 
Festschreibung eines einheitlichen 
Verständnisses von Diskriminierung in 
Kooperation mit diskriminierungsvulnerab-
len Gruppen und der Expertise der ADS 

Etablierung einer transparenten 
Angebotskommunikation an Beschäftigte 
(ggf. mittels Plakaten oder Weiterbildungs-
multiplikatoren)  

Schaffung von Räumen für Austausch, 
Reflexion und Zuhören für Mitarbeitende 
(dafür ggf. Beschäftigtengruppen nutzen) 
 
Stärkung niedrigschwelliger Feedback
formate für Beschäftigte in Kooperations-
gesprächen und mit Vertrauenspersonen, 
Beauftragten und/oder weiteren Gremien 
 
Ausgestaltung und Weiterentwicklung 
eines wertschätzenden Arbeitsklimas und 
einer Fehlerkultur in Grundsätzen zu „Füh-
rung & Zusammenarbeit“ mit Praxisbezug  
 
Etablierung von Feedbackgesprächen  
für Führungskräfte und deren Nutzung  
als Reflexionsräume  

Einführung und kontinuierliche 
Auffrischung verpflichtender Trainings  
und Sensibilisierungsangebote 
 
Prüfung der bestehenden Schulungs-  
und Sensibilisierungsformate zur Erhöhung 
der Diversitäts- und Gleichstellungs
kompetenzen  

Feedbackschleifen und Verbreitung  
des Gelernten in den Abteilungsstrukturen 
und Teams

Schaffung von spezifischen Empowerment-
Räumen für diskriminierungsvulnerable 
Personen, um Austausch, Reflexion und 
Zuhören zu ermöglichen (ggf. dazu Beschäf-
tigtengruppen nutzen)  

Entwicklung von Austausch- und Ver
ständigungsformaten mit Beschäftigten 
zum Umgang mit und der Wahrnehmung 
von Diskriminierung 

diversitätsorientiertes und diskriminierungs
kritisches Diversitätsverständnis für ein 
Leitbild der Organisation weiterentwickeln 

kontinuierliche Austausch- und Reflexions
formate mit den Beschäftigten zum Umgang 
mit Diversität im BMFSFJ etablieren  
 
 
 
 
 
 
Kommunikation der Angebote über 
Vertreter*innen, Vertrauenspersonen  
und Beauftragte erweitern 
 

in Referats- und Abteilungsrunden sowie mit 
dem Personalrat kontinuierlich besprechen 
 

interne Vielfaltskompetenzchecks etablieren 
und regelmäßig anwenden  
 

Peer-Learning-Prozess zur Weiterentwicklung 
der Führungsstile prüfen und etablieren 
 

Leitlinien in Bezug auf den Umgang mit 
Diversität am Arbeitsplatz (weiter-)entwickeln 
 

Schulungs- und Sensibilisierungsformate 
erweitern und regelmäßig auffrischen  
 

 
bedarfsorientierte Angebotsstrukturen  
in Zusammenarbeit mit den Beauftragten, 
Vertrauenspersonen und Vertreter*innen  
der Netzwerke etablieren

Empowerment-Räume auf weitere 
diskriminierungsvulnerable Gruppen 
erweitern 
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Handlungsbedarfe: 
Organisationskultur

Anknüpfungspunkte an bestehende  
Angebote, Maßnahmen und Strategien  
des BMFSF

Weiterführende 
Handlungsoptionen 
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Stärkung der Beteiligung der Beschäftigten 
am Organisationsentwicklungsprozess

Etablierung niedrigschwelliger Feedback
formate mit Beauftragten, Vertrauens
personen und Gremien 

regelmäßige, transparente Kommunikation 
des DOE-Prozesses an die Beschäftigten

Feedback und Ideen der Beschäftigten  
in Entscheidungsprozessen mitdenken 
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6.1.2 Organisationsstruktur
Die Organisationsstruktur, also die Verteilung von Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortung innerhalb 

von Einheiten, ist in der Bundesverwaltung hierarchisch und langfristig organisiert. Um eine Diversitätsstrate-
gie dauerhaft zu etablieren und Unterrepräsentation und Diskriminierung abzubauen, sind strukturelle Ver-
ankerungen wichtig. Diese Studie hat gezeigt, dass verschiedene soziale Gruppen unterschiedlich gut reprä-
sentiert sind.

Weibliche, queere und ostdeutsche Beschäftigte sind gemäß ihres Anteils in der Bevölkerung unter den 
Beschäftigten des BMFSFJ überrepräsentiert (vgl. Kapitel 3.2). Allerdings konnte in dieser Studie – ähnlich wie 
in anderen Studien (vgl. Ette et al. 2020) – eine Unterrepräsentation von Personen mit Migrationshintergrund 
festgestellt werden (17,2 Prozent im BMFSFJ versus 30,6 Prozent in der Gesamtbevölkerung). Konkret zeigt 
diese Studie, dass Beschäftigte mit Einwanderungsgeschichte (7,4 Prozent) und rassismusvulnerable Beschäf-
tigte (4,2 Prozent) besonders schwach vertreten sind. Gleichzeitig zeigen die Daten, dass 16,2 Prozent der 
Beschäftigten Diskriminierung erlebt haben. Auffällig ist, dass nur sehr wenige derjenigen, die angaben, in 
den letzten fünf Jahren im BMFSFJ Diskriminierung erlebt zu haben, sich nach Vorfällen hatten beraten lassen 
oder eine offizielle Beschwerde einreichten. Die meisten dieser Personen suchten Hilfe bei Anwält*innen/
Rechtsberatungsstellen oder dem Personalrat (vgl. Kapitel 3.4). Zudem wird die Möglichkeit genutzt, sich an 
vertrauliche Ansprechpersonen und die Sozialberatung innerhalb des BMFSFJ zu wenden. Um der Unterreprä-
sentation der oben genannten Gruppen aktiv zu begegnen und Diskriminierung im Ministerium abzubauen, 
können die folgenden Handlungsbedarfe und Optionen Orientierung bieten. 

a) Bestehende Strukturen (weiter-)entwickeln, Partizipation ausweiten und gestalten
Beauftragte, wie Diversitätsbeauftragte, Gleichstellungsbeauftragte, Vertrauenspersonen der schwerbe-

hinderten Menschen oder auch Queerbeauftragte sind ein wichtiges Element in der Verankerung von Diver-
sitätsmaßnahmen. Viele Organisationen haben keine Beauftragten, besetzen das Amt nicht oder nur pro for-
ma, selbst wenn es sich, wie bei der Gleichstellungsbeauftragten, um eine gesetzliche Vorgabe handelt. Das 
BMFSFJ hat eine Gleichstellungs- und eine Diversitätsbeauftragte sowie eine Vertrauensperson für Beschäf-
tigte mit Schwerbehinderung. Diese übernehmen bereits wichtige Funktionen zum Schutz der Beschäftigten 
vor Benachteiligungen und der Umsetzung des allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes. Diese Strukturen 
sollten weiterentwickelt werden. So werden bisher noch nicht alle Gruppen abgedeckt. Es gibt noch keine 
klaren Zuständigkeiten, zum Beispiel für von Rassismus Betroffene. Klare Zuständigkeiten und die Abstim-
mung der Zuständigkeiten für verschiedene diskriminierungsvulnerable Gruppen sind wichtig für den Abbau 
von intersektionaler Diskriminierung, bei der verschiedene Diskriminierungsdimensionen zusammenwirken. 
Das Amt der Diversitätsbeauftragten könnte beispielsweise die Koordination dieser Weiterentwicklung über-
nehmen. Es bedarf mehr Sichtbarkeit, Zeitbudget und Ressourcen – denn derzeit wird die Tätigkeit der Di-
versitätsbeauftragten neben dem normalen Arbeitspensum geleistet.90 Auch die Arbeit der Vertrauensper-
son für Beschäftigte mit Schwerbehinderung sollte stärker verankert werden. Betrachtet man die Aussagen 
der Beschäftigten, sollten die Belange von Menschen mit Behinderung/Beeinträchtigung in der Organisation 
ernster genommen werden (vgl. Kapitel 3.4). Die Aufgaben und Verantwortungsbereiche müssen mithilfe des 
DOE-Prozesses geschärft und erweitert werden. 

Neben Beauftragten und Verantwortlichen haben Beschäftigtennetzwerke eine wichtige Rolle in der Ge-
staltung von DOE-Prozessen. Bestehende Beschäftigtennetzwerke (wie z. B. das Netzwerk queerer Beschäf-
tigter) können gestärkt werden, indem sie – falls von ihnen gewünscht – sichtbarer gemacht werden und ei-
nen Raum für Besprechungen erhalten. Das heißt, es müssen ausreichende Ressourcen zu Verfügung stehen, 
um Partizipation, Interessenvertretung und Empowerment (vgl. Kapitel 6.1.1 e) sicherzustellen. Auch sollten 

90	 �Anzumerken ist, dass dies nicht für alle Beauftragten und Vertrauenspersonen gilt. Es sollte von Fall zu Fall und im Dialog mit den betrof-
fenen Beschäftigten entschieden werden, wie und in welcher Weise die verschiedenen Ämter der Beauftragten und Vertrauenspersonen 
gestärkt werden können.
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neue Beschäftigtennetzwerke bei ihrer Gründung unterstützt werden. Bestehende ministerienübergreifende 
Netzwerke wie Diversitry91 könnten gefördert und im Ministerium etabliert werden. So ließen sich die Bun-
desverwaltung und ihre Beschäftigten in der Diversitätsgestaltung besser unterstützen, da dieses Netzwerk 
eine Plattform für inhaltlichen Austausch und das Teilen von Best Practices bietet. Daneben macht es Aktivi-
täten, Projekte und Initiativen zum Thema Vielfalt sichtbar und gestaltet diese mit. 

b) Diversitätsgestaltung übergreifend verankern
Eine weitere strukturelle Verankerung von Diversitätsgestaltung stellt die Einrichtung einer Arbeitsgruppe 

(AG) dar, in der sich über die Koordination und Umsetzung eines diskriminierungs- und rassismuskritischen Ent-
wicklungsprozesses ausgetauscht werden kann. Die Arbeitsgruppe kann formulierte Ziele und Maßnahmen der 
zukünftigen Diversitätsstrategie begleiten, beratend fungieren und die jeweiligen Zeitressourcen der verschiede-
nen Akteur*innen sinnvoll bündeln. Eine erste Aufgabe dieser Arbeitsgruppe könnte die Vorbereitung, Mitent-
wicklung und Umsetzung der Diversitätsstrategie des BMFSFJ sein. Die AG kann zu einem späteren Zeitpunkt 
im Prozess durch die Form eines Steuerungsgremiums (vgl. Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und 
Antidiskriminierung / Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung (LADS) 2020) oder durch die 
Etablierung eines Diversitätsrates (vgl. Bündnis 90/Die Grünen 2020) im BMFSFJ ersetzt werden. Wichtiger als 
der Name ist jedoch die Zusammensetzung des Gremiums: Die Studie zeigt, dass es durchaus einen Unter-
schied macht, wer nach einer Einschätzung von Maßnahmen gefragt wird. Die durch spezifische Maßnahmen 
adressierten Gruppen bewerteten diese durchgehend weniger positiv (vgl. Kapitel 4.1). Gleichzeitig zeigen die 
Beschäftigten ein beachtliches Maß an Wissen und Sensibilisierung für Diversität und Antidiskriminierung im 
Allgemeinen (vgl. Kapitel 4.3) und auch den Wunsch nach mehr Mitsprache und Mitgestaltung (vgl. Kapitel 4.4).  
Zum Beispiel ermöglicht die Einrichtung eines Steuerungsgremiums die Partizipation vielfältiger relevanter Ak-
teur*innen, die neben der Vertrauensperson und den Beauftragten, den Abteilungsleiter*innen, dem Personal-
rat und den für Personal zuständigen Akteur*innen aus der Zentralabteilung auch diskriminierungsvulnerable 
Akteur*innen aus den Beschäftigtennetzwerken sowie Mitarbeitende in der Sozialberatung und AGG-Beschwer-
destelle umfassen.92 So würde die Arbeitsgruppe bzw. das Gremium klare Zuständigkeiten für den DOE-Prozess 
schaffen, was in internationaler und nationaler Literatur als wichtiger Aspekt der Diversitätsgestaltung hervor-
gehoben wird (Icks et al. 2021; Prümper et al. 2017; Kulturstiftung des Bundes 2022). Die Beteiligten könnten so 
zudem als Multiplikator*innen dienen, um eine breitere Sensibilisierung und das Verständnis von Diversität und 
Antidiskriminierung als Querschnittsthema zu sichern (vgl. auch Regionale Arbeitsstelle für Bildung, Integration 
und Demokratie 2017). Um die Gestaltungs- und Handlungsfähigkeit des Gremiums zu stärken, sollte es aller-
dings mit ausreichend finanziellen und personellen Ressourcen ausgestattet werden. Über die Arbeit und die 
Ergebnisse sollte zudem regelmäßig in einem (internen) Reporting berichtet werden (vgl. auch Kapitel 6.1.1 g). 

c) Antidiskriminierungsmaßnahmen stärken
Eine gelebte Antidiskriminierungskultur profitiert davon, Diskriminierungserfahrungen zunächst niedrig-

schwellig ansprechbar zu machen, zum Beispiel durch vertrauliche Ansprechpersonen im Falle von Diskri-
minierung,93 die Beratung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes oder in Empowerment-Räumen (vgl. 
Kapitel 6.1.1. e). In einem nächsten Schritt nach der vertraulichen Beratung könnten dann Angebote für eine 
Mediation oder Supervision in Fällen von Diskriminierung sinnvoll sein. Ferner ist die AGG-Beschwerdestelle 
nicht allen Beschäftigten bekannt (vgl. Kapitel 3.4). Neben der gesetzlich verpflichtenden Bekanntmachung 
der Stelle bedarf es einer für alle Beschäftigten transparenten Darstellung des Beschwerdeverfahrens, der 

 91	�Diversitry e. V. ist ein Netzwerk, das sich aktiv für die Stärkung von Diversität in der Bundesverwaltung einsetzt. Es entstand aus dem BI-
PoC-Netzwerk „Diplomats of Color“ des Auswärtigen Amts. Weitere Informationen finden sich auf der Website: https://www.diversitry.com/
home. 

92	 �Auch die Einbindung von externen Wissenschaftler*innen zur Begleitung des Prozesses wie bspw. im Landessteuerungsgremium des Landes 
Berlin wären möglich (vgl. Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung / Landesstelle für Gleichbehandlung – 
gegen Diskriminierung (LADS) 2020).

93	 Hier könnten bereits bestehende Stellen wie die Gleichstellungsbeauftragte, der Betriebsrat oder die Sozialberatung genutzt werden.
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Verfahrensschritte und möglichen Folgen einer Beschwerde. Das bedeutet beispielsweise, transparent zu ma-
chen, wann es zu einer Abmahnung, Umsetzung, Versetzung oder gegebenenfalls auch zu einer Kündigung 
kommen könnte. So kann Betroffenen die Angst genommen werden, dass ihre Beschwerde keine Konsequen-
zen hätte. Darüber hinaus ist zu erwägen, die Regeln im Umgang mit Vorfällen sowie die Verfahrensschritte 
und Benennung möglicher Sanktionen in einer Dienstvereinbarung zu verankern. 

Um Beschäftigten die Möglichkeit zu geben, Diskriminierungsvorfälle im Arbeitskontext zu melden, die nicht 
AGG-relevant sind, bieten sich Kooperationen mit externen Antidiskriminierungsberatungsstellen an (siehe 
dazu auch Liebscher & Kobes 2010; Egenberger & Nguyen 2023). Auch diese Fälle sollten bei der Beratung, Be-
gleitung und Steuerung des diversitätsorientierten Organisationentwicklungsprozesses berücksichtigt werden 
– beispielsweise durch ein regelmäßiges anonymes Reporting an das Steuerungsgremium (vgl. Kapitel 6.1.2 b).

Personalverantwortliche spielen auch hier eine entscheidende Rolle und sollten zu antidiskriminierungs-
rechtlich relevanten Themen weiterhin und regelmäßig verpflichtend geschult werden (vgl. Kapitel 6.1.1. c). 
Die Schulungen sollten zudem erweitert werden, um Diskriminierung a) zu erkennen, b) zu reduzieren und c) 
präventiv zu begegnen. 

d) Monitoring und Reporting verankern 
Instrumente regelmäßiger Beobachtung (Monitoring) und Berichterstattung (Reporting) geben Aufschluss 

über den Stand der Organisationsentwicklung und unterstützen den DOE-Prozess, indem sie in der Lage sind, 
Veränderungen abzubilden, und somit die Erreichung von Zielen, die Wirkung von Maßnahmen, aber auch 
Schwachstellen aufzuzeigen. So ist die periodische Durchführung von Diversitätssurveys ein Kernziel der Di-
versitätsstrategie des Bundes (vgl. Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 
2021). Allerdings gibt es unterschiedliche Möglichkeiten, ein Monitoring oder Reporting zu etablieren. Auch 
hier kann an bereits bestehende Ansätze angeknüpft werden. So könnte eine datenschutzkonforme Auswer-
tung der Leistungsbeurteilungen, der Beförderungen oder der Vergabe von Leistungsprämien nach den dem 
Arbeitgeber bekannten Dimensionen (Geschlecht, VZ/TZ, eingetragene Schwerbehinderung) erfolgen. Eine 
regelmäßige, interne Veröffentlichung solcher Daten würde eine Diskussionsgrundlage schaffen und ermög-
licht, dass Personen, die sich wegen eines der genannten Faktoren ungerecht beurteilt fühlen (vgl. Kapitel 3.4), 
darauf verweisen können. Zudem könnten verbindliche Konsequenzen aus den Befunden gezogen werden. 
Andere AGG-Dimensionen sollten extern über regelmäßige Monitorings ausgewertet und intern berichtet wer-
den. Weitere Aspekte, die in ein internes Reporting einbezogen werden sollten, sind die Arbeit zur und die Um-
setzung der Diversitätsstrategie und den dazugehörigen Maßnahmen (vgl. Kapitel 6.1.1 g und 6.1.2 b). Dafür 
braucht es eine Berichterstattung der gemeldeten Diskriminierungsvorfälle bei ausreichend hoher Fallzahl, die 
keine Rückschlüsse auf Einzelfälle zulässt (vgl. Kapitel 6.1.2 b). 

Diversitätssurveys, die strategische Steuerung und Evaluation der Diversitätsentwicklung in Form von Be-
schäftigtenbefragungen erlauben, sollten allerdings aus datenschutzrechtlichen und forschungsethischen 
Gründen extern durchgeführt werden. Dabei kann an dem Modell dieser Erhebung, die Einblicke in verschie-
dene diskriminierungsvulnerable Gruppen erlaubt, angeknüpft werden.

6.1.3 Personalentwicklung
Personalentwicklung ist zentraler Baustein jeder Organisationsentwicklung, sie wirkt durch eine zielge-

richtete Gestaltung von Lern-, und Veränderungsprozessen für Beschäftigte. Auch die Diversitätsstrategie 
des Bundes betont, dass Personalentwicklung im öffentlichen Dienst die vielseitigen Stärken und Kompeten-
zen der Beschäftigten erkennen und gezielt fördern soll. 

a) Diversität in Leitungs- und Führungspositionen erhöhen 
Diversitätsförderung bedeutet auch den Abbau von Aufstiegsbarrieren und die Erhöhung der Chancen-

gerechtigkeit bei der Beförderung. Die Studie hat beispielsweise gezeigt, dass Frauen im BMFSFJ zwar insge-
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samt überrepräsentiert (mit 72,6 Prozent), allerdings nicht ihrem Anteil entsprechend in Führungspositionen 
vertreten sind – dies gilt insbesondere, wenn sie Kinder haben. Ein Ansatzpunkt, Unterrepräsentation auf 
Leitungsebene abzubauen und Chancengerechtigkeit zu verbessern, ist eine stärkere Orientierung an eine 
diskriminierungssensible und inklusiv-kompetenzorientierte Beförderungspraxis und Personalentwicklung. 
Das bedeutet, dass Diskriminierungs- und rassismuskritische sowie Diversitäts- und Gleichstellungskom-
petenzen in die Beurteilung der Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung der Beschäftigten einfließen  
(vgl. Auma et al. 2019). Dies wird im BMFSFJ umgesetzt und auch in der Berliner Landesverwaltung so 
vorgelebt, wo „Diversity-Kompetenz“ bei der Beurteilung berücksichtig wird (vgl. Senatsverwaltung für 
Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung / Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen Diskri-
minierung (LADS) 2020). Eine Möglichkeit für das BMFSFJ besteht darin, ein integriertes Kompetenzma-
nagementkonzept zu erstellen, welches (diversitätsbezogene) Aufgabenprofile und dazugehörige Kom-
petenzen festhält. Auch ist es sinnvoll, ein erweitertes Bewertungsschema zu etablieren, durch welches 

 

Tabelle 6. � Übersicht über Handlungsbedarfe, dazugehörige Anknüpfungspunkte und weiter-
führende Handlungsoptionen im Bereich Organisationsstruktur

Handlungsbedarfe: 
Organisationsstruktur

Anknüpfungspunkte an bestehende 
Angebote, Maßnahmen und Strategien 
des BMFSFJ 

Weiterführende  
Handlungsoptionen 

bestehende Strukturen (weiter-)entwickeln, 
Partizipation ausweiten und gestalten
 
 

Diversitätsgestaltung übergreifend verankern

Antidiskriminierungsmaßnahmen weiter
entwickeln

 

Monitoring und Reporting verankern

Amt der Diversitätsbeauftragte stärken 
(Sichtbarkeit, Ressourcen, Zeitbudget, 
Fortbildungen) 

bestehende Beschäftigtennetzwerke 
stärken (Ressourcen sicherstellen) 
 
 
neue Netzwerke und Gruppen bei der 
Gründung und Etablierung unterstützen 

Einrichtung einer Arbeitsgruppe zur 
Koordinierung, Begleitung und Steuerung 
des Organisationsentwicklungsprozesses

AGG-Beschwerdestelle stärken:  
Verbesserung der Sichtbarmachung; 
Konkretisierung der Abläufe, einschließlich 
der Bearbeitung von Vorfällen und trans
parente Kommunikation der Sanktionen 

Regeln für den Umgang bei Vorfällen und 
Benennung möglicher Sanktionen in der 
Dienstvereinbarung 

an Sozialberatung und Beratung der ADS 
anknüpfen und ggf. externe Beschwerde-
stelle benennen 

Stärkung der Kompetenzen von Personal-
verantwortlichen

flexibles und integriertes System von  
(niedrigschwelligem) internem Reporting 
und externem Monitoring

Aufgaben und Verantwortungsbereiche der 
Diversitätsbeauftragten im DOE schärfen, 
erweitern 

Anbindung an und Sichtbarmachung  
von anderen interministeriell agierenden 
Netzwerken (z. B. Diversitry) 

Einrichtung und Verankerung eines 
Steuerungsgremiums/Diversitätsrates
 

Etablierung eines regelmäßigen Reporting 
der Arbeitsgruppe / des Steuerungs
gremiums

Reporting der gemeldeten Vorfälle sowie 
anonyme Berichterstattung/Feedback
prozesse, z. B. in den Diversitätsrat, über  
die Beauftragte in die Leitungsrunden 
 

internes Reporting zu bestimmen Aspekten, 
z. B. zu Beurteilungs- und Beförderungs
praxis, ausgewertet nach bekannten Viel- 
faltsfaktoren (wie Geschlecht, TZ/VZ, 
Schwerbehinderung) im Beurteilungszyklus
 
Strategische Steuerung und Evaluation 
durch regelmäßiges externes Monitoring
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die Bewertung überfachlicher und sozialer Kompetenzen, Überlegungen zu Entwicklungspotenzialen der 
Mitarbeitenden, oder persönliche Beiträge im Team einfließen können und dessen Anwendung allen Be-
schäftigten transparent gemacht wird. Gleichzeitig sollten Bewertungen auch auf spezifische Situationen 
von Beschäftigten eingehen, wie Alleinerziehende und Personen, die in Teilzeit arbeiten wollen, auch hier 
hat das BMFSFJ erste Anknüpfungspunkte geschaffen (vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend 2023b; Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2024). 

Ein jährliches internes Reporting (vgl. Kapitel 6.1.2 d) zu den Ergebnissen der Auswahlrunden für Füh-
rungspositionen kann zudem die Transparenz weiter erhöhen und dazu beitragen gegebenenfalls weite-
re Anpassungen vorzunehmen. Hierbei können auch externe Beratungen einbezogen werden. Die für die 
Personalpolitik der Berliner Landesverwaltung zuständige Abteilung Landespersonal Berlin (SenFin) bezieht 
beispielsweise fachlich zuständige Stellen für einzelne Diskriminierungskategorien im Vorfeld ein, wenn Ins-
trumente für die Personalgewinnung, -auswahl und -entwicklung erarbeitet werden. 

b) Diskriminierungsrisiken in den Beurteilungsverfahren identifizieren und minimieren 
Die Befunde der qualitativen Interviews zeigen außerdem, dass die Unterrepräsentation von einzelnen 

Personen als institutionalisierte Benachteiligung wahrgenommen wird. Dies bezieht sich vor allem auf die 
Anwendungspraxis der Beurteilungsrichtlinien. Insbesondere die Leistungsbeurteilung wird nicht von allen 
als gerecht empfunden und einzelne sahen ihre Leistung zu wenig berücksichtigt (vgl. Kapitel 3.4 und 4.4). 
Auch wenn die Beurteilungskriterien transparent gemacht werden, scheint deren Anwendung nicht für alle 
Mitarbeiter*innen verständlich oder chancengleich umgesetzt zu sein. Ein Grund dafür könnten die unbe-
wussten Denkmuster (implicit biases) sein, die dazu führen, bestimmte Personen unbewusst (implizit) eher 
zu bevorzugen als andere (Houwer 2019). Schulungen zu unbewussten Denkmustern und Weiterbildungs-
maßahmen zu deren Reduktion können dabei helfen, die Hintergründe der Denkverzerrungen zu verstehen 
und mit ihnen konstruktiv umzugehen (vgl. Kapitel 6.1.1 c).

c) Fördermöglichkeiten verbessern 
Im BMFSFJ gibt es verschiedene Feedbackmechanismen zwischen Beschäftigten und Leitungspersonal, 

insbesondere die Kooperationsgespräche sowie das Führungskräfte-Feedback (vgl. auch Kapitel 6.1.1. c). 
Die Kooperationsgespräche können durch eine diversitätsorientierte und diskriminierungskritische Durch-
führung der chancengerechteren Personalentwicklung dienen, zum Beispiel indem gezielte Fortbildungs-
beratung angeboten wird und Diversitätskompetenzen anerkannt werden. In dem bestehenden Feedback 
zur Führung und Zusammenarbeit, das zum Ziel hat, Prozesse der Zusammenarbeit zu verbessern, könnte 
ebenfalls Diversitätskompetenz mit aufgegriffen werden. Hierzu sollte eine einheitliche Definition sowie 
eine Anforderungsliste für Diversitätskompetenz entwickelt werden. Ziel ist es, basierend auf den Feedback-
prozessen gezielt Fortbildungen und Personalentwicklungsangebote für Beschäftigte sichtbar und nutzbar 
zu machen und in die persönlichen Karriereentwicklungsprozesse einzubinden (vgl. auch Kapitel 6.1.1 d). 

Zusätzlich sollte darüber nachgedacht werden, weitere Fördermöglichkeiten, beispielsweise in Form von 
Mentoringprogrammen für Frauen,94 in die Personalentwicklungsinstrumente aufzunehmen und Beschäftig-
ten zugänglich zu machen.

94	 �Vgl. zum Beispiel „Perrett Laver and Berlin Research 50 Mentoring Program for Female Leaders“: https://www.br50.org/en/topics/
mentoring-program.

https://www.br50.org/en/topics/­mentoring-program
https://www.br50.org/en/topics/­mentoring-program
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Tabelle 7. � Übersicht über Handlungsbedarfe, dazugehörige Anknüpfungspunkte und weiter-
führende Handlungsoptionen im Bereich Personalentwicklung

Handlungsbedarfe: 
Personalentwicklung

Anknüpfungspunkte an bestehende 
Angebote, Maßnahmen und Strategien 
des BMFSFJ

Weiterführende  
Handlungsoptionen 

Diversität in Leitungs- und Führungs
positionen erhöhen 

Diskriminierungsrisiken in den 
Beurteilungsverfahren identifizieren  
und minimieren

Förderungsmöglichkeiten verbessern

Einbeziehung verschiedener Kompeten-
zen einschließlich der Gleichstellungs-, 
Vielfalts- und Antidiskriminierungskom-
petenz 

Unbewusste Denkmuster in Beurteilungs-
prozessen reflektieren und reduzieren

Kooperationsgespräche und Führungs-
kräfte-Feedback diversitätsorientierter 
gestalten

zielgruppenspezifische Personalent-
wicklungsinstrumente einschließlich 
passender Fortbildungsangebote und 
-fördermaßnahmen

integriertes Kompetenzmanagementkon-
zept einschließlich Gleichstellungs-, Viel-
falts- und Antidiskriminierungskompetenz 
als Basis für die Personalentwicklung 

Reporting und Reflexionsmechanismen 
der Verfahren als Teil des DOE etablieren:  
z. B. über Diversitätsrat, Personalrat, 
Beauftragte, Vertrauenspersonen und 
Einbezug externer Beratung
 

Gespräche als Anker für gezielte Karriere
entwicklung nutzen

gezielte Mentoringprogramme, z. B.  
für Frauen / Frauen mit Fürsorgeverant-
wortung in Führungspositionen

6.2 Außenwahrnehmungen, Rekrutierung und Personalgewinnung verbessern

Ein wichtiger Bestandteil der Studie war die Analyse der Außenwahrnehmung des BMFSFJ, besonders 
im Hinblick auf die Wahrnehmung der Bundesverwaltung und des BMFSFJ als potenzielle Arbeitgeber 
durch diskriminierungsvulnerable Gruppen (vgl. Kapitel 5). Die Bevölkerungsbefragung, in der wir uns 
der Gruppe potenzieller Bewerber*innen aus diskriminierungsvulnerablen und nichtdiskriminierungsvul-
nerablen Gruppen angenähert haben, zeigt dabei, für welche spezifischen Gruppen die Bundesverwal-
tung eine durchaus attraktive Arbeitgeberin ist. Weiterhin zeigen unsere Daten, dass sich diskriminie-
rungsvulnerable Gruppen zwar bereits bei Verwaltungen bewerben, jedoch negativere Erfahrungen im 
Bewerbungsprozess machen im Vergleich zur Gruppe der nichtdiskriminierungsvulnerablen Menschen. 
Die Daten zeigen auch, dass diskriminierungsvulnerable Gruppen andere Anforderungen an den Bewer-
bungsprozess und einen potenziellen Arbeitgeber stellen. So ergeben sich aus den empirischen Daten 
Handlungsbedarfe in einer Reihe von Bereichen wie der Kommunikation und Informationsverbreitung, 
Vernetzungs- und Kooperationsstrukturen, Bedarfe für stärkere Sensibilisierungsmaßnahmen hinsichtlich 
(impliziter) Vorurteile sowie der Nutzung der positiven Signalwirkung von diversitätsorientierten und dis-
kriminierungskritischen Maßnahmen.

a) Zielgruppenspezifische Kommunikationskampagnen und Veranstaltungen
Die Ergebnisse zeigen, dass die Bundesverwaltung für Menschen aus diskriminierungsvulnerablen 

Gruppen teils attraktiver ist als für Menschen der nichtdiskriminierungsvulnerablen Gruppe. Dies gilt be-
sonders für Menschen, die rassistische Zuschreibungen erfahren, für jene, die nichtchristlichen Religionen 
angehören und für Menschen mit Fürsorgeverantwortung (vgl. Kapitel 5.2). Anwerbebemühungen des 
BMFSFJ könnten zuerst die Gruppen in den Blick nehmen, für die die Bundesverwaltung bereits jetzt als 
potenzielle Arbeitgeberin attraktiv ist. Dazu sollten Informationswege über die Arbeit in der Bundesver-
waltung geprüft und erweitert werden. Hierbei ist auch relevant, dass Menschen nach Stellenausschrei-
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bungen nicht auf den Plattformen der Bundesverwaltung suchen (vgl. Kapitel 5.5). Dementsprechend soll-
ten Stellenausschreibungen zukünftig breiter gestreut und beispielsweise Plattformen wie Stepstone und 
Indeed genutzt werden. 

Zusätzlich könnte es sich auszahlen gezielt Kampagnen durchzuführen (vgl. z.  B. Charta der Vielfalt e. V. 
2023b), die vor allem Menschen ansprechen, die rassistische Zuschreibungen erfahren und nichtchristli-
chen Religionen angehören. Auch eine Zusammenarbeit mit Migrant*innenselbstorganisationen und/oder 
Communitys und die damit verbundene Erweiterung der eigenen Netzwerke in der Personalakquise, wie sie 
beispielsweise in anderen Verwaltungskontexten genutzt wird (vgl. Charta der Vielfalt e. V. 2023a), sollte in 
Erwägung gezogen werden. Zudem können über diese Netzwerkerweiterung zielgruppenspezifische Karri-
ere- und Rekrutierungsveranstaltungen realisiert werden. Dabei ist auch zu bedenken, dass das BMFSFJ be-
reits über gute Beziehungen in diskriminierungsvulnerable Gruppen verfügt (vgl. Kapitel 5.1) und hier leicht 
angeknüpft werden kann (vgl. auch Kapitel 6.2 c). 

b) Informationen transparent kommunizieren
Die Ergebnisse dieser Studie zeigen weiterhin, dass zwar ein Grundverständnis von Ministerien und den 

Organen der öffentlichen Verwaltung unter den Befragten existiert, es aber an spezifischen Verständnis-
sen für die Arbeit (vgl. Kapitel 5.1) und die Zugangsvoraussetzungen mangelt (vgl. Kapitel 5.3 und 5.4). So 
kann eine transparentere Kommunikation des Bewerbungsprozesses inklusive der einzelnen Schritte und 
der Erwartungen an die Bewerbenden den Nachteil fehlender eigener Netzwerke in die Behörden ausglei-
chen, und helfen, mehr Menschen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen den Einstieg in die Bundesver-
waltung zu ermöglichen. Auch eine bessere Kommunikation der eigentlichen Arbeit der Bundesverwaltung 
kann Zugangsbarrieren abbauen, denn sie erhöht das Verständnis und Interesse für die Arbeit in der Verwal-
tung. Damit kann Fehlwahrnehmungen, wie etwa zur deutschen Staatsangehörigkeit (vgl. Kapitel 5.4), ent-
gegengewirkt werden. Hierzu lässt sich auf bereits bestehende Formate wie Karriere.bund.de zurückgreifen. 
Diese sollten zusätzlich aber um BMFSFJ-spezifische Formate erweitert werden. Maßnahmen hierzu werden 
auch von anderen Verwaltungsbehörden bereits durchgeführt, so könnten beispielsweise ein Diagramm der 
einzelnen Schritte, wie es von der Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit genutzt wird (vgl. Grä-
fe-Geusch & Sdunzik 2024: 32), oder die Kommunikation mit Bewerbenden, wie sie von der Stadt Hamburg 
praktiziert wird, als Beispiel dienen (vgl. Fulde & Köppl 2020: 10–11). Zentral ist hier, dass der Bewerbungs-
prozess konsequent aus der Perspektive der Bewerbenden gedacht wird.

c) Schnupperprogramme und Kontakte ins Haus ermöglichen
Auch Schnupperprogramme oder andere Formate, die niedrigschwellig einen Zugang zur Arbeit der Bun-

desverwaltung und des BMFSFJ bieten, können Barrieren abbauen. Hier bieten sich beispielsweise die Fort-
setzung und Erweiterung der Beteiligung an Hospitationsprogrammen an, wie das Pilotprojekt „Vielfalt im 
Amt“ der Deutschlandstiftung Integration (vgl. Deutschlandstiftung Integration 2023; Arnu 2023). Dies kann 
als Model genutzt werden, um ähnliche Programme auch für andere Zielgruppen anzubieten (zu Mentoring-
programmen für Personalrekrutierung und Bindung (vgl. auch Stewart 2016; Janda & Herbig 2022; Anders 
et al. 2008; Almeida 2019). Auch Partnerprogramme mit Schulen und/oder Jugendorganisationen und -ver-
bänden, die besonders auf spezifische Communitys fokussieren, könnten sich anbieten, um junge Menschen 
aus nichtchristlichen Religionsgemeinschaften oder jene, die rassistische Zuschreibungen erfahren, für eine 
Tätigkeit in der Verwaltung zu begeistern.95 Dazu könnten Karrieretage zielführend Informationen zur Ar-
beit in der Bundesverwaltung – und konkret dem BMFSFJ – an spezifische Zielgruppen transportieren. Dies 
könnte auch in Karriereförderungs- und Mentoringprogrammen von zivilgesellschaftlichen Organisationen 
und/oder Stiftungen verankert werden. Beispielhaft würden sich hier Programme der Deutschlandstiftung 

95	 �Vgl. hierzu z. B. „Steps to Public Service – Qualifizierungsmaßnahmen für die Berliner Verwaltung im Regionalen Integrationsnetzwerk Berlin 
(RIN)“: https://www.hwr-berlin.de/kooperationen/regionale-partner/regionales-integrationsnetzwerk-berlin/.

http://Karriere.bund.de
https://www.hwr-berlin.de/kooperationen/regionale-partner/regionales-integrationsnetzwerk-berlin/
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96	 �Da bereits im Rahmen der Beteiligung am Projekt „Vielfalt im Amt“ eine Kooperation mit der DSI besteht, wurde diese Organisation hier bei-
spielhaft ausgewählt. Zusätzlich kann geprüft werden, mit welchen anderen Organisationen bereits zusammengearbeitet wird, die ähnliche 
Programme umsetzten, um auch hier Verankerungen für die Personalakquise zu schaffen.

6. Ausblicke, Handlungsbedarfe und Empfehlungen

Integration96 wie REACH anbieten (vgl. Deutschlandstiftung Integration 2024b), die Menschen muslimischen 
Glaubens fördern, oder Diversify (Deutschlandstiftung Integration 2024a), das neben Menschen mit Migrati-
onsbiografie auch soziale Herkunft fokussiert.

d) Niedrigschwellige Bewerbungsangebote etablieren
Da viele Menschen kaum die spezifischen Karriereportale der Bundesverwaltung nutzen (vgl. Kapitel 5.5) 

können auch Bewerbungshilfen Barrieren abbauen. Diese können beispielsweise telefonisch angeboten 
oder über eine transparente Kommunikation auf der Webseite realisiert werden (vgl. Kapitel 6.2 b). Auch 
Formate, die Bewerbungen direkt auf beispielsweise zielgruppenspezifischen Messen zulassen, können die 
Zahl der Bewerbungen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen erhöhen (vgl. Berlin-Tag). Hier könnte 
auch über eine Kooperation mit anderen Ressorts nachgedacht werden. 

Um Ausschlüsse auszugleichen, die bereits vor der Bewerbung am BMFSFJ entstanden sind, kann auch 
darüber nachgedacht werden, Karrierewege zu öffnen und Quereinstiege zu ermöglichen, wie es bei Lehr-
berufen bereits zur Normalität geworden ist. Dabei kann es nötig sein, bestimmte Nachqualifizierungen 
und Nachschulungen in der Onboarding-Phase oder den ersten Arbeitsjahren anzubieten. Hierzu ist aber 
auch wichtig, nicht von einer Defizitwahrnehmung der Quereinsteiger*innen auszugehen. Denn Querein-
steiger*innen sind nicht schlechter, sondern lediglich anders qualifiziert. Dies kann auch bedeuten, dass sie 
neue Ideen und Arbeitsprozesse mit in ihre Tätigkeit in der Bundesverwaltung bringen und so einen Mehr-
wert für die Organisation schaffen.

e) Bewerbungsprozess diskriminierungssensibel gestalten
Weiterhin zeigt sich in den Daten der Bevölkerungsbefragung, dass diskriminierungsvulnerable Gruppen 

sich bereits in der Bundes-, Landes- und Kommunalverwaltung bewerben – dies ist für 17 Prozent (n=649) 
unserer Stichprobe der Fall. Sie tun dies teils sogar in höherem Maße als nichtdiskriminierungsvulnerable 
Personen. Jedoch werden im Vergleich zur Referenzgruppe alle diskriminierungsvulnerablen Gruppen weni-
ger oft zu Vorstellungsgesprächen eingeladen und weniger oft angestellt. Sie machen also negativere Erfah-
rungen im Bewerbungsprozess als die Referenzgruppe (vgl. Kapitel 5.3).

Um mögliche Ausschlüsse im Bewerbungsprozess zu verringern, könnten die eigenen Bewerbungs- und 
Anstellungsprozesse daraufhin geprüft werden, welche Ausschlüsse sie ggf. auch implizit produzieren. Dies 
könnte etwa über gezieltes Feedback zum Bewerbungsprozess von neuen Mitarbeiter*innen oder von Be-
werber*innen gelingen, wie es beispielsweise die Verwaltung in Hamburg umsetzt (vgl. Fulde & Köppl 2020: 
10–11) und seit kurzem im BMFSFJ praktiziert wird. Hierzu sollten weiterhin regelmäßige Evaluationen der 
Bewerbungs- und Anstellungsprozesse etabliert werden, die Feedback von erfolgreichen und nicht erfolgrei-
chen Bewerber*innen mit einbezieht (vgl. auch Kapitel 6.1.2 d). 

In der Begegnung von Stereotypen und Vorurteilen, können auch diskriminierungskritische Sensibilisie-
rungen und Schulungen von Personalverantwortlichen einschließlich Anti-Bias-Trainings sinnvolle Maßnah-
men darstellen. Diese müssen jedoch nicht separat für bestimmte Gruppen konzipiert werden, sondern 
können im Rahmen der Schulungen für Mitarbeitenden und Führungskräfte allgemein verankert werden 
(vgl. Kapitel 6.1.1 c und 6.1.1. d). 

Zusätzlich sollten die anonymisierten Bewerbungsverfahren weiterentwickelt und ergänzt werden. Hier-
zu können regelmäßige Überprüfungsverfahren zur Wirksamkeit und Wahrnehmung etabliert werden (vgl. 
Kapitel 6.1.2 d). Es sollte geprüft werden, ob innerhalb der anonymisierten Bewerbungsverfahren die Mög-
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lichkeit geschaffen werden kann, freiwillig besondere Lebensumstände anzugeben und diese Angaben dann 
in der Bewerber*innen-Auswahl zu berücksichtigen. Dies würde es erlauben, beispielsweise das Kriterium 
der Regelstudienzeit diskriminierungssensibler zu bewerten, da Fürsorgeverpflichtungen berücksichtigt wer-
den könnten und eine realistischere Einschätzung ermöglichen würden.97 Ähnliche Verfahren wurden bei-
spielsweise im Kontext von DAAD-Stipendienvergaben erprobt. 

f) Relevante Informationen zum Organisationsentwicklungsprozess nach außen kommunizieren
Außerdem zeigen unsere Ergebnisse, dass Menschen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen inklusive 

Frauen andere Bedürfnisse an den Bewerbungsprozess und an potenzielle Arbeitgeber haben. So bewerten 
Menschen aus diskriminierungsvulnerablen Gruppen beispielsweise anonymisierte Bewerbungsverfahren 
als wichtig, sehen dadurch aber keine Verbesserung ihrer eigenen Chancen auf Einstellung. Ebenso ver-
hält es sich bei gruppenspezifischen Ansprachetexten in Ausschreibungen. Diese werden von den Befragten 
zwar als wichtig bewertet, zeigen jedoch keine Wirkung auf die Bewerbungswahrscheinlichkeit, wie über 
ein Experiment gezeigt werden konnte. Diese Maßnahmen wirken so als positives Signal, steigern aber nicht 
unbedingt die Bewerbungswahrscheinlichkeit von diskriminierungsvulnerablen Gruppen. Sie können also 
allein nicht überzeugen (vgl. Kapitel 5.5). 

Die Signalwirkung der Maßnahmen sollte genutzt werden und um eine offen nach außen gerichtete 
Kommunikation der Bemühungen, Erfolge und Strukturen des organisationsinternen Entwicklungsprozes-
ses erweitert werden. Hierzu können beispielsweise Organisationsleitbilder genutzt werden, wie sie in der 
Privatwirtschaft bereits existieren. Diese wurden auch bereits in ersten Studien als wirksame Maßnahmen 
bewertet (Ewerlin et al. 2016). Die Einbettung der Personalrekrutierung in eine ganzheitliche diversitäts
orientierte und diskriminierungskritische Organisationsentwicklung sowie die Sichtbarmachung dessen 
erscheint momentan als der vielversprechendste Weg.

Auch die gruppenspezifischen Ansprachetexte in Stellenausschreibungen sollten überarbeitet werden. 
Dies kann auch in Kooperation mit Fachstellen, Community-Netzwerken, Interessensvertretungen, MSOs, 
zivilgesellschaftlichen Organisationen und/oder Stiftungen passieren. Zusätzlich sollte geprüft werden, ob 
die Gesetzesbezüge in den Ansprachetexten nötig sind und eine regelmäßige Evaluierung (z. B. eingebet-
tet in die Evaluierung der Bewerbungs- und Anstellungsprozesse insgesamt) etabliert werden. Ansprache-
texte sollten dabei auch um kurze Überblicke zu den eigenen diversitätsorientierten und diskriminierungs
kritischen Organisationsentwicklungsprozessen erweitert werden.

97	 �So kann z. B. die Regelstudienzeit rechnerisch auf den Aufwand für Fürsorgeverpflichtungen angepasst werden. So könnte anhand der 
Angabe einer alleinerziehenden Person, dass das Studium nur in 65-prozentiger Kapazität absolviert wurde, eine „reale“ Regelstudienzeit  
für diese Person berechnet werden.
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Tabelle 8.  Übersicht über Handlungsbedarfe, dazugehörige Anknüpfungspunkte und 
                    weiterführende Handlungsoptionen im Bereich Personalgewinnung

Handlungsbedarfe: 
Personalgewinnung

Anknüpfungspunkte an Bestehende 
Maßnahmen und Strategien 

Weiterführende  
Handlungsoptionen 

zielgruppenspezifische Kommunikations-
kampagnen und Veranstaltungen 

Informationen zur Arbeit in der Bundes-
verwaltung und zum Bewerbungsprozess 
transparent kommunizieren

Schnupperprogramme und Kontakte ins 
Haus ermöglichen 

niedrigschwellige Bewerbungsangebote 
etablieren um neue Zielgruppen zu errei-
chen und zu unterstützen

Bewerbungsprozess diskriminierungssen-
sibel gestalten
 

gezielt relevante Informationen zur diver-
sitätsorientierten und diskriminierungs-
kritischen Organisationsentwicklung nach 
außen kommunizieren

derzeitige Kommunikationswege prüfen 
und evaluieren

bestehende Partnerschaften und 
Netzwerke (z. B. DSI) nutzen, um gezielt 
Kampagnen, Karriere- und Rekrutierungs-
veranstaltungen durchzuführen

mehr Informationen auf der Webseite 
des BMFSFJ zum Bewerbungsprozess 
und zur Arbeit in der Bundesverwaltung 
bereitstellen (Nutzung und Verlinkung 
der Webseite karriere.bund.de)

mit Informationen auf der Webseite 
und in der Stellenausschreibung gezielt 
Fehlwahrnehmungen zur Arbeit in der 
Bundesverwaltung abbauen
 
Hospitationsprogramme wie „Vielfalt im 
Amt“ der DSI weiternutzen

Bewerbungshilfen anbieten (telefonisch 
oder auf der Webseite siehe auch FAQ 
zum Bewerbungsprozess)

Karrierewege öffnen (für ähnliche, aber 
nicht Verwaltungsspezifische Ausbil-
dungsformate/Hochschulabschlüsse) 

freiwillige Feedbackprozesse zum Bewer-
bungsprozess etablieren (ggf. Nutzung 
von Webseiten wie Kununu prüfen vgl. 
Hamburg)

Prüfung eigener Einstellungs- und Bewer-
bungsverfahren auf mögliche (implizite) 
Hürden

Erweiterung des Hinweises auf anony-
misierte Bewerbungsverfahren in den 
Stellenausschreibungen um andere 
Schlüsselmaßnahmen der DOE

neue Kommunikationswege etablieren 
und Stellenausschreibungen auf neuen 
Plattformen (z. B. Stepstone, Indeed) 
etablieren

neue zielgruppenspezifische Partnerschaf-
ten und Kooperationen schaffen und in 
Anwerbeprozessen nutzen

eigene neue Informationsbereiche zur 
Arbeit im BMFSFJ auf der Webseite 
etablieren

FAQ zum Bewerbungsprozess ggf. auch 
mit Schaubild entwickeln und auf der 
Webseite sichtbar machen (beispielhaft 
hierfür die Webseite der GIZ)

Hospitationsprogramme (z. B. ViA) 
ausweiten, andere Formen von Schnup-
per- und Kontaktprogrammen etablieren, 
Partnerprogramme mit Schulen und/oder 
Jugendorganisationen und -vereinen etab-
lieren und für Arbeit in der Bundesverwal-
tung begeistern

Bewerbungen auf (zielgruppenspezifi-
schen) Messen zulassen (z. B.: Formate 
wie Berlin-Tag ggf. in Kooperation mit 
anderen Ressorts etablieren)

verwaltungsspezifische Nachschulungen 
und Qualifizierungen für Quereinsteiger 
ermöglichen

regelmäßige Evaluation des Bewerbungs-
prozesses, des Feedbacks und der Erfolge 
etablieren

Weiterentwicklung der Bewerbungsver-
fahren (z. B. freiwillige Mitteilung beson-
derer Lebensumstände in anonymisierten 
Bewerbungsverfahren)

regelmäßige Prüfung und Überarbeitung 
der zielgruppenspezifischen Anspra-
chepassagen in Zusammenarbeit mit 
Fachstellen, Community-Netzwerken, 
Interessensvertretungen

http://karriere.bund.de
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Die Forschung zur repräsentativen Bürokratie in Deutschland steht besonders im Bereich der Bundesver-
waltung noch am Anfang, denn bisherige Studien erheben nur einen Bruchteil der Diversitätsdimensionen, 
die rechtlich und gesellschaftlich relevant sind (vgl. Ette et al. 2020; Ette et al. 2021). Mit dieser Studie liegen 
zum ersten Mal umfassende Antidiskriminierungs- und Diversitätsdaten für eine der obersten Bundesver-
waltungen vor. Damit leistet die Studie vier relevante Beiträge: Erstens zeigt die Studie auf, dass die Ver-
wendung des Migrationshintergrundes als Proxy für diskriminierungsvulnerable Menschen zu kurz gegriffen 
ist – und hat deshalb Diskriminierungs- und Rassismusvulnerabilität mit erhoben. Um die Forschung zur 
repräsentativen Bürokratie in Deutschland, aber auch zu Diversität in Organisationen allgemein, voranzu-
bringen, sollten Diversitätsstudien Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsdaten in ihrer Breite erheben 
und – idealiter – Möglichkeiten für ein kontinuierliches diskriminierungskritisches Monitoring zur Erfassung 
von Veränderungsprozessen entwickeln. Dabei sollte nicht nur die statistisch gemessene Repräsentation von 
Gruppen beachtet werden, sondern auch die in der Organisation existierende subjektive Diskriminierungs- 
und Benachteiligungswahrnehmung dieser Gruppen, um auf Basis der Erkenntnisse konkrete Veränderungs-
prozesse anstoßen zu können 

Die vorliegende Studie leistet zweitens durch das multimethodische Design, welches qualitative und 
quantitative Daten zum Umgang mit Diversität verbindet, einen Betrag zur diversitätsorientierten Organi-
sationsforschung (Funder et al. 2023), indem es einen Blick auf die Kombination verschiedener Ansätze 
und Maßnahmen organisationaler Wandelprozesse wirft. Dabei knüpft die Studie an Ergebnisse der Orga-
nisationsforschung an, die zeigen, dass dieser Prozess nie abgeschlossen ist, und seine Maßnahmen und 
Strategien immer wieder neu evaluiert, angepasst und implementiert werden müssen (Gräfe-Geusch et al. 
im Erscheinen; Dobbin & Kalev 2017, 2022). Damit trägt die Studie zur Entwicklung einer Perspektive auf 
organisationalem Wandel bei, die Diversitäts- und Vielfaltsgestaltung als diskriminierungskritische Organi-
sationsentwicklung versteht, die Barrieren und Hindernisse für besonders vulnerable und benachteiligte 
Bevölkerungsgruppen abbaut und eine konstruktive Wertschätzung von Unterschieden und Antidiskriminie-
rung im Arbeitsalltag verankert. Aus dieser Sicht haben Diversitätsstudien die Aufgabe, Impulse zu liefern zur 
Gestaltung einer inklusiven Arbeitsumgebung, die Chancengleichheit und das Wohlbefinden aller Beschäf-
tigten sicherzustellen sucht, und eine Datengrundlage zu schaffen die für kontinuierliche Veränderung und 
Change-Management genutzt werden können.

Drittens leistet die Studie einen Beitrag zur Forschung im Bereich der Ungleichheiten auf dem Arbeits-
markt (vgl. z. B. Di Stasio et al. 2021; Koopmans et al. 2018; Veit & Thijsen 2021). Zum ersten Mal wurden 
Daten für neun unterschiedliche diskriminierungsvulnerable Gruppen und deren Wahrnehmung von Aus-
schlüssen und Präferenzen im Bewerbungsprozess erhoben, die sowohl Vergleiche untereinander als auch 
mit der Gruppe der Menschen, die nicht von Diskriminierung betroffen sind, ermöglichen. Sie zeigen bishe-
rige Leerstellen in der Forschung auf und geben Hinweise auf weitere Forschungsbedarfe. Auch für die Per-
sonalakquise des BMFSFJ und der Bundesverwaltung werden erstmal empirisch gesicherte Daten vorgelegt, 
die es erlauben diese Gruppen in der Personalarbeit mitzudenken. 

Im Bereich der Arbeitsmarktforschung zeigt die vorliegende Studie, dass es lohnenswert ist, die untersuch-
ten Gruppen zu erweitern, repräsentativ zu erheben und auch vergleichend und intersektional zu betrach-
ten. Auch die unterschiedlichen Präferenzen diskriminierungsvulnerabler Gruppen bei der Bewerbungs- und 
Arbeitgeberwahl bedürfen weitere wissenschaftlicher Untersuchungen. In Modellprojekten sollte auch die 
Kooperation der Personalakquise mit Migrant*innenenselbstorganisationen oder Schulen und Bildungsein-
richtungen wissenschaftlich begleitet werden, erste Erfahrung hierzu sind in der wissenschaftlichen Beglei-
tung zum Hospitationsprogramm „Vielfalt im Amt“ bereits vorhanden.

6.3 Zusammenfassender Ausblick
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Schlussendlich hat die Studie auch gezeigt, dass wir bisher zu wenig über die existierenden impliziten 
Annahmen sowohl in der Organisationsentwicklung als auch in der Personalarbeit wissen. Dies kann mit 
Forschung zu Implicit Bias Tests (IAT) geleistet werden. Auch über das Schulungsangebot zu Diversität und 
Diskriminierung und deren Wirkung in der Bundesverwaltung ist bisher wissenschaftlich wenig bekannt, 
obwohl sie in der Diversitätsgestaltung eine wichtige Stellschraube darstellen (vgl. Dobbin & Kalev 2022; 
Gräfe-Geusch & Sdunzik 2024). Daher wäre auch hier eine umfassende Evaluation beispielsweise der Ange-
bote der BAköV erstrebenswert. 

Das BMFSFJ hat sich bereits auf den Weg gemacht und mit dieser Studie den Prozess einer empirisch ge-
leiteten diskriminierungskritischen und diversitätsorientierten Organisationsentwicklung begonnen. Hand-
lungsbedarfe und -optionen wurden oben bereits ausgeführt und für die einzelnen Bereiche tabellarisch 
zusammengefasst dargestellt (vgl. Tabellen 5–8). Neben den Handlungsbedarfen sind jeweils Anknüpfungs-
punkte an bestehende Strukturen und Maßnahmen sowie weiterführende Handlungsoptionen dargestellt. 
Damit kann das BMFSFJ die Expertise, Erfahrungen und Überlegungen zu diskriminierungssensibler und di-
versitätsorientierter Organisationsentwicklung, die in diesem Bericht gebündelt und dargelegt wurden, in 
den bundesweiten Prozess gestaltend mit einbringen. Denn Diversitätsgestaltung ist immer eine Kombina-
tion und Verbindung von verschiedenen Ansätzen und Maßnahmen und erfordert einen Prozess kontinu-
ierlichen institutionellen Lernens und Weiterentwickelns der Organisationskultur und -struktur, worin das 
BMFSFJ nun weitreichende praktische Erfahrungen hat.

6. Ausblicke, Handlungsbedarfe und Empfehlungen
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In der Diskriminierungs- und Diversitätsforschung gibt es viele Diskussionen über Begriffe, Konzepte und 
Sprache. In diesem Glossar werden zentrale Begrifflichkeiten erläutert.

Abbau von Diskriminierung
Der Abbau von Diskriminierung umfasst alle Maßnahmen, die Hürden reduzieren, um die gesellschaftliche 

Vielfalt entlang der in dieser Untersuchung betrachteten Vielfaltsmerkmale in der Beschäftigtenstruktur abzu-
bilden. Zudem gehören alle Maßnahmen und Angebote dazu, die unter anderem Strukturen schaffen, durch 
die ein professioneller Umgang mit Diskriminierung ermöglicht wird (dies schließt Prävention ein).

Ageism/Altersdiskriminierung
Ageism ist ein englischer Begriff, der im Allgemeinen die Diskriminierung aufgrund des Lebensalters be-

schreibt. Menschen werden durch Ageism benachteiligt, wenn ihnen aufgrund ihres Lebensalters bestimmte 
Fähigkeiten abgesprochen oder zugeschrieben und somit die gesellschaftliche Teilhabe der Betroffenen ein-
geschränkt wird. Die Steoreotype und Vorurteile aufgrund von Lebensalter sind mannigfach und betreffen 
„jüngere“ als auch „ältere“ Menschen in unterschiedlichsten Kontexten (Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
2024a). Am Arbeitsplatz kann dies bedeuten, dass Mitarbeiter*innen von Beförderungen, aber auch Weiter-
bildungen, Gehaltserhöhungen oder Umstrukturierungsprozessen ausgeschlossen werden. Ebenfalls können 
Abfindungen für ältere Arbeitnehmer*innen darunter gefasst werden, oder auch Stellenausschreibungen, die 
sich explizit an „jüngere“ richten. Altersdiskriminierung kann aber auch informelle Praktiken annehmen – bis 
hin zum Mobbing (Solem 2016).

Behinderung/Beeinträchtigung
Eine Behinderung wird in der Regel als eine Einschränkung oder Beeinträchtigung betrachtet, die eine Per-

son in ihrer alltäglichen Funktionsweise beeinflusst. Es gibt verschiedene Definitionen – je nach Kontext und 
rechtlichen Rahmenbedingungen. Häufig wird mit einer medizinisch-biologisch gerechtfertigten Definition 
operiert, die Behinderung als defizitäre Eigenschaft eines Menschen versteht. Sie bezieht sich auf physische, 
kognitive, sensorische oder emotionale Einschränkungen, die dazu führen können, dass eine Person Schwie-
rigkeiten hat, bestimmte Aktivitäten auszuführen oder sich in die Gesellschaft zu integrieren. Aus dieser Sicht 
„leidet“ der Mensch unter einer Behinderung. Das medizinische Modell von Behinderung wird von Selbstor-
ganisationen behinderter Menschen kritisiert. Es entfaltet aber in Bezug auf die Arbeitswelt eine besondere 
Wirkung, da die Inanspruchnahme gesetzlich festgelegter Nachteilsausgleiche (Ablehnbarkeit von Mehrarbeit, 
Arbeitsplatzgestaltung, Zusatzurlaub, Wahlrechte) nur auf Basis der Aufnahme in die Schwerbehindertenliste 
eines Arbeitgebers stattfinden kann (vgl. SGB IX) – diese wiederum ist von einer behördlichen Anerkennung der 
Diagnosen und vom Umfang der Einschränkung (Grad der Behinderung (GdB)) abhängig.

Das den Analysen dieser Studie zugrundeliegende Modell von Behinderung geht davon aus, dass Menschen 
nicht aufgrund individueller Einschränkungen behindert sind. Stattdessen können gesellschaftliche Strukturen 
manche Menschen benachteiligen. Diese Sichtweise betrachtet Behinderung als Erfahrung von Hindernissen 
im Alltag. Laut diesem sozialen Modell werden Menschen nicht durch körperliche Merkmale behindert, son-
dern dadurch, wie Umwelt und Gesellschaft aufgebaut sind.

Diskriminierung
Siehe Infobox Diskriminierung. 

Diskriminierung aufgrund von Religionszugehörigkeit/Weltanschauung
Diskriminierungen aufgrund von Religion/Weltanschauung können sich unterschiedlich manifestieren. Obwohl 

Menschen mit (offizieller oder inoffizieller) Religionszugehörigkeit, aber auch konfessionslose Menschen, recht-
lich vor Diskriminierungen in Deutschland geschützt sind, kann es trotzdem zu strukturellen Diskriminierungen 
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kommen. Dazu gehören etwa Ressentiments gegenüber Kopftuch-tragenden Menschen, oder auch Benachtei-
ligung muslimischer Schüler*innen im Bildungskontext. Diskriminierungen aufgrund von Religionszugehörigkeit 
können sich aber auch durch verbale oder nonverbale Angriffe im Alltag bemerkbar machen. Diskriminierung von 
Jüdinnen und Juden wird unter den Begriff Antisemitismus gefasst. Dieser hat in den letzten Jahren in Deutschland 
zugenommen (Antidiskriminierungsstelle des Bundes 2024c). Diskriminierung gegenüber Muslim*innen wird als 
antimuslimischer Rassismus bezeichnet. Studien zeigen, dass diese Art von Diskriminierung in Deutschland weit 
verbreitet ist (vgl. Zick und Küpper 2021: 187; Zick und Krott 2021: 26; DeZIM 2023b).

Diskriminierungsvulnerable Gruppen
Zu den diskriminierungsvulnerablen Gruppen zählen in dieser Studie Beschäftigte und Teilnehmer*in-

nen der Bevölkerungsbefragung, die in Bezug auf eine bestimmte Vielfaltsdimension potentiell eher Dis-
kriminierung oder Benachteiligung erleben. Wer diese Gruppen sind, basiert dabei auf gesellschaftlichen 
Strukturprinzipien, die historisch gewachsen und bedingt sind (vgl. Kronenbitter et al. 2023; Antidiskri-
minierungsstelle des Bundes 2021a). Das bedeutet zum Beispiel, dass queere Menschen in Bezug auf die 
Vielfaltsdimension „sexuelle Orientierung/Identität“ gegenüber heterosexuellen Menschen als diskriminie-
rungsvulnerabel gelten. Jede Person kann sowohl diskriminierungsvulnerable als auch privilegierte Vielfalts-
dimensionen auf sich vereinen: So kann eine queere Person etwa in Bezug auf ihre „soziale Herkunft“ durch 
einen akademischen Hintergrund der Eltern privilegiert sein. Die intersektionale Analyse der Verschränkung 
unterschiedlicher Vielfaltsdimensionen kann wiederum neue Diskriminierungsdynamiken und Ergebnisse 
hervorbringen. Eine vollständige Auflistung der diskriminierungsvulnerablen Gruppen der Beschäftigten- 
und Bevölkerungsbefragung findet sich im Anhang (Tabelle A3).

Diversität/Vielfalt/Vielfaltsdimensionen
Der Begriff Vielfalt bezieht sich auf den Facettenreichtum von sozialen Zugehörigkeiten und Zuschreibun-

gen, von persönlicher Identität sowie Herkunft und Sozialisation. Er drückt aus, dass Menschen sich in vielen 
verschiedenen Aspekten unterscheiden. Es gibt eine breite Forschung zu den Konzepten Diversität und Viel-
falt, die viele unterschiedliche Fachrichtungen beinhaltet (vgl. Infobox Einblick in die wissenschaftliche Diver-
sitätsforschung). In Anlehnung an die Schutzgründe des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) stehen 
in dieser Studie die folgenden Vielfaltsdimensionen im Fokus: Lebensalter, Behinderung/Beeinträchtigung, 
„ethnische“ Herkunft / rassistische Zuschreibung, Geschlecht/Geschlechtsidentität, Religion/Weltanschau-
ung, sexuelle Orientierung/ Identität. Darüber hinaus werden auch die folgenden Dimensionen untersucht: 
Soziale Herkunft, Familiäre Fürsorgeverantwortung (Elternschaft, pflegende Angehörige) und Geburtsort be-
züglich Ost-/Westdeutschland. Sie können im Kontext der Studie ebenfalls für unterschiedliche Perspektiven 
und Erfahrungen bedeutsam sein.

Diversitätsorientierte Organisationsentwicklung
Eine diversitätsorientierte Organisationsentwicklung bedeutet für Organisationen, die Vielfalt einer Gesell-

schaft nicht nur anzuerkennen, sondern auch praktisch zu leben und wertzuschätzen. Somit zielt eine diversi-
tätsorientierte Organisationsentwicklung auf die Weiterentwicklung der Praxis von Organisationen ab, um eine 
Benachteiligung in allen Bereichen abzubauen oder zu verhindern. Dabei liegt ein ganzheitliches Verständnis 
von Vielfalt zugrunde, welches sich sowohl im Entwicklungsprozess, in der Organisationskultur und -struktur, 
als auch in der Belegschaft und der Kommunikation wiederfinden soll (Regionale Arbeitsstelle für Bildung, 
Integration und Demokratie 2017). 

Dominanzgesellschaft
Die Dominanzkultur/-gesellschaft bezeichnet eine Lebensweise, Selbst- und Fremdinterpretation, die „in 

Kategorien der Über- und Unterordnung gefasst sind“ (Rommelspacher 1995: 22). Dies bezieht sowohl „gesell-
schaftliche Praxen“, „geteilte Bedeutungen“ und insbesondere die „ökonomischen und politischen Strukturen“ 
einer Gesellschaft mit ein (ebd.). So wird versucht, das Zusammenleben und die gesellschaftlichen Entwicklun-
gen anhand von Herrschaftsverhältnissen zu erklären. 



116 |

Project Report #11|24

„Im Gegensatz zu kolonialen oder faschistischen Gesellschaften ist die Unterteilung in Unterdrückte und Un-
terdrückende aber nicht eindeutig, sondern verläuft anhand vieler verschiedener Differenzlinien (Frau/Mann, 
weiß/Schwarz, deutsch/nicht deutsch, arm/reich usw.), was zu einem Verblassen der kollektiven Identitäten 
und zu Verunsicherung führt. Zudem sind Über- und Unterordnung in Normen, Normalitätsvorstellungen und 
Alltagshandeln eingelassen. Diese Uneindeutigkeiten verdecken und rechtfertigen bestehende Ungleichheiten 
und Diskriminierungen, sodass die Dominanzgesellschaft sich ihrer eigenen Hierarchien nicht bewusst ist (oder 
sein will), sondern sich (allerdings nur oberflächlich) zu Gleichheit und Gleichwertigkeit bekennt.“ (Informa-
tions- und Dokumentationszentrum für Antirassismusarbeit e. V. (IDA) o.J.a).

Einwanderungsgeschichte
Das Statistische Bundesamt definiert Personen mit Einwanderungsgeschichte wie folgt: „Alle Menschen, 

die entweder selbst (Eingewanderte) oder deren beide Elternteile (Nachkommen von Eingewanderten) seit 
1950 in das heutige Gebiet Deutschlands eingewandert sind“ (Statistisches Bundesamt o.J.a). Ebenso wie beim 
statistischen Migrationshintergrund trägt auch diese Kategorie nicht zur Unterscheidung von Menschen mit 
Migrationshintergrund und rassismusvulnerablen Menschen bei.

Fürsorgeverantwortung
Unter Fürsorgeverantwortung wird im Allgemeinen die Betreuung und Pflege von Familienangehörigen und 

Lebenspartner*innen verstanden, diese kann rechtlich festgelegt sein, aber auch freiwillig wahrgenommen 
werden. Meist wird darunter die Fürsorgeverantwortung gegenüber Kindern und pflegebedürftigen Verwand-
ten gefasst. Menschen mit Fürsorgeverantwortung sind häufiger Diskriminierungen am Arbeitsplatz ausge-
setzt.

Gender-Pay-Gap
Gender-Pay-Gap ist ein Begriff, der für eine Form von Arbeitsmarktdiskriminierung steht, die sich auf ge-

schlechterspezifische Gehaltsunterschiede zwischen Frauen und Männern bezieht. Der Gender-Pay-Gap er-
rechnet sich aus der Differenz des Bruttoverdienstes der Männer zu den Bruttoverdiensten der Frauen. In 
Deutschland verdienten Frauen im Jahr 2023 im Durchschnitt 18 Prozent weniger pro Stunde als ihre männli-
chen Kollegen (vgl. Statistisches Bundesamt 2024).

Geschlechtsidentität
Das Geschlecht, dem sich eine Person zugehörig fühlt, wird als Geschlechtsidentität bezeichnet. Entspricht 

die Geschlechtsidentität dem bei der Geburt zugewiesenen binären Geschlecht (weiblich/männlich), spricht 
man von einer cisgeschlechtlichen Identität (Cis-Frau/Cis-Mann). Die Geschlechtsidentität kann aber auch von 
dem bei der Geburt zugewiesenen Geschlecht abweichen, dann spricht man z. B. von trans*geschlechtlich und/
oder nichtbinär. Als inter*geschlechtlich werden Menschen bezeichnet, die mit geschlechtlichen Merkmalen 
geboren werden, die nicht eindeutig dem männlichen oder weiblichen Geschlecht zugeordnet werden können. 

Bei der Abfrage des Geschlechts werden die Selbstbezeichnungen trans*, inter*, nichtbinär und (gender-)
queer in der Konzeption der quantitativen Beschäftigtenidentität in Abgrenzung zum Begriff „divers“ verwen-
det. Diesen benutzt der Gesetzgeber zur Beschreibung einer dritten Option im Geschlechtseintrag (Antidiskri-
minierungsstelle des Bundes 2024b), doch „divers“ stellt keine Selbstbezeichnung dar, sondern eine Kategorie 
des Personenstandsgesetzes.

Glasdeckeneffekt
Der Glasdeckeneffekt (glass ceiling effect) beschreibt ebenfalls eine Form von Arbeitsplatzdiskriminierung, 

die sich auf ungleiche geschlechterspezifische Beförderungschancen bezieht. Diese „gläserne Decke“ meint 
unsichtbare Barrieren, welche den Aufstieg von Frauen und Minderheitengruppen in (höhere) Führungsposi-
tionen verhindern. Ein wichtiger Aspekt dabei ist, dass sich dieser Effekt in den oberen Ebenen der Unterneh-
mensführung verstärkt und nicht mit Qualifikationsunterschieden erklärt werden kann (Bishu & Alkadry 2017).
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Intersektionalität
Intersektionalität bezeichnet die Wechselwirkung unterschiedlicher sozialer Kategorien wie beispielsweise 

sozialer Status / soziale Herkunft, Geschlechtsidentität, die zugeschriebene „ethnische Herkunft“ / rassistische 
Zuschreibung, Behinderung/Beeinträchtigung sowie Alter und/oder sexuelle Orientierung/Identität, Ost- bzw. 
Westsozialisation etc., insbesondere im Hinblick auf ihr Diskriminierungspotenzial. Dabei werden die Benach-
teiligungen oder Ausschlüsse mit Bezug zu den verschiedenen Kategorien nicht addiert/additiv betrachtet, son-
dern die Wechselwirkungen und Verflechtungen verschiedener Positionen sozialer Ungleichheit analysiert. So 
kann etwa das spezifische Zusammenwirken von sexistischer und rassistischer Diskriminierung in den Lebens-
realitäten Schwarzer Frauen betrachtet werden. Das Konzept wurde in Schwarzen feministischen Kontexten 
entwickelt (The Combahee River Collective 2014) und von Crenshaw (1989) in akademische Analysen einge-
bracht.

LSBTIQ*
LSBTIQ* ist ein Akronym aus dem Englischen, das auch in Deutschland große Anwendung findet. Es steht für 

„Lesbian, Gays, Bisexuals, Transgender, Intersex & Queers“, also Lesben, Schwule, Bisexuelle, Trans*, Inter* & 
Queers (LSBTIQ*). Das Sternchen * wird mitgesprochen und fungiert als Platzhalter für die Offenheit des Be-
griffes, um eine Selbstzuordnung möglich zu machen, auch wenn die eigene Identität nicht explizit genannt ist. 
LSBTIQ* versteht sich somit als Begriff, der die geschlechtliche Identität und sexuelle Orientierung/Identität von 
Menschen außerhalb der Heteronormativität und Cis-Kategorien fasst und artikulierbar macht (Sauer 2018).  
Personengruppen des LSBTIQ*-Spektrums gelten als Minderheitengruppen und sind oftmals Diskriminierun-
gen aufgrund von geschlechtlicher Identität und/oder sexuellen Orientierung ausgesetzt, wobei es Unterschie-
de der Betroffenheit zwischen den Gruppen gibt. 

Trans*: „Trans*“ ist ein umfassender Begriff, der eine Vielzahl von Identitäten und Lebensweisen beschreibt. 
Er umfasst Menschen, die sich nicht mit dem bei ihrer Geburt zugewiesenen Geschlecht identifizieren. Trans* 
wird häufig als Oberbegriff verwendet, „um ein breites Spektrum von Trans*-Identitäten, -Lebensweisen und 
-Konzepten zu bezeichnen, auch solche, die sich geschlechtlich nicht verorten (lassen) möchten“ (Sauer et al. 
2016: 74). Der Stern am Ende des Wortes dient als Platzhalter und signalisiert, dass es nicht nur die binären 
Geschlechter „männlich“ und „weiblich“ gibt, sondern ein Spektrum von Geschlechtsidentitäten und körper
lichen Ausprägungen existiert

Inter*: Der Begriff „inter*“ wird von Menschen verwendet, die mit geschlechtlichen Merkmalen geboren wer-
den, die nicht eindeutig dem männlichen oder weiblichen Geschlecht zugeordnet werden können. Intersexua-
lität bezieht sich auf eine körperliche Gegebenheit und ist keine sexuelle Identität.

Queer: Queer bezieht sich in dieser Befragung auf die sexuelle Orientierung/Identität. Gemeint sind alle Be-
schäftigten, die auf die Frage „Welche der folgenden Bezeichnungen beschreiben am besten Ihre sexuelle Ori-
entierung/Identität?“ mit „homosexuell/lesbisch/schwul/bisexuell/queer“ geantwortet haben.

Cisgeschlechtlich: Entspricht die Geschlechtsidentität dem bei der Geburt zugewiesenen binären Geschlecht, 
spricht man von cisgeschlechtlich (weiblich, männlich).

Nichtbinär: „Nichtbinär“ ist ein Oberbegriff für Geschlechtsidentitäten, die sich nicht oder nicht ausschließlich 
den binären Kategorien von Mann und Frau zuordnen lassen.

Migrationshintergrund
Eine Person mit Migrationshintergrund wird durch das Statistische Bundesamt wie folgt definiert: „Eine Per-

son hat einen Migrationshintergrund, wenn sie selbst oder mindestens ein Elternteil nicht mit deutscher Staats-
angehörigkeit geboren wurde“ (Statistisches Bundesamt o.J.b). Dabei ist der Migrationshintergrund wissen-
schaftlich umstritten, da er eine exklusive imaginierte nationale Gemeinschaft suggeriert, von der Menschen 
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mit Migrationshintergrund per se ausgeschlossen sind (Elrick und Farah-Schwartzman 2015; Horvath 2019; 
Will 2019). Die große Heterogenität der Gruppe hinsichtlich Bezugsländern, Muttersprachen, rechtlichem und 
sozialem Status, die unter dieser Kategorie zusammengefasst wird, macht den Begriff unscharf (Baumann et 
al. 2017: 6). Der Migrationshintergrund ist somit eine Kategorie, die für eine differenzierte Betrachtung von 
Vielfalt immer weniger geeignet ist: Sie beinhaltet beispielsweise Österreicher*innen, die sich als weiß und mit-
teleuropäisch bezeichnen würden, ebenso wie Ghanaer*innen, Inder*innen oder Angehörige anderer außer-
europäischer Diasporas, die in Deutschland diskriminierungs- und rassismusgefährdet sind. Hinzu kommt eine 
– gerade angesichts des demografischen Wandels in Deutschland relevante – Unschärfe des Migrationshinter-
grundes, die von Jahr zu Jahr zunimmt: Da der Migrationshintergrund zumeist nach der zweiten Generation 
nicht mehr erhoben wird, wächst die Zahl derjenigen beständig, die Diskriminierung in Bezug auf „ethnische“ 
Herkunft / rassistische Zuschreibung erfahren, jedoch statistisch nicht mehr erfasst werden. So zeigt eine Stu-
die unter Führungskräften der Berliner Verwaltung (Aikins et al. 2018), dass die Reduzierung auf Menschen mit 
sogenanntem Migrationshintergrund zu kurz gegriffen ist, da sie eine Vielzahl rassismusvulnerabler Gruppen 
nicht berücksichtigt (Schwarze Menschen, Sinti*zze und Rom*nja, etc.).

Ostdeutsche
Diskriminierungs- und Abwertungserfahrungen machen auch „Ostdeutsche“. Im Kontext der vorliegenden 

Studie wird als „ostdeutsch“ definiert, wer in den Bundesländern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen oder Ostberlin geboren wurde. In der wissenschaftlichen Debatte wird 
aber auch betont, dass eine rein geografische Erfassung über den Wohnort unzureichend ist. Foroutan et al. 
(2023b) problematisieren diese Schwierigkeit und vergleichen daher „geo-“, „bio-“, „sozio-“ und „emo-ostdeut-
sche“ Menschen miteinander. Es wird festgehalten, dass der „Sozialisierungshintergrund“ eine sozial konstru-
ierte Zuschreibung ist, die mit gewissen Problematiken einhergeht, und die Wichtigkeit von Selbstidentifizie-
rung betont.

Person of Color
Person of Color (Plural: People of Color, abgekürzt PoC) „verwenden Menschen, die rassistische Diskrimi-

nierungen in weißen Mehrheitsgesellschaften erfahren, als gemeinsame politische Selbstbenennung. Die po-
sitive Verwendung des Begriffs hat ihren Ursprung in der Black Power-Bewegung in den USA Ende der 1960er 
Jahre“ (Migrationsrat Berlin e. V. 2020). Seit Mitte der 1990er Jahre wird der Begriff in Deutschland verwen-
det (Ha 2023). Damit wird auf eine gemeinsame Rassismuserfahrung verwiesen. In Abgrenzung zu Begriffen 
wie „Migrationshintergrund“ wird explizit der erlebte Rassismus thematisiert und hervorgehoben. Ähnlich wie 
die Begriffe „Schwarz“ oder „weiß“ beschreibt der Begriff People of Color keine biologische Eigenschaft und 
Hautfarbe, sondern es geht darum, dass Menschen aufgrund von Rassismus marginalisiert werden (Diversity 
Arts Culture o.J.a). Der Begriff Person of Color umfasst eine heterogene/vielfältige Gruppe von Menschen mit 
unterschiedlicher kultureller, geografischer und sozialer Herkunft, das heißt, nicht alle Menschen, die sich als 
Person of Color bezeichnen, machen die gleichen Erfahrungen. Zwar beruht die Selbstbezeichnung auf einer 
gemeinsamen Rassismuserfahrung, doch erfahren Menschen mit unterschiedlichen Positionalitäten auf der 
individuellen Ebene Rassismus unterschiedlich. Denn Erfahrungen von Alltagsrassismus sind intersektional von 
bestehenden Machtverhältnissen wie Sexismus, Queer- und Trans*feindlichkeit, Klassismus und Ableismus 
durchzogen (Ha 2023).

Privilegien/privilegiert
„Privilegien werden die Vorteile und (der Zugang zu den) Ressourcen genannt, die Menschen aufgrund ih-

rer gesellschaftlichen Positionierung besitzen – meist ohne eigenes Zutun. Es gibt offensichtliche Privilegien, 
bspw. ist das Wahlrecht auf Bundes- und Landesebene in Deutschland ein Privileg von Menschen mit deut-
scher Staatsbürger*innenschaft. Auch mit dem sozioökonomischen Status gehen viele Privilegien einher, da 
es in fast allen Lebensbereichen wichtig ist, genügend Geld zur Verfügung zu haben. Doch Menschen können 
auch weniger offensichtliche Privilegien haben, die nicht als solche auffallen bzw. benannt werden, weil sie als 
selbstverständlich und unhinterfragt erscheinen. Eines davon ist, im Alltag als „normal“ wahrgenommen zu 



| 119 

werden (etwa als weiß, deutsch, eindeutig männlich oder gesund) und so bei der Job- oder Wohnungssuche, in 
der Schule, im Arbeitsalltag oder in der U-Bahn nicht mit stereotypen Zuschreibungen, verwehrten Zugängen 
oder diskriminierendem Verhalten rechnen zu müssen. Zu Privilegien gehört also auch sich gar nicht erst mit 
Diskriminierung und der damit einhergehenden Ungerechtigkeit beschäftigen zu müssen.“ (Informations- und 
Dokumentationszentrum für Antirassismusarbeit e. V. (IDA) o.J.b)

Rassistische Diskriminierung und rassismusvulnerable Personen
In der UN-Antirassismuskonvention wird rassistische Diskriminierung definiert als „jede auf der vermeint-

lichen ethnischen Herkunft, ‚Rasse‘, Hautfarbe, Abstammung oder nationalen Ursprungs beruhende Unter-
scheidung, Ausschließung, Beschränkung oder Bevorzugung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass dadurch ein 
gleichberechtigtes Anerkennen, Genießen oder Ausüben von Menschenrechten und Grundfreiheiten im poli-
tischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen oder jedem sonstigen Bereich des öffentlichen Lebens vereitelt 
oder beeinträchtigt wird“ (Antidiskriminierungsstelle des Bundes 2021b; vgl. auch Bundesgesetzblatt 1969 II: 
961, Artikel 1 Abs. 1). 

Rassismus als Ideologie geht davon aus, dass Menschen anhand äußerlicher Merkmale wie Hautfarbe, Haar-
farbe und Phänotyp in biologisch definierte und zueinander hierarchisch stehende „Rassen“ kategorisiert wer-
den können. Historisch gesehen führte diese Annahme zur strukturellen Verankerung von als „überlegen“ und 
als „minderwertig“ definierten Gruppen. Diese hierarchisierende Bewertung sozialer Gruppen eröffnet der als 
überlegen definierten Gruppe Privilegien, die der abgewerteten und als unterlegen beschriebenen Gruppe 
verwehrt blieben Der Kolonialismus nutzte Rassismus um Sklaverei, Ausbeutung, Herrschaft und Gewalt gegen 
nicht-weiße Völker mittels einer biologischen Herabsetzung zu legitimieren (Foroutan 2020). Rassistische Ideo-
logien und ihre institutionellen Verankerungen können sich im Zeitverlauf verändern. 

Rassismus hat affektive, politische, gesellschaftliche, gesundheitliche und wirtschaftliche Konsequenzen, er 
führt für die betroffenen Gruppen zu systematischen Ausschlüssen aus Positionen und verhindert systematisch 
die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen an einer Gesellschaft (z. B. auf dem Arbeitsmarkt, Wohnungsmarkt, 
im öffentlichen Leben und im Gesundheitswesen) (vgl. Foroutan 2020; Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
2021b; Rommelspacher 2011 [2009]: 26).. Welche sozialen Gruppen als ungleichwertig beschrieben und sozial-
strukturell abgewertet werden, das kann sich historisch gesehen verändern. In dieser Studie verwenden wir den 
Begriff rassismusvulnerable Personen: Das sind Personen, die aufgrund rassistischer Zuschreibungen besonders 
von rassistischer Diskriminierung gefährdet sind. In der quantitativen Beschäftigtenbefragung sind dies Perso-
nen, die auf die Frage „Welche der folgenden (Selbst-)Bezeichnungen trifft am ehesten auf Sie zu?“ mit Schwarz, 
muslimisch, jüdisch, Sinti*zze/Rom*nja oder in der offenen Angabe mit weiteren Selbstbezeichnungen von ras-
sismusgefährdeten Communitys (z. B. People of Color oder asiatisch) geantwortet haben. Der Nationale Aktions-
plan gegen Rassismus der Bundesregierung (Bundesministerium des Innern 2017) benennt Schwarze Menschen, 
jüdische Menschen, muslimische Menschen (und solche, die als muslimisch gelesen werden) sowie Sinti*zze und 
Rom*nja als besonders von Rassismus betroffene Gruppen in Deutschland. Die geschlossenen Antwortkategorien 
zur Selbstbezeichnung in dieser Befragung wurden auf Basis dieser Einordnung konzipiert.

Referenzgruppe
Im Rahmen der vorliegenden Studie wurden in der Bevölkerungsbefragung eine Reihe von Gruppen aus dis-

kriminierungsvulnerablen Populationen erhoben. Dazu gehören unter anderem Menschen mit einem Einkom-
men unter 1.800 Euro im Monat, Menschen, die eine Behinderung und/oder Beeinträchtigung haben, die für 
die Ausübung ihrer Tätigkeit relevant ist, Menschen mit einem statistischen Migrationshintergrund, Menschen 
die Fürsorgeverantwortung(en) haben, Menschen ostdeutscher Herkunft, queere Menschen, rassismusvulne-
rable Menschen, Menschen, die einer nichtchristlichen Religion angehören und Menschen mit nichtbinärer 
oder trans* Geschlechtsidentität. Alle Menschen in dem Sample, die zu keiner dieser Gruppen gehören, bilden 
die Referenzgruppe. So können Aussagen darüber getroffen werden, was diskriminierungsvulnerable Gruppen 
in ihren Ansichten und Verhalten von denen, die nicht diskriminierungsvulnerable sind, unterscheidet.
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Selbstbezeichnung
„Oft gibt es für marginalisierte Gruppen mehrere Namen. Einen (oder mehrere) Namen, den die marginali-

sierte Gruppe für sich selbst wählt: das ist die Selbstbezeichnung. Und einen (oder mehrere) Namen, den die 
Mehrheitsgesellschaft benutzt, um über die marginalisierte Gruppe zu sprechen: das ist die [Fremdbezeich-
nung oder] Zuschreibung. Die Selbstbezeichnung ist empowernd. Sie vermittelt ein positives Wir-Gefühl. Die 
Zuschreibung hingegen macht die marginalisierte Gruppe zu Anderen […]. Ein Beispiel für eine Selbstbezeich-
nung ist PoC (Person of Color)“ (Diversity Arts Culture o.J.b). 

Sexuelle Orientierung/Identität
Im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz ist sexuelle Identität eine der sechs besonders schützenswerten 

Diskriminierungsdimensionen. In diese Gruppe fallen lesbische, schwule, bisexuelle Personen, der Begriff um-
fasst aber auch heterosexuelle Personen. Im Gegensatz zum Begriff sexuelle Orientierung, der häufig synonym 
verwendet wird, bezieht sich sexuelle Identität aber auf einen „Bestandteil des Selbstverständnisses einer Per-
son, der nicht nur durch die sexuelle Beziehung zu einer anderen Person bestimmt ist“ (Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes 2021c). Im Rahmen dieser Studie werden die Begrifflichkeiten zusammen genannt, da der 
Begriff der sexuellen Orientierung verbreiteter und leichter verständlich ist.

Soziale Herkunft
Unter sozialer Herkunft versteht man die gesellschaftliche Position bzw. den sozialen Status der Eltern einer 

Person. Der Status der Eltern wird unter anderem durch deren Einkommen und Bildungsniveau bestimmt. Sozi-
ale Herkunft bedingt Lebenschancen, zum Beispiel erreichte Bildungsabschlüsse. Nur 20,9 Prozent aller Bache-
lor-Absolvent*innen in Deutschland sind so genannte „Arbeiter*innenkinder“ (Goebel et al. 2023), gegenüber 
einem Anteil von etwa 76 Prozent in der erwerbstätigen Gesamtbevölkerung. In der hier vorliegenden Studie 
wurde die soziale Herkunft in der quantitativen Beschäftigtenbefragung über die subjektive Einschätzung der 
gesellschaftlichen Position der Eltern anhand der Mac Arthur Scale erhoben (Hoebel et al. 2015). Die Befragten 
sollten auf einer Leiter mit zehn Sprossen für jeweils einen Elternteil die Position auf der Leiter auswählen, die 
ihrer Meinung nach die gesellschaftliche Stellung des Elternteils am besten widerspiegelt, und zwar zu dem 
Zeitpunkt, an dem ihre Eltern auf dem Höhepunkt ihres beruflichen und gesellschaftlichen Erfolges standen. 
Dabei stellt die Sprosse 10 = höchste Bildung, höchstes Einkommen, höchstes berufliches Ansehen und die 
Sprosse 1 = niedrige Bildung, niedriges Einkommen und geringes berufliches Ansehen dar. Diese Operationali-
sierung wurde gewählt, da keine Drittbefragung über Abschlüsse oder Einkommen der Eltern erhoben werden 
durften.

Vielfaltsförderung
Maßnahmen zur Förderung von Vielfalt im Arbeitskontext dienen dazu, unter anderem durch die Sensibili-

sierung für unterschiedliche Perspektiven und Lebenserfahrungen von Menschen eine Arbeitskultur zu schaf-
fen, die die unterschiedlichen Kompetenzen mit Blick auch auf die Vielfalt in der Gesellschaft erfolgreich nutzt. 
Ziel ist, dass sich alle Menschen akzeptiert, respektiert, wertgeschätzt und willkommen fühlen. Sie dient dazu 
ein „wertschätzendes und vorurteilfreies Arbeitsumfeld zu schaffen, indem sich alle Talente optimal entfalten 
können“ (Charta der Vielfalt e. V. 2017: 6).

Weiß
„,Weiß‘ und ,Weißsein‘ bezeichnen ebenso wie ,Schwarzsein‘ keine biologische Eigenschaft und keine reelle 

Hautfarbe, sondern eine politische und soziale Konstruktion. Mit ,Weißsein‘ ist die dominante und privilegierte 
Position innerhalb des Machtverhältnisses Rassismus gemeint, die zumeist unausgesprochen und unbenannt 
bleibt“ (werandereneinenbrunnengraebt 2015). Die Erfahrungen, die weiße Menschen machen, werden in ei-
ner rassistisch strukturierten Gesellschaft als Maßstab zur Beurteilung nicht-weißer Menschen gesetzt. Folglich 
soll die Bezeichnung weiß dazu dienen, die in der Regel unmarkiert bleibende Positionierung weißer Menschen 
sichtbar zu machen (Informations- und Dokumentationszentrum für Antirassismusarbeit e. V. (IDA) o.J.c). Weiß-
sein umfasst folglich ein unbewusstes Selbst- und Identitätskonzept, das weiße Menschen in ihrer Selbstsicht 
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und ihrem Verhalten prägt und sie an einen privilegierten Platz in der Gesellschaft verweist, was zum Beispiel 
den Zugang zu Ressourcen betrifft (werandereneinenbrunnengraebt 2015). Die materiellen Vorteile weißer 
Menschen, die sich aus dem privilegierten Zugang zu Ressourcen ergeben, werden auf Kosten marginalisierter 
und diskriminierter Menschen erzielt. Diesen wird systematisch und strukturell der gleiche Zugang zu ebendie-
sen materiellen Vorteilen verwehrt. 

Weiße Privilegien
„Mit weißen Privilegien […] sind die unhinterfragten und unverdienten Vorteile, Ansprüche und Privilegien 

gemeint, die weißen Menschen aufgrund ihrer machtvollen Positionierung in […] [einer von Rassismus gepräg-
ten hierarchischen Gesellschaftsstruktur] zuteilwerden. In unserem gesellschaftlichen System ist Weißsein die 
Norm und der unsichtbare Maßstab, gegenüber dem BIPoC* als Abweichung erscheinen. Für Personen, die 
Rassismus erfahren, ist Weißsein keine unsichtbare Norm, sondern bedeutet eine kontinuierliche Konfronta-
tion. Doch für Personen mit weißen Privilegien ist diese normstiftende Position nur schwer zu fassen. Deshalb 
ist es ein Ziel der [Critical] Whiteness Studies, die für weiße Menschen oft unsichtbare Norm des Weißseins 
und weiße Privilegien zu demaskieren“ (Institut für Diversity- und Antidiskriminierungsforschung (IDA) o.J.d).
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Appendix A1: Vorgehen qualitative Kodierung 
Für die Kodierung wurden Interviewpassagen zunächst bestimmten Themenbereichen wie „Wahrnehmung 

von Unterrepräsentationen“ oder „Maßnahmenwünsche/Bedarfe“ zugeordnet. In einer zweiten Auswertungs-
phase wurden diese Überkategorien dann nochmal in Unteraspekte aufgeteilt. So ergaben sich für die Über-
kategorie „Maßnahmewünsche/Bedarfe" beispielsweise (und nicht abschließend) die Unterkategorien „Iden-
tität“, „Strukturelle Veränderungen“, „Personalpolitik“.

Um sicher zu stellen, dass sich die thematischen Einordnungen nicht zwischen Mitarbeitenden unterschie-
den, wurde in regelmäßigen Abständen die sogenannte Intercoder-Reliabilität getestet. Dafür wurde von allen 
Mitarbeitenden das gleiche Interview kodiert. Die Auswertungssoftware analysierte dann die Übereinstim-
mung der thematischen Zuordnungen. Ab einer Übereinstimmung von 85 Prozent kann von einer hohen Inter-
coder-Reliabilität und damit einer guten Übereinstimmung der Kodierungen ausgegangen werden. Nur wenn 
eine Intercoder-Reliabilität von mehr als 85 Prozent erreicht wurde, wurde die Kodierung der Interviews daher 
getrennt fortgesetzt (d.h. jede*r Projektmitarbeitende arbeitete an einem anderen Interview). 

Die im Bericht verwendeten ausgewählten Passagen wurden einer ethischen Prüfung unterzogen, das heißt, 
es wurde entschieden, ob die Nutzung der Passage ggf. der interviewten Person schaden könnte. Zusätzlich 
wurde auch auf De-Anonymisierung geprüft. Hierbei wurden die ausgewählten Passagen noch einmal genau 
auf mögliche sprachliche Eigenheiten, die Hinweise auf die Identität der Person geben könnten, oder die Er-
wähnung idiosynkratische Kontexte geprüft. Wenn mögliche Potenziale für eine De-Anonymisierung gefunden 
wurden, wurden die entsprechenden Textteile entweder durch „[Verallgemeinerung]“ ersetzt. War beispiels-
weise von einem bestimmten Land die Rede, etwa der Ukraine, so wurde „Ukraine“ in der Passage durch 
„[Land]" ersetzt. War eine Anonymisierung nicht möglich, wurde die Passage im Bericht nicht verwendet.

Anhang
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Tabelle A3.  Fallzahlen nach Gruppe vor und nach der Bereinigung in der quantitativen  
                      Bevölkerungsbefragung

Gruppe Anzahl vor Bereinigung Anzahl nach Bereinigung

einkommensarm
mit Behinderung/
Beeinträchtigung
mit Migrationshintergrund
mit Fürsorgeverantwortung
ostdeutsch
queer
rassismusvulnerabel
nichtchristlich101 
nichtbinär/trans*

Referenzgruppe

1.508
1.335

 
1.077

866
834
688
623
185

55

764

1.378
1.238

 
1.005

821
770
650
587
173

52

555

101  �Zu dieser Gruppe werden all jene Befragte gezählt, die einer nichtchristlichen Religion (u. a. Islam, Judentum) angehören. Christ*innen und 
Atheist*innen werden dagegen nicht zu dieser Gruppe gezählt.
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